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1. Einleitung

Wurde Europa lange Zeit in der Forschung als genuin christliches Abendland verstanden, traten in 

den  letzten Jahren  mit  dem Judentum und dem Islam zwei  weitere  Faktoren hinzu,  die  in  der 

Interaktion mit dem Christentum die europäische Geschichte prägten. Die Beziehungen der Juden 

als  der  beständigsten religiösen Minderheit  im mittelalterlichen  Europa  zu  der  sie  umgebenden 

christlichen  Mehrheitsgesellschaft  stellen hierbei  ein  wichtiges  Forschungsfeld  dar,  das  sich  im 

Gegensatz zur den Interaktionen mit dem Islam besonders für europäische Vergleiche eignet, da die 

Juden  in  fast  allen  Reichen  des  europäischen  Mittelalters  angesiedelt  waren  und  somit  im 

Unterschied zum Islam Kontakte nicht nur an den Rändern Europas stattfanden, sondern auch in 

seinen  Kernregionen.  Dabei  ist  die  Geschichte  jüdisch-christlicher  Beziehungen  nicht  nur  als 

einseitige  Geschichte  von  Leid  und  Verfolgung  zu  sehen,  sondern  auch  als  Geschichte  von 

friedlichem Miteinander, Austausch und intensiven Kontakten.

Ein aussagekräftiges Beispiel für die starke Betonung von Vertreibung und Verfolgung in der 

Forschung stellt die zweite Hälfte des 13. Jahrhunderts dar. Sicherlich war diese Zeit für die Juden 

Westeuropas  höchst  problematisch:  Der  Pariser  Talmudprozess  1244  sowie  die  grundsätzlich 

judenfeindliche  Einstellung Ludwigs  IX.  erschwerten  die  Lebensbedingungen der  französischen 

Juden nachhaltig, ab den 1280er Jahren kam es zu den ersten Vertreibungen aus Territorien des 

französischen  Königreichs.  In  England  führte  das  Statutum  de  Judeismo von  1275  zu  einer 

weitreichenden  Verarmung  der  jüdischen  Bevölkerung  und  die  Nichtbeachtung  des  Statuts 

schließlich zu ihrer Ausweisung 1290. Im Regnum Teutonicum wurden die jüdischen Gemeinden 

nicht nur durch die Verfolgung des „Guten Werner“ sowie die Rintfleischverfolgung erschüttert, 

sondern auch durch die Festnahme Meirs von Rothenburg durch König Rudolf von Habsburg im 

Jahr 1286. Gerade die Herrschaftszeit Rudolfs von Habsburg (1273-1291) wurde von der Forschung 

zu einem negativen Wendepunkt in der Beziehungsgeschichte von Juden und Christen erklärt, ohne 

jedoch die Überlieferung in ihrer ganzen Breite zu berücksichtigen. Die vorliegende Arbeit möchte 

diese Forschungslücke schließen, die Beurteilung dieser Herrschaftszeit kritisch hinterfragen und 

die Ergebnisse abschließend in einem westeuropäischen Rahmen verorten. Wenn die Herrschaftszeit  

Rudolfs  tatsächlich  einen  negativen  Wendepunkt  in  der  Geschichte  des  Judentums  im  Reich 

gebracht hat, müsste sich dies darüber hinaus an Handlungen seiner Nachfolger, Adolfs von Nassau 

und Albrechts von Habsburg, nachvollziehen lassen. Ein kurzer Ausblick auf die Zeit von 1292 bis 
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zum Tod Albrechts im Jahr 1308 ist also unerlässlich, um die Bedeutung der Herrschaftsepoche 

Rudolfs für das Leben der Juden einordnen zu können.

Auch wenn die Rolle des Königs in seiner Interaktion mit den Juden im Vordergrund stehen soll, 

darf  bei  der  Analyse  der  Einzelfälle  der  jeweilige lokale  und regionale  Hintergrund keinesfalls 

außer Acht gelassen werden. Die Juden standen in einem vielfältigen Beziehungsgeflecht zu ihrer 

christlichen Umwelt, das neben dem König auch weitere weltliche und geistliche Herrschaftsträger 

einband, insbesondere die jeweiligen Stadtherren, nämlich Bischöfe und Adlige. Seit dem Beginn 

des 13. Jahrhunderts erweiterte  sich dieses Spektrum um die sich konstituierenden bürgerlichen 

Stadtvertretungen.  Ihre  stetig  wachsende  Macht  und  ihr  unbedingter  Anspruch  auf  die 

Oberherrschaft über alle inneren Belange der Stadt führten zu einem intensiven Austausch mit den 

Juden.  Gerade auf  der  lokalen Ebene  konnten sich  die  stärksten  Kontakte  zwischen Juden und 

Christen  ergeben.1 Dieser  Befund  ist  zentral,  will  man  die  Relevanz  des  im  Normalfall  weit 

entfernten, umherziehenden Königs richtig einordnen.

Forschungsstand

Wenn  auch  eine  umfassende  Arbeit,  die  sich  mit  der  Analyse  des  jüdischen  Lebens  im 

Zusammenspiel  mit  dem  christlichen  Umfeld  während  der  Regierung  Rudolfs  von  Habsburg 

beschäftigt, bislang nicht vorhanden ist, kann die Zeit Rudolfs von Habsburg dennoch als recht gut 

erforscht gelten.  Grundlegend ist  nach wie vor die  Biographie Oswald Redlichs zu Rudolf  von 

Habsburg aus dem Jahr 1903, die bis heute lediglich in Teilaspekten ergänzt, jedoch nicht ersetzt 

wurde. So betont Karl-Friedrich Krieger in seiner im Jahr 2003 vorgelegten Arbeit über Rudolf, 

Redlichs „Standardwerk“ sei nach wie vor „vorbildlich in Bezug auf den Umgang mit Quellen und 

Literatur“.2 Redlich berücksichtigt  die Juden betreffende Aspekte allerdings nur zum Teil.  Zwar 

erwähnt er die Flucht Meirs von Rothenburg und die Rolle, die Rudolf in dieser Angelegenheit 

spielte, er bleibt jedoch bei einer beschreibenden Darstellung, die keine generellen Aussagen über 

das Verhältnis von Juden und Reichsherrscher treffen will.3

1 Zu  Kontakten  und  Beziehungen  von  Juden  und  Christen  auf  lokaler  Ebene  vgl.  grundlegend  HAVERKAMP, 
Concivilitas sowie FISCHER, Stellung.

2 Vgl. KRIEGER, Rudolf, S. 2.

3 REDLICH, Rudolf, S. 499f. Daneben erwähnt Redlich an einigen Stellen die Vergabe von Judensteuern als Burglehen, 
ohne diese freilich in einen größeren Kontext einzubetten.
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Abgesehen von diesen beiden Arbeiten, die die gesamte Zeit Rudolfs behandeln, existieren 

einige Studien zu Einzelaspekten der Herrschaftszeit  des Habsburgers. Neben  Werken über die 

reichhaltige Überlieferung von Anekdoten zu Rudolfs angeblicher Volksnähe, die Relevanz dieser 

Geschichten für propagandistische Zwecke sowie die Rolle der Dominikaner bei ihrer Verbreitung 

von Willi Treichler4 aus dem Jahr 1971, Erich Kleinschmitt5 von 1973 und Annette Kehnel von 

2004 ist  hier insbesondere der 1993 entstandene Sammelband6 Egon Boshofs und Franz-Rainer 

Erkens‘ zu nennen. Dessen Aufsätze beschäftigen sich mit verschiedenen Bereichen von Rudolfs 

Herrschaftsausübung, etwa mit der Ausrichtung Rudolfs an staufischen Traditionen,7 mit  seinem 

Verhältnis  zu  den  österreichischen  Landherren8 sowie  mit  seinem  Vorhaben,  das  Herzogtum 

Schwaben  wieder  zu  errichten,9 und  seiner  weitgehend  folgenlosen  Politik  im  norddeutschen 

Raum10. In ihrer Monographie von 2001 untersuchte Ulrike Kunze die Landfriedenspolitik und ihre 

Darstellung in der zeitgenössischen Chronistik.11 Große Bedeutung bei  der Analyse der lokalen 

Zusammenhänge, in denen sich die Juden und der König bei ihrer Interaktion bewegten, kommt 

dem Werk Thomas Martins über die Städtepolitik des Habsburgers zu.12 Erstmalig sammelte Martin 

in seiner 1976 publizierten Arbeit sämtliche Hinweise auf Kontakte und Umgang Rudolfs mit den 

Städten des Reiches. Er analysierte nicht nur die Städtepolitik des Königs, sondern schuf daneben 

auch eine Übersicht über die Aufenthaltsorte Rudolfs und bezog die Dauer und die Häufigkeit der 

Besuche mit ein.

Die Beurteilung der Einflussmöglichkeiten und des Erfolges von Rudolfs Königtum stellt 

den  Hauptdiskussionspunkt  innerhalb  der  Forschung  dar.  Peter  Moraw  prägte  in  seiner 

Monographie über den Zustand des Reiches im späten Mittelalter von 1985 den Begriff der „kleinen 

Könige“, die dem Interregnum gefolgt seien.13 Rudolf von Habsburg sei in dieser Kategorie der 

Bedeutendste  gewesen  und  habe  im  Rahmen  seiner  begrenzten  Möglichkeiten  „erstaunliche“ 

Erfolge  verzeichnen  können.  Im  Vergleich  mit  anderen  europäischen  Herrschern  sei  er  jedoch 

4 TREICHLER, Erzählungen.

5 KLEINSCHMITT, Herrscherdarstellung.

6 BOSHOF/ERKENS, Rudolf.

7 ERKENS, Tradition.

8 WELTIN, Landherren.

9 QUARTHAL, Königslandschaft.

10 VOGTHERR, Norddeutschland.

11 KUNZE, Landfriedenspolitik.

12 MARTIN, Städtepolitik.

13 MORAW, Verfassung, S. 211-218.
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unbedeutend gewesen.14 Dieses nur kurz ausgeführte Urteil bekräftigte Moraw in einem eigenen 

Aufsatz  zum selben  Thema:  Insbesondere  im Gegensatz  zu  den  Königreichen  Frankreich  oder 

England  sei  das  Regnum rückständig  in  Bezug  auf  Verwaltung,  Infrastruktur  und  Zentralität 

gewesen.  Zudem  habe  der  König  im  Reich  eine  deutlich  geringere  Machtbasis  und  Autorität 

gegenüber den Fürsten besessen.15 Dieser Auffassung widersprach Krieger mit dem Hinweis darauf, 

dass die übrigen Könige Europas den Habsburger keineswegs als unwichtigen Herrscher ansahen, 

sondern mit  ihm auf gleicher Ebene kommunizierten.16 Dennoch herrscht weitgehende Einigkeit 

darüber, dass Rudolfs Mittel  äußerst begrenzt waren und sein Handlungsspielraum aufgrund der 

Machtfülle der Fürsten sowie der desolaten Finanzsituation stark eingeengt war.

Für die Analyse der Geschichte der Juden in dieser Zeit sind zudem Arbeiten relevant, die 

Teile  des  überlieferten  Materials  untersuchen  oder  einzelne  Aspekte,  etwa  die  Ausprägung  der 

Kammerknechtschaft  oder  die  Freizügigkeit  der  Juden,  thematisieren  und  dabei  auch  die  Zeit 

Rudolfs streifen.17 Insbesondere in Bezug auf die Kammerknechtschaft wurde die Herrschaftszeit 

Rudolfs als prägend dargestellt und allgemein als Zeit des Umbruchs gedeutet. Als grundlegende 

Basis und Bezugspunkt der neueren Forschung dient nach wie vor die Rechts- und Sozialgeschichte 

Guido  Kischs,  der  versuchte,  die  rechtliche  Stellung  der  Juden  im  Mittelalter  grundlegend  zu 

charakterisieren.  Ihm  zufolge  war  es  Kaiser  Friedrich  II.,  der  die  Kammerknechtschaft 

institutionalisierte, um sich gegen päpstliche und landesherrliche Ansprüche abzugrenzen.18 Kischs 

Beobachtungen enden allerdings mit den 1220er Jahren,  ohne einen Ausblick etwa auf die Zeit 

Rudolfs zu geben.

Dietmar Willoweit betont in seinem Aufsatz über den Wandel des jüdischen Rechtsstatus 

vom  Königsschutz  zur  Kammerknechtschaft  aus  dem  Jahr  1988,  dass  der  Begriff  des  servus 

zunächst keinen negativen Gehalt hatte.19 Dies änderte sich laut Willoweit erst nach der Zeit der 

Staufer,  als  die  eigentlich  königliche  Aufgabe  des  Judenschutzes  unter  anderem durch  das  im 

Interregnum  entstandene  Machtvakuum  in  die  Hände  der  Landesherren  geraten  sei.  Diese 

14 Ebd., S. 211.

15 DERS., König, S. 194-198.

16 KRIEGER, Rudolf, S. 251-255.

17 Die lokalgeschichtliche Literatur,  die  für  die Einbettung der  zu behandelnden Quellen und die Freilegung von 
Verbindungen der Juden zu ihrer christlichen Umwelt relevant ist, wird an den betreffenden Stellen des Analyseteils 
vorgestellt.

18 KISCH, Rechtsgeschichte, S. 47-65.

19 Er erwähnt in diesem Zusammenhang den Gebrauch des Begriffes in Bezug auf die Ministerialen, die ebenfalls 
unfrei gewesen seien, ohne dass dies eine Minderung ihres Status bedeutet hätte. Vgl. WILLOWEIT, Königsschutz, S. 
83-85. Bereits  FISCHER, Stellung, S. 3, betonte, dass der Status der Juden als Kammerknechte dieselben nicht zu 
Unfreien gemacht habe. 
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Territorialisierung des Judenrechts sei die größte Rechtsminderung der Juden gewesen und habe 

durch  die  Willkür  der  jeweiligen  Herren  Entrechtung  und  Vertreibung  begünstigt.  Die 

Herrschaftszeit Rudolfs sieht Willoweit als Wendepunkt hin zur „Rechtsverwahrlosung“; er zieht 

eine  direkte  Kontinuitätslinie  zu  den  Judenschuldentilgungen  Ludwigs  des  Bayern  sowie  den 

Sanktionierungen des Judenmordes durch Karl IV.20 In einem weiteren Aufsatz aus dem Jahr 2001 

differenziert und revidiert Willoweit diese Ausführungen insbesondere für die Zeit Rudolfs, in der 

es  keine  echte  Territorialisierung der  Judenrechte  gegeben  habe;  sie  wurden zwar  zuweilen  an 

Landesherren verpfändet, blieben aber prinzipiell in den Händen des Königtums.21 Lediglich in den 

östlichen Teilen des Reiches, wo sich relativ geschlossene Herrschaftsgebiete formiert hatten, war 

der König für den Judenschutz nicht mehr bedeutsam.22 Insgesamt zeichnet Willoweit ein deutlich 

positiveres  Bild  von  der  Zeit  Rudolfs;  lediglich  der  Schutz  vor  nicht  begrenzbaren 

Zahlungsforderungen sei  unzulänglich geworden.  Diese Entwicklung habe jedoch bereits  in  der 

Mitte des 13. Jahrhunderts eingesetzt.23

Grundsätzlich anders  angelegt  ist  der  Aufsatz  von Alexander  Patschovsky aus  dem Jahr 

1993,  der  das  Rechtsverhältnis  der  Juden  zum  König  im  europäischen  Kontext  untersucht.24 

Patschovsky ordnet auf theoretischer Ebene den Wandel der Juden von freien und privilegierten 

Untertanen hin zu rechtlosen Knechten in die Zeit Kaiser Friedrichs I. ein. Konkret verschlechterte 

sich ihr Status erst unter Rudolf, als „das Rechtsprinzip der Kammerknechtschaft ein Instrument 

tatsächlicher Drangsalierung“ wurde.25 Ähnlich wie Willoweit in seinem ersten Aufsatz begründet 

Patschovsky  seine  Ansicht  mit  der  Ausreise  Meirs,  die  durch  das  folgende  Mandat  zur 

Beschlagnahmung der Judengüter das Ende der Freizügigkeit  und den Beginn echter Unfreiheit 

bedeutet habe. Dies stellt Patschovsky nun in einen europäischen Rahmen, indem er konstatiert, 

dass in Frankreich schon seit den ersten Verträgen des Königs mit den Kronvasallen von 1198 keine 

Freizügigkeit  für  die  Juden  existiert  habe.  In  England  stellt  Patschovsky  ein  ebenfalls  von 

eigentumsrechtlichen Gedanken geprägtes Verhältnis fest: den Leges Edwardi aus der Mitte des 12. 

Jahrhunderts  zufolge  standen  die  Juden  unter  dem  besonderen  Schutz  des  Königs.  Dieser 

betrachtete dafür allerdings die Juden selbst  und ihre Habe als sein persönliches Eigentum und 

beanspruchte  ein  exklusives  Verfügungsrecht  über  sie.  Der  Ausdruck  des  servus findet  sich 

20 Ebd., S. 87-89.

21 DERS., Aspekte, S. 19f.

22 Ebd., S. 18f.

23 Als erstes Beispiel führt Willoweit die im Jahr 1241 an die jüdische Gemeinde von Sinzig gestellten Forderungen 
Konrads IV. an. Vgl. ebd., S. 21.

24 PATSCHOVSKY, Rechtsverhältnis.

25 Ebd., S. 344.
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allerdings in beiden Ländern erst spät; die Juden waren insbesondere in Frankreich Knechte, ohne 

dass man sie so nannte, während es im Reich umgekehrt war.26

Die  europäische  Perspektive  des  jüdischen  Rechtsstatus  rücken  auch  mehrere  Aufsätze 

David  Abulafias  in  den  Fokus,  ohne  allerdings  konkret  auf  die  Regierungszeit  Rudolfs 

einzugehen.27 Abulafia sieht die Bindung der Juden an die Herrscher Westeuropas in einem deutlich 

positiveren Licht und betont, dass sie durch dieses Verhältnis gegenüber allen Herrschaftsträgern, 

abgesehen von den Königen, frei waren und sich so ein großes Maß an innerer Autonomie sichern 

konnten.28 Die  Benutzung  des  Begriffs  servi  versteht  Abulafia  primär  als  Ausdruck  eines 

Schutzverhältnisses, wonach Angriffe auf die Juden zugleich Angriffe auf den König selbst waren.29

Von zentraler Bedeutung für die Erklärung des eingetrübten Verhältnisses von Juden und 

Christen im 13. Jahrhundert in einem europäischen Rahmen sind die Werke Jeremy Cohens, der die 

Rolle von Päpsten und Bettelorden bei der Verbreitung antijüdischen Gedankenguts untersuchte.30 

Als wichtigsten Bestandteil der Agitation sieht Cohen in seinem Werk  The Friars and the Jews 

(1982) den Ketzervorwurf, der sich unter anderem im Pariser Talmudprozess geäußert habe: Unter 

der Prämisse, dass der Talmud eine ketzerische Schrift sei, wurde den Juden vorgeworfen, ihren 

alten Glauben aufgegeben zu haben und nicht mehr nach den Gesetzen des Alten Testaments zu 

leben. Mit der Verurteilung des Talmuds wurde, so Cohen, gleichzeitig die Augustinische Lehre 

außer  Kraft  gesetzt,  denn  der  alte  Grund  für  die  Akzeptanz  der  Juden  in  der  christlichen 

Gesellschaft, nämlich ihr Bezeugen des Alten Testaments, fiel nun weg.31 Cohen schließt aus diesen 

Beobachtungen, dass den Juden durch das Wirken der Bettelorden das Recht entzogen wurde, in der 

christlichen Gesellschaft zu existieren. Die Augustinische Lehre wurde verdrängt, was die seit dem 

ausgehenden  13.  Jahrhundert  verstärkt  auftretenden  großflächigen  Verfolgungen  und  die 

Ausweisungen aus England und Frankreich zur Folge hatte.32

In einer weiteren Arbeit, Living Letters of the Law (1999), konzentriert sich Jeremy Cohen 

weniger auf die Bettelorden als alleinige Verantwortliche für die Dämonisierung und Verfolgung 

beziehungsweise Ausweisung der Juden, sondern rückt die Rolle der Päpste bei diesen Vorgängen 

stärker  ins  Blickfeld,  wobei  er  verschiedene  päpstliche  Positionen  seit  Augustinus  beleuchtet. 

26 Ebd., S. 347-355.

27 ABULAFIA, König und DERS., Servitude.

28 DERS. Servitude., S. 691.

29 So deutet er beispielsweise die Verwendung von servi in Aragonien und Kastilien im 12. Jahrhundert. Vgl. ebd.

30 Vgl. insbesondere COHEN, Friars sowie DERS., Letters und DERS., Theology.

31 DERS., Friars, S. 60-76.

32 Ebd., S. 14 und 242-264.
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Cohen sieht den entscheidenden Wendepunkt in den Beziehungen zu den Juden im 12. Jahrhundert. 

In  dieser  Zeit,  in  der  das  Christentum  „gereift“  war  und  sich  aggressiv  ausdehnte,  sei  eine 

„Neuklassifizierung“  der  Juden  zusammen mit  anderen  Feinden  des  christlichen  Glaubens  von 

Kirchengelehrten vorgenommen worden.33 Im 13. Jahrhundert mussten sich die Juden sowohl der 

kirchlichen  Institutionen,  Cohen  nennt  Papst  und  Inquisition,  als  auch  der  weltlichen  Fürsten 

erwehren,  durch  die  sie  als  Häretiker  gebrandmarkt  wurden.  Besonders  der  Talmud  stand  im 

Zentrum der Vorwürfe. Die Position der Dominikaner zeigt Cohen am Beispiel von Thomas von 

Aquin, der in einem Brief an die Herzogin von Brabant Regeln für den Umgang mit den Juden 

aufstellte.34 Thomas zufolge hatten die Juden schon lange ihren wahren Glauben, den Augustinus 

als  schützenswert  bezeichnet  hatte,  aufgegeben.  Trotzdem  greift  er  wesentliche  Punkte  der 

Augustinischen Lehre auf, um darzulegen, warum eine friedliche Koexistenz zwischen Christen und 

Juden möglich sei.35

Mit christlichen Judenbildern beschäftigte sich auch Anna Saphir Abulafia in zwei Aufsätzen 

von 2002.36 Ihr zufolge begann die  Abwertung der  Juden bereits  im 11.  Jahrhundert,  als Papst 

Gregor VII. eine „von Gerechtigkeit durchdrungene Gesellschaft“37 erhoffte und der Glaube der 

Bevölkerung  durch  die  Konzentration  auf  die  Passion  Christi  und  die  Gottesmutter  Maria 

intensiviert  werden sollte.  Gleichzeitig  finden sich  ab  diesem Zeitpunkt  literarische  Werke  mit 

fiktiven Disputationen zwischen Juden und Christen, die mit zunehmender Schärfe geführt wurden. 

Juden wurden als verstockt und nicht vernunftbegabt sowie als böse Wucherer, Tiere und bewusste 

Gottesmörder beschrieben.38 Entscheidend etwa für das Aufkommen des Hostienfrevelvorwurfs sei 

die Annahme der bewussten Verweigerung des „wahren Glaubens“. Um den Juden zu unterstellen, 

die Hostien zu schänden, musste man ihren Glauben an die Hostie voraussetzen.39 Abulafia betont 

die Rolle der Dominikaner bei den Agitationen, etwa beim Pariser Talmudprozess, aber auch bei 

Bekehrungen,  bei  denen  die  Mönche  den  Talmud  benutzten,  weil  er  angeblich  christliche 

Wahrheiten bezeugte.40 Letztendlich hätten sowohl die Dominikaner als auch die  Päpste zu den 

Vertreibungen aus England und Frankreich beigetragen. Sie verweist allerdings auch auf positive 

33 COHEN,  Letters,  S.  159-166,  nennt  Anselm  von  Canterbury,  Peter  Alfonsi,  Bernard  von  Clairvaux  und  Peter 
Venerabilis als Protagonisten dieser Wende.

34 Ebd., S. 364-389.

35 Ebd., S. 366f. und 388f.

36 ABULAFIA, Intellectual Quest; DIES., Christliche Judenbilder.

37 DIES., Christliche Judenbilder, S. 8.

38 DIES., Intellectual Quest, S. 62f.

39 DIES, Christliche Judenbilder, S. 14.

40 Ebd., S. 11.
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Aspekte des Umgangs der genannten Akteure mit den Juden und erwähnt Maßnahmen zum Schutz 

der Juden und zur Regelung eines friedlichen Miteinanders, etwa durch die Bestimmungen des IV. 

Laterankonzils. Mit diesen Ausführungen distanziert sie sich von Cohens Arbeiten.

Die Rolle des Königtums im zeitgenössischen theoretischen Denken der Juden ist für die 

Analyse der Bedeutung Rudolfs für die Juden essentiell. Zwei neuere Arbeiten haben sich intensiv 

mit  dieser  Fragestellung  beschäftigt.  Amos  Funkenstein  untersuchte  in  seiner  1995  verfassten 

Monographie  Perceptions  of  Jewish  History zunächst  das  bereits  im  Talmud  erwähnte 

Rechtsprinzip, wonach das Recht des Landes gültiges Recht sei. Dieses Prinzip bestand allerdings 

nur so lange, wie sich der Herrscher mit seinen Aktionen innerhalb eines „gerechten“ Rahmens 

bewegte.  Wenn  das  Landesrecht  beziehungsweise  das  Gewohnheitsrecht,  welchem  die  Juden 

unterworfen waren, mit „illegalen Mitteln“ durch den König geändert wurde, sahen es die Juden – 

Funkenstein nennt Schlomo ibn Adret als Autorität – nicht als bindend an.41 Zugrunde liegt diesem 

Rechtsverständnis die bis zum 13. Jahrhundert vorherrschende Auffassung, wonach lediglich „alte 

Rechtsgewohnheiten“ als gültig anzusehen waren und es im Prinzip nicht möglich war, neues Recht 

zu schaffen.42 Diese bei Christen wie Juden vertretene Ansicht veränderte sich, so Funkenstein, ab 

dem 13. Jahrhundert, als die Herrscher die Möglichkeit, neues Recht zu schaffen, effektiver nutzen 

und auch gegen Widerstände durchsetzen konnten.

Ebenfalls  mit  der  Rolle  des  Herrschers  im  jüdischen  Denken  beschäftigt  sich  Yosef 

Yerushalmi.  In  seinem Aufsatz  Diener  von  Königen  und  nicht  Diener  von  Dienern von  1995 

erwähnt Yerushalmi zunächst die im Regnum seit Ludwig dem Frommen gewährten Privilegien für 

einzelne Juden und später für ganze Gemeinden, die die Juden unter den Schutz des Königs stellten 

und  ihnen  das  Recht  zusicherten,  nach  ihrem  Gesetz  zu  leben.43 Dadurch  sei  eine  exklusive 

Beziehung zwischen den Königen und den Juden geschaffen worden. Neben den Privilegierungen 

durch die Herrscher geht Yerushalmi auch auf den päpstlichen Umgang mit den Juden ein. Auch 

hier habe der Wille zum Schutz der Juden und ihrer Rechte und Gewohnheiten eine wichtige Rolle 

gespielt.44 Den Dienst für den König, etwa im Sinne der Kammerknechtschaft, sahen die Juden, so 

Yerushalmi, als „ein Zeichen hohen Standes“ an.45 Dieses „Königsbündnis“ beruhte auf der Ansicht, 

dass  das  Recht  des  Landes  beziehungsweise  des  Königs  bindend  war,  während  weitere 

41 FUNKENSTEIN, Perceptions, S. 157f.

42 Ebd., S. 156.

43 YERUSHALMI, Diener, S. 22.

44 Ebd., S. 25-27.

45 Ebd., S. 30.
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Sonderrechte, etwa die fueros auf der Iberischen Halbinsel, für die Juden nicht galten.46 Auch wenn 

die Vorstellung eines Königsbündnisses eine Idealvorstellung war und die Juden erkannten, dass sie 

sich auch vertikal  absichern mussten,  nahm der  König laut  Yerushalmi eine besonders positive 

Rolle im jüdischen Denken ein.47

Quellenlage

Auch wenn die Forschung bislang viele einzelne Aspekte behandelt hat, die das Leben der Juden 

zur Zeit Rudolfs von Habsburg betrafen, ist eine umfassende Beurteilung seiner Herrschaftsepoche 

in  dieser  Hinsicht  nur  möglich,  wenn  man  die  Kontakte  zwischen  König  und  Juden  in  ihrer 

gesamten Breite analysiert. Daher untersucht die vorliegende Arbeit sämtliche erhaltenen Texte, die 

Auskunft  über  Interaktionen  zwischen  Rudolf  von  Habsburg  und  weiteren  wichtigen 

Herrschaftsträgern sowie den Juden des Reiches geben.

Dabei  muss  einschränkend  erwähnt  werden,  dass  die  Überlieferung  mittelalterlicher 

Dokumente  lückenhaft  ist  und  kategorische  Aussagen  nur  unter  Vorbehalt  zulässt.48 Diese 

Schwierigkeit stellt sich umso mehr, wenn man sich mit jüdischer Geschichte befasst. Bestand diese 

Geschichte  auch  nicht  nur  aus  Verfolgungen  und  Vertreibungen,  so  führten  diese  dennoch  zu 

irreparablen  Verlusten  an  Dokumenten.  So  stammen  die  hier  untersuchten  Schriftstücke 

hauptsächlich aus nichtjüdischen Beständen, etwa aus ehemals bischöflichen Archiven. Dieses in 

der  Mediävistik  nicht  unbekannte  Problem  ist  am  für  diese  Arbeit  herangezogenen  Schriftgut 

konkret  nachvollziehbar:  In  diversen  Urkunden  Rudolfs  für  die  Juden  sind  Bezugnahmen  auf 

vorangegangene Schriftstücke zu finden, die allerdings nicht überliefert sind. Somit kann bei der 

überwiegenden Zahl der Interaktionen von weiterem Austausch ausgegangen werden.

Beim Umgang mit den Königsurkunden ist zudem stets zu bedenken, dass es sich dabei um 

rein normative Texte handelt, deren Inhalt keinesfalls zwingend der Rechtswirklichkeit entsprechen 

musste. Somit ist in jedem Einzelfall gesondert zu analysieren, welche tatsächlichen Auswirkungen 

die Texte auf die Lebenswelt der Juden entfalteten. Stellen die Königsurkunden auch den größten 

Teil des zu untersuchenden Quellencorpus dar, liefern historiographische Texte ebenfalls wertvolle 

Hinweise. Selbstverständlich geben diese lediglich eine subjektive Sicht ihrer Autoren wieder und 

müssen stets mit Blick auf die jeweilige Intention ihrer Verfasser behandelt werden.

46 Wie Funkenstein führt Yerushalmi die Ausführungen Schlomo ibn Adrets als Referenz an.

47 Ebd., S. 37.

48 Zur Überlieferungsproblematik mittelalterlicher Quellen siehe grundlegend ESCH, Überlieferungs-Chance.
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Aufbau der Arbeit

In  einem  einleitenden  Abschnitt  werden  zunächst  die  wichtigsten  Etappen  der  Herrschaftszeit 

Rudolfs in einem kurzen ereignisgeschichtlichen Abriss skizziert und die Lebensbedingungen der 

Juden des Reiches aufgezeigt. Als Rahmen für eine Beurteilung des Kontaktes mit dem König oder 

auch des völligen Ausbleibens einer Interaktion muss die Frage nach den Siedlungsschwerpunkten 

der  Juden  zu  Ende  des  13.  Jahrhunderts  gestellt  werden.  Zudem  ist  eine  Verknüpfung  der 

wichtigsten jüdischen Gemeindezentren mit den regionalen Hauptachsen des Königtums Rudolfs 

herzustellen. Dabei kann eine verstärkte Interaktion mit den Judengemeinden der Orte, an denen 

sich  der  König  besonders  häufig  aufhielt,  nicht  automatisch  vorausgesetzt  werden.  Es  muss 

analysiert  werden,  inwieweit  etwa  auch  königsferne  Gebiete  in  Kontakt  mit  Rudolf  traten 

beziehungsweise welche Wirkung der König in Regionen erzielen konnte, die er zwar nicht selbst 

betrat, aber in denen er seinen Einfluss durch bedeutende Stellvertreter geltend machen konnte.

Jede überlieferte Nachricht über einen Kontakt wird nicht nur im Hinblick auf generelle 

Aussagen zum Verhältnis des Habsburgers zu den Juden analysiert, sondern auch in den lokalen 

Kontext unter Berücksichtigung der dort vorliegenden Herrschaftsverhältnisse eingebettet. Anhand 

der  Orientierung  an  der  Kommunikation  von  König  und  Juden  kann  so  einerseits  aus  der 

Perspektive der Juden gefragt werden, welche Relevanz Rudolf von Habsburg für die Juden des 

Reiches hatte und in welchen Angelegenheiten sich die Juden an den König wandten. Andererseits 

lassen  sich  Aussagen  darüber  treffen,  wie  der  Habsburger  seine  Beziehungen  zu  den  Juden 

gestaltete, welche Herrschaftsrechte er für sich beanspruchte und mit welchem Erfolg er diese in 

konkreten Situationen durchsetzen konnte. Dies zieht sogleich die Frage nach der Verteilung von 

aktiven  und  passiven  Rollen  in  der  Interaktion  nach  sich.  Eine  genaue  Analyse  des 

Zustandekommens einer Interaktion ist notwendig, um die in der Forschung lange vertretene Sicht 

der  Juden als  passive  Befehlsempfänger  zu hinterfragen.49 Des  Weiteren  können die  jeweiligen 

Interessen der Juden und des Königs im Zusammenhang einer konkret getroffenen Vereinbarung 

besser beurteilt werden. Die Ausrichtung der Studie an der Interaktion zwischen dem König und 

den Juden anhand der Einzelbelege erlaubt darüber hinaus,  durch die Einbeziehung der lokalen 

Lebensumstände  der  Juden  ihre  Stellung  im  Spannungsfeld  mehrerer  Herrschaftsträger  zu 

beschreiben.  Dabei  werden  die  Interaktionen  chronologisch  und  eng  an  die  allgemeine 

Herrschaftsausübung Rudolfs angelehnt analysiert.  

49 So auch YERUSHALMI, Diener, S. 27.
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Auch ein völliges Fehlen an Kommunikation kann Aufschlüsse über das Verhältnis zwischen 

Juden und König geben. Exemplarisch für eine große Zahl an jüdischen Gemeinden ohne Kontakte 

zum König soll  anhand Kölns,  der  bevölkerungsreichsten Stadt  des Reiches,  die  auch eine der 

größten Judengemeinden beherbergte, nach Erklärungen für das Ausbleiben von Interaktion gesucht 

werden.

Anschließend  werden  die  für  Rudolfs  Herrschaftszeit  gewonnenen  Ergebnisse  mit  den 

Kontakten seiner Nachfolger zu den Juden kontrastiert. Dabei ist insbesondere zu fragen, ob sich in 

den  zentralen  Aspekten  von  Kammerknechtschaft  und  Freizügigkeit  tatsächlich  konkrete 

Änderungen im Leben der Juden ergaben und wie die Könige Adolf von Nassau und Albrecht von 

Habsburg ihren Umgang mit den Juden gestalteten.

Die  nun  vorliegenden  Ergebnisse  schaffen  die  nötige  Basis,  um  sich  zurück  auf  die 

europäische  Ebene  zu  begeben.  Ist  die  zweite  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  tatsächlich  eine 

Umbruchszeit,  in  der  sich  das  Leben  der  Juden  dramatisch  verschlechterte?  Inwieweit  sind 

Strömungen,  etwa  in  Bezug  auf  Freizügigkeit  und  Kammerknechtschaft,  zu  beobachten,  die, 

parallel und sich wechselseitig beeinflussend, im westeuropäischen Raum auftraten? Diese Fragen 

sollen abschließend in einer vergleichend angelegten Synthese behandelt werden.
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2. Juden und Herrschaft im Reich zur Zeit Rudolfs I. von Habsburg

2.1 Rudolf als König – Etappen seiner Regierung

Die Wahl Rudolfs von Habsburg zum König des Regnum teutonicum wurde durch den Tod König 

Richards von Cornwall am 2. April 1272 angestoßen.50 Erzbischof Werner von Mainz setzte sich am 

resolutesten  von  allen  Reichsfürsten  für  eine  Neuwahl  ein  und  erreichte  durch  geschickte 

Verhandlungen schließlich einen Konsens über die möglichen Anwärter auf den Thron.51 Rudolf 

von Habsburg  vereinte  schließlich die  meisten  Vorzüge  auf  sich:  Er  hatte  sich  in  der  Zeit  des 

Interregnums  zu  einem  mächtigen,  erfolgreichen  Territorialherren  entwickelt,  ohne  zu  einer 

ernsthaften Gefahr  für die  Reichsfürsten  werden zu können.  Durch die  Heirat  mit  Gertrud von 

Hohenberg, durch zahlreiche Fehden und durch die Belehnung mit Reichsgütern im Schwarzwald 

schuf Rudolf einen ausgedehnten Herrschaftskomplex, dessen Schwerpunkt zum einen im Aargau 

zwischen  der  Habsburg  und  dem  Kloster  Muri,  dessen  Vogtei  die  Habsburger  ausübten,  lag, 

während sich der andere im Oberelsass zwischen Basel  und Schlettstadt  befand.52 Zuweilen als 

„armer Graf“ von seinen Zeitgenossen und Widersachern bezeichnet53 sowie als „kleiner König“54 

von  der  heutigen  Forschung  klassifiziert,  wurde  er  doch  von  den  kurfürstlichen  Wählern  als 

geeignet angesehen, dem Königtum wieder zu einer gewissen Stärke zu verhelfen.

Die Festigung seiner Königswürde erreichte Rudolf  von Habsburg auf mehreren Wegen. 

Grundlegend  dafür  waren  seine  geschickte  Heiratspolitik  sowie  die  Legitimation  durch  Papst 

Gregor X., der sich auf Verhandlungen über die Kaiserkrönung Rudolfs einließ. Bedeutsamer im 

50 Damit war das Reich zwar nicht ohne König, da seit der Doppelwahl von 1257 sowohl Richard von Cornwall als 
auch Alfons X. von Kastilien die deutsche Krone beanspruchten. Allerdings konnte sich keiner  von beiden im 
Regnum durchsetzen; während Richard von Cornwall wenigstens in den nördlichen Rheingebieten einige Erfolge 
im Kampf um Anerkennung verzeichnen konnte, hatten die Ansprüche Alfons’ X. keine direkten Folgen, zumal er 
den  Boden  des  Reiches  nie  betreten  sollte.  Ungeachtet  dessen  blieben  seine  Ansprüche  auf  den  deutschen 
Königsthron  zunächst  bestehen.  Zur  Vorgeschichte  der  Wahl  Rudolfs  vgl.  unter  anderem  KAUFHOLD,  Deutsches 
Interregnum, S. 433-457.

51 Über  die  Herausbildung  eines  besonderen  Wählerkreises  bei  Königswahlen  vgl.  ERKENS,  Kurfürsten  und 
Königswahl. Zu den Wählern der Wahl von 1273 gehörten die drei Erzbischöfe von Köln, Mainz und Trier, die 
Herzöge  von Sachsen und Oberbayern,  der  Markgraf  von Brandenburg  sowie der  König von Böhmen,  wobei 
dessen prinzipielles Recht an einer Wahlstimme umstritten war und bei der Wahl von 1273 auf den Herzog von 
Niederbayern, Heinrich II., übertragen wurde. Vgl. REDLICH, Rudolf, S. 164f. sowie KRIEGER, Rudolf, S. 98f.

52 Zu Rudolf von Habsburg als Graf vgl. REDLICH, Rudolf, S. 78-130 sowie darauf aufbauend KRIEGER, S. 38-43. Für 
eine Aufzählung der Güter Rudolfs vor seiner Königswahl siehe QUARTHAL, Königslandschaft, S. 127f.

53 So titulierte Ottokar II. von Böhmen seinen Kontrahenten, als er sich an Papst Gregor X. wandte, um gegen die 
Wahl  des  Habsburgers zu  protestieren.  Der Topos des  armen,  aber  fröhlichen Königs  hat  Eingang in  zahllose 
Anekdoten  gefunden,  die  zumeist  im  14.  Jahrhundert  entstanden.  Siehe  hierzu  TREICHLER,  Erzählungen,  sowie 
KLEINSCHMIDT, Herrscherdarstellung. Über die Rolle der Dominikaner als Verbreiter dieser Geschichten vgl. KEHNEL, 
Geschichtswerk. 

54 Vgl. oben, S. 3.
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Hinblick auf Rudolfs Kontakte zu den Juden war allerdings die Revindikationspolitik, die Rudolf 

direkt nach seiner Krönung einleitete.55 Auf dem Hoftag in Speyer im Dezember 1273 kündigte 

Rudolf den dort  anwesenden  nobiles an, dass alles Gut, das nach der Exkommunikation Kaiser 

Friedrichs II. dem Reich verlorengegangen war, nun wieder in den Besitz des Königs übergehen 

würde.56 Zu diesem Zweck erneuerte der König die staufische Institution der Reichslandvögte, die 

als königliche  Verwalter  in ihrem jeweiligen Gebiet  für die  Erfassung und Rückgewinnung des 

Reichsgutes  zuständig  waren.57 Auch die  Wiedereinführung  eines  Hofrichters  zur  gleichen Zeit 

stellte eine Maßnahme Rudolfs dar, um so bald wie möglich eine Infrastruktur für seine Herrschaft 

zu schaffen, die dem Königtum im Reich wieder Autorität und Handlungsfähigkeit sichern sollte.58

Ausgenommen  von  den  Revindikationsbemühungen  waren  lediglich  die  Kurfürsten.  Im 

Gegenteil war Rudolf dazu gezwungen, bereits bei seiner Krönung als Gegenleistung für seine Wahl 

verschiedene Reichsgüter an seine Wähler zu verpfänden.59 Das Gleiche gilt für die Reichsgüter, die 

Rudolf  sich  noch  als  Graf  von  Habsburg  selbst  im  Interregnum  einverleibt  hatte,  wozu 

beispielsweise einige Ländereien und Rechte gehörten, die Konrad IV. dem Grafen von Habsburg 

verpfändet  hatte.60 Gegen  weniger  mächtige  Landesherren,  die  Reichsbesitz  nicht  freiwillig 

zurückgeben wollten,  ging Rudolf  jedoch mit aller  Härte  vor.61 Dort,  wo der  König persönlich 

anwesend war, konnte er durchaus Erfolge bei der Revindizierung von Reichsgütern erzielen.62 In 

55 Zum Verlust großer Teile des Reichsgutes vor allem in der Zeit des Interregnums vgl. KRIEGER, Rudolf, S. 56-58.

56 Johann von Viktring, Böhmer,  Fontes 1, S. 303:  Anno d.  1274 Rudolfus rex venit  in Spirensium civitatem ubi  
convocatis nobilibus precipit, ut ea que ad imperium spectant abducta et sublata indebite non differant resignare.  
Quidam  metuentes  regiam  minationem  que  possiderant  reddiderunt;  alii  vero  compulsi  simili  modo  que  sibi  
usurpaverant, regii fisci procuratoribus obtulerunt. Vgl. REDLICH, S. 451 und KRIEGER, S. 120.

57 Die  Auswahl  der  Landvögte  weist  darauf  hin,  welcher  Personenkreis  zu  den  relevanten  Stützen  von  Rudolfs 
Herrschaft  zählten:  Burggraf  Friedrich  von  Nürnberg  war  für  die  Verwaltung  der  Reichsgüter  um  Nürnberg 
zuständig, das übrigen Franken wurde Kraft von Hohenlohe übertragen. In Schwaben richtete Rudolf die Vogteien 
Ober- und Niederschwaben ein, die er seinem Schwager Graf Albrecht von Hohenberg sowie seinem Vetter Graf 
Hugo von Werdenberg übergab. Im Elsass entstanden ebenfalls zwei Landvogteien. Konrad Werner von Hattstadt 
stand dem Reichsgut im Oberelsass vor, Kuno von Bergheim den Besitztümern im Niederelsass. Beide Vogteien 
wurden ab 1280 gemeinsam von Otto von Ochsenstein verwaltet. Im Speyergau setzte König Rudolf Graf Friedrich 
IV. von Leiningen als Landvogt ein, die Landvogtei Wetterau übertrug er Reinhard von Hanau. Das kleine Gebiet 
um Zürich bekam Hermann von Bonstetten zur Verwaltung, Basel und Rheinfelden übertrug der König Hartmann 
von Baldegg. Vgl. REDLICH, Rudolf, S. 454-464.

58 Zum Hofrichter siehe ERKENS, Tradition, S. 37.

59 So erhielt Erzbischof Heinrich von Trier 1555 Mark, vgl. MGH Const III, S. 12f., Nr. 7. Erzbischof Werner von 
Mainz bekam einen Reichszoll in Boppard bis zu einer Einnahmesumme von 2000 Mark Silber, vgl. RI VI, 1, Nr. 
12;  Erzbischof  Engelbert  von  Köln  begünstigte  der  König  mit  der  Reichsstadt  Dortmund  und  der  Festung 
Kaiserswerth, vgl. UB Niederrhein II, Nr. 373. Überdies bestätigte Rudolf dem Pfalzgrafen Ludwig II. am 1. März 
1274 seine anlässlich der Konradinischen Schenkung erworbenen Güter in Oberbayern, vgl. RI VI, 1, Nr. 116.

60 Diese um 1250 vorgenommenen Verpfändungen betrafen die Städte Breisach und Kaysersberg, dazu die Vogteien 
des Klosters St. Blasien und des Schwarzwalds. Die Herrschaft über Breisach und Kaysersberg konnte Rudolf im 
Gegensatz zu den Vogteirechten nicht durchsetzen. Vgl. KRIEGER, Rudolf, S. 65f.
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königsferneren  Gebieten  war  er  auf  die  Mithilfe  der  Landvögte  sowie  der  ihm wohlgesinnten 

Territorialherren angewiesen; dies gilt vor allem für die norddeutschen Teile des Reiches.

In  der  ersten  Herrschaftsperiode  begann  Rudolf  mit  der  Verkündung  eines  allgemeinen 

Landfriedens und zugleich mit der Bekämpfung von widerrechtlich im ganzen Reich, vor allem am 

Rhein,  erhobenen  Zöllen.63 Bereits  am  26.  Oktober  1273  erneuerte  Rudolf  von  Habsburg  den 

Landfrieden Kaiser Friedrichs II. von 1235 und erklärte alle seit der Exkommunikation Friedrichs 

aufgerichteten Zölle für ungültig, wobei er die Rheinzölle explizit hervorhob.64 Zollbefreiung und 

Friedenswahrung wurden bei Rudolf genauso verknüpft wie in der Zeit des letzten Stauferkaisers. 

Anders als im Fall der Revindikation von Reichsgut galt die Beseitigung von Zöllen auch für die 

Kurfürsten und den König selbst. So befahl Rudolf seinem Vogt von Ensisheim, keinerlei Zölle oder 

Wegegeld mehr zu erheben.65  

Während in der ersten Herrschaftsetappe also die  Sicherung der  Königswürde sowie die 

Revindizierung von Reichsgut im Zentrum stand,  ist  für die Zeit  von 1276 bis 1281 ein völlig 

anderer  Schwerpunkt  erkennbar.  Charakteristisch  für  diese  Herrschaftsetappe  ist  vor  allem der 

Kampf  gegen  den  böhmischen  König,  der  mit  dem Tod  Ottokars  am 26.  August  1278  in  der 

Schlacht bei Dürnkrut endete. Ottokar, der selbst Ambitionen auf den deutschen Königsthron hegte, 

widersetzte sich vom ersten Tag an der Königsherrschaft Rudolfs. Nachdem Rudolf auf dem Hoftag 

in Nürnberg im November 1274 erste rechtliche Schritte gegen Ottokar eingeleitet hatte, ging er auf 

dem Hoftag von Augsburg im Mai 1275 einen Schritt weiter und enthob Ottokar seiner Lehen.66 

Dies war der letzte nötige Schritt, um nun rechtlich legitimiert gegen Ottokar militärisch vorgehen 

zu können.67 Der erste Feldzug von 1276 endete zwar mit einer Niederlage Ottokars, brachte jedoch 

61 Bereits 1274 unternahm er einen Feldzug gegen Markgraf Rudolf von Baden, eroberte die Festungen Mühlberg, 
Grötzingen und Durlach und zwang den Markgrafen, auf den Zoll von Selz zu verzichten. Vgl. REDLICH, Rudolf, S. 
513. Auch gegen seinen ehemaligen Bundesgenossen Graf Egno von Freiburg ging der König im August 1275 
militärisch vor, belagerte Freiburg im Breisgau etwa eine Woche lang und erreichte den Verzicht des Grafen auf die 
Rechte an der Stadt Neuenburg sowie auf Reichsgut um Freiburg. Vgl. RI VI, 1, Nr. 422a.

62 Vgl. weitere bei REDLICH, Rudolf, S. 451-454 aufgeführte Beispiele.

63 Die  Verknüpfung  der  Themenkreise  Landfrieden  und  Abschaffung  von  Zöllen,  die  ohne  Erlaubnis  des 
Reichsoberhauptes erhoben wurden, findet  sich bereits  im Mainzer Reichslandfrieden Kaiser Friedrichs II. von 
1235. Während am Ende des 12. Jahrhunderts am Rhein 19 Zollstätten existierten, stieg ihre Zahl bis zur Mitte des 
13.  Jahrhunderts  auf  ungefähr  35  an.  Da  diese  Praxis  den  Frieden  und  Wohlstand  insbesondere  der  Handel 
treibenden Stadtbewohner elementar gefährdete, richtete sich der 1254 gegründete Rheinische Städtebund primär 
gegen die als unrechtmäßig angesehenen Zollstationen. Vgl. PFEIFFER, Transitzölle, S. 389-398.

64 Zur Zollpolitik Rudolfs von Habsburg vgl. ebd., S. 406-422.

65 Auch  Rudolfs  Vogt  in  Krenkingen  sollte  abgesehen  vom althergebrachten  Zoll  von  Erzingen  keine  weiteren 
Abgaben von durchziehenden Händlern verlangen. Vgl. RI VI, 1, Nr. 150.

66 Hierbei handelte es sich um Österreich, die Steiermark, Kärnten, Krain, die Windische Mark, das Egerland und 
Böhmen sowie das Reichsschenkenamt.

67 REDLICH, Rudolf, S. 232-241.
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keine endgültige Entscheidung. Zu dieser kam es erst 1278, als Ottokar in der Schlacht bei Dürnkrut  

am 26. August 1278 starb.

Die Zwischenzeit  von Ende 1276 bis zum Tod Ottokars war von ständigen kriegerischen 

Aktionen, aber auch von der völligen Umdeutung dieses Krieges seitens der Kurfürsten geprägt: 

Galt der Feldzug von 1276 als Reichskrieg um widerrechtlich entfremdetes Königsgut, so handelte 

es  sich  in  den  Augen  der  Kurfürsten  1278  um  Angelegenheiten  zweier  Landesherren.  Die 

rheinischen  Wahlfürsten  unterstützten  Rudolf  in  der  ersten  Auseinandersetzung,  weil  sie  die 

Machtfülle Ottokars fürchteten und begrenzen wollten. Nun standen sie den Bemühungen Rudolfs 

um die Sicherung der eroberten Länder für seine Familie argwöhnisch gegenüber. Der Kreis der 

Getreuen, aus dem der König seine Armee rekrutierte, beschränkte sich daher im Jahr 1278 auf 

Adelige  aus  seinen  Stammlanden  sowie  den  Bischof  Heinrich  von  Basel,  Graf  Eberhard  von 

Katzenelnbogen und Burggraf Friedrich von Zollern.68  Dieser Personenkreis gehörte während der 

gesamten Herrschaftszeit  Rudolfs zu seinen engsten Vertrauten und spielte überdies für Rudolfs 

Kontakte zu den jüdischen Gemeinden eine wichtige Rolle.

Bereits unmittelbar nach dem siegreichen ersten Feldzug gegen Ottokar II. begann Rudolf 

mit  der  Sicherung  seiner  Herrschaft  in  den  neu  erworbenen  Gebieten.  Die  in  der  ersten 

Herrschaftsperiode betriebene Revindikationspolitik wich nun einer schrittweisen Aneignung von 

Rechten, die einst die Babenberger Herzöge bis zu ihrem Aussterben im Jahre 1246 innehatten und 

die König Rudolf nun auf seine Söhne Rudolf und Albrecht übertragen ließ. Auch die Privilegien, 

die  er  an  Städte  oder  einzelne  Interessengruppen  vergab,  nahmen  stets  Bezug  auf  ehemalige 

herzogliche Dokumente und nicht, wie aufgrund der vorher betriebenen Revindikationsmaßnahmen,  

auf – durchaus vorhandene – königliche oder kaiserliche Privilegien.

Zur Sicherung der neu eroberten Gebiete gehörte von Beginn an auch die Einbeziehung des 

österreichischen Adels,69 der bereits kurz nach der Wahl Rudolfs mit diesem in Kontakt getreten 

war; offensichtlich erhofften weite Teile der dortigen Adligen, dass der neue König sie von der 

Herrschaft Ottokars befreien würde.70 Als Belohnung für ihre Mithilfe im ersten Krieg mit Ottokar 

68 Zugute kamen Rudolf allerdings die Verbindungen, die er seit 1276 zum ungarischen König Ladislaus IV. geknüpft 
hatte.  Da Ottokar auf seiner  Weigerung beharrte,  die in den 1260er Jahren eroberten ungarischen Grenzburgen 
wieder an das Königreich Ungarn zu übergeben, fiel es Rudolf nicht schwer, Ladislaus zu einem Eingreifen gegen 
Ottokar zu bewegen. Vgl. ebd., S. 235f.

69 Zur Rolle des österreichischen Adels von der Zeit des letzten babenbergischen Herzogs Friedrich II. bis in die Zeit 
Rudolfs siehe WELTIN, Landherren.

70 Vgl. eine diesbezügliche Bemerkung im Cronicon Colmariense, MGH SS XVII, S. 245: Audientes autem nobiles,  
qui erant de regis Bohaemiae dominio seu dictione,  gravisi sunt multum, sperantes a regis Bohemiae dominio  
liberari.
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verkündete  Rudolf  einen  Landfrieden,71 den  er  ausdrücklich  in  Übereinstimmung  mit  den 

geistlichen und weltlichen Landesherren, Grafen, Freiherren und Ministerialen der österreichischen 

Länder ausgehandelt hatte.72 Zahlreiche Paragraphen geben Auskunft über die Sonderrechte, mit 

denen  Rudolf  die  Landherren  bedenken  musste,  um ihr  Wohlwollen  beim Aufbau  einer  neuen 

Landesherrschaft zu erlangen.

Die  Stadtgemeinden  waren  anders  als  die  Landherren  und  die  geistlichen  Fürsten  der 

österreichischen  Lande  weit  weniger  an  einem  Machtwechsel  interessiert.  Der  Grund  für  die 

ablehnende Haltung der Bürger gegenüber einem Herrschaftswechsel ist in der Politik Ottokars II. 

zu suchen, der die Städte systematisch begünstigte, um ein Gegengewicht zum Adel zu schaffen.73 

Am stärksten war der Widerstand der Stadt Wien, die sich trotz einer fünfwöchigen Belagerung 

nicht ergab und dem König erst Einlass gewährte, als der Friedensschluss mit Ottokar und dessen 

Lehnshuldigung bereits vollzogen worden waren.74 Auch kurz vor der zweiten Auseinandersetzung 

mit  Ottokar  formierte  sich  Widerstand  gegen  den  Habsburger.75 Erst  nach  der 

Entscheidungsschlacht konnte Rudolf die Bürger Wiens auf seine Seite ziehen, musste dies jedoch 

mit  weitreichenden  Privilegien  erkaufen,  welche  den  Interessen  eines  künftigen  starken 

Landesfürsten völlig zuwiderliefen.76 Auch in diversen weiteren Orten war der  König aufgrund 

seiner schwierigen Situation dazu gezwungen, bei einer erneuten Privilegierung – vor allem bei den 

bald nach der Eroberung vorgenommenen Bestätigungen von alten Rechten – in den meisten Fällen 

noch  zusätzliche,  neue  Vergünstigungen  zu  gewähren.77 Entscheidend  für  die  Beurteilung  des 

71 MGH Const III,  S. 116-118, Nr. 122.  Zum Landfrieden von 1276 für die österreichischen Länder vgl.  WELTIN, 
Landherren, S. 113-115, sowie KUNZE, Landfriedenspolitik, S. 119-122. Für die Entwicklung des österreichischen 
Landrechtes mit einer Einordnung des Landfriedens vgl. WELTIN, Landrecht.

72 MGH Const III, S. 116:  (...) ad consilium principum tan ecclesiasticorum quam secularium, comitum, baronum,  
ministerialium terrarum Austrie, Stirie, Karinthie et Karniole (...).

73 Zur Städtepolitik Ottokars II. vgl. MARTIN, Städtepolitik, S. 65-79.

74 Im Friedensvertrag wurde unter anderem festgehalten, die Stadt im Allgemeinen und die namentlich genannten 
Anführer des Widerstands gegen den König, Paltram vor dem Freithof und Landschreiber Konrad, ohne Bestrafung 
wieder in die Gunst des Königs aufzunehmen. Vgl. MGH Const III, S. 107, Nr. 114, § 9.

75 Dies erschließt sich aus den beiden Stadtprivilegien, die Rudolf am 24. Juni 1278 als Dank dafür gewährte, dass 
sich die überwiegende Zahl der Bürger von Wien an der Verschwörung nicht beteiligt hatte. Vgl. RI VI, 1, Nr. 974. 
Zum Inhalt der Privilegien siehe CSENDES, Wien, S. 111 sowie REDLICH, Rudolf, S. 346f.

76 Unter anderem wurde Wien zur Reichsstadt erhoben. Diesen Status behielt die Stadt bis zum gescheiterten Aufstand  
der Bürger gegen den Herzog 1287/88, als Herzog Albrecht die Stadtprivilegien in einem symbolischen Akt zerriss. 
Die  Bürger  mussten  dem Herzog  Treue  geloben  und  ausdrücklich  auf  die  Privilegien  Rudolfs  von  Habsburg 
verzichten. Vgl. CSENDES, Wien, S. 113f. und MARTIN, Städtepolitik, S. 79.

77 Rudolf privilegierte in der Anfangszeit seiner Herrschaft (1276-1277) in Österreich folgende österreichische Städte: 
Enns (1276 Oktober 15), Tulln (1276 Oktober 30), Judenburg (1277 Januar 19), Graz (1277 Januar 19), Bruck an 
der Leitha (1276 November 2), Krems (1277 Juni 12), Wiener Neustadt (1277 Januar 19 und 1277 November 22), 
Laa (1277 Juli 8), Fürstenfeld (1277 Februar 23), Freistadt (1277 Juli 26), Bruck in der Steiermark (1277 August 
25),  Eggenburg  (1277  August  13),  Klosterneuburg  (1276  November  24).  Zu  Einzelheiten  der 
Privilegienbestätigungen siehe MARTIN, Städtepolitik, S. 75-78.
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Verhältnisses von Rudolf und den Juden ist die Tatsache, dass sich der König in seiner zweiten 

Herrschaftsperiode  ausschließlich  in  Österreich  aufhielt.  Der  herumreisende  König  wich  für 

viereinhalb  Jahre  einem  Herrscher,  der  von  einer  Hauptstadt  aus  regierte,  was  die 

Rahmenbedingungen der Kommunikation grundlegend änderte.

Die dritte Herrschaftsetappe von 1281 bis 1289 schließt sich recht nahtlos an den Beginn 

von  Rudolfs  Königtum  an.  Auch  hier  standen  der  Ausbau  der  königlichen  Macht  durch 

Rückgewinnung  von  Reichsgütern  sowie  die  erneuten  Bemühungen  um  die  Kaiserkrone  im 

Vordergrund  der  Aktivitäten.  Daneben  rückte  die  Landfriedenspolitik  stärker  als  zuvor  in  den 

Blickpunkt  des  Königs.  Insgesamt  muss  beachtet  werden,  dass  Rudolf  durch  den  Erwerb  der 

österreichischen  Länder  über  eine  deutlich  vergrößerte  Machtbasis  verfügte  und  somit 

entschlossener handeln konnte als noch in der ersten Phase seiner Herrschaft. Seine Bemühungen 

um die Rückgewinnung des Reichsgutes verlangten fast immer den Einsatz militärischer Mittel. 

Neben einer Vielzahl von Feldzügen, die sich mehrheitlich im Südwesten des Reiches abspielten,78 

ist vor allem das militärische Vorgehen Rudolfs gegen Erzbischof Siegfried von Köln bedeutsam, 

das  zugleich  Rudolfs  Emanzipation  von  den  zuvor  übermächtig  erscheinenden  Kurfürsten 

manifestierte.79

Gleichzeitig musste Rudolf sich darum bemühen, seine desolate Finanzlage zu verbessern, 

wofür er  im Juli  1284 eine Sondersteuer von den rheinischen,  wetterauischen,  fränkischen und 

schwäbischen Städten einforderte.80 Insbesondere in der Wetterau führte dies – zusammen mit dem 

Auftreten  eines  „falschen  Friedrichs“81 –  zu  schweren  Aufständen.82 Mit  der  erfolgreichen 

Belagerung Wetzlars und der Hinrichtung des Betrügers konnte Rudolf diese Krise Ende Juli 1285 

überwinden.83 In Schwaben hingegen, das ebenfalls von den Unruhen erfasst wurde, konnte sich der 

78 An erster Stelle ist hier der Konflikt mit Graf Egno von Freiburg zu nennen, in den auch die Freiburger Juden direkt 
involviert waren. Zu den Einzelheiten siehe unten, S. 99.

79 Für die Einzelheiten des Konfliktes siehe ERKENS, Siegfried, S. 168f.

80 KRIEGER, Rudolf, S. 189f.

81 Dieser  hieß eigentlich Tile Kolup beziehungsweise Dietrich Holzschuh. Vgl.  ERKENS,  Siegfried,  S. 261-266 mit 
einer  Übersicht der  chronikalen Überlieferung der  Ereignisse um den falschen Friedrich.  Zum mittelalterlichen 
Phänomen,  dass  sich wiederholt  Personen  als  längst  verstorbene Herrscher  ausgaben,  vgl.  LECUPPRE,  Kingship. 
Möglicherweise wurden auch die Juden beschuldigt, den falschen Friedrich unterstützt zu haben. Siehe dazu unten, 
S. 125.

82 RI VI  1,  Nr.  1860a.  Ebenso  widersetzten  sich  die  Städte  Bern  und  Freiburg  im Üechtland  der  Zahlung  und 
kündigten dem König die Gefolgschaft auf.  Annales Colmarienses Maiores, MGH SS XVII, S. 212.  Siehe auch 
REDLICH, Rudolf, S. 492.

83 Eine Originalurkunde über die Beilegung der Feindseligkeiten ist nicht überliefert. Vgl. die Urkunde vom 25. Juli 
1285 im UB Speyer, S. 114, Nr. 153, in der Rudolf die Speyrer darum bat, den zwischen ihm und den Bürgern von 
Wetzlar  geschlossenen  Vertrag  zu  besiegeln.  Siehe  auch  RI  VI,  1,  Nr.  1915  mit  weiteren  Angaben  über  die 
Vermittlungstätigkeit der Städte Mainz, Worms und Speyer.
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König  nicht  endgültig  durchsetzen.  Dies  lag  nicht  zuletzt  an  den  andersgearteten 

Rahmenbedingungen  des  Konflikts,  der  weit  über  die  geforderte  Sondersteuer  hinausging. 

Tatsächlich  verfolgte  der  Habsburger  in  Schwaben  eine  offensive  Hausmachtpolitik,  der  sich 

insbesondere Graf Eberhard I. von Württemberg erfolgreich entgegenstellte.84 Im September 1287 

kam es zu einer endgültigen Schlichtung, die Rudolf keinerlei Vorteile brachte.85

Zwar waren die Juden nicht unmittelbar von Rudolfs Bemühungen um die Kaiserkrönung 

betroffen, dennoch zeigen sich auf den zweiten Blick wichtige Anknüpfungspunkte. Insbesondere 

der Besuch des päpstlichen Legaten Giovanni Boccamazza 1286/87, der für viel Unruhe im Reich 

sorgte,86 kann in Zusammenhang mit der zur gleichen Zeit erfolgten Gefangennahme Meirs von 

Rothenburg durch den König gebracht werden.87 Insgesamt waren Rudolfs Bemühungen um die 

Kaiserkrone  auch  in  der  dritten  Herrschaftsetappe  erfolglos.  Hatte  er  diese  zu  Beginn  noch 

angestrebt,  um seine Autorität  im Reich zu erhöhen, sollte  sie ihm nun dazu dienen,  bereits zu 

Lebzeiten einen seiner Söhne zum König krönen zu lassen.88

Die letzten beiden Herrschaftsjahre heben sich insofern von der dritten Etappe ab, als sich 

der  König  erneut  für  längere  Zeit  an  einem festen  Ort  aufhielt.  Bereits  1286  hatte  er  seinem 

Getreuen Heinrich von Isny, zu dieser Zeit Erzbischof von Mainz, die Herrschaft über Thüringen 

und Meißen übertragen.89 Heinrichs Tod und die daraufhin in Thüringen ausbrechenden Kämpfe 

machten eine Anwesenheit des Königs notwendig.90 Von Dezember 1289 bis Oktober 1290 hielt 

sich der König ausschließlich in Erfurt auf und ordnete die lokalen Verhältnisse.91 Insbesondere 

regelte er sein Verhältnis zu den Reichsstädten Nordhausen und Mühlhausen, die seit etwa 1285 

rebelliert und sich seiner Herrschaft vollständig entzogen hatten.92

84 Über  Rudolfs  Pläne  zur  Neuerrichtung des  Herzogtums Schwaben vgl.  ZETTLER,  Schwaben,  S.  198-202 sowie 
QUARTHAL, Königslandschaft.

85 Zu dieser Schlichtung, in der einige die Juden betreffende Angelegenheiten erwähnt werden, siehe unten S. 113.

86 Zu den Vorkommnissen auf dem Hoftag von Würzburg vgl. RI VI, 1, Nr. 2056 sowie ERKENS, Siegfried, S. 266-274. 
Über die Gerüchte um einen Erbreichsplan siehe ERKENS, Siegfried, S. 274-291, mit weiterer Literatur.

87 Für die konkrete Analyse dieser Koinzidenz siehe unten S. 123.

88 Ursprünglich  hatte  Rudolf  seinen  Sohn Hartmann als  Nachfolger  bestimmt,  dieser  ertrank allerdings  1281 im 
Rhein. Nach diesem Ereignis war sein Sohn Rudolf Anwärter auf den Thron, doch als dieser im Mai 1290 verstarb, 
blieb nur noch Albrecht als möglicher Nachfolger übrig. Vgl. Krieger, Rudolf, S. 178.

89 Dabei wurden dem Erzbischof auch die Herrschaftsrechte an den dortigen Juden übertragen; siehe unten S. 139.

90 Vermutlich hatte Rudolf bereits 1287 geplant, im Februar 1288 einen Hoftag in Mühlhausen abzuhalten, wurde aber 
durch seine Aktivitäten im Südwesten des Reiches von diesem Vorhaben abgehalten. Vgl. RI VI, 1, Nr. 2146a.

91 Für Einzelheiten siehe KUNZE, Landfriedenspolitik, S. 146-154.

92 UB  Nordhausen  I,  S.  7,  Nr.  8;  UB  Mühlhausen,  S.  148,  Nr.  356.  Zu  den  Einzelheiten  und  der  Rolle  der 
Nordhausener Juden vgl. unten S. 225.
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Das Vorhaben, einem seiner Söhne die Nachfolge auf dem Königsthron zu sichern, konnte 

Rudolf  von  Habsburg  nicht  mehr  verwirklichen.  Auch  wenn  er  durch  familiäre  Bindungen 

zumindest  die  weltlichen  Kurfürsten  auf  seiner  Seite  wusste,  so  scheiterte  er  letztlich  am 

wiedererstarkten böhmischen Königtum in Gestalt Wenzels II., der nach dem Tod von Rudolfs Sohn 

Rudolf im Jahr 1290 zu einer Wahl Albrechts nicht bereit war.93 Da auch die geistlichen Kurfürsten 

Albrechts Macht fürchteten, gelangte schließlich Adolf von Nassau 1292 auf den Königsthron.

93 Dieser war zwar mit einer Schwester Albrechts verheiratet, stand aber aufgrund seines Vorhabens, die vom Vater 
verlorenen  österreichischen  Länder  wieder  in  seinen  Besitz  zu  bringen,  in  ständigen  Konflikten  mit  dem 
Habsburger. Seit 1287 kam es wiederholt zu militärisch ausgetragenen Grenzstreitigkeiten, zudem stand Albrecht 
mit  oppositionellen  böhmischen  Adelsgruppen  in  Kontakt,  wie  auch  Wenzel  Verbindungen  mit  ungarischen 
Adeligen pflegte, die mit Albrecht verfeindet waren. Vgl. REDLICH, Rudolf, S. 715f.
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2.2 Siedlungsgeschichte: Zentren der Juden in königsnahen und königsfernen Gebieten

Stellte das gesamte 13. Jahrhundert allgemein eine Zeit des starken Bevölkerungswachstums dar, so 

galt dies auch für die Juden. Ausgehend von der Rheinachse mit den wichtigen Kathedralstädten, in 

denen sich die Juden bereits seit dem 11. Jahrhundert niedergelassen hatten, begann spätestens im 

13.  Jahrhundert  eine  Ausbreitung  jüdischer  Gemeinden  im  gesamten  Reichsgebiet.94 Dabei  ist 

festzustellen,  dass  die  Juden  zunächst  in  den  großen  Städten  siedelten,  bevor  auch  kleinere, 

umliegende  Ortschaften bewohnt  wurden.95 Des  Weiteren fand  im Süden des  Reiches,  welcher 

ohnehin einen höheren Urbanisierungsgrad aufweisen konnte, die Ausbreitung schneller statt als im 

Norden  und  Nordosten.  Insbesondere  in  Franken  ist  eine  enorme  Dichte  an  Judensiedlungen 

festzustellen.  Einziger  Beleg  für  die  Existenz  dieser  kleinen  und  kleinsten  Siedlungsorte  sind 

allerdings die Memorbücher, in denen die Opfer von Verfolgungen verzeichnet wurden. Dies weist 

darauf  hin,  wie  schwierig  auch  bei  der  Beurteilung  der  jüdischen  Siedlungsgeschichte  die 

Überlieferungslage ist. Einschränkend muss man also stets bedenken, dass das Bild, welches man 

heute  aufgrund  der  überlieferten  Zeugnisse  jüdischen  Lebens  gewinnt,  nicht  unbedingt  der 

damaligen  Realität  entsprechen  muss.  Kategorische  Aussagen  verbieten  sich  also  vor  diesem 

Hintergrund.

Die Neugründung von Gemeinden verlief nicht immer ungesteuert; vielmehr gibt es einige 

Hinweise darauf,  dass die  jeweiligen Landes- oder Stadtherren schon im Vorfeld mit  günstigen 

Privilegierungen  einen  Anreiz  für  die  Juden  schaffen  wollten,  sich  in  ihrem Herrschaftsgebiet 

niederzulassen.96 Die Herrschaftszeit Rudolfs von Habsburg fällt in eine Periode lang anhaltenden 

Wachstums, in der die Lebensbedingungen von Christen und Juden günstig waren und sich durch 

das Ende des Interregnums weiter verbesserten.97

94 Zur den folgenden Ausführungen vgl. grundlegend die Karten über die jüdische Siedlungsgeschichte von 1200 bis 
1300 in HAVERKAMP, Nordsee Bd. 3.

95 HAVERKAMP, Siedlungsgeschichte, S. 261.

96 In der Zeit Rudolfs gibt es viele Hinweise auf solche Ansiedlungsprivilegien. Zwei von diesen, die vom König 
selbst  gewährt  wurden,  werden  in  dieser  Arbeit  analysiert.  Vgl.  unten  S.  50 (Altenbamberg)  sowie  S.  148 
(Rödelheim).

97 Auch wenn das Interregnum in der modernen Forschung nicht mehr als dunkelste Schreckenszeit angesehen wird, 
galt dennoch das Fehlen eines unangefochtenen Reichsoberhauptes als Mangel. Die einhellige Freude, die in der 
Chronistik über die Wahl Rudolfs von Habsburg zu vernehmen ist, belegt, dass das Ende des Interregnums auch 
von den Zeitgenossen als positiver Einschnitt  wahrgenommen wurde. Vgl. KAUFHOLD,  Interregnum, S. 140-142 
sowie DERS. Deutsches Interregnum, S. 1f.

20



Abb. 1: Jüdische Siedlungen im Reichsgebiet in der zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts. 

Für  eine  Analyse  der  Beziehungen  zwischen  Rudolf  und den  Juden  muss  die  Frage  nach  den 

Berührungspunkten  der  Akteure  gestellt  werden.  Gleichsam  als  Basis  aller  weiteren 

Untersuchungen benötigt man ein Gerüst der jüdischen Ansiedlungen sowie derjenigen Orte, die 

aufgrund häufiger  Besuche des  Herrschers als  königsnah gelten können.  Dabei  muss  allerdings 

untersucht  werden,  ob  der  König  insbesondere  durch  die  Einrichtung  von  Reichslandvogteien 

möglicherweise auch trotz längerer Abwesenheit eine mittelbare und dennoch stabile Herrschaft 

ausüben  konnte.  Auf  diese  Weise  sollen  im  Folgenden  also  die  wichtigsten  jüdischen 

Gemeindezentren herausgearbeitet und mit dem Itinerar des Königs sowie weiteren königsnahen 
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Landschaften  verglichen  werden.98 Ob  durch  die  Deckungsgleichheit  von  Judengemeinde  und 

königsnahem  Ort  tatsächlich  auch  eine  verstärkte  Kommunikationsebene  entstand,  steht  damit 

allerdings noch nicht fest. Dennoch ist diese Analyse notwendig, selbst wenn eine größere Nähe 

schlussendlich nicht die Relevanz haben sollte, die man zunächst annehmen könnte.

Eine der wichtigsten Regionen für jüdisches Leben im Reich, sowohl in wirtschaftlicher 

Hinsicht als auch durch ihre herrschaftliche Durchdringung sowie ihre Urbanität, stellte das mittlere 

Rheingebiet dar.99 Hier befanden sich die großen Kathedralstädte Mainz, Worms und Speyer, deren 

jüdische  Gemeinden  seit  dem  Hochmittelalter  eine  führende  Stellung  innehatten.  Auch  die 

aufstrebende Gemeinde  Frankfurts,  die  sich  parallel  zum Aufstieg  der  Stadt  als  Vorort  für  die 

weiteren jüdischen Siedlungsorte des Medinat Hessen etablierte,100 befindet sich in diesem Gebiet. 

Die  Bedeutung  dieser  Gemeinde  konnte  durch  das  Pogrom  von  1241,  welches  zumeist  als 

Frankfurter Judenschlacht bezeichnet wird, nicht gebrochen werden.101 Zur Zeit Rudolfs hatte die 

Frankfurter Gemeinde zweifellos die größte Bedeutung als jüdischer Siedlungsplatz und nahm eine 

Vorrangstellung vor den Gemeinden der Wetterauer Reichsstädte ein. Eine mindestens ebenso große 

Wichtigkeit für die Juden besaß die große und alte Gemeinde Triers. Zusammen mit der Koblenzer 

Gemeinde war sie die bedeutendste jüdische Siedlung des Trierer Erzbistums. Insgesamt ist für das 

mittlere Rheingebiet dieselbe Entwicklung zu beobachten, die sich überall im Reich vollzog: Die 

Anzahl kleiner und kleinster Siedlungen nahm ab 1250 beständig zu. Sind bis zu diesem Zeitpunkt 

21  Orte  mit  jüdischen  Gemeinden  nachweisbar,  so  erhöht  sich  diese  Zahl  bis  1300  auf  57 

Siedlungsorte.102

Auch das Gebiet nördlich des Mittelrheins erlebte in der zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts 

„die  Phase  der  intensivsten  Ausweitung  des  jüdischen  Siedlungsnetzes  im  Nordwesten  des 

Reiches“.103 Eine  unbestritten  herausragende  Rolle  spielte  die  Kölner  Judengemeinde,  deren 

98 Die Daten der folgenden Untersuchung sowie der Abbildung 1 wurden zwei für die Erforschung der jüdischen 
Geschichte  im  Mittelalter  zentralen  Werke  entnommen.  Es  handelt  sich  zum  einen  um  das  dreibändige, 
kommentierte Kartenwerk Geschichte der Juden von der Nordsee bis zu den Südalpen, herausgegeben von Alfred 
HAVERKAMP, sowie um die Germania Judaica Band II. Dabei bildet das Kartenwerk die Grundlage der folgenden 
Ausführungen,  während  die  GJ  lediglich  für  die  im Kartenwerk  nicht  berücksichtigten  Gebiete  herangezogen 
wurde.

99 Unter  dem  Begriff  „Mittelrhein“  wird  hier  in  Anlehnung  an  ZIWES,  Rheingebiet,  S.  16  und  BARZEN, 
Siedlungsgeschichte, S. 55 das Gebiet zwischen der Mosel und dem Elsass verstanden, welches auch die Wetterau 
mit Frankfurt am Main einschließt.

100 BARZEN, Regionalorganisation, S. 300, sowie DERS., Siedlungsgeschichte, S. 55.

101 Zur  Ersten  Frankfurter  Judenschlacht  siehe  FURST,  Captivity,  S.  179-221,  YUVAL,  Völker,  S.  284f.  sowie 
SCHNEIDMÜLLER, Pfalzstadt, S. 17-19.

102 Vgl. Ziwes, Rheingebiet, S. 134-138.

103 Vgl. CLUSE/KOSCHE/SCHMANDT, Siedlungsgeschichte, S. 41.
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Mitglieder zugleich die Träger der weiteren Siedlungsexpansion waren.104 Köln stellte seit dem 10. 

Jahrhundert  das  Zentrum  des  jüdischen  Lebens  im  Niederrheingebiet  dar.  Die  dortigen  Juden 

unterschieden sich auch in ihrem Brauchtum von den mittelrheinischen Gemeinden um die Schum-

Städte.105 Begleitet und unterstützt wurde die expansive Siedlungstätigkeit  nicht zuletzt von den 

lokalen christlichen Machthabern, die den Juden mitunter günstige Privilegien ausstellten. Dies gilt 

etwa für die Urkunden Konrads von Hochstaden für die Dortmunder und Kölner Juden aus den 

1250er  Jahren:  Das  Bemühen  um  die  Ansiedlung  von  Juden  war  Teil  des  herrschaftlichen 

Landesausbaus. Entlang der Flüsse Ahr, Erft und Sieg entstanden so, etwa in Ahrweiler, Siegburg 

und Neuss,  neue  Judensiedlungen.  Der  wichtigste  Siedlungsort  in  Westfalen  vor  1250  war  die 

Königsstadt  Dortmund.  Ab  1250  begannen  die  Juden,  ihre  Siedlungstätigkeit  auch  auf 

Bischofsstädte  wie  Osnabrück  und  Münster  sowie  auf  landesherrliche  Ortschaften  wie  Hamm, 

Soest und Büren auszubreiten.106 Kosche bezeichnet die Zeit von 1250 bis 1300 als die Periode der 

„eigentlichen Expansion“ der Juden in den westfälischen Raum.107

Das Elsass stellt für die Untersuchung von Kontakten zwischen Rudolf und den Juden ein 

besonders interessantes Gebiet  dar. Rudolf verfügte hier über beträchtliche Güter, zudem ist das 

Elsass durch seinen umfangreichen Reichsbesitz  gekennzeichnet.  Auch hier fand in der zweiten 

Hälfte des 13. Jahrhunderts eine deutliche Steigerung von jüdischen Niederlassungen statt. Rein 

quantitativ bleibt sie jedoch im Vergleich zu anderen Regionen des Reiches etwas zurück. Vor 1250 

sind  lediglich  in  vier  Ortschaften  jüdische  Gemeinden  nachweisbar,  wobei  der  jüdischen 

Ansiedlung von Straßburg zweifelsohne eine führende Rolle zukam. Die Gemeinden von Hagenau, 

Rosheim und Oberehnheim blieben in ihrer Bedeutung hinter der von Straßburg sicherlich zurück. 

Bis zum Jahr 1300 erhöhte sich die Zahl jüdischer Ansiedlungen auf 14 Gemeinden, womit die 

Ausweitung der jüdischen Siedlungstätigkeit mit der allgemeinen Urbanisierung des Elsass Schritt 

hielt.108 Betrachtet  man  das  habsburgische  Territorium im  Elsass,  fällt  das  fast  völlige  Fehlen 

jüdischer Gemeinden auf. Lediglich in Ensisheim lebten Juden zu Rudolfs Lebzeiten.109 Dabei muss 

104 Ebd., S. 33.

105 Ebd., S. 34.

106 KOSCHE, Studien, S. 26f.

107 Ebd., S. 26.

108 MENTGEN, Elsass, S. 34, betont die Überlieferungsproblematik von Belegen für die Zeit vor 1250, sodass die von 
ihm angenommene Wachstumsrate von 250% laut eigener Aussage mit einigen Unsicherheiten behaftet sei.

109 Die erste Erwähnung einer jüdischen Gemeinde in Ensisheim stammt aus dem Jahr 1291, als die Abtei Murbach 
Schulden bei Juden in Ensisheim und Bern hatte. Vgl. GJ II, 1, Art. Ensisheim. Für Meir von Rothenburg hatte 
Ensisheim eine besondere  Bedeutung: Nachdem er  zunächst  für  eine unbestimmte  Zeit  in  Wasserburg am Inn 
festgehalten wurde, verbrachte er den Rest seiner Haft in der elsässischen Stadt.
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beachtet werden, dass die Besitztümer des Habsburgers kaum urbane Qualität besaßen. Dies könnte 

ein Anhaltspunkt dafür sein, warum sich nur wenige Juden in Rudolfs Besitztümern ansiedelten.

Die  österreichischen  Länder,  deren  wechselvolles  Schicksal  bei  einer  Untersuchung  der 

Königsherrschaft Rudolfs naturgemäß eine zentrale Rolle spielt, können nicht auf eine derart lange 

Tradition jüdischer Siedlungen zurückblicken. Erst ab dem Beginn des 13. Jahrhunderts sind dort 

jüdische Gemeinden nachweisbar.110 Zuvor bereisten jüdische Händler zwar die Region, es kam 

jedoch nicht zu einer festen Ansiedlung. Die erste  Gemeinde bildete sich,  wie auch in anderen 

Regionen  üblich,  in  der  wirtschaftlich  bedeutendsten  Stadt  des  Herzogtums,  nämlich  in  Wien. 

Relativ zeitgleich ließen sich auch in Wiener Neustadt die ersten Juden dauerhaft nieder.111 Über die 

genaue Entwicklung dieser Gemeinden in den ersten Jahrzehnten des 13. Jahrhunderts ist nichts 

Weiteres bekannt. Die Privilegierung der Wiener Judengemeinde durch Friedrich II. von 1236 weist 

darauf  hin,  dass  sich  die  Gemeinde  in  der  Zwischenzeit  rasch  vergrößert  hatte  und somit  eine 

Privilegierung den gesteigerten Bedürfnissen der Juden Rechnung trug. Dass es überdies 1244 zu 

einer  Privilegierung der  gesamten  österreichischen Judenschaft  kam, kann  im Hinblick  auf  die 

Siedlungstätigkeit zwei Bedeutungen haben. Zum einen ist denkbar, dass es bis zur Mitte des 13. 

Jahrhunderts  abgesehen von den Gemeinden in  Wien und Wiener  Neustadt  bereits  zu  weiteren 

Gründungen  gekommen war.  Zum anderen  wäre  es  möglich,  dass  Herzog  Friedrich  mit  dieser 

Privilegierung für eine verstärkte Siedlungstätigkeit werben und somit den zukünftigen Gemeinden 

eine detaillierte Rechtsordnung geben wollte. In der zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts nahmen 

auch die österreichischen Länder an der schon im übrigen Reich beobachteten Entwicklung eines 

Bevölkerungsanstieges  und  einer  Ausweitung  der  jüdischen  Siedlungstätigkeit  teil.112 Dies  gilt 

insbesondere  für  Niederösterreich,  wo  mit  Krems,  Laa,  Tulln,  St.  Pölten,  Korneuburg  und 

möglicherweise auch Klosterneuburg sechs neue jüdische Gemeinden nachweisbar sind.113 Auch für 

die Regionen Kärnten, Tirol und Steiermark lassen sich jüdische Ansiedlungen belegen.114

Eine  für  die  Herrschaftszeit  Rudolfs  durchaus  wichtige  Region  stellte  das  Königreich 

Böhmen dar.  Auch hier  gilt  das  bereits  beobachtete  Phänomen der  verstärkten  Ausbreitung der 

Juden in der zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts. Bis 1250 sind lediglich in Prag und Iglau Juden 

110 LOHRMANN, Judenrecht, S. 52. So auch BRUGGER, Österreich, S. 128.

111 Zur Geschichte der Juden in Wiener Neustadt vgl. SULZGRUBER, Wiener Neustadt.

112 BRUGGER, Österreich, S. 128f.

113 Für  die  einzelnen  Nachweise  vgl.  GJ  II,  1,  S.  405-407  (Klosterneuburg);  S.  450f.  (Korneuburg);  S.  453-455 
(Krems); S. 461f. (Laa); GJ II, 2, S. 735f. (St. Pölten); S. 837 (Tulln).

114 Im Einzelnen sind dies: Friesach (GJ II, 1, S. 264-266), Gurk (GJ II, 1, S. 311), Klagenfurt (GJ II, 1, S. 403), Lienz 
(GJ II, 1, S. 482f.), Marburg an der Drau (GJ II, 2, S. 522), Pettau (GJ, II, 2, S. 651f.), Völkermarkt (GJ, II, 2, S. 
857f.) und Wolfsberg (GJ, II, 2, S. 918).
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nachweisbar;  diese  Zahl  von  zwei  Judensiedlungen  erhöht  sich  durch  das  Hinzukommen  von 

Ansiedlungen in Brünn, Eger, Neuhaus, Olmütz und Znaim deutlich.115

Zeigten die bereits genannten Zahlen zur Ausbreitung der Juden in den bisher behandelten 

Gebieten eine starke Zunahme an Gemeinden, so übertrifft die jüdische Expansion in Franken alle 

anderen Reichsgebiete bei Weitem. Waren dort zunächst die Bischofsstädte Würzburg und Bamberg 

sowie die Reichsstädte Nürnberg und Rothenburg ob der Tauber die wichtigsten Zentren jüdischen 

Lebens, vervielfachte sich die jüdische Siedlungstätigkeit bis zum ausgehenden 13. Jahrhundert im 

Raum Franken. Wie bereits oben angedeutet, ließen sich die Juden verstärkt in landesherrlichen 

Städten  mit  geringer  urbaner  Qualität  nieder.116 Dabei  muss  an  dieser  Stelle  noch  einmal 

eindringlich  auf  die  problematische  Überlieferungslage  verwiesen  werden.  Nur  aufgrund  der 

Memorbücher ist die Dichte an jüdischen Siedlungen in Franken bekannt. In anderen Regionen, die 

von  solchen  Verfolgungen  verschont  blieben,  fehlt  dementsprechend  eine  vergleichbare 

Überlieferung. Ein dichtes und enges Netz von jüdischen Gemeinden kann daher auch in anderen 

Regionen, etwa entlang des Neckars, wo die nachweisbare Siedlungsdichte im Vergleich zu Franken 

abnimmt,  zumindest  vermutet  werden.117 Bereits  der  Blick  nach  Bayern  zeigt  allerdings  eine 

deutliche Abnahme jüdischer Ansiedlungen. Ihr Schwerpunkt befand sich zwischen München und 

Landshut. Neben diesen Orten lebten Juden nachweislich in Dachau, Mühldorf und Pfaffenhofen 

sowie in der Bischofsstadt Freising.118 Auch im benachbarten Salzburg sowie dem etwas südlich 

gelegenen Hallein existierten jüdische Gemeinden zur Zeit Rudolfs.119

Die zweite Hälfte des 13. Jahrhunderts stellt also eine Phase intensiven Wachstums dar, in 

der sich das jüdische Leben über weite Teile des Reiches ausbreitete und dabei auch in Orte mit 

geringer urbaner Qualität vorstieß. Dies kann von den nord- und nordostdeutschen Gebieten nur 

zum  Teil  konstatiert  werden,  ebenso  wie  für  die  Hansestädte,  in  denen  nur  vereinzelt  Juden 

nachweisbar sind.120 In den Gebieten an und östlich der Elbe kam es zwar zu einer verstärkten 

Ansiedlung von Juden, diese beschränkte sich jedoch zunächst auf die größeren Städte und stieß nur 

115 Vgl. GJ II, 1, S. 137-140 (Brünn); S. 185-188 (Eger); S. 373 (Iglau); GJ, II, S.  576f. (Neuhaus); S. 628 (Olmütz); 
S. 659-662 (Prag) und S. 942 (Znaim).

116 Vgl. HAVERKAMP, Nordsee Bd. 3, A 4.4 und 4.5. Zur Relevanz von kleinen Orten ohne urbane Qualität für die Juden 
Frankens vgl. HAVERKAMP, Juden und Städte, S. 76f.

117 BARZEN, Siedlungsgeschichte, S. 63.

118 Vgl. GJ II, 1, S. 156 (Dachau); S. 258f. (Freising); S. 467-469 (Landshut); GJ II, 2, S. 550 (Mühldorf); S. 556-559 
(München) und S. 652 (Pfaffenhofen).

119 Vgl. GJ II, 1, S. 322f. (Hallein) und GJ II, 2, S. 728-731 (Salzburg).

120 Von den an der Ostsee gelegenen Städten innerhalb des Reiches beherbergten lediglich Greifswald (GJ II, 1, S. 
303f.), Rostock (GJ II, 2, S. 704-706), Stettin (GJ II, 2, S. 795f.), Stralsund (GJ II, 2, S. 797f.) und Wismar (GJ II, 
2, S. 911-915) jüdische Gemeinden in der Zeit Rudolfs.   
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in wenigen Fällen in Orte ohne urbane Qualität vor. Dies lässt sich gut anhand des Beispiels der 

Stadt Magdeburg erkennen: In unmittelbarer Umgebung siedelten sich Juden in Aken und Barby an, 

im weiteren Umkreis sind jedoch keine weiteren Judensiedlungen nachweisbar.121 Ein interessantes 

Gebiet stellt Brandenburg dar, welches in der zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts sieben jüdische 

Gemeinden beherbergte.122 Dort kam es 1297 zur grundlegenden Privilegierung der Stendaler Juden 

durch die askanischen Markgrafen, was deren Rolle als wichtige Ansprechpartner für die Juden 

ihrer Länder und gleichzeitig die Königsferne Brandenburgs und Nordostdeutschlands allgemein 

verdeutlicht.123 Jedenfalls  fand  die  Ausbreitung  jüdischer  Siedlungen  in  diesen  Randgebieten 

ähnlich wie zuvor im Westen des Reichs ausgehend von den Zentren statt, ohne dass es bereits im 

13. Jahrhundert zu einer vergleichbaren Durchdringung der kleineren Ortschaften gekommen wäre. 

Die Frage ist nun, inwieweit sich die jüdischen Siedlungszentren mit den vom König am häufigsten 

besuchten Orten deckten. Um dies zu beantworten, muss zunächst das Itinerar Rudolfs betrachtet 

werden.

Die räumlichen Schwerpunkte von Rudolfs Königsherrschaft divergieren stark und müssen 

für jede Herrschaftsetappe gesondert untersucht werden.124 Für die Zeit von 1273 bis 1276 spielt 

ohne Frage der Südwesten des Regnums die Hauptrolle. In der heutigen Nordschweiz sowie dem 

Elsass befand sich der Hausbesitz Rudolfs, den er zu dieser Zeit häufig aufsuchte. Dies gilt auch für 

die  ehemals  staufische  Stadt  Hagenau,  die  ihre  Bedeutung  als  Stütze  königlicher 

Herrschaftsausübung auch unter dem Habsburger behaupten konnte. Mit insgesamt 22 Besuchen 

und einer Aufenthaltsdauer von 200 Tagen kann die Stadt also als wichtigster Anlaufpunkt Rudolfs 

im  Südwesten  des  Reiches  charakterisiert  werden.125 Ein  völlig  anderes  Bild  zeigt  sich  in  der 

zweiten Herrschaftszeit von 1276 bis 1281. Nach seinem Sieg über Ottokar von Böhmen hielt sich 

Rudolf  für  etwa  vier  Jahre  in  Österreich  auf,  um  den  Herrscherwechsel  zu  sichern  und  die 

Übertragung der neu eroberten Länder an seine Söhne vorzubereiten. Für diese Tätigkeiten wählte 

er Wien als Residenzort. Die Stadt verließ er nur sporadisch, um weitere Orte des Herzogtums, etwa 

Wiener Neustadt, Graz oder Judenburg, aufzusuchen. Die dritte Etappe von 1281 bis 1289 ist durch 

ein  erneutes  Reisekönigtum  Rudolfs  gekennzeichnet.  Die  Schwerpunkte  lagen  ähnlich  wie  zu 

121 Vgl. GJ II, 1, S. 5f. (Aken); S. 51 (Barby) und GJ II, 2, S. 505-510 (Magdeburg).

122 Diese Gemeinden befanden sich in Berlin (GJ II, 1, S. 68-72), Frankfurt an der Oder (GJ II, 1, S. 251-253), dem 
zum Erzbistum Magdeburg gehörenden Jüterbog (GJ II, 1, S. 383), Mühlberg (GJ II, 2, S. 549), Spandau (GJ II, 2, 
S. 791-794) und Strausberg (GJ II, 2, S. 808).

123 Zu dieser sogenannten Stendaler Judenordnung sowie allgemein zur Geschichte der Juden in Brandenburg vgl. 
künftig CHRISTOPHERSEN, Studien.  

124 Vgl.  zu  den  folgenden  Ausführungen  über  das  Itinerar  Rudolfs  MORAW,  Verfassung,  S.  215  und  MARTIN, 
Städtepolitik, S. 191-197.

125 MARTIN, Städtepolitik, S. 196f.
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Beginn seiner Herrschaft im Südwesten des Reiches. Insbesondere seine Feldzüge führten ihn bis 

nach Savoyen und in die Freigrafschaft Burgund. Eine klare oder konstante Reiseroute ist nicht 

nachweisbar, vielmehr zog Rudolf dorthin, wo seine Autorität benötigt wurde. Insgesamt reicht das 

Spektrum an Aufenthaltsorten in der dritten Herrschaftsetappe von Regensburg im Osten bis nach 

Besançon  im  Westen.  Den  Main  überschritt  der  König  in  dieser  Zeit  nur  sporadisch,  nach 

Norddeutschland gelangte er nie. Dies änderte sich auch nicht in der letzten Herrschaftszeit von 

1289 bis 1291. Ähnlich wie nach dem Sieg gegen Ottokar wählte Rudolf mit Erfurt über einen 

längeren  Zeitraum  eine  Residenzstadt,  von  der  aus  er  die  umliegenden  Gebiete  effektiver 

herrschaftlich durchdringen konnte. Das letzte Jahr seiner Regierungszeit führte ihn ein letztes Mal 

nach Frankfurt sowie an den Mittelrhein, wo er im Juli 1291 in Speyer verstarb.

Offensichtlich deckte sich die Lage der wichtigsten jüdischen Siedlungen mit den regionalen 

Schwerpunkten von Rudolfs Herrschaft. Eine Ausnahme stellt allerdings die Wetterau dar. Diese 

wichtige  Region  besuchte  der  König  nie.126 Lediglich  in  Frankfurt  hielt  sich  Rudolf  zu  zwei 

Anlässen auf. Die Wetterau stellte gleichzeitig jedoch die Region mit den meisten Reichsgütern dar, 

deren Verfügbarmachung eine der  Hauptinteressen königlicher Politik sein musste. Gerade in der 

Wetterau verfügte Rudolf, etwa mit Reinhard von Hanau und Eberhard von Katzenelnbogen, über 

äußerst  loyale  und  mächtige  Landvögte,  die  auch  bei  Abwesenheit  des  Herrschers  für  eine 

reibungslose Nutzung des Königsgutes sorgen konnten.127 Im folgenden Analyseteil dieser Studie 

ist  daher zu bedenken, dass sich Königsnähe nicht  nur durch physische Präsenz des Herrschers 

ausdrücken musste,  sondern auch mittelbar durch einflussreiche Stellvertreter hergestellt  werden 

konnte. 

126 In Wetzlar war er lediglich zum Zweck der Belagerung der Stadt im Jahr 1283 anwesend.

127 Zu den Landvögten in der Wetterau vgl. SCHWIND, Landvogtei.
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2.3 Ein wechselvolles Verhältnis – der König und die Juden

2.3.1 Der Beginn: 1273 bis 1276

Die Machtbasis, von der aus Rudolf zunächst agieren konnte, war denkbar schmal. Auch wenn er 

nicht der arme Graf war, als den ihn Ottokar von Böhmen titulierte, war er zunächst nicht zuletzt 

aufgrund  des  schwerwiegenden  Konfliktes  mit  ebenjenem  Ottokar  vollständig  auf  die 

Unterstützung der Kurfürsten angewiesen. Sein Handlungsspielraum ging daher nur so weit, wie er 

die Interessen seiner Wähler nicht tangierte. Vor diesem Hintergrund sind seine ersten Interaktionen 

mit den Juden zu sehen. Aus deren Sicht stellte sich die Lage anders dar. Zum ersten Mal seit den 

Tagen Kaiser Friedrichs II. herrschte ein im größten Teil des Reiches anerkannter König. Die Juden, 

die  sich  in  den  Jahrzehnten  zuvor  lediglich  in  einem  lokalen,  bestenfalls  regionalen  Umfeld 

verorteten, hatten nun die Möglichkeit, ihr Beziehungsgeflecht nun wieder auf ein Reichsoberhaupt 

auszuweiten. Dabei stellt sich die Frage, für welche Lebensbereiche der König herangezogen wurde 

und welche Problematiken auf der lokalen und regionalen Ebene behandelt wurden.

 

Goslar

Die  erste  belegbare  Interaktion  des  neu  gewählten  Königs  mit  den  Juden  ist  eng  mit  der 

Rückgewinnung  von Reichsgut  verknüpft.  Am 22.  April  1274  schrieb  Herzog  Albrecht II.  von 

Sachsen, der Schwiegersohn des Königs, er sei von den Goslarer Bürgern gebeten worden, deren 

Anliegen,  nämlich  die  Bestätigung  all  ihrer  Rechte  und  Privilegien,  die  ihnen  von  früheren 

Herrschern verliehen worden waren, zu unterstützen.128 In Bezug auf die Juden führt der Herzog 

aus, der König möge keine unverschuldeten Belästigungen oder Gefangenschaft  dulden und sie 

bereitwillig und gütig verteidigen wie speciales camere sue servos.129

Der König antwortete am 27. November 1274 und bestätigte die Privilegien der Stadt, stellte 

jedoch in Bezug auf die Steuern und Rechte an den Bürgern und Juden fest, dass diese weiterhin 

dem  königlichen  Fiskus  unterlägen  und  dieses  Recht  gewahrt  werden  müsste.130 Sollte 

128 UB Goslar II, 2, S. 238f., Nr. 198. Zu den Juden von Goslar in der Zeit Rudolfs und im 14. Jahrhundert vgl. FISCHER, 
Judenprivilegien sowie DERS., Rechtsstellung, S. 81f., 95f. und 159f.

129 UB Goslar II, 2, S. 238f., Nr. 198: Ad hec nullam indebitam molestiam sive capitvitatem judei civitatis sustinebunt  
ab eodem domino rege, et defendet eos amicabiliter et bendigne tamquam speciales camere sue servos.
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irgendjemand mit der Privilegierung der Stadtgemeinde nicht einverstanden sein, möge er bis zum 

23. Januar 1275 nach Würzburg kommen, um dort seine Beschwerden vorzutragen.131

Als Vorlage diente dem Bittschreiben Herzog Albrechts eine frühere Privilegienbestätigung 

König Wilhelms von Holland aus dem Jahr 1252.132 Diese war offenbar bei der Stadtverwaltung 

oder bei  den Juden noch vorhanden und wurde nun abgeschrieben.  Die markanteste inhaltliche 

Änderung wurde in dem Abschnitt vorgenommen, der die Juden betraf. Hatte König Wilhelm von 

Holland noch festgehalten,  die  Juden sollten ihm dienen,  so wie es Brauch sei,133 was auf  den 

Anspruch des Königs auf die Judensteuern hinweist, wurde dieser Zusatz in der Urkunde Herzog 

Albrechts von Sachsen weggelassen. Da Rudolf unmöglich über das Dokument von 1252 verfügen 

konnte,  war  ihm  dieser  Zusatz  unbekannt.  Seine  Reaktion  verdeutlicht  aber,  dass  er  für  die 

Bestätigung  der  Privilegien  nicht  auf  die  ihm  zustehende  Gegenleistung  in  Form von  Steuern 

verzichten wollte.

Der Inhalt der Briefwechsel und vor allem die Antwort des Königs passen zu den genannten 

Aktivitäten Rudolfs zur Gewinnung von Reichsgut am Anfang seiner Herrschaftszeit, wobei sich 

diese  Aufgabe  in  Norddeutschland  wesentlich  schwieriger  gestaltete  als  in  den  königsnahen 

Gebieten Süddeutschlands. Konnte die Region um Goslar zur Zeit der Salier noch als königsnah 

bezeichnet werden, so war sie Ende des 13. Jahrhunderts nur noch ein Randgebiet, das Rudolf nie 

betreten  sollte.134 Da  er  trotzdem  nicht  auf  Einnahmen  aus  den  norddeutschen  Besitzungen 

verzichten wollte, war er dazu gezwungen, die Reichsrechte ganzer Landstriche und die wichtigsten 

Reichsstädte,  also vor  allem Lübeck und Goslar,  zur  Verwaltung an mächtige  Landesherren zu 

übergeben. Dies tat er im Jahr 1277, als er die Herzöge Albrecht II. von Sachsen und Albrecht I. von 

Braunschweig  zu  seinen  Verwaltern  des  Reichgutes  in  Lübeck,  Goslar,  Mühlhausen  und 

Nordhausen sowie allen weiteren Besitzungen in Sachsen, Thüringen und „Slavien“ ernannte.135

130 Ebd., S. 244f., Nr. 206: (...) confirmamus et hujus scripti patrocinio communimus, ita tamen quod jura nostra tam  
de judeis quam aliis in eadem civitate regali fisco de consuetudine et de jure cedentia nobis servent et servari  
faciant illibata.  FISCHER,  Judenprivilegien, S. 95-97, Anm 2, interpretiert diese Stelle anders und behauptet, der 
König habe mit diesem Privileg die Rechte an den Juden auf die Stadt übertragen. Dagegen der Kommentar in den 
Urkundenregesten III., S. 29, Nr. 34.

131 Ebd.: (...) si hujusmodi gracie nostre concessio aliquibus de universitate displiceat, decimo kalendas februarii apud 
Herbipolim in presentia nostra conparenat, causam hujusmodi displicantie precensuri.

132 UB Goslar, II, 1, S. 115, Nr. 12.

133 Ebd, S. 115: Ad hec nullam indebitam molestiam sive captivitatem judei civitatis sustinebunt a nobis, et defendemus  
eos  amicabiliter  et  bendigne  tamquam  specialis  camere  nostre  servos;  sed  sicut  debitum  est,  servient  nobis  
tamquam domino suo et Romanorum regi.

134 Zu Rudolfs Politik in Norddeutschland vgl. VOGTHERR, Norddeutschland, 139-163 sowie REDLICH, Rudolf, 642-682 
und  MARTIN,  Städtepolitik.  Zur  Bedeutung Goslars  vor  dem Interregnum siehe  FRÖLICH,  Frühgeschichte;  DERS., 
Verfassungsentwicklung und EHLERS, Anfänge.
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In Goslar war die Machtposition des Reichsvogtes, der seit 1073 über die Besitztümer des 

Reiches wachte, so stark geschwächt, dass er sich ohne die Unterstützung eines Landesherrn nicht 

mehr gegen die selbstbewussten Stadtvertreter durchsetzen konnte.136 Der Vogt stand als oberster 

richterlicher und für Verwaltungsfragen zuständiger Amtsträger an der Spitze der Vogtei, nahm auch 

militärische  Aufgaben  wahr  und  wirkte  als  Vermittler  zwischen  den  verschiedenen 

Bevölkerungsgruppen sowohl innerhalb der Stadt als auch zwischen der Stadt und den zum Teil 

außerhalb  ansässigen  Rittern,  Berg-  und  Waldarbeitern.  Die  meisten  der  Reichsrechte  waren 

allerdings in den letzten hundert  Jahren vor der Thronbesteigung Rudolfs durch Verpfändungen 

verlorengegangen.137 Mit der Urkunde vom 27. November 1274 wollte der König deutlich machen, 

dass er nicht noch weitere Rechtsminderungen hinnehmen wollte. Die Verleihung der Reichsrechte 

in den erwähnten Städten an die beiden Herzöge im Jahr 1277 zeigt allerdings, dass Rudolf mit 

diesem Ansatz wohl gescheitert war und sich fortan auf die Mithilfe der Territorialherren verlassen 

musste.

Für die Juden in Goslar stellten sich andere Probleme. Sie lebten in einer Stadt, die seit 

Jahrzehnten  von  andauernden  Kämpfen  zwischen  verschiedenen  Bevölkerungsgruppen 

gekennzeichnet war. Seit sich in Goslar um das Jahr 1200 ein Rat konstituiert hatte,138 stritten sich 

die  Kaufleute,  Handwerker,  Ritter  und  die  Wald-  und  Bergarbeiter  um  die  Partizipation  an 

demselben. Die Ritter,  die sich aus altansässigen Adelsgeschlechtern zusammensetzten, schieden 

um das  Jahr  1269 aus  dem Ratsverband  aus,  gleichzeitig  verkauften  sie  ihre  Grundstücke  und 

Häuser in Goslar und dem Umland.139 Unter welchen Umständen dies geschah, ist nicht bekannt. Es 

ist aber davon auszugehen, dass der Fortzug der Ritter aus der Stadt von Unruhen begleitet wurde. 

Diese Situation konnte für die Juden gefährlich werden, wie das Beispiel aus vielen anderen Städten 

zeigt,  wo  verschiedene  Herrschaftsträger  oder  Interessengruppen  um  Macht  und  Einfluss 

kämpften.140

135 UB Goslar  II, 2, S. 271f., Nr. 240:  (...)  Alberti Saxoniae, filii  nostri,  et  Alberti  Bruneswicensis (...)  nostras et  
imperii  civitates Lubeke,  Goslarium, Mulenhusen, Northusen et  universas municiones,  castra,  villas et  oppida,  
quocumque  nomine  nuncupentur,  ministeriales  homines  et  vasallos  ac  omnia  et  singula  jura,  possessiones  et  
redditus, quos in terris Saxoniae, Thuringiae et Slaviae possidemus seu de jure racione imperii possidere debemus,  
committimus per praesentes. Vgl. VOGTHERR, Norddeutschland, S. 153f.

136 In  der  Reichsvogtei  wurden  das  gesamte  Königsgut  in  Goslar  selbst  sowie die  Besitztümer in  der  Umgebung 
zusammengefasst: Die königlichen Ministerialen und ihr Besitz, der Harzwald mit dem Forstrecht und Goslar mit 
den Gütern des Domstifts. Vgl. FRÖLICH, Frühgeschichte, S. 253.

137 DERS., Verfassungsentwicklung, S. 344. Vgl. auch MARTIN, Städtepolitik, S. 56.

138 Zu den ersten Hinweisen auf einen Stadtrat vgl. FRÖLICH, Verfassungsentwicklung, S. 377-386.

139 DERS., S. 415-417.

140 Zu der Situation in Mainz und dem Umland siehe unten, S. 38. Ähnlich schwierig war auch die Lage der Kölner 
Juden vor allem bei den Auseinandersetzungen zwischen Erzbischof Siegfried und der Kölner Stadtgemeinde, die 
mit der Schlacht von Worringen endeten. Vgl. unten S. 157.
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Zur  gleichen  Zeit,  in  der  die  Kanzlei  des  Königs  den  Bürgern  und  Juden  die 

Privilegienbestätigung ausstellte, wurde eine weitere Privilegierung der Stadt im Allgemeinen und 

der  mercatores im Besonderen vorbereitet.141 Auch diese geht im Wesentlichen auf eine Urkunde 

König Wilhelms von Holland vom 28. April 1252 zurück,142 wurde aber stark umgeschrieben und 

durch  Anklänge  an  Passagen  aus  dem  Großen  Freiheitsbrief  Kaiser  Friedrichs  II.  von  1219 

ergänzt.143 Die Zusätze verdeutlichen die Situation, mit der die Juden und alle übrigen Bewohner 

Goslars um das Jahr 1274 konfrontiert wurden. Der König sollte die Rechte der Stadtgemeinde, die 

ihnen  schon  von  jeher  zustanden,  die  aber  in  der  Vergangenheit  von  einigen  fehlgeleiteten 

Einwohnern Goslars verdreht und missbraucht worden seien, neu bestätigen.144 Bezogen auf die 

Kaufleute sollte beschlossen werden, das Verbot ihrer Gilde wieder aufzuheben, welches der Stadt 

schweren Schaden zugefügt habe.145 Zudem sollten die Kaufleute nicht, wie bisher geschehen, in 

ihrem Recht des Gewandschnitts behindert werden.146

Die  Urkunde ist  nur  als  Entwurf  überliefert  und erlangte  keine  Rechtsgültigkeit.147 Die 

Kaufleute hatten sie wohl vorbereitet, um sich ihre von Wilhelm von Holland erlangten Rechte 

erneut  bestätigen zu  lassen.  Dazu kam es  allerdings  nicht;  im Gegenteil  stellte  der  König  den 

Goslarer  Bürgern  am 23.  März  1275 ein  neues  Privileg  aus,  das  ausdrücklich  alle  Rechte  des 

Großen Freiheitsbriefs Kaiser Friedrichs II. aus dem Jahr 1219 bestätigte.148 Generell wurden in 

diesem alle Bruderschaften verboten, wobei unklar ist, ob sich dies nur auf die Zusammenschlüsse 

der nicht-ratsfähigen Gruppen bezog oder auch auf die fraternitas der Kaufleute.149

141 UB Goslar II, 2, S. 245f., Nr. 207. Siehe auch den Kommentar in Urkundenregesten III, S. 29, Nr. 34.

142 UB Goslar II, 1, S. 116f., Nr. 13.

143 RIEDEL, Codex Brandenburgensis II, 1, Nr. 8. Zu seinem Inhalt vgl. FRÖHLICH, Verfassungsentwicklung, S. 396-406.

144 UB Goslar II, 2, S. 245, Nr. 207: (...) jura civitatis, que ab antiquis imperatorum et regum donationibus eis indulta  
sed a quibusdam ipsius civitatis perversis habitatoribus inmutata et in abusionem fuerunt deducta, postulante hoc  
ipsorum burgensium devotione, renovare decrevimus et confirmare (...). Diese Passage findet sich allerdings schon 
im Großen Freiheitsbrief Kaiser Friedrichs II. von 1219, sodass nicht völlig sicher ist, ob die Bemerkung bei dem 
Urkundenentwurf Rudolfs phrasenhaft benutzt wurde. Die geschilderten weiteren Umstände sowie die Hinweise 
aus der anderen Urkunde von 1274 lassen aber den Schluss zu, dass es durchaus Gründe gab, Bemerkungen über 
Unruhen in Goslar erneut zu übernehmen.

145 Ebd.: (...) honorabiles viri, mercatores videlicet civitatis Goslarie, quandam fraternitatem habuerunt, que inninge  
sive  gelde  appellatur,  ab  antecessoribus  nostris,  imperatoribus  et  regibus,  que  per  intervallum  temporis  
aliquantulum cassata sit, ut civitas nostri imperii nostris temporibus sit graviter infirmata.

146 Ebd.:  Statuimus (...), ut nullus prefatos mercatores hactenus aliqua temeritate in juribus ipsorum et in incisione  
pannorum impedire presumat nisi de eorum pleno consensu et libera voluntate.

147 Vgl. die Anmerkung von BODE im UB Goslar II, 2, S. 246, Nr. 207 sowie FRÖLICH, Verfassungsentwicklung, S. 420f.

148 UB Goslar II, 2, S. 249f., Nr. 212.

149 FRÖLICH,  Verfassungsentwicklung,  S.  397-399  nimmt  an,  dass  die  Kaufleute  nicht  von  dem  Verbot  von 
Bruderschaften  beziehungsweise  Gilden  und  Innungen  betroffen  waren,  ebensowenig  wie  von  ihrer 
Wiederzulassung durch ein Privileg König Heinrichs (VII.) aus dem Jahr 1223. Dagegen Urkundenregesten III, S. 
29, Nr. 34.
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Erst im Jahr 1290 konnten alle Streitigkeiten endgültig und grundlegend beigelegt werden. 

Bedeutsam für die Aussöhnung sind vor allem zwei von Rudolf ausgestellte Urkunden. In der ersten 

vom 2. April 1290 erlaubt er dem Stadtrat, bislang verwaltete Reichsgüter nun käuflich erwerben zu 

dürfen,150 in  einer  weiteren  vom  22.  April  wurde  die  Wiederzulassung  der  fraternitates  

ausgesprochen.151 In diesem Zusammenhang ist sicherlich der Erwerb der Reichsvogteirechte durch 

die Stadtvertreter nur einen Monat später, am 6. Mai 1290, von den Grafen von Woldenberg zu 

sehen.152 Nachdem eine generelle Aussöhnung zwischen allen maßgeblichen Gesellschaftsgruppen 

der Stadt unter Mitwirkung des Königs und Markgrafs Otto IV. von Brandenburg erfolgte, konnten 

der Rat der Stadt neu geordnet und bislang ausgegrenzte Bevölkerungsteile integriert werden, was 

zu einer endgültigen und vollständigen Beilegung der innerstädtischen Konflikte führte.153

Vor diesem Hintergrund ist offensichtlich, in welch kritischer Atmosphäre sich die Juden in 

Goslar bis zum Jahr 1290 bewegten. Daraus erklärt sich ihr Bemühen, nach der Wahl eines neuen 

Königs  sogleich  um Bestätigung ihrer  Rechte  und vor  allem ihrer  Position innerhalb  der  Stadt 

zwischen den Bürgern und dem Reichsvogt zu bitten. Der Schutzaspekt stand aber nicht allein im 

Vordergrund des  jüdischen  Interesses.  Das  Privileg  ermöglichte  den  Juden auch,  sich  vor  dem 

Zugriff der Stadtverwaltung zu schützen oder ihn zumindest hinauszuzögern. Um weitergehende 

Einmischungen der Stadtvertreter  in ihre inneren Angelegenheiten zu vermeiden,  war es für die 

Juden wesentlich attraktiver, wenigstens nominell unter dem Schutz und unter der Verantwortung 

des Reichsoberhauptes zu verbleiben, was sich auf Zuständigkeiten etwa in Rechtsfragen oder auf 

die Besteuerung auswirken konnte. Erste konkrete Hinweise auf eine Besteuerung der Juden durch 

den Rat Goslars finden sich erst im 14. Jahrhundert.154 Selbst wenn die Juden bereits vorher der 

christlichen  Stadtgemeinde  eine  Steuer  bezahlen  mussten,  so  war  sie  sicherlich  geringer  als  in 

anderen  Städten,  wo die  Bürgerschaft  bereits  das  Recht  erlangt  hatte,  die  Juden nach  eigenem 

Ermessen zu besteuern.155 Ohnehin waren die Juden mit ihrer christlichen Umwelt gut vernetzt; nur 

150 UB Goslar II, 2, S. 385f., Nr. 379.

151 Ebd., S. 387f., Nr. 382. Siehe auch Urkundenregesten III, S. 402f., Nr. 584.

152 UB Goslar II, 2, S. 389, Nr. 384.

153 Zu Einzelheiten dieser Aussöhnung vgl. FRÖLICH, Verfassungsentwicklung, S. 424-435.

154 FISCHER,  Judenprivilegien,  S.  102-114,  nimmt  an,  dass  die  Stadtgemeinde  ab  der  Wende  vom  13.  zum  14. 
Jahrhundert  die  Judensteuer  für  das  Reich  einzog,  allerdings  von  der  jüdischen  Gemeinde  einen  Aufschlag 
verlangte. Dieser Schoß, die direkte Judensteuer, wird erstmals in einem Judenbrief aus dem Jahr 1312 erwähnt. 
Das Ungeld, die indirekte Steuer, die beispielsweise auf Wein und Bier erhoben wurde, zahlten die Juden spätestens 
seit dem ausgehenden 14. Jahrhundert. Keinesfalls wurde damit jedoch die Reichssteuer ersetzt, die die Juden auch 
im 14. Jahrhundert weiterhin an den Herrscher zahlen mussten.

155 In Mainz musste Erzbischof Siegfried der Stadt im Jahr 1295 zugestehen, die Juden nach Belieben zu besteuern, 
während ihm nur noch die jährliche Summe von 112 Mark Aachener Pfennige verblieb. Vgl. Regesten Mainz 1, 1, 
S. 73f., Nr. 417 sowie FALCK, Blütezeit, S, 123.
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diese konnte ihnen den nötigen Schutz vor innerer oder äußerer Bedrohung gewährleisten. Auch 

wenn es in den folgenden Jahrzehnten innerhalb der Judengemeinde zu starken Spannungen kam,156 

wurde sie doch von Verfolgungen und Vertreibungen verschont, bis im Jahr 1414 alle Juden der 

Stadt nach Braunschweig flohen.157 Der König hingegen spielte für die Juden von Goslar die Rolle 

einer räumlich fernen Instanz, die zumindest vorübergehend durch ihre Autorität, nicht durch ihre 

tatsächliche Macht, mit Privilegien einen direkten Zugriff der Stadtgemeinde von Goslar verzögern 

und die Juden vor den Konflikten zwischen den verschiedenen Gruppen schützen konnte.

Regensburg

Fast zeitgleich, im Herbst 1274, wandten sich die Juden Regensburgs mit der Bitte an den König, 

ihre althergebrachten Rechte zu erneuern. Dieser Bitte folgte Rudolf am 16. Oktober 1274, als er 

den  Regensburger  Juden  alle  ihre  Freiheiten,  Rechte  und  Privilegien,  die  sie  bislang  besessen 

hatten, bestätigte.158 Zur Pflicht des Herrschers gehöre es, so Rudolf, auch diejenigen zu schützen 

und ihre  Rechte  zu bewahren,  die  nicht  dem rechten  christlichen  Glauben angehören.159 Daher 

nehme er von den Juden des Reiches, die durch ein besonderes Vorrecht zur kaiserlichen Kammer 

gehören, die Juden Regensburgs, die sich durch ihren willfährigen Dienst das besondere Privileg 

seiner Gunst erworben beziehungsweise erkauft hätten, in seinen Schutz auf und bestätige ihnen alle 

Freiheiten, Rechte, Gnaden und alle guten und ehrenhaften Gewohnheiten, wie sie schon von den 

Vorgängern  Rudolfs  gewährt  worden  waren.160 Rudolf  nahm  explizit  Bezug  auf  eine 

Vorgängerurkunde Friedrichs I.  und erklärte,  dass es den Juden insbesondere erlaubt sein solle, 

Silber und Gold und jedes andere Metall sowie Güter welcher Art und welchen Handelszweiges 

auch immer zum Kauf auszustellen und zu kaufen, so wie sie es bislang gewohnt gewesen seien.161 

Auf der Rückseite der Urkunde befinden sich zwei hebräische Vermerke, die vermutlich aus dem 

156 Zu diesen Konflikten innerhalb der jüdischen Gemeinde im 14. Jahrhundert, die unter anderem zu der Einrichtung 
von zwei Synagogengemeinden führte, vgl. FISCHER, Judenprivilegien, sowie HAVERKAMP, Concivilitas, S. 342.

157 Über die Umstände und Hintergründe der Flucht vgl. GJ III, 1, S. 452, Art. Goslar.

158 RUB I, S. 56f., Nr. 109.

159 Ebd., S. 56:  Ad regie maiestatis officium pertinere dinoscitur et iuris ac equitatis racio persuadere videtur, ut  
universis nostrorum fidelium non religionis orthodoxe fidei  christiane cultoribus (...),  quod suum est,  equitatis  
tramite conservemus (...).

160 Ebd.:  (...)  nos omnium iudeorum in regno nostro degentium, qui specialis dignitas prerogativa ad imperialem  
cameram pertinere noscuntur, providam et sollertem curam gerentes, iudeos nostros Ratisponenses, qui ob grata  
sue devocionis servicia speciale sibi nostre gracie privilegium compararunt, in nostram et imperii proteccionem  
recipimus specialem ac eisdem omnes libertates, iura, gracia ac honestas et bonas consuetudines (...) concedimus  
et (...) confirmamus.
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14. Jahrhundert stammen.162 In der Mitte der Rückseite steht  „Der Herrscher Rudolf bestätigt alle 

Rechte der vorangegangenen Könige“,163 am linken Rand „Ein Schreiben des Königs bezüglich der 

Ware“164. Ausgestellt wurde diese Urkunde vom Protonotar Magister Gottfried. Bei diesem handelt 

es sich entweder um Gottfried von Osnabrück, ehemals Propst von Maria Saal und ab 1283 Bischof 

von Passau, der von 1274 bis 1282 als Schreiber Rudolfs nachweisbar ist, oder um einen weiteren 

Notar Gottfried, über den allerdings nichts Weiteres bekannt ist.165

Als Vorlage der Urkunde diente das Privileg Friedrichs I. von 1182, das heute allerdings nur 

als Abschrift in der Urkunde Friedrichs II. von 1216 überliefert ist.  Rudolf nahm lediglich eine 

inhaltlich relevante Änderung vor, indem er erwähnte, die Juden hätten sich durch einen im Vorfeld 

geleisteten  Dienst  seine  besondere  Gnade,  gemeint  ist  die  Ausstellung des  Privilegs,  erworben. 

Ansonsten  ist  der  Kern  der  Urkunde  zwar  stark  umgeschrieben,  folgt  aber  in  den  inhaltlichen 

Ausführungen der Vorlage Friedrichs I.166

Mit einer weiteren Urkunde für die Juden Regensburgs, von König Heinrich (VII.) aus dem 

Jahr  1230,167 stimmt  die  Privilegienausfertigung  Rudolfs  nur  in  Bezug auf  die  Handelsaspekte 

inhaltlich überein.  Davon abgesehen unterscheiden sich die beiden Stücke sowohl inhaltlich als 

auch lexikalisch so stark voneinander, dass davon auszugehen ist, dass die Urkunde Heinrichs nicht 

als  Vorlage  für  die  Bestätigung  von  1274  diente  und  König  Rudolf  beziehungsweise  seinem 

Schreiber auch nicht vorgelegt wurde. Neben dem Handelsaspekt enthält sie Passagen über den 

Besitz  von  Gütern sowie zu juristischen Fragen.  Das Auslassen dieser Punkte in  der  Urkunde 

Rudolfs verweist darauf, dass beiden Aspekten 1274 keine besondere Relevanz zukam. Offenbar 

galt das jüdische Interesse primär der Sicherung und Erhaltung ihrer Handelsprivilegien.168

161 Ebd,  S.  57:  (...)  et  specialiter  ut  secundum clare  memorie  Fr.  quondam Romani  imperatoris  literas  liceat  eis  
argentum et aurum et quelibet metallorum genera ac res cuiusqumque mercacionis venalitati exponere, suo more  
antiquo emere, res et merces commutacioni rerum exponere et ipsorum utilitatibus modis quibus convenit et eciam  
consueverunt hactenus, providere concedimus et regalis gracie plenitudine confirmamus.

162 Ich danke Herrn Klaus Cuno, Bonn, für den Hinweis auf die Datierung.

163 Österreichisches Staatsarchiv, UR AUR 1371: המוליך (sic!) רודולף קײם כל החוקים של מלכים חקדמונים. Der Rückvermerk 
ist im Regensburger Urkundenbuch nicht ediert. Siehe WOLF, Wien, S. 10.

164 Ebd.: הרוחס לע ךלמה בתכ.

165 ERKENS, Art. Rudolf, S. 280. Interessanterweise befindet sich die Urkunde heute im Österreichischen Staatsarchiv, 
nicht etwa in Regensburger Beständen. Laut WOLF, Wien, S. 10, ist sie schon „mindestens seit dem 15. Jahrhundert“ 
in Wien. Wahrscheinlicher ist, dass sie 1519 in den Besitz der habsburgischen Verwaltung kam, als die Juden vor 
dem königlichen  Gericht  in  Innsbruck  Einspruch  gegen  die  Vertreibung  aus  ihrer  Heimatstadt  einlegten.  Die 
Urkunde könnte damals als Beweismittel verwendet worden sein. Zur Vertreibung der Juden aus Regensburg und 
dem darauffolgenden Prozess siehe WENNINGER, Juden, S. 174-183, sowie GJ III, 2, S. 1201f.

166 Zu lexikalischen Veränderungen vgl. TÄUBLER, Urkundliche Beiträge, S. 35f.

167 RUB I, S. 24, Nr. 56.
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Auf die Regensburger Juden wurde von vier Seiten Anspruch erhoben. Um 1233 waren die 

Reichsrechte an den Juden an die Bischöfe übergegangen.169 Auch die Herzöge von Bayern hatten 

Anteil  an  den  Judenrechten,  der  mit  der  Ausübung  der  Burggrafschaft  von  Regensburg 

zusammenhing.170 Da  die  Rechte  an  der  Burggrafschaft  1205  zwischen  dem Bischof  und  dem 

bayerischen  Herzog  aufgeteilt  wurden,  konnte  der  Bischof  seine  Ansprüche  aus  zwei  Quellen 

speisen.171 War der Bischof damit in der rechtlich stärkeren Position, konnte er auch faktisch seine 

Privilegien am wirkungsvollsten durchsetzen; der Herzog hingegen spielte de facto für die Juden 

des  13.  Jahrhunderts  eine  untergeordnete  Rolle.172 Neben den  bayerischen  Herzögen  und  dem 

Bischof  stand  auch  die  Regensburger  Bürgerschaft  seit  Anfang  des  13.  Jahrhunderts  in  einer 

rechtlichen Beziehung zu den Juden.173 Besonders hervorzuheben ist ein Privileg Konrads IV. von 

1251,  in  welchem die  Juden  dazu  verpflichtet  wurden,  sich  an  der  Verteidigung  der  Stadt  zu 

beteiligen.  Dies  schloss  sicherlich  auch  die  nötigen  Abgaben  für  die  Unterhaltung  der 

Verteidigungsanlagen  mit  ein  und  ist  daher  mit  einer  Besteuerung  der  Juden  durch  die  Stadt 

gleichzusetzen.174 Hatten Bischof  und Herzog kraft  ihrer Privilegien den größten Anteil  an den 

168 Erst 1313 sind Rechtsaspekte der Juden wieder in einer Urkunde greifbar, als den Juden von Reichsvikar König 
Johann  von  Böhmen  bestätigt  wurde,  dass  sie  nicht  außerhalb  der  Stadt  vor  Gericht  gestellt  oder  ihr  Besitz 
gepfändet werden dürfte. Hintergrund waren Klagen der Juden darüber, dass genau dies in Würzburg geschehen sei. 
Vgl. RUB I, S. 150, Nr. 280.

169 Kaiser  Friedrich  II.  übertrug Bischof  Siegfried  die  Regensburger  Judensteuer  und die  Gerichtsbarkeit  über  die 
Juden. Eine Urkunde dieser Übertragung ist nicht erhalten, sie wird jedoch in der Bestätigung der Vereinbarung 
durch Heinrich (VII.) aus dem Jahre 1233 erwähnt. Vgl.  SCHMUCK, Ludwig der Bayer, S. 149 sowie  BROMBERGER, 
Regensburg, S. 34.

170 Grundsätzlich stand dem Herzog als Inhaber der Burggrafschaft  neben der Judensteuer auch das Recht auf die 
Ernennung des christlichen Judenrichters zu. Über die Rechte der bayerischen Herzöge an den Regensburger Juden 
und der Herleitung dieser Rechte aus der Burggrafschaft vgl. SCHMUCK, Ludwig der Bayer, S. 149f.

171 Den Partnern kam dabei eine jährliche Judensteuer von jeweils 30 Pfund zu, daneben bezahlten die Juden je vier 
Pfund Pfeffer an beide Parteien, jeweils zwei Pfund an Ostern und Weihnachten. Vgl. SCHMUCK, Ludwig der Bayer, 
S. 150.

172 Im Jahr 1265 einigten sich Bischof Leo und Herzog Heinrich von Niederbayern darauf, dass der Herzog wegen der 
700 Pfund Regensburger Pfennige, die der Vorgänger Leos, Bischof Albert I., unrechtmäßig bei den Regensburger 
Juden eingetrieben hatte, entschädigt werden sollte.  Vgl. SCHMUCK, Ludwig der Bayer, S. 149. Die Herzöge spielten 
erst wieder eine Rolle für die Regensburger Juden, als Ludwig den niederbayerischen Herzögen Heinrich und Otto 
die jährliche Reichsjudensteuer verpfändete. Siehe RUB I, S. 250, Nr. 444.

173 Ein Privileg König Philipps von Schwaben aus dem Jahr 1207 legte fest, dass die damals noch an das Reich zu 
leistende Stadtsteuer von Klerikern, Laien sowie auch Juden gemeinsam bestritten werden sollte.  Vgl. RUB I, S. 
17f.,  Nr.  48:  Item quicunque  sive  clericus  sive  laicus  seu  etiam iudeus de  Ratispona peccuniam aliquam seu  
quodcunque commercium vel  in  civitate  vel  extra civitatem ad negociationem aliquam tradiderit,  is  cum aliis  
civibus civitatis omne onus collectarum portabit.

174 Ebd.: (...) iudei servi camere nostre specialiter statuta, que per eosdem cives facta fuerint, super premissis cum eis  
custodiant et observent, maxime cum hii qui similem cum aliis suscipiunt vitam, similem in legibus sentire debeant  
disciplinam.  Diese Verordnung wurde 1331 von Ludwig dem Bayern in direkter Bezugnahme auf die Urkunde 
Konrads wiederholt. Sie hatte also durchaus Gültigkeit über die Zeit der Kämpfe von 1251 zwischen Staufer- und 
Papstanhängern, als sich die Stadt Regensburg gegen ihren Bischof auf die Seite Konrads gestellt hatte, hinaus. 
Siehe ebd.: (...) et iudei camere nostre servi dictam civitatem inhabitantes statuta, que per ipsos cives pro custodia,  
municione vel capitaneo civitatis prefate facta fuerint, una cum ipsis civibus custodiant et observent, maxime cum  
hii qui similem cum aliis suscipiunt vitam, similem in legibus sentire debeant disciplinam.
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Rechten über die Juden, so dürfte dennoch die Stadtgemeinde ihr wichtigster Ansprechpartner in 

Fragen des alltäglichen Lebens gewesen sein. Sowohl die Bischöfe als auch die Herzöge besaßen 

de  facto in  der  Stadt  nur  noch  wenig  Einfluss:  Die  Bürger  hatten  seit  dem  ausgehenden  12. 

Jahrhundert  begonnen,  eine  eigenständige,  von  Bischof,  Herzog  und  König  unabhängige 

Stadtverwaltung aufzubauen.175 Es ist darüber hinaus vor allem ihr Verdienst  gewesen, dass die 

Juden  im  Mittelalter  bis  zu  ihrer  Vertreibung  aus  Regensburg  1519  von  allen  Verfolgungen, 

insbesondere der Rintfleisch-, Armleder- und der Pestverfolgung, verschont blieben.176

König Rudolf hatte ein enges und gutes Verhältnis sowohl zur Bürgerschaft von Regensburg 

als auch zum Bischof. Er besuchte die Stadt zwar lediglich zweimal,177 doch leiteten diese Besuche 

jeweils neue und einschneidende Herrschaftsetappen ein. Außerdem waren sie mit insgesamt 31 

Tagen im Vergleich zu den Aufenthalten an anderen Orten sehr lang, sodass die zunächst gering 

erscheinende  Zahl  von  zwei  Besuchen  eine  andere  Bedeutung  bekommt.178 Bischof  Leo  von 

Regensburg  erhielt  vom  König  bereits  im  Sommer  1274  ein  Privileg,  in  dem  ihm  außer  der 

Bestätigung aller vorher vom Reich erhaltenen Rechte auch zugesichert wurde, die Besitzungen des 

Bischofs  in  den  österreichischen Landen zu  respektieren  und zu  schützen.179 Da der  König zu 

diesem Zeitpunkt noch gar nicht in Österreich herrschte, ist anzunehmen, dass er den Bischof als 

Verbündeten in seinem sich schon abzeichnenden Kampf gegen Ottokar II. von Böhmen gewinnen 

wollte.180 Auch  mit  Leos  Nachfolger  Heinrich  von  Rotteneck  stand  der  König  in  gutem 

Einvernehmen, stärkte unter anderem seine Position gegenüber den Juden, indem er diesen im Juli 

1281 befahl,  ihrem Herrn mehr zu gehorchen als bisher.181 Das Verhältnis  zu den Bischöfen in 

Rudolfs  Regierungszeit  kann  insgesamt  als  sehr  gut  bezeichnet  werden.  Auch  die  christliche 

Stadtgemeinde erhielt wichtige Privilegien. Herausragend für die Handelsstadt ist ein Privileg von 

175 Als Meilenstein zur Entwicklung der bürgerlichen Institutionen gilt das Privileg Kaiser Friedrichs II. von 1245. Mit 
diesem wurden sie für ihre Treue gegenüber dem Staufer belohnt. Insbesondere die Erlaubnis zur Bildung eines 
Stadtrates sowie zur Ernennung von Vorstehern und Amtmännern erlaubte den Bürgern, ihre Machtbasis weiter 
auszubauen. Vgl. beispielsweise SCHMID, Bürgerschaft.

176 Zur Vertreibung der Juden aus Regensburg im Jahr 1519 vgl. SCHOTT, Gemeinde, S. 253f.

177 MARTIN, Pfalzen, S. 289, Karte 1.

178 DERS., Städtepolitik, S. 196f. Von Regensburg aus begann Rudolf seinen ersten Feldzug gegen König Ottokar von 
Böhmen im Herbst 1276, und dorthin zog er  zuerst,  als  er  vier  Jahre  später,  im Sommer 1281, zurück in das 
Zentrum des Reiches reiste.

179 Dieses Privileg galt auch für die Besitzungen Bischof Peters von Passau. Es verhinderte nicht, dass König Ottokar 
II. die Güter Leos besetzen ließ. Leo reiste Anfang 1275 zum König von Böhmen, um die Beschlagnahmung seiner 
Güter zu beenden. Vgl. REDLICH, Rudolf, S. 226f. und 242f. sowie RI VI, 1, Nr. 193f. und MARTIN, Städtepolitik, S. 
66.

180 Mit diesem Vorgehen war Rudolf erfolgreich, denn Leo beteiligte sich am Feldzug von 1276 gegen Ottokar II. von 
Böhmen und blieb bis zu seinem Tod 1277 am Hof des Königs. Er bezeugte unter anderem den Friedensschluss 
vom 21. November 1276 zwischen Rudolf und Ottokar. Vgl. REDLICH, Rudolf, S. 283.

181 MGH Const III, S. 267, Nr. 275. Zu dieser Urkunde vgl. die Ausführungen unten, S. 142.
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1279, in  dem der  neue  Herrscher  der österreichischen Lande die  Regensburger  cives von allen 

Abgaben  für  Handelsgüter  befreite.182 Speziell  erwähnte  der  König  die  Silberkäufe,  die  die 

Regensburger Kaufleute in Ungarn tätigen und durch Österreich transportieren würden. Auch diese 

sollten frei von Zöllen sein.183 In dieser Urkunde ist nur von cives ratisponenses  die Rede, Juden 

werden nicht erwähnt.

Dennoch waren die Juden Regensburgs noch im ausgehenden 13. Jahrhundert als Händler 

tätig,  was  die  Urkunde  von  1274  belegt.184 Die  Formulierungen  bezüglich  des  Gold-  und 

Silberhandels sowie der übrigen Ware wurden zwar fast wörtlich aus der Urkunde Friedrichs I. 

übernommen, können jedoch nicht als formelhaft bezeichnet werden. Die hebräischen Vermerke auf 

der Rückseite der Urkunde zeigen, dass die Bestimmungen Rudolfs über „die Ware“ von den Juden 

als zentraler Aspekt des Privilegs wahrgenommen wurden. Sie hätten diesen Punkt sicherlich nicht 

auf dem Privileg vermerkt, wenn sie gar nicht mehr als Händler tätig gewesen wären. Für jüdischen 

Handel gibt es zur Zeit Rudolfs und noch darüber hinaus zahlreiche Hinweise. Dies gilt vor allem 

für den Weinhandel, bei dem nahezu in allen Weinanbaugebieten des Reiches, beispielsweise dem 

Mittelrhein, Juden involviert waren.185 Bei den in der Urkunde erwähnten „übrigen Waren“ könnte 

es sich um Pfänder gehandelt haben, mit denen Juden im Zuge der Ausweitung ihrer Geldleihe 

zunehmend Handel trieben. Einiges spricht dafür, dass sich die Passagen über den Handel mit Gold, 

Silber und anderen Metallen auf den Fernhandel bezogen. Gerade diese Güter waren für die Stadt 

Regensburg besonders wichtig. Der Bedarf an Edelmetallen war nicht zuletzt deshalb so hoch, weil 

die Herzöge von Bayern zusammen mit den Bischöfen seit dem Beginn des 12. Jahrhunderts dort 

eine Münzprägestätte unterhielten.186 Die Münzprägung als Garant für eine stabile Währung hatte in 

einer von Fernkaufleuten dominierten Stadt eine zentrale Bedeutung.187

182 Ebd., S. 62f., Nr. 121.

183 Ebd., S. 63: Preterea volumus et eisdem civibus liberaliter indulgemus, quod more solito dicti cives de Ungaria per  
terras Austrie libere argentum suum deducant (...).

184 Weder  SCHOTT,  Gemeinde,  S.  255f.  noch  VOLKERT,  Judengemeinde,  S.  135-138,  gehen  auf  die  Bedeutung  der 
Urkunde  für  die  Handelstätigkeit  der  Juden  ein,  sondern  erörtern  lediglich  die  Pfandgeschäfte  der  jüdischen 
Gemeinde.

185 Zur Relevanz jüdischen Weinhandels im Mittelrheingebiet vgl. ZIWES, Rheingebiet, S. 234-236, sowie SOLOVEITCHIK, 
Halacha. Über die Verbindungen von Weinhandel und Weinbau mit den Guten Werner-Pogromen vgl.  MENTGEN, 
Ritualmordaffäre.

186 Seit der Mitte des 13. Jahrhunderts hatte sich eine Münzerhausgenossenschaft herausgebildet, die ein eigenes Siegel  
führte  und  zwischen  acht  und  26  Mitglieder  umfasste.  Zur  Geschichte  der  Regensburger  Münzprägungen  im 
Mittelalter vgl. EMMERIG, Münz- und Geldgeschichte, S. 159-176.

187 Als es in den 1250er Jahren zu Konflikten zwischen den bayerischen Herzögen und den Bürgern über die Prägung 
von minderwertigen Münzen kam, konnten sich die Regensburger durchsetzen. Vgl. dazu MAI, Bischof, S. 91.
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Wie lange die Juden über das 13. Jahrhundert hinaus noch im Metallhandel tätig waren, ist 

unbekannt; die Handelsprivilegien wurden nach der Regierungszeit Rudolfs nicht erneut bestätigt. 

Auch wurden die Juden in das schon erwähnte Privileg für die Regensburger Bürger von 1277 nicht 

mit eingeschlossen. Dennoch zeigen verschiedene Beispiele, dass Juden auch in anderen Teilen des 

Reiches mit Edelmetallen zu tun hatten. Das explizit ausgesprochene Verbot Rudolfs von 1277 für 

die Wiener Juden, Münzen zu prägen, zeigt, dass dieser jüdische Gewerbezweig in Wien in den 

1270er Jahren noch existierte und eine Konkurrenz zu den christlichen Münzprägern darstellte.188 

Bedenkt man des Weiteren, dass die Juden von Ulm noch im 15. Jahrhundert sowohl am Handel mit 

Edelmetallen  als  auch an  deren  Weiterverarbeitung  beteiligt  waren,189 so  ist  dies  aufgrund der 

genannten  Indizien  auch  für  die  Regensburger  Juden  des  ausgehenden  13.  Jahrhunderts 

anzunehmen.  Der  jüdische  Handel  mit  Metallen  war  in  Regensburg  jedoch  in  Gefahr. 

Wahrscheinlich  wollten  die  christlichen  Kaufleute  die  Juden  aus  dem  lukrativen  Geschäft 

verdrängen. So erklärt sich, warum sich die Juden nicht an die Bürgerschaft oder an den Bischof 

wandten. Eine Privilegierung durch den in der Stadt weitgehend machtlosen Bischof hätte kaum 

eine Wirkung erzielt, ein Privileg von den Bürgern durften die Juden nicht erwarten. Daher traten 

sie an den neuen König heran. Da sie vermutlich noch über das Privileg Friedrichs II. von 1216 

verfügten,  konnten  sie  es  dem König  vorlegen und  um Erneuerung  bitten.  Rudolf  brachte  die 

Privilegienbestätigung vor allem finanzielle Vorteile, da die Juden für die Urkunde eine Gebühr 

entrichten mussten. Zudem konnte er seinen Einfluss in der Stadt manifestieren.

Mainz

Andere Motive für die Interaktion von König und Juden zeigten sich, als Rudolf im Februar 1275 

als Schiedsrichter in die bereits jahrelang währenden Konflikte zwischen Erzbischof Werner von 

Mainz auf der einen sowie der Stadtgemeinde von Mainz, den Ministerialen des Erzbischofs und 

einigen adeligen Familien des Umlandes auf der anderen Seite eingriff,  womit er auch zwei die 

Juden betreffenden Angelegenheiten berührte.190 Zum einen war es in der Zeit zwischen 1273 und 

188 Dieser Tätigkeit gingen die Juden nachweislich seit Mitte des 13. Jahrhunderts nach, als sich in Wien eine jüdische 
Genossenschaft mit dem Ziel bildete, Metalle anzukaufen und Münzen zu prägen. Vgl. GJ II, 2, S. 888, Art. Wien. 
Zu dem Verbot des Münzprägens, das im Privileg Rudolfs für die Wiener Münzgenossenschaft an die Juden erging, 
siehe unten S. 61.

189 Vgl. Rotes Buch, S. 135f., Nr. 347.

190 In den Jahren von 1260 bis 1280 wurde das Mainzer Erzbistum von ständigen Fehden erschüttert, in deren Zentrum 
der Konflikt zwischen Erzbischof Werner von Eppstein (1259-1284) und den Mainzer Bürgern stand. Vgl. FALCK, 
Blütezeit, S. 105-111;  DERS., Freie Stadt, S. 146f. sowie über die Rechte an den innerhalb der Stadt wohnenden 
Juden seit der Privilegierung von 1244 FISCHER, Stellung, S. 80.
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1275 zu einem Mord an einigen Juden im erzbischöflichen Ort Lorch gekommen, zum anderen 

hatte die christliche Stadtgemeinde von Mainz die Rechte ihres Stadtherrn in Bezug auf die Juden 

nicht gewahrt.

In einer Urkunde Rudolfs von Habsburg aus dem Februar 1275 werden erste Hinweise über 

Ausschreitungen  gegen  Juden  im  Erzbistum  Mainz  gegeben.191 Darin  werden  die  Söhne  der 

Margarete  erwähnt,  die  offenbar  zu  Unrecht  für  das  Erschlagen  einiger  Juden bestraft  worden 

waren. Ihren Schaden, so der König, solle man bezahlen.192 In dieser Quelle wird lediglich von 

einem  Judenmord  gesprochen,  der  Ort  des  Verbrechens  bleibt  jedoch  unerwähnt.  Da  die 

Streitigkeiten im Erzbistum kein Ende fanden, kam es im Januar 1276 zu einer weiteren, diesmal 

endgültigen Sühne zwischen den verfeindeten Parteien. Diese wurde von Erzbischof Siegfried von 

Köln und Bischof Heinrich von Basel vermittelt. Der Judenmord nimmt hier eine wichtige Stellung 

ein und wurde folglich von den Beteiligten offenbar als ein zentrales Problem wahrgenommen. 

Durch die detaillierte Erwähnung des Pogroms werden die Vorgänge, die sich zwischen 1273 und 

1275 ereignet hatten, deutlicher. Erstmals wird der Ort des Geschehens konkret genannt: Es handelt 

sich um den erzbischöflichen Ort Lorch; sowohl die Opfer als auch die Täter scheinen von dort zu 

stammen. Der Erzbischof von Mainz hatte pauschal Strafen über eine größere Personengruppe aus 

diesem Ort verhängt und ihre Güter konfisziert. Dieses Vorgehen hatte sich schon in König Rudolfs 

erster Urkunde als einer der Streitpunkte erwiesen. Es wurde nun erneut aufgegriffen und bestätigt, 

was  der  König  schon  verfügt  hatte:  Der  Erzbischof  wurde  aufgefordert,  die  Strafen 

zurückzunehmen  und  denen,  die  nicht  nachweislich  an  den  Judenmorden  beteiligt  waren,  ihre 

Besitztümer zurückzugeben. Die Täter jedoch sollten gemäß der Schwere ihrer Beteiligung an dem 

Verbrechen bestraft  werden.193 Die Söhne der Margarete werden in dieser Urkunde nicht erneut 

erwähnt. In einem weiteren Themenkomplex wurde die Frage der Gerichtsbarkeit über die Juden 

der Stadt Mainz behandelt,  an deren Ausübung der Erzbischof möglicherweise vorher behindert 

worden war. Die Schiedsrichter legten fest, dass die Juden in dem ursprünglichen Status verbleiben 

sollten. Gemäß diesem wurden Juden, die eines Verbrechens beschuldigt wurden, entweder vom 

191 Rudolf  fasste  in  dieser  Urkunde  die  Ergebnisse  des  im  Jahre  1273  initiierten  Schiedsgerichtsverfahrens  der 
bisherigen Vermittler Graf Diether von Katzenelnbogen und Philipp von Bolanden zusammen. Vgl. Nassauisches 
UB I, 2, S. 511, Nr. 873. Siehe auch Urkundenregesten III, S. 31-33, Nr. 39.

192 Nassauisches UB I, 2, S. 510f., Nr. 873:  (...) unde want uns geseit ist von den genen, an die is gesetzit wart, daz ver  
Margaretin sune unschuldich sin an den iuden, die da erslagin sint, so spregin wir, daz man irin schadin beszerin  
sal.

193 Ebd., S. 527f., Nr. 899: (...) omnes illi de Lorcha, qui indignationem domini archiepiscopi occasione Judeorum sive  
aliorum excessuum quorumcunque incurrerunt, ad possessionem bonorum suorum restituantur, ita tamen, quod ipsi  
domino archiepiscopo satisfaciant et emendent ad dictum predictorum trium quilibet pro modo culpe et qualitate  
delicti.  Si vero aliquis illorum de Lorcha innocens compertus fuerit et inmunis, satisfiet eidem de dampnis, que  
propter hoc sustinuisse dinoscitur ad dictum similiter predictorum.

39



Richter des Erzbischofs oder, so dieser es wünschte, vom Erzbischof selbst abgeurteilt. So hatte es 

offenbar auch Erzbischof Werner in einer Urkunde an die Juden versichert.194 Schon in der Urkunde 

Rudolfs war von einer Störung der erzbischöflichen Gerichtsbarkeit die Rede, wobei sich dieser 

Punkt nicht konkret auf das Judengericht bezogen haben muss.195

Die Fehde war zwar mit dem Schiedsspruch von 1276 vorerst beendet, doch die Probleme 

im Umgang mit den Lorcher Judenmördern blieben bestehen, sodass sich Rudolf am 6. Juli 1276 

ein  letztes  Mal  mit  dieser  Angelegenheit  befasste.  Der  König  führte  aus,  dass  er  seinen 

Oppenheimer Schultheißen Werner damit beauftragt habe, nach den Judenmördern zu fahnden und 

sie  bis  zur  Verkündung einer  endgültigen  Strafe  in  Arrest  zu  setzen.196 Diese  hätten  sich  aber 

geweigert, das geforderte Einlager zu leisten, weshalb der Erzbischof nun die von ihm gewünschten 

Strafen an ihnen vollziehen dürfe. Ausdrücklich nennt der König das Motiv der Täter: Sie hätten 

Juden getötet und verletzt, um dem Mainzer Erzbischof zu schaden. Die in der Einleitung erwähnte 

Quellenproblematik zeigt sich im letzten Satz der Urkunde, in dem Rudolf im Vorfeld verfasste 

Schriftstücke  erwähnt,  in  denen  er  mit  dem  Erzbischof  über  die  Bestrafung  der  Mörder 

korrespondiert habe. Diese sind jedoch nicht überliefert, sodass über weitere Einzelheiten, etwa die 

Schwere der Bestrafung, nichts bekannt ist.

Der  Fall  des  Lorcher  Judenmordes  sowie  die  Streitigkeiten  um  die  Fragen  der 

Gerichtsbarkeit zeigen eine andere Handlungsweise des Königs als bei der Privilegienbestätigung 

für  die  Stadt  Goslar.  War  dort  ein  deutlicher  Anspruch  des  Königs  auf  seine  Kammerknechte 

formuliert worden, so beschränkt sich die Einschaltung Rudolfs in diese Angelegenheit auf eine 

reine  Vermittlungstätigkeit.  So  ist  in  keiner  der  Urkunden  von  den  Juden  als  königlichen 

Kammerknechten  die  Rede.  Vielmehr  besteht  kein  Zweifel  daran,  dass  der  Anspruch  des 

Erzbischofs auf die Lorcher Juden vom König akzeptiert wurde. Dies erklärt sich damit, dass der 

König auf die Unterstützung des Mainzer Erzbischofs im bevorstehenden Kampf gegen Ottokar II. 

194 Ebd., S. 529: Preterea dicimus et pronunciamus, quod Judei Maguntini in omni statu et condicione manere debent,  
prout in litteris ... domini archiepiscopi ipsis concessis continetur salvo tamen hoc, quod si aliquis eorum excessit  
seu  deliquerit,  coram  iudice  ipsius  archiepiscopi  in  Maguntia  vel  coram  ipso  domino  archiepiscopo,  si  ipse  
maluerit, satisfaciet secundum iura et consuetudines civitatis Maguntine, prout hactenus fieri est consuetum.

195 FISCHER,  Stellung,  S.  183,  Note  6,  nimmt  an,  dass  besagter  Abschnitt  in  der  Urkunde  des  Königs 
„höchstwahrscheinlich“ auf die Judengerichtsbarkeit bezogen ist, wobei es im Text keinen eindeutigen Beleg gibt, 
da, wie erwähnt, die Juden hier nicht genannt werden.

196 Nassauisches UB 1, 2, S. 537f., Nr. 905: Wernherus Miles scultetus noster in Oppenheim, cui ad monendum illos,  
qui venerabilem Maguntinum archiepiscopum principem nostrum karissimum in occisione et lesione quorundam  
Judeorum  suorum  in  Lorichen  offenderant,  ut  se  usque  ad  satisfactionem  in  obstagium  apud  dictum  locum  
Oppenheim reponerent, vices nostras commisimus, III. nonas Julii coram nobis comparuit et proposuit, quod iuxta  
mandatum nostrum ipsos requisivisset, prout debuit, et ad representandum se in obstagium monuisset et quod iidem  
hoc minime adimplessent, propter quod predicti penam in litteris nostris super hoc confectis contentam merito  
inciderunt.  Quam penam prefatus  archiepiscopus  exigere  poterit  secundum nostrarum super  hoc  confectarum  
continenciam litterarum.
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von Böhmen dringend angewiesen war. Rudolf hätte sich zu diesem Zeitpunkt weder um Mainzer 

Gerichtsbarkeitsfragen noch um einige Judengüter in einem kleinen Ort gestritten. Seine Aufgabe in 

dieser  Angelegenheit  bestand  ausschließlich  darin,  dem  Erzbischof  in  seiner  Fehde  zu  einem 

günstigen Ausgang zu verhelfen, ohne die Gegenseite völlig zu verärgern.197 Die Vorgehensweise 

des Königs ist keineswegs als exemplarisch zu betrachten: Als der mächtige Erzbischof Werner im 

Jahre 1284 verstarb, nutzte Rudolf sofort die Situation, um sich einige ehemalige Reichsgüter, die 

der Erzbischof im Interregnum an sich gebracht hatte, wieder zu sichern. Auch beanspruchte er in 

der Regierungszeit Erzbischof Heinrichs von Isny (1286-1288) die Juden als zum Reich gehörig 

und  sprach  sie  bei  den  noch  zu  behandelnden  späteren  Gelegenheiten  als  königliche 

Kammerknechte an. Dies wurde möglich, weil nun ein ihm treu ergebener Erzbischof die Geschicke  

des Erzbistums lenkte, von dem kein Widerspruch, sondern stets Unterstützung für die königlichen 

Handlungen zu erwarten war.198

Eine  aktive  Beteiligung  der  Juden  an  dem Schiedsgerichtsverfahren  wird  nicht  aus  den 

Urkunden  ersichtlich,  kann  aber  angenommen  werden.  Denn  die  bis  ins  Jahr  1276  reichende 

Verfolgung  und  Aburteilung  der  Judenmörder  geschah  sicherlich  nicht  nur  im  Interesse  von 

Erzbischof  Werner,  sondern  auch auf  Wunsch der  Juden.  Ein  Vergleich  mit  anderen  Beispielen 

zeigt,  dass  der  König  in  Extremsituationen  wie  Mord  und  Verfolgung  einen  zentralen 

Ansprechpartner für die Juden darstellte. Ein direkter Kontakt zwischen den Juden und Rudolf ist 

aber  fraglich,  zumindest  lässt  er  sich  nicht  mithilfe  der  Urkunden  belegen.  In  das  laufende 

Schiedsverfahren griff Rudolf auf Bitten der Stadt und des Erzbischof ein. Rudolfs Hinweis in der 

Urkunde von 1276 auf vorangegangene  litterae, in denen er mit Werner von Mainz über die zu 

vollstreckenden Strafen korrespondiert habe, zeigt, dass der Kontakt zwischen den Juden und dem 

Erzbischof und nicht zwischen den Juden und dem König stattfand.

Regnum Teutonicum

Deutete sich die Relevanz des Königs in prinzipiellen Fragen des Schutzes für die Juden in den 

Mainzer Vorfällen bereits an, so wird sie in einer weiteren Urkunde von 1275 explizit fassbar: Am 

197 Die Forschung weist  darauf hin,  dass der  Erzbischof  von Mainz tatsächlich in den Schiedssprüchen bevorzugt 
wurde. Auch wenn Erzbischof Werner stets auf Distanz zum König blieb und sich zeitweise mit dessen Gegnern 
wie dem Kölner Erzbischof Siegfried von Westerburg verband, so folgte er ihm doch im Jahre 1276 zu seinem 
ersten Feldzug gegen Ottokar II. und trug so zu der erfolgreichen Eroberung der österreichischen Länder bei. Vgl. 
REDLICH, Rudolf, S. 257.

198 Zu den Geschehnissen insbesondere des Jahres 1286 vgl. unten S. 116.
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4. Juli bestätigte Rudolf zwei Urkunden Papst Gregors X. Diese stellten wiederum Erneuerungen 

mehrerer  von  Papst  Innozenz  IV.  im  Jahr  1246  ausgegebener  Privilegien  dar.  Bevor  die 

Ausfertigung König Rudolfs analysiert  werden kann, muss zunächst auf die als Grundlage aller 

weiteren Schutzprivilegien anzusehenden Urkunden Innozenz’ IV. eingegangen werden.199

In dem ersten Schreiben vom 5. Juli 1246, gerichtet an alle Bischöfe und Erzbischöfe in 

Alemannia, führte der Papst aus, ihm seien Klagen über kirchliche und weltliche Herrschaftsträger 

zu Ohren gekommen, die die Juden nicht nur ohne Recht beraubten, sondern auch Gründe erfänden, 

um damit  ihre  Untaten zu legitimieren.200 Konkret  sei  dies der Vorwurf,  die  Juden würden am 

Osterfest  das Herz eines christlichen Knaben verspeisen,  wo doch neben anderen Gesetzen vor 

allem  das  Gebot  „Du  sollst  nicht  töten“  den  Juden  eine  solche  Tat  verbiete.201 Da  die 

Lebensbedingungen für  die  Juden durch die  ständigen  Angriffe  ähnlich  schlecht  wie  unter  den 

Pharaonen  in  Ägypten  seien,  obwohl  sie  doch  durch  päpstliche  Privilegien  geschützt  werden 

müssten, hätten sie sich hilfesuchend an Innozenz IV. gewandt, um ihren Fortzug oder sogar ihre 

völlige Auslöschung noch abwenden zu können.202 Der Papst,  in  der  festen Überzeugung einer 

baldigen von Gott erwarteten Bekehrung der Juden, befahl daher, die Angriffe einzustellen, sie nicht 

weiter  mit  den genannten oder neuen falschen Anschuldigungen zu behelligen und sie in ihren 

vorherigen Stand zurückzuversetzen. Die Täter sollten, so Innozenz IV., nach kirchlicher Prüfung 

bestraft werden.203

In  einer  weiteren  Urkunde  vom  22.  Oktober  1246  konkretisierte  und  erweiterte  Papst 

Innozenz IV. nicht nur den Schutz, den die Juden genießen sollen, er stellte auch prinzipiell fest, 

dass es den Juden gestattet  sei,  in ihrer Ablehnung des Christentums zu verharren und dass sie 

199 Die Urkunde vom 4. Juli 1246 ist unter anderem ediert im Frankfurter UB, S. 4, Nr. 13; die Folgeurkunde des 
Papstes zu dem gleichen Thema vom 22. Oktober 1246 im UB Niederrhein II, S. 159, Nr. 305.

200 KRACAUER, UB Frankfurt, S. 4, Nr. 13:  Lacrimabilem iudeorum Alemannie recepimus questionem, quod nonnulli  
tam ecclesiastici quam seculares principes ac alii nobiles et potentes vestrarum civitatum et dyocesum, ut eorum  
bona iniuste diripiant et usurpent, adversus eos impia consilia cogitantes ac fingentes occasiones varias et diversas  
(...).

201 Ebd:  (...)  scriptura divina inter alia mandata legis dicente „Non occides“ ac prohibente illos in sollempnitate  
paschali quicquam morticinum non contingere, falso imponunt eisdem, quod in ipsa sollempnitate se corde pueri  
communicent interfecti, credendo id ipsam legem precipere, cum sit legi contrarium manifeste (...).

202 Ebd.:  (...)  contra privilegia illis  ab apostolica sede clementer indulta spoliant  contra deum et iniusticiam (...);  
iidem iudei quasi existentes sub predictorum principum, nobilium et potentum dominio deterioris conditionis, quam 
eorum  patres  sub  Pharaone fuerunt  in  Egypto,  coguntur  de  locis  inhabitatis  ab  eis  et  suis  antecessoribus  a  
tempore,  cuius  non  exstat  memoria,  miserabiliter  exulare.  Unde  suum  exterminium  metuentes,  duxerunt  ad  
apostolice sedis providenciam recurrendum.

203 Ebd.:  Nolentes igitur prefatos iudeos indebite vexari, quorum conversionem dominus miseratus expectat (...), per  
apostolica scripta mandamus (...) quicquid super premissis contra eosdem iudeos per predictos prelatos, nobiles et  
potentes inveneritis temere attemptatum, in statum debitum legittime revocato, non permittatis eos de cetero super  
hiis vel  similibus ab aliquibus indebite pregravari seu molestari;  molestatores autem huiusmodi per censuram  
ecclesiasticam appelatione postposita comprescendo.
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trotzdem vom Heiligen Stuhl beschützt würden.204 Zunächst nannte Innozenz IV. den Schutz der 

Juden vor gewaltsamer Taufe,  da aus seiner Sicht  nur der freiwillige Übertritt  zum christlichen 

Glauben  einen  Wert  habe.205 Auch  sollten  die  Juden  nicht  ohne  das  Urteil  ihrer  Landesherren 

verletzt,  getötet  und  beraubt  werden  können,  sondern  in  ihrer  privilegierten  Stellung  belassen 

werden.206 Niemand dürfte sie zudem bei der Feier ihrer Feste mit Knüppeln oder Steinen angreifen 

oder von ihnen Dienste verlangen, die  sie nicht bereits in der Vergangenheit geleistet  hatten.207 

Schließlich  erwähnt  Papst  Innozenz IV.  noch die  besondere  Protektion  der  jüdischen Friedhöfe; 

niemand sollte  sie  zerstören oder  verkleinern,  noch dürfte  jemand die  dort  bestatteten  Leichen 

ausgraben, um damit Geld zu verdienen.208  

Auf dem Zweiten Konzil von Lyon im Jahre 1274 erneuerte Papst Gregor X. in zwei Briefen 

vom  7.  Juli  und  10.  September  1274  die  Urkunden  Papst  Innozenz‘  IV.,  indem  er  diese 

transsumierte, ohne Änderungen oder weitere Zusätze anzufügen.209 Diese beiden Urkunden lagen 

dem König  im  Juli  1275  zusammen mit  der  Besiegelung  von  Albertus  Magnus  vor.210 Rudolf 

bestätigte sie am 4. Juli jenes Jahres, indem er sie in nur einer Urkunde wortwörtlich wiedergab. Im 

Gegensatz zu Papst Gregor fügte er aber auch einige Zusätze hinzu.211 Mit der Begründung, die 

Juden sollten unter seiner Herrschaft besonders gut leben, führte der König an, sie dürften unter 

keinem Vorwand verurteilt werden, wenn sie nicht durch christliche und jüdische Zeugen überführt 

worden seien.212 Ausdrücklich erklärte Rudolf von Habsburg zudem, er habe die Bestätigung der 

204 UB Niederrhein II, S. 159, Nr. 305:  (...) licet in sua magis velint duritia perdurare (...) defensionem nostram et  
auxilium postulant (...) ipsorum petitionem admittimus eisque protectionis nostre clipeum indulgemus.

205 Ebd.: (...) nullus christianus inuitus vel nolentes eos ad baptismum per violentiam venire compellat; sed si eorum  
quilibet sponte ad christianos fidei causa confugerit, postquam voluntas eius fuerit patefacta, christianus absque  
aliqua efficatur calumpnia: veram quippe christianitatis fidem habere non creditur, qui ad christianorum baptisma  
non spontaneus sed invitus cognoscitur pervenire.

206 Ebd.:  Nullus etiam christianus eorum personas sine iudicio potestatis terre vulnerare aut occidere, vel suas illis  
pecunias  auferre  presumat,  aut  bonas,  quas  hactenus in  ea  in  qua  habitant  regione  habuerint,  consuetudines  
immutare.

207 Ebd.:  Preterea in festivitatum suarum celebratione quisquam fustibus vel lapidibus eos ullatenus non perturbet,  
neque aliquis ab eis coacta servitia exigat, nisi ea que ipsi preteritis facere temporibus consueverunt.

208 Ebd.:  Ad hec  malorum pravitati  et  avaritie  obviantes,  decernimus,  ut  nemo cimiterium iudeorum mutilare  vel  
minuere audeat, sive obtentu pecunie corpora humana effodere.

209 Für die erste Urkunde Gregors X. vom 7. Juli 1274 siehe unter anderem ENNEN, Köln III, S. 62f., Nr. 88; für die 
zweite Ebd., S. 64f., Nr. 90.

210 Zum  Verhältnis  von  Albertus  Magnus  zu  den  Juden  vgl.  RESNICK,  Talmud,  der  ein  ambivalentes  Bild  des 
dominikanischen Gelehrten zu den Juden und ihren Schriften zeichnet, auf seine Rolle bei der Beglaubigung der 
Schutzurkunde jedoch nicht eingeht.

211 MGH Const IV, S. 72f., Nr. 84.

212 Ebd., S. 73: Et quia iidem Iudei sub defensionis nostre debent umbraculo specialiter respirare, adicimus, ut nulla  
omnio causa dampnari possint vel debeant, nisi legitimo Iudeorum et Christianorum testimonio convincantur.
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päpstlichen Privilegien auf dringende Bitte der Juden vorgenommen.213 Die Juden waren offenbar 

an  den  Hof  des  Königs  nach  Zürich  gekommen  und  hatten  ihm  die  Privilegien  Gregors  zur 

Bestätigung  vorgelegt.214 Unbekannt  ist  jedoch,  aus  welchen  Gemeinden  die  Juden  zu  Rudolf 

kamen  und  welche  Gemeinden  eine  Abschrift  der  neuen  Urkunde  erhielten.  Für  die  Kölner 

Judengemeinde  ist  eine  zeitgenössische  Version  überliefert,  auch  die  Frankfurter  Juden  haben 

offenbar eine Urkunde erhalten.215 Die Probleme der Überlieferung ändern jedoch nichts an der 

offensichtlichen Tatsache, dass die Bestätigung der Rechte für alle Juden des Reiches galt.

Diese  Privilegienbestätigung  zeigt  das  Feld,  auf  dem  der  König  für  die  Juden  von 

essentieller  Bedeutung  war.  Konnte  er  auch  nicht  in  konkreten  Bedrohungssituationen  für 

militärischen Schutz der Juden sorgen, so war er doch aufgrund seiner königlichen Autorität die 

einzige  weltliche  Instanz,  die  das  prinzipielle  Recht  der  Juden  auf  einen  Platz  innerhalb  der 

christlichen Mehrheitsgesellschaft sanktionieren konnte. Dies erscheint für die Juden in einer Zeit 

umso wichtiger,  in  der  dieses Recht  von vielen Seiten angezweifelt  oder  ihnen sogar  entzogen 

wurde. Die Juden der Bretagne wurden bereits 1239 von Herzog Johann I. vertrieben und auch 

König  Ludwig  IX.  von  Frankreich  dachte  wiederholt  daran,  die  Juden  aus  der  Krondomäne 

auszuweisen.216 Vor  allem  im  Gebiet  des  Königreichs  Frankreich  häuften  sich  zudem 

Beschuldigungen gegen die Juden. So wurde der Talmud im Pariser Talmudprozess von 1242 als 

ketzerische Schrift verurteilt, verboten und viele Wagenladungen davon wurden verbrannt.217 Noch 

fataler  wirkte sich die im 12.  Jahrhundert  aufgekommene Diskussion über Rechtmäßigkeit oder 

Unzulässigkeit  der  Geldleihe  gegen  Zinsnahme  aus.  Die  zunächst  lediglich  unter  Theologen 

geführte Debatte wirkte sich zunehmend auf die Sicht der Herrscher auf die Juden aus: Sie waren 

es, die durch die Besteuerung der Juden von den nun kritisierten Geldgeschäften profitierten.218 Alle 

213 Ebd.:  Nos autem de liberalitate regia predictorum Iudeorum instancia favorabiliter inclinati predicta omnia et  
singula (...) confirmamus (...).

214 MAGIN, Status, S. 137f., führt aus, Rudolf habe durch die Bestätigung des päpstlichen Dokumentes die „Tradition 
seiner  Vorgänger”  verlassen  und  keine  eigenständigen,  sondern  auf  kanonischem  Recht  beruhenden 
Judenrechtsmaßnahmen getroffen. Tatsächlich reagierte er, wie er selbst ausführt, lediglich in passiver Weise auf 
eine Anfrage der Juden um Bestätigung eines Dokuments.

215 Die Frankfurter Juden ließen eine Ausfertigung, die allerdings nur von Albertus Magnus und nicht vom König 
beglaubigt  worden  war,  am 26.  Juni  1287  vom  Schultheiß,  den  Schöffen,  den  Ratsmitgliedern  und  weiteren 
Frankfurter Bürgern bestätigen und besiegeln. Vgl. CD Moenofrancofurtanus I, S. 255-257, Nr. 532. Die Germania 
Judaica II, 2, S. 682, behauptet, auch die Regensburger Juden hätten eine Abschrift erhalten.  Dafür lassen sich 
allerdings keinerlei Anhaltspunkte finden.

216 BARZEN/GÜNTZEL, Vertreibungen, S. 229-231.

217 YUVAL, Nations, 283f. Auch Albertus Magnus, der sich zu dieser Zeit in Paris aufhielt, war an der Verurteilung des 
Talmuds beteiligt. Vgl. RESNICK, Talmud, S. 71f.

218 CLUSE, Wuchervorwurf, S. 145.
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diese  Vorgänge  in  Westeuropa  sind  den  Juden,  die  über  weitreichende  Beziehungen verfügten, 

sicherlich bekannt gewesen.

Die Tatsache, dass Rudolf die für die Juden so wichtigen Schutzbestimmungen traf, zeigt, 

wie  vielschichtig  das  Bild  der  christlichen  Gesellschaft  Ende  des  13.  Jahrhunderts  gezeichnet 

werden muss, in der weder die Herrschaftsträger noch religiöse Gruppierungen wie beispielsweise 

die Bettelorden der Dominikaner und Franziskaner eine einheitliche Meinung oder eine einheitliche 

Vorgehensweise in Bezug auf die Juden vertraten.219 Weder König Rudolf noch Papst Gregor oder 

auch der Dominikaner Albertus Magnus stellten das Vorhandensein jüdischen Lebens im Reich in 

Frage,  vielmehr  beachteten  sie  die  traditionelle  Vorgehensweise  ihrer  Vorgänger  und  sorgten 

weiterhin für die Art von Judenschutz, die in ihrer Macht lag und die nur sie gewähren konnten. Von  

einer  generellen Frontstellung zwischen Papsttum und Bettelorden auf  der einen Seite  und den 

Juden auf der anderen kann also für das 13. Jahrhundert nicht gesprochen werden. Sowohl von den 

Päpsten als auch von einem in dieser Zeit  führenden christlichen Gelehrten erfuhren die  Juden 

Beistand und Unterstützung.

Friedberg

Während man bei  den Privilegienbestätigungen Rudolfs  annehmen darf,  dass die  Juden bei  der 

Interaktion mit dem König den aktiven Part einnahmen, ist dies bei der Vergabe von Judensteuern 

als  zweckgebundenem  Lehen  für  die  Unterhaltung  von  Reichsburgen  weniger  eindeutig.  Eine 

Ausnahme stellt die Übertragung der Judensteuer als Burglehen für die Reichsburg Friedberg dar, 

bei der die Beteiligung der Juden an den Verhandlungen explizit vom König genannt wurde.

Am 11.  Dezember  1275 stellte  Rudolf  dem nicht  namentlich  genannten  Burggrafen  die 

Übertragungsurkunde über die Nutzung der Judensteuern aus; das Privileg enthält darüber hinaus 

noch einige andere das Leben der Juden von Friedberg betreffende Passagen.220 In der Arenga wird 

zunächst ausdrücklich betont, dass die Einigung über die folgenden Passagen im Einvernehmen und 

nach Verhandlungen zwischen dem König, der Burgmannschaft und den Juden zustande gekommen 

sei.221 Die Höhe der Summe, die die Juden als Burglehen aufbringen sollten, belief sich auf 130 

219 Dieser Befund spricht vor allem gegen die Ausführungen von Jeremy Cohen, der den Bettelorden und den Päpsten 
des 13. Jahrhunderts pauschal eine Schuld an der Verschlechterung der Lage der Juden in Europa zuschreibt. Vgl. 
COHEN, Friars sowie DERS., Living Letters.

220 UB Friedberg I, S. 21f., Nr. 60

221 Ebd.:  (...)  nos habito consilio fidelium nostrorum, burcgravii  et  castrensium in Frideberg et  Judeorum ibidem  
commorantium (...).
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Mark Kölner Pfennige, zahlbar jährlich am Fest der Beschneidung des Herrn (1. Januar).222 Über 

den Betrag von 130 Mark hinaus sollten die Juden in künftigen Zeiten und unter den Nachfolgern 

des Königs nicht besteuert werden.223 Auch für den Fall, dass Juden aus Friedberg wegziehen oder 

sterben sollten, wurde in der Urkunde Vorsorge getroffen: In dieser Situation sollten der Burggraf, 

die  Burgmänner  und  die  Juden  gemeinsam  für  die  Aufnahme  neuer  Juden  sorgen,  die  über 

ausreichende finanzielle Mittel verfügen sollten, um die Steuer für die Burg mitbezahlen zu können. 

Für die Beteiligung an den Abgaben würden die neu hinzuziehenden Juden dann dieselben Rechte 

und Privilegien genießen wie die schon ansässigen.224 Als Gegenleistung für die Steuerzahlung war 

es Aufgabe der Burgmannen, für die Sicherheit der Juden zu sorgen und sie bei drohenden Gefahren 

zu beschützen.225 Interessant und ungewöhnlich ist der letzte Abschnitt der Urkunde, in dem Rudolf 

von Habsburg bestimmte, dass die erste Zahlung der 130 Mark erst drei Jahre später, also am 1. 

Januar  1279,  getätigt  werden  sollte.226 Bis  dahin  waren  die  Friedberger  Juden  gemäß  einem 

weiteren, nicht überlieferten Privileg, das die Juden schon im Vorfeld von König Rudolf erhalten 

hatten, frei von allen Abgaben.227

Nur  anderthalb  Jahre  später,  am  24.  Juli  1277,  erteilte  Rudolf  dem diesmal  namentlich 

genannten  Burggrafen  Rupert  von  Friedberg  eine  weitere  Anweisung  auf  die  Friedberger 

Judensteuer als Nutzung für die Instandhaltung der Reichsburg.228 Dieses Mal betrug die Summe 

zehn  Mark  jährlich,  alle  weiteren  Einzelheiten  etwa zum Termin  der  Zahlung  oder  allgemeine 

Aspekte  der  Vorgängerurkunde,  etwa  zur  Aufgabe  der  Burgbesatzung  in  Bezug  auf  den 

222 Ebd.: (...) nostri Judei in circumcisione domini (...) burcgravio et castrensibus de Frideberg centum triginta marcas  
denarionrum legalium coloniensium annis singulis presentabunt et nostro nomine assignabunt.

223 Ebd.: Indulgemus et eisdem Judeis ex gracia speciali et eorum heredibus eisdem in Frideberg succedentibus, quod  
neque per nos nec nostros seu imperatores aut reges, nostros successores, ultra predictam summam nichil penitus  
exigatur, sed ab omni precaria et exactione perpetuo sint liberi et soluti.

224 Ebd.:  (...)  si  quisquam Judeorum dictum a civitate  nostra Frideberg diverterit  vel  per  mortem decesserit,  (...)  
burcgravius,  castrenses  et  Judei  ibidem alium seu  alios  Judeum  vel  Judeos  in  ipsorum assument  consorcium 
Judeorum, qui possit vel possint summam predicte contributionis integraliter adimplere, et hii libertate predicta  
cum ceteris Judeis gaudebunt pacifice ac quiete.

225 Ebd.:  (...)  dicti  nostri  Judei  naullatenus  infestentur,  pro  eo  videlicet,  quod  nos  ipsos  sic  predictis  nostris  
castrensibus  astrinximus,  si  quisquam  contra  dictos  nostros  castrenses  aut  ipsi  contra  quempiam  intenderint  
litigare.

226 Ebd.: Dicti vero Judei nostris castrensibus memoratis dare incipient singulis annis pecuniam suprascriptam a festo  
circumcisionis domini proximo nunc venturo post tres annos, et deinceps perpetuo perdurabit. Dieser Zusatz, der 
die  gesamte  Bedeutung  der  Urkunde  verändert,  wird  bereits  im  Kopfregest  der  Edition  des  Friedberger 
Urkundenbuchs erwähnt, von der Forschung allerdings bislang übersehen. Vgl. beispielsweise ZIWES, Rheingebiet, 
S. 102.

227 Ebd.: Infra quos tres annos nobis ac alicui nostro nomine nichil dabunt, secundum quod ipsos liberos fecimus in  
alio nostro privilegio ipsis dato.

228 UB Friedberg I, S. 23f., Nr. 63.
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Judenschutz, entfielen.229 Bei dem genannten Burggrafen handelt es sich um Rupert von Karben, 

der das Burggrafenamt von 1265 bis um 1280 innehatte. Seine Tätigkeiten waren nicht nur auf die 

Verwaltung der Burg beschränkt, sondern erstreckten sich aufgrund der Friedberger Verhältnisse 

auch auf  Aufgaben der  Gerichtsbarkeit  und Ratstätigkeit  innerhalb der  Stadt  sowie  auf  weitere 

Tätigkeiten in der Wetterau.230

Die fehlende Möglichkeit zur Nutzung von Reichsgütern stellte eines der Hauptprobleme 

der Anfangszeit von Rudolfs Königtum dar, was die große Bedeutung der Revindikationspolitik 

erklärt.  Die  Übertragung  der  Judensteuer  auf  die  Reichsburgmannen  von  Friedberg  in  dem 

vorliegenden Fall führte neben dem Unterhalt der Burg dazu, dass auf lokaler Ebene sichergestellt 

werden konnte, dass das Recht an der Judensteuer von Friedberg nicht verfiel oder von anderen, 

etwa den Friedberger Bürgern, okkupiert werden konnte. Derartige Übertragungen wurden in der 

gesamten Herrschaftszeit Rudolfs vorgenommen und waren Teil des Versuchs, die von den Staufern 

initiierte  Konzeption  der  Sicherung der  Königsmacht  durch  ein System von günstig  gelegenen 

Reichsburgen  nach  dem Interregnum  wieder  aufleben  zu  lassen.231 Rudolf  begann  gleich  nach 

seiner Wahl zum König die noch bestehenden Reichsburgen auszubauen, zerstörte Burgen wieder 

instand  zu  setzen  und  an  zentralen  Orten,  oft  in  der  Nähe  zu  wichtigen  landesherrlichen 

Besitzungen, neue Festungen anzulegen.232

Beachtet man den Kontext der beiden Urkunden, wird deutlich, warum den Juden sehr viel 

daran gelegen sein musste, den Schutz der Burgleute zu erlangen, und warum sie bereit waren, eine 

recht hohe Summe als Steuer zu bezahlen. Die Reichsburg war der bestimmende Machtfaktor in 

Friedberg und sie blieb es während des ganzen Mittelalters.233 Die Burg stellte einen der wichtigsten 

Standorte  des  Reiches  in  der  Wetterau  dar  und  war  gegenüber  der  Stadt  mit  weitreichenden 

Privilegien und Rechten ausgestattet. Der Burgherr war oberster Vertreter des Reiches in der Stadt, 

er fungierte als Amtmann, Richter sowohl für die Burgmannen als auch für die Bürger und hatte den 

Vorsitz  des  Schöffenkollegs  inne.  Darüber  hinaus  wirkte  er  auch  nach  1275,  als  Rudolf  mit 

229 Ebd.:  (...) decem marcas annui redditus a Judeis nostris in Fredeberg annis singulis recipiendos eidem ac suis  
legittimis successoribus conferimus liberaliter et donamus (...).

230 Die Karbener sind mit einigen Unterbrechungen seit 1239 als Burggrafen von Friedberg nachweisbar. Der letzte 
Vertreter der Familie in diesem Amt war Wolfgang Adolf von Karben, der in den Jahren von 1632 bis 1671 als 
Burggraf fungierte. Siehe die Tabelle bei SCHILP, Reichsburg, S. 87-90.

231 Vgl. ausführlich MARTIN, Städtepolitik, S. 109-114 sowie REDLICH, Rudolf, S. 467-47 und ERKENS, Königtum, S. 39.

232 So kann beispielsweise  die  Anlage  der  Burg Germersheim neben  der  gleichnamigen königlichen Ortschaft  als 
Abwehrmaßnahme gegen den Speyrer Bischof verstanden werden.

233 Dies  zeigt  sich  bereits  an  den  topographischen  Bedingungen,  die  darauf  hinweisen,  dass  die  Stadt  der  Burg 
untergeordnet  war.  Die  Stadt  war  gegenüber  der  Burg  nicht  befestigt,  sondern  in  deren  Verteidigungsanlagen 
miteinbezogen. Sie konnte sich gegen die Burg nicht schützen, während umgekehrt eine Befestigungsanlage zur 
Stadt hin bestand. Vgl. SCHILP, Reichsburg, S. 174.
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Reinhard  von Hanau einen  Landvogt  für  die  Wetterau  einsetzte,  noch regional  im Auftrag  des 

Königs,  indem  er  als  Zeuge  in  Urkunden  und  als  Schutzherr  von  geistlichen  Einrichtungen 

auftrat.234 Seit  der  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  bildete  sich  gegen  die  Vormachtstellung  der 

Burgmannen ein städtischer Rat, der mit zwölf Ratsleuten besetzt wurde. Aber auch dieser konnte 

nichts an den bisherigen Machtverhältnissen ändern.235 Es muss daher konstatiert werden, dass die 

Reichsburg für das alltägliche Leben der Juden wie für alle Bürger der Stadt  eine überragende 

Bedeutung  hatte  und  dass  die  Burgmannen  daher  für  die  Juden  den  ersten  Ansprechpartner 

darstellten.

Dies galt erst recht für die Krisensituation, die durch den Aufstand der Friedberger Bürger 

im  Jahr  1275  entstand.  Diese  hatten  sich  gegen  die  Wiedererrichtung  der  Reichsburgen,  die 

Machtfülle der Burgmannen sowie die Steuern, die Rudolf erhob, um dem chronischen Geldmangel 

der ersten Herrschaftsjahre zu begegnen, aufgelehnt und die Burg zerstört. Erst am 3. April 1276 

kam es zu einer Aussöhnung zwischen dem König und den Friedbergern,236 also etwa vier Monate, 

nachdem der König den Burgmannen und den Juden die erste Urkunde ausgestellt hatte. Die Zeit 

während  der  Ausschreitungen  zwischen  den  Angehörigen  der  Reichsburg  und  den  Friedberger 

Bürgern stellte für die Juden eine essentielle Gefahr dar. Wie bereits anhand der Ausschreitungen 

von Lorch gesehen,237 konnte die Ermordung von Juden ein probates Mittel darstellen, dem eigenen 

Stadtherren zu schaden. Dies galt natürlich umso mehr in einer Stadt, die durch einen derart starken 

Gegensatz zwischen Stadtherren und Stadtbevölkerung gekennzeichnet war. Die Juden mussten in 

einem solchen Fall eindeutig Stellung beziehen. Sie stellten sich auf die Seite des König und der 

Reichsburg  und  somit  gegen  die  Bürger  Friedbergs.  Die  in  der  Urkunde  in  allgemeiner  Form 

angesprochenen Schutzbestimmungen waren eindeutig auf den konkreten Streitfall ausgerichtet. Es 

ist nicht bekannt, ob die Juden bereits bedroht worden waren; sicherlich fürchteten sie einen Angriff 

von Seiten der Bürgerschaft.

Das  in  der  Urkunde  von  1276  erwähnte  erste  Privileg  von  Rudolf,  in  dem  offenbar 

weitergehende Erläuterungen zu den Abgaben der Juden enthalten waren, ist nicht überliefert. Es 

würde sicherlich weiteren Aufschluss darüber geben, warum die erste Zahlung an die Burgmannen 

erst  drei  Jahre später  erfolgen sollte.  Wahrscheinlich hatten die Juden Friedbergs in den Jahren 

zuvor  eine  besondere  Abgabe  entrichtet  und  als  Ausgleich  eine  Befreiung  von  allen  weiteren 

Zahlungen an das Reich bis ins Jahr 1279 erhalten. Gerade in der ersten Herrschaftsperiode von 

234 Ebd., S. 94f.

235 Ebd., S. 175.

236 UB Friedberg I, S. 22f., Nr. 62. Vgl. Urkundenregesten III, S. 64, Nr. 80.

237 Siehe oben S. 38.

48



1273 bis 1276 erhob der König sowohl von Reichs- als auch von Bischofsstädten wiederholt hohe 

Sondersteuern. Es liegt sehr nahe anzunehmen, dass auch die Juden einen Teil der Steuerlast tragen 

mussten. Für diese Annahme sprechen zwei nicht datierbare Urkunden, die aber vermutlich in der 

Anfangszeit  der Königsherrschaft Rudolfs  ausgestellt  wurden.238 In einer sprach der König eine 

ungenannte jüdische Gemeinde an und bat sie mit dem Hinweis auf seine finanzielle Notlage um 

eine Sondersteuer von zwölf Mark, welche auch andere Judengemeinden bereits geleistet hatten.239 

Vor allem aufgrund des in der  Urkunde enthaltenen Hinweises darauf,  dass auch Christen  eine 

Sondersteuer gezahlt hatten, scheint eine Datierung auf das Jahr 1275 wahrscheinlich. Zu dieser 

Zeit hatte Rudolf eine solche Abgabe verlangt und damit unter anderem Aufstände in der Wetterau 

und  Oppenheim  provoziert.240 In  einem  weiteren  Urkundenfragment,  das  allerdings  in  einer 

Briefsammlung aus Rudolfs Zeit in Wien überliefert ist, erklärte der König, dass „die Juden von C.“ 

ihm bereitwillig  eine  Abgabe  von „soundso viel“  Mark  geleistet  hatten  und nun zunächst  von 

weiteren  Forderungen  Rudolfs  verschont  bleiben  sollten.241 Auch  dieses  Formular  könnte  im 

Zusammenhang mit dem nicht erhaltenen Privileg Rudolfs für die Friedberger Gemeinde über die 

Steuerbefreiung in einem Zusammenhang stehen und zu einem späteren Zeitpunkt, als Garantie für 

die  Juden,  erneut  ausgestellt  worden sein.  Der  König  hielt  sich  jedoch nicht  an  die  getroffene 

Zusage, die Juden über die als Burglehen ausgewiesenen 130 Mark nicht weiter zu belasten. Als 

Dank für geleistete Dienste, wahrscheinlich für die Treue im Konflikt mit den Friedberger Bürgern, 

übertrug er im Jahre 1277 dem Burggrafen Rupert von Friedberg weitere zehn Mark, die ebenfalls 

zur Nutzung und Unterhaltung der Burg dienen sollten.

Erneut zeigt sich das wechselseitige Interesse von König Rudolf und den Juden aneinander. 

Die Juden nutzten bei akutem Bedarf, der in diesem Fall zweifellos vorlag, die Schutzfunktion und 

-möglichkeiten des Herrschers, die in Friedberg im Gegensatz zu vielen anderen Orten tatsächlich 

vorhanden  waren.  Der  König  hingegen  konnte  mit  der  Belehnung  der  Burgmannen  mit  der 

Judensteuer  unter  Umgehung  der  aufsässigen  Bürgerschaft  den  Unterhalt  der  ihm  wichtigen 

238 Siehe MGH Const III, S. 267, Nr. 276, mit den einleitenden Bemerkungen. Vgl. auch RI VI, 1, Nr. 1547, wo die 
Urkunde – ohne Begründung – auf „vor 1282“ datiert wurde.

239 MGH Const III, S. 267, Nr. 276: Cum propter novitatem negociorum de novo emergencium, in quibus magna et  
maxime utilitatis reipublice vis consistit, novas ac inopinatas expensas facere nos oporteat, tam a Christianis quam 
Iudeis nostris fidelibus nova subvencionis subsidia seu servicia petere nos oportet. Quapropter vobis mandamus  
attente rogantes, quatinus exemplo aliorum Iudeorum devote et grate nobis de novo serviencium, videlicet singulis  
talibus marcas XII tribuendo, grata nobis et necessaria denuo nobis servicia faciatis eo liberalitatis animo, quod  
exnunc inantea propter impensa servicia maiori libertate quam ante nostra vos serenitas debeat honorare.

240 Vgl. MARTIN, Städtepolitik, S. 156-158.

241 Briefsammlung, S. 267, Nr. 273: (...) prompta atque omni promptitudine plenissima de tot marcis nobis a Iudeis C.  
inpensa servicia, ut predicti Iudei nunc satis variis et diversis propter malum statum terre pregravati periculis per  
nostre serenitatis graciam respirare valeant relevati (...).
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Reichsburg sichern. Neben diesem wirtschaftlichen Aspekt war es aber auch aus Prestigegründen 

für den König unerlässlich, die Juden unter den Schutz der Reichsburg zu stellen und so seine 

königlichen Rechte an den Juden zu wahren.

Altenbamberg

Die Steuern der Friedberger Juden blieben dem Reich mittelbar erhalten, da sie für den Unterhalt 

von Reichsbesitz genutzt wurden. In einer weiteren Urkunde aus dem Jahr 1276 fand hingegen eine 

wirkliche  Vergabe  von  Judenrechten  statt.242 Am  12.  April  gestattete  Rudolf  dem  Raugrafen 

Ruprecht in Anerkennung seiner geleisteten Dienste die Ansiedelung von fünf Juden an seiner Burg 

in Altenbamberg. Ruprecht sollte die Juden als Lehen erhalten und er bekam das Recht, bei Fortzug 

oder Todesfällen unter den Juden andere neu aufzunehmen, allerdings nur solche, die sich bereits 

vorher in den Burgen des Raugrafen aufhielten.243 Keinesfalls erstreckte sich das Lehen also auf 

alle Juden  in dessen Herrschaftsgebiet. Die Vergabe der fünf Juden wird zwar als Lehen bezeichnet, 

es handelt sich allerdings eher um eine Verpfändung der Judensteuer. Denn Rudolf führte aus, er 

und seine Nachfolger sollten die  Möglichkeit  erhalten,  die  Rechte an den Juden mit 300 Mark 

Kölner Pfennigen wieder zurückzukaufen. Ebendiese Summe war im Vorfeld der Ausfertigung der 

Urkunde von Ruprecht an den König bezahlt worden.244

Über weitere Kontakte zwischen Rudolf und Ruprecht ist abgesehen von dieser Urkunde 

wenig  bekannt.  Der  Raugraf  trat  lediglich  einmal  als  Zeuge  einer  königlichen Urkunde auf.245 

Weder ist Ruprecht als Mitglied der militärischen Aktion gegen Ottokar II. von Böhmen bezeugt, 

noch hielt er sich nachweislich zu anderen Zeiten am Hof des Königs auf oder empfing weitere 

Privilegien von ihm. Trotzdem lassen sich einige Erklärungsansätze dafür finden, warum der König 

den  Grafen  mit  einem Judenprivileg  bedachte.  Wie  schon  im  Fall  des  Friedberger  Burglehens 

erwähnt, war die Nutzung von Reichsrechten für den König leichter durchzusetzen, wenn lokale 

Herrschaftsträger mit deren Wahrung beauftragt wurden. Die Urkunde spricht eindeutig davon, dass 

242 HHStAWiesbaden, Abt. 168a, Nr. 6. Siehe auch RI VI, 1, Nr. 546.

243 Ebd.:  (...)  concedimus in feodum quinque Iudeos in Bovmeburg ut alibi in suis municionibus residentes qui, si  
nimius  pauciores  fuerint  ut  ex  dicto numero aliqui  cesserint  ut  decesserint,  colligiendi et  recipiendi in  locum  
cedencium  ut  decedentium  Iudeorum  alios  in  facultatibus  hiis  qui  nunc  in  ipsius  Ruberti  municionibus  
commorantur non disparens sine fraude et dolo eidem liberam concedimus facultatem.

244 Ebd.: Recenta tamen nobis nostris quam successoribus potestate predictos Iudeos pro trecentis marcis marcis [sic!] 
denariorum coloniensium cum placuerit liberandi quam summam pecunie cum eidem soluta fuerit in empciones  
prediorum convertet a nobis et imperio feodali titulo tenendorum (...).

245 MGH Const III, S. 78f., Nr. 88.
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es sich um Juden handelte,  qui nunc in ipsius Ruperti municionibus commorantur. Dies bedeutet, 

dass  im Territorium oder  zumindest  in  weiteren  Burgen Ruperts  bereits  Juden  lebten,  die  aber 

bislang  einem  anderen  Herrschaftsträger  steuerpflichtig  waren:  entweder  dem  Landvogt  des 

Speyergaus und damit dem König selbst, oder aber dem Pfalzgrafen Ludwig II., der über großen 

Einfluss im Gebiet des Raugrafen verfügte und mit seiner Burg und Stadt Alzey in unmittelbarer 

Nachbarschaft Ruperts einen wichtigen Stützpunkt besaß.246 Rudolf erhielt durch das Geschäft mit 

dem Raugrafen 300 Mark, für die er die Juden sicherlich einige Jahre lang hätte besteuern müssen.

Eine weitere Erklärung führt  zu den familiären und politischen Bindungen, über die  der 

König  in  diesem  Gebiet  verfügte.  Die  Raugrafen  waren  eng  verwandt  mit  den  wesentlich 

mächtigeren und einflussreicheren Grafen von Leiningen.247 Zu diesem Grafengeschlecht, das über 

umfangreiche  Besitzungen im Speyer-,  Worms-  und Nahegau,  aber  auch im Elsass  verfügte,248 

pflegte  der  König  sowohl  auf  politischer  Ebene  als  auch  durch  familiäre  Bindungen  über  die 

Kyburger, denen Rudolfs Mutter angehörte, enge Beziehungen. Die Leininger Grafen hatten schon 

vor der Wahl Rudolfs zum König wichtige Positionen im Reich inne,249 was sich auch unter Rudolf 

fortsetzte. Graf Emich IV. von Leiningen-Landeck war bei der Krönung Rudolfs in Frankfurt am 

Main anwesend und bürgte mit anderen Adeligen für die von Rudolf an den Trierer Erzbischof zu 

zahlenden  Krönungskosten.250 Er  war  häufig  am  Hof  des  Königs  zugegen  und  beteiligte  sich 

persönlich am ersten Feldzug gegen Ottokar.251 Noch stärker war die Verbindung zwischen Rudolf 

und Graf Friedrich IV. von Leiningen, dem Neffen Emichs. Auch dieser zeichnete sich durch eine 

große Nähe zum König aus. Offenbar für die geleisteten Dienste im Kampf gegen Ottokar übertrug 

ihm der König die Landvogtei des Speyergaus, was ohne Zweifel einen bedeutenden Machtzuwachs 

für Friedrich darstellte.252

246 Der Pfalzgraf übte die Lehenshoheit in den Gebieten des Rau- und Wildgrafen sowie im Gebiet der Grafschaft 
Leiningen aus. Vgl. TOUSSAINT, Grafen, S. 83f.

247 Vgl. die Übersicht über die verwandtschaftlichen Verbindungen zwischen den Geschlechtern in TOUSSAINT, Grafen, 
S. 70-74.

248 Vgl. zu den Besitzungen der Leininger Grafen um 1280 Ebd., Karten 6-8 im Anhang.

249 An erster Stelle muss Heinrich II. von Leiningen genannt werden, der von 1245 bis 1272 Bischof von Speyer war. 
Vgl.  zu  ihm  MALOTTKI,  Heinrich  von Leiningen.  Auch hatten  die  Leininger  Grafen bereits  zu Beginn des  13. 
Jahrhunderts die Landgrafschaft im Speyergau inne. Vgl. TOUSSAINT, Grafen, S. 46.

250 Unter den Bürgen befanden sich auch zwei weitere Personen, die in der gesamten Herrschaftszeit eine wichtige 
Rolle  bei  der  Unterstützung  des  Königs  spielten:  Buggraf  Friedrich  von  Nürnberg  und  Graf  Eberhard  von 
Katzenelnbogen. Vgl. MGH Const III, S. 12f, Nr. 7.

251 Auch in späteren Zeiten kämpfte er zuweilen an der Seite des Königs; so ist er beispielsweise bei der Belagerung 
Colmars im Jahr 1285 im Lager Rudolfs nachweisbar. Zu den Aufenthalten von Leininger Grafen am Königshof 
von Rudolf vgl. TOUSSAINT, Grafen, S. 225-228.
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Auch wenn Raugraf Ruprecht in den Quellen, die über weitere Kontakte mit dem König 

Zeugnis ablegen könnten, weitgehend unsichtbar bleibt, so ist doch anzunehmen, dass er über seine 

mächtige  und  einflussreiche  Leininger  Verwandtschaft  eine  positive  Beziehung  zu  Rudolf 

unterhielt.  Möglicherweise bat  der  Raugraf um die  Gunst,  Juden besteuern zu  dürfen,  um sein 

Prestige aufzuwerten und eine geschlossenere Herrschaft in seinen Gebieten durchzusetzen. Auch 

die Juden könnten ein Interesse daran gehabt haben, direkt dem Raugrafen zu unterstehen, in dessen 

Herrschaftsgebiet sie bereits lebten. Unzweifelhaft kam dem König dieses Ansinnen gelegen, da er 

dringend auf Geldmittel angewiesen war und jede Summe für seinen Feldzug benötigte.

Zusammenfassung: Die Zeit von 1273 bis 1276

Bereits in der ersten Herrschaftsetappe werden die Leitlinien der Interaktionen zwischen Rudolf von 

Habsburg  und  den  Juden  des  Reiches  sichtbar.  Die  vor  allem  in  der  älteren  Forschung 

vorherrschende Ansicht über den reinen Objektcharakter der Juden kann bereits jetzt als widerlegt 

gelten. Vielmehr traten die Juden als handelnde Subjekte auf, die ihre Interessen gegenüber dem 

König  aktiv  wahrzunehmen  verstanden.  Dies  ist  offensichtlich  in  den  Fällen  der 

Privilegienbestätigungen der Gemeinden von Goslar und Regensburg. Diese zeigen, dass die Juden 

gezielt auf die Autorität des Königs zurückgriffen, sei es, um zu starken Einfluss von bürgerlicher 

Seite einzudämmen, oder sei es, um sich gegen die Verdrängung aus lukrativen Handelsgeschäften 

zu  schützen.  Dabei  hatten  die  Juden  offenbar  keine  Bedenken,  sich  selbst  als  königliche 

Kammerknechte zu bezeichnen, wenn sie sich davon einen Vorteil versprachen. Mochten die Juden 

auch in ihrem täglichen Leben den christlichen Mitbewohnern näher gestanden haben als dem im 

Normalfall weit entfernten König, vertrauten sie dennoch auf dessen Autorität. Auch wenn Rudolf 

keine  konkreten  Schritte  unternehmen  konnte,  um  seinen  Privilegien  Nachdruck  zu  verleihen, 

verzichteten die Juden nicht auf seine Unterstützung. Der Fall der Goslarer Juden zeigt zudem, dass 

die  Frage  räumlicher  Nähe keine  entscheidende Rolle  für  die  Interaktion  spielte.  Von zentraler 

Bedeutung war in diesem Fall das Vorhandensein eines Vermittlers, der die notwendige Nähe zum 

König herstellen konnte.

252 Dieses Amt ermöglichte dem Leininger, neben dem Dienst für den König, der dort als wichtigsten Gutkomplex die 
Stadt und Reichsburg Germersheim besaß, auch seinen eigenen Landesausbau voranzutreiben. Wann die Ernennung 
zum Landvogt vorgenommen wurde, ist nicht bekannt, da keinerlei Urkunden über diese Privilegierung überliefert 
sind. Vgl. ebd., S. 140f.
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Abb. 2: Schwerpunkte von Rudolfs Itinerar sowie jüdische Gemeinden mit Kontakt zum König, 1273-1276.

Trat  ein  neuer  König  sein  Amt  an,  bemühten  sich  etliche  Interessengruppen  um  die 

Bestätigung ihrer alten Privilegien. Es mag verwundern, dass lediglich zwei jüdische Gemeinden 

um eine Erneuerung ihrer Rechte baten. Dafür lassen sich verschiedene Erklärungen anführen. Zum 

einen muss erneut auf die für jüdische Dokumente äußerst schwierige Überlieferungslage verwiesen 

werden. Zum anderen wird aus den Privilegienbestätigungen für Goslar und Regensburg ersichtlich, 

dass  die  Juden  sich  nur  bei  der  konkreten  Infragestellung  ihrer  Rechte  um  deren  Erneuerung 

bemühten.  Zudem  bleibt  fraglich,  welche  Rolle  Stadtherren  oder  Stadtgemeinden,  also 

Herrschaftsträger aus dem direkten lokalen Umfeld, bei der Privilegierung von Juden spielten. Eine 

zentrale Position nahm Rudolf ein, wenn die Präsenz von jüdischem Leben prinzipiell sanktioniert 

werden sollte. Die Privilegierung, die der König in Anlehnung an die päpstlichen Schriftstücke zum 

53



Schutz vor Ritualmordvorwürfen 1275 vornahm, hatte reichsweite Gültigkeit. Derart grundsätzliche 

Privilegien hätten nicht von einem lokalen Herrschaftsträger ausgestellt werden können.  

Auch der König hatte grundsätzliche Interessen an der Kommunikation mit den Juden, deren 

Steuern ein Gegenstand der Revindikationspolitik waren. Insgesamt zeigte sich Rudolf jedoch sehr 

zurückhaltend bei  der  Einforderung seiner  Rechte und beharrte  lediglich  bei  der  Privilegierung 

Goslars auf seinen Ansprüchen. Während seiner Vermittlungstätigkeit im Streit Erzbischof Werners 

von Mainz verzichtete er hingegen vollständig auf eigene Forderungen. Er wurde nur dort aktiv, wo 

er  die  Interessen  der  Kurfürsten  nicht  berührte.  Doch  auch  in  den  Fällen  von  Friedberg  und 

Altenbamberg verfolgten die Juden eigene Absichten. Alle auf den ersten Blick „autoritär“ oder 

einseitig  anmutenden  Entscheidungen  des  Königs  waren  in  der  Realität  das  Ergebnis  von 

Aushandlungsprozessen,  an denen die Juden genauso beteiligt  waren wie der König und der zu 

privilegierende Landes- oder Burgherr.

2.3.2 Österreichisches Intermezzo: 1276 bis 1281

Während in der ersten Herrschaftsphase Rudolfs von Habsburg die Absicherung seines Königtums 

im Vordergrund stand, was seine Präsenz an verschiedenen Orten des Reichs erforderte, so sind die 

darauffolgenden Jahre durch seinen dauerhaften Aufenthalt  in Wien gekennzeichnet. Daher stellt 

sich  die  Frage,  ob  und  wie  sich  diese  grundlegend  verschiedenen  Rahmenbedingungen  seiner 

Herrschaftsausübung auf seine Kommunikation mit den Juden auswirkten. Dabei muss allerdings 

bedacht  werden,  dass  dies  nicht  für  alle  jüdischen Gemeinden des  Reichs  galt.  Somit  wird im 

Folgenden  zunächst  auf  die  Interaktion  zwischen  dem  König  und  den  Juden  Österreichs 

eingegangen,   während  die  Kommunikation  mit  den  Juden  der  übrigen,  weit  entfernten 

Reichsgebiete in einem späteren Teil abgehandelt wird.

2.3.2.1 Interaktion zwischen Rudolf von Habsburg und den österreichischen Juden

Bei der Untersuchung der Interaktion zwischen Rudolf und den österreichischen Juden sind einige 

Prämissen zu beachten. Der Herrscher hielt sich in diesen Jahren stets in Wien und Umgebung auf, 

war  somit  für  die  österreichischen  Gemeinden  leicht  erreichbar.  Insbesondere  für  die  Wiener 

Gemeinde  war  Rudolf  somit  stets  vor  Ort.  Ob  dies  gleichzeitig  auch  zu  einer  quantitativen 
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Verstärkung  der  Interaktion  führte,  bleibt  zu  überprüfen.  Seine  Präsenz  bedeutete  auch,  dass 

Anweisungen problemlos vom König durchgesetzt werden konnten. Dabei spielt die Tatsache, dass 

Rudolf  in  dieser  Zeit  stets  über  große  militärische  Mittel  verfügte,  keine  unwesentliche  Rolle. 

Ebenfalls beachtet werden muss, dass die Forschung die Politik Rudolfs in Österreich weniger im 

Zeichen der königlichen Revindikationspolitik denn vielmehr als Grundlegung der habsburgischen 

Landesherrschaft sieht. Wie oben angedeutet begann Rudolf bereits in den ersten Monaten nach der 

Eroberung Österreichs, alte herzogliche Rechte auf seine Söhne zu übertragen.253 Ob sich dieses 

Vorgehen  auch  auf  seine  Kommunikation  mit  den  jüdischen  Gemeinden  auswirkte,  soll  im 

Folgenden ebenfalls untersucht werden.

Österreich  

Wie  bereits  erwähnt  war  ein  Herrscherwechsel  stets  mit  einer  gewissen  Rechtsunsicherheit 

verbunden. Umso mehr galt dies im Falle des gewaltsamen Umbruchs, welcher 1276 in Österreich 

stattfand.  Völlig  unklar  musste  den  lokalen  Entscheidungsträgern  sein,  wie  Rudolf  auf  die 

Regelungen  und  Erlasse  Ottokars  reagieren  würde,  da  er  dessen  Herrschaft  schon  im  Vorfeld 

prinzipiell  die  Legitimität  abgesprochen  hatte.  Diese  Unsicherheit  herrschte  offensichtlich  auch 

unter  den  österreichischen  Juden.  Da  auch  Rudolf  ein  starkes  Interesse  an  der  Fixierung  des 

gegenseitigen Verhältnisses hatte, kam es am 4. März 1277 zu der Privilegierung aller jüdischen 

Gemeinden der österreichischen Lande.254

Rudolf  folgte  in  seiner  Privilegierung  nahezu  wortwörtlich  einer  Urkunde,  die  der 

babenbergische  Herzog  Friedrich  II.  der  Streitbare  1244  für  alle  Juden  in  seinen  Besitzungen 

erlassen hatte.255 Völlig außer Acht gelassen wurde hingegen ein kaiserliches Privileg Friedrichs II., 

welches  die  jüdische  Gemeinde  Wiens  im  Jahr  1238  erhielt.256 Die  Urkunde  stellte  die  erste 

schriftlich  fixierte  Rechtsgrundlage für jüdisches Leben in Österreich dar und ähnelte  in  ihrem 

Aufbau dem programmatischen Privileg für die Wormser Juden von 1236, in dem alle Juden des 

Reiches erstmals als kaiserliche Kammerknechte bezeichnet wurden.257 Dieses Verhältnis zwischen 

253 Siehe oben S. 15.

254 Die Urkunde ist bei KURZ, Oesterreich II, S. 185-189, Nr. IX., sowie bei BRUGGER, Regesten, S. 71-73, Nr. 56, ediert. 
Zur Überlieferungsgeschichte der Urkunde vgl. LOHRMANN, Judenrecht, S. 116f.

255 Babenbergisches UB II, S. 283-287, Nr. 430.

256 Rechtsquellen, S. 47f., Nr. 7

257 Dies betont SPITZER, Bne Chet, S. 22 und S. 28.
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dem  Reichsherrscher  und  den  Juden  postuliert  Friedrich  auch  in  der  Urkunde  für  die  Wiener 

Juden.258 Neben dieser allgemeinen Feststellung ging der Kaiser auf einzelne Punkte zum Schutz 

der Juden näher ein: Die Zwangstaufe wurde verboten259 und es werden Strafen bei Tötung und 

Verwundung  eines  Juden  festgelegt.260 Aspekte  des  wirtschaftlichen  Lebens  etwa  über 

Handelstätigkeiten der Juden oder die Regelung der Pfandleihe wurden jedoch weggelassen.

Diese Lücke wurde durch die Urkunde des babenbergischen Herzogs geschlossen, zudem 

erstreckte  sich  sein  Privileg  auf  die  gesamten  österreichischen  Lande.261 Darin  wurden  das 

Pfandrecht  festgelegt,  die  Juden  vor  ungerechten  Zöllen  geschützt  –  dies  galt  sowohl  für  den 

Transport von Waren als auch für die Überführung von Toten262 – und Bestimmungen bezüglich der 

Geldleihe getroffen.263 Daneben veränderten sich die Strafen, die für die Verletzung und Tötung 

eines Juden verhängt werden sollten, im Vergleich zum Privileg Kaiser Friedrichs von 1238 stark: 

Für die Tötung eines Juden hatte Kaiser Friedrich eine Strafe von zwölf Goldpfund festgelegt, das 

Privileg  des  Herzogs  sah  für  die  Tötung eines  Juden  die  Todesstrafe  für  den  Mörder  und die 

Beschlagnahmung  dessen  Vermögens  vor.264 Auf  die  Zerstörung  eines  Judenfriedhofs  stand 

ebenfalls  die  Todesstrafe.265 Das  Privileg  Herzog Friedrichs  stellte  die  Grundlage für  jüdisches 

Leben in  Österreich  dar.  Sie  brachte  sowohl  für  den  Herrscher,  der  als  alleinige  Bezugsperson 

festgeschrieben wurde, als auch für die Juden, deren unterschiedliche Lebensbereiche bis ins Detail 

geregelt  und  rechtlich  abgesichert  wurden,  offensichtliche  Vorteile.  Diese  hatte  sicherlich  auch 

258 Rechtsquellen, S. 47f., Nr. 7:  (...) nos iudeos Wienne, servos camere nostre, sub nostra et imperiali proteccione 
recipimus et favore. Vgl. auch  LOHRMANN, Wiener Juden, S. 38.

259 Rechtsquellen, S. 47f., Nr. 7: Nullus filios vel filias ipsorum invitos baptizare presumat. Aut si captos vi vel furtim 
raptos vel coactos baptizaverit, duodecim libras auri ad errarium nostrum persolvat.

260 Für die Tötung eines Juden z.B. waren, wie für die Zwangstaufe, 12 Goldpfund zu bezahlen.  Vgl. Ebd.:  Si quis 
adversus aliquem eorum consilium fecerit aut eis insidiatus fuerit, quod occidatur, uterque consiliator duodecim  
libras auri ad errarium nostrum persolvat.

261 Es ist nicht sicher, in welchen Orten außerhalb Wiens überhaupt Juden zu dieser Zeit lebten. Vor 1244 ist lediglich 
in Wiener Neustadt eine weitere Gemeinde nachweisbar.  Einzelne Juden hielten sich kurzzeitig auch in anderen 
Städten Friedrichs auf, ohne dass man von einer konstanten Ansiedlung sprechen könnte. Möglicherweise war die 
Ausdehnung des Privilegs auf das ganze Herzogtum vor allem als Anreiz für die Juden gedacht, sich in weiteren 
Orten des Herzogs niederzulassen. Vgl.  LOHRMANN, Judenrecht, S. 46-53 sowie für Wiener Neustadt  SULZGRUBER, 
Wiener Neustadt, S. 16f.

262 Ebd., S. 285: Item ubicumque Iudeus dominium nostrum transierit, nullus ei aliquod impedimentum prestabit nec  
molestiam inferat nec gravamen; sed si aliquas merces aut alias res duxerit, de quibus muta debeat evenire, per  
omnia mutarum loca non nisi debitam solvat mutam, quam solveret unus civium illius civitatis, in qua Iudeus eo  
tempore commoratur.

263 Ebd.,  S. 286:  Item quicumque Christianus Iudeo per vim abstulerit  pignus suum aut violenciam in domo eius  
exercuerit, ut dissipatur camere nostre graviter puniatur.

264 Ebd.:  Item si Christianus Iudeum interemerit, morte digno iudicio puniatur et omnia rei mobilia et immobilia in  
ducis transeant potestatem.

265 Ebd.:  Item si Christianus cymeterium Iudeorum quacumque temeritate dissipaverit aut invaserit, in forma iudicii  
moriatur et omnia sua proveniant camere ducis, quocumque nomine nuncupantur.
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König Ottokar II. von Böhmen im Blick, als er am 29. März 1255 in Krems eine fast gleichlautende 

Urkunde für die Juden erließ, wobei sich durch die ausgedehnteren Besitzungen des Königs auch 

die  Gültigkeit  des  Privilegs  erweiterte.  Die  einzige  Ergänzung,  die  der  König  –  sicherlich  auf 

Wunsch  der  Juden  –  in  das  Privileg  aufnahm,  war  das  Verbot,  die  Juden  des  Ritualmords  zu 

beschuldigen, das Papst Innozenz IV. im Jahr 1246 erlassen hatte.266 Als Ottokar das Privileg am 23. 

August 1262 erneut bestätigte, gab er als einzige Änderung gegenüber der Urkunde von 1255 den 

wöchentlichen Zinssatz  frei,  womit  er  seine  Länder  als  Siedlungsort  für  Juden noch attraktiver 

machte.267 Möglicherweise aufgrund der judenfeindlichen Beschlüsse des Wiener Konzils von 1267 

ließen  sich  die  Juden  unter  der  Herrschaft  Ottokars  im  Jahr  1268  das  Privileg  von  1262  mit 

geringfügigen Ergänzungen erneut bestätigen.268 Die offenkundigen Vorteile, die das Privileg für 

Herrscher  und  Juden  brachte,  führten  dazu,  dass  die  Urkunde  als  Vorbild  für  weitere 

Privilegierungen in den Österreich umgebenden Ländern diente.269

Rudolf von Habsburg stützte sich wie erwähnt bei seiner Privilegierung ausschließlich auf 

die Urkunde Herzog Friedrichs. Zunächst wurden die Pfandregelungen im Einzelnen festgelegt und 

Bestimmungen zur Bestrafung von Angriffen gegen die Juden getroffen, wobei alle Einzelheiten aus 

der babenbergischen Urkunde übernommen wurden.270 Eine Änderung ergab sich lediglich in der 

Passage, in der den Juden freier Verkehr von Waren und Überführung der Verstorbenen zwischen 

allen Gemeinden, Provinzen und Ländern erlaubt und zusätzliche Mauterhebung verboten wurde: 

Diese Bestimmungen bezogen sich in der Urkunde von 1244 auf die Länder des Herzogs, in der 

Urkunde von 1277 galt dies nun vermutlich für das ganze Reich. Es ist allerdings fraglich, ob diese 

Änderung beabsichtigt war oder sich lediglich aus der wörtlich übernommenen Formulierung ergab. 

Von  Rudolf  gewollt  waren  sicherlich  die  Ausführungen  über  die  Zuständigkeiten  in  der 

Gerichtsbarkeit, in denen nun die enge Bindung zwischen Landesherrn und Juden auf den König 

übertragen wurde.271 Der Zinssatz, den Ottokar in seiner Ausführung des  Fridericianum aus dem 

Jahr 1268 freigegeben hatte, wurde nun wieder auf 8 Denare pro Talent festgelegt.272 Da auch die 

von Ottokar getroffenen Schutzzusagen bei Ritualmordvorwürfen fehlen, ist eindeutig festzustellen, 

266 BRUGGER, Regesten, S. 45-48, Nr. 34.  LOHRMANN, Judenrecht, S. 85f. vermutet, dass die Juden den König für die 
Ausstellung des neuen Privilegs bezahlten und dieser damit seinen Feldzug nach Preußen finanzierte.

267 CD Bohemiae V, 1, S. 474, Nr. 316: Item statuimus, quod quidquid iudeus mutuaverit, sive aurum fuerit, denarii vel  
argentum, idem ipsi solvi seu reddi debeat cum usura debita, que accrescit.

268 BRUGGER, Regesten, S. 62-65, Nr. 47.

269 Für die Juden des Königreichs Ungarn wurde das Privileg 1251 von König Béla IV. erlassen, im Herzogtum Polen 
führte Herzog Boleslav V. das Fridericianum im Jahr 1264 ein. In der Markgrafschaft Meißen wurde das Privileg 
im Jahr 1265 von Markgraf Heinrich III. übernommen.  Vgl. Monumenta Hungariae Judaica I, S. 23-30, Nr. 22; 
SCHOEPS, Juden, S. 139-143, Nr. 65 sowie UB Dresden I, S. 6-8., Nr. 2.

270 Für die Quellenzitate, die mit der Urkunde von 1244 identisch sind, siehe oben S. 55f.
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dass Rudolfs Kanzlei bei der Ausfertigung der neuen Urkunde das babenbergische Privileg vorlag. 

Bis auf die nötigen Änderungen der Intitulatio und das Ersetzen des Wortes  dux durch  rex sind 

kaum philologische und erst recht keine inhaltlichen Änderungen zwischen den Urkunden von 1244 

und 1277 vorhanden.

Wäre  Rudolf  von  Habsburg  seinen  in  der  ersten  Herrschaftszeit  skizzierten  Absichten 

gefolgt, so viel Reichsgut wie möglich wieder für das Königtum verfügbar zu machen, hätte er die 

Urkunde Kaiser Friedrichs II. als Grundlage für die neue Privilegienausfertigung nehmen müssen. 

Er hätte die Juden als  servi camere nostre angesprochen, so wie er es in fast allen Urkunden aus 

dem übrigen Reichsgebiet tat. Die in der Urkunde Friedrichs II. fehlenden Bestimmungen über den 

Handel mit nicht ausgelösten Pfändern, die im Fridericianum vorkommen, hätten als Ergänzung der 

Kaiserurkunde in die Neuausfertigung von 1277 Eingang finden können. Dies geschah jedoch nicht; 

vielmehr  fehlt  jeder  Hinweis  darauf,  dass  der  König  die  Rechte  an  den  Juden  Österreichs  als 

Reichsgut  betrachtete  beziehungsweise  verstanden  wissen  wollte.  Daher  ist  anzunehmen,  dass 

Rudolf  zum Zeitpunkt  der Ausstellung bereits den Entschluss gefasst hatte,  die österreichischen 

Länder für seine Familie zu sichern.273 Im Landfrieden für Österreich vom Dezember 1276 hatte er 

dem  Landadel  weitreichende  Konzessionen  machen  müssen,  die  Stadt  Wien  war  durch  den 

Friedensvertrag vom November 1276 wieder in den Status einer Reichsstadt erhoben und damit 

zumindest vorläufig dem Zugriff des künftigen Landesherrn entzogen worden. Rudolf musste daran 

gelegen sein, nicht auch noch die Rechte an den Juden einem künftigen Herzog durch die Bindung 

derselben an das Reich zu entfremden. Drei Jahre nach dem Herrschaftsantritt Rudolfs als König 

war es aufgrund der noch vorhandenen Bedrohung durch Ottokar unsicher und unkalkulierbar, ob 

der nächste König wieder ein Habsburger sein würde. Zunächst musste das Interesse des Königs der 

Übertragung der österreichischen Länder an seine Familie gelten, daher revindizierte er die Rechte 

an den Juden nicht zugunsten des Reiches. Er nahm in der Urkunde von 1277 den Platz Herzog 

Friedrichs ein. Dies spiegelte die von Rudolf gewünschte Herrschaftskontinuität von Babenbergern 

zu Habsburgern wider und verdeutlichte, dass die Juden auch fortan wie zu Friedrichs Zeiten zum 

Gut der Herzöge gehörten. Die Maßnahmen Rudolfs in Bezug auf die österreichischen Juden sind 

271 Bei Herzog Friedrich II. in: Babenbergisches UB II, S. 285, Nr. 430.:  Item si iudei de facto inter se discordiam 
moverint ad guerram, iudex civitatis nostre nullam sibi iurisdictionem vendicet in eosdem, sed ipse dux aut summus  
terre  sue  camerarius iudicium exercebit.  Si  autem reatus  vergit  in  personam, soli  duci  his  casus  reservabitur  
iudicandus. Bei  Rudolf  von Habsburg  in:  KURZ,  Oesterreich,  S.  185, Nr.  IX.:  Item.  Si  Judei  de  facto inter se  
discordiam mouerint aut guerram, Judex civitatis nostre nullam sibi Jurisdictionem vendicet in eosdem, sed ipse  
Rex aut  summus terre camerarius iudicium exercebit.  Si  autem reatus uergit in personam, soli  Regi his casus  
reseruabitur iudicandus.

272 KURZ, Oesterreich, S. 185, Nr. IX.:  Statuimus ut et Judei de talento per singulas ebdomadas, non octo denarios  
percipiant in usuris.

273 So auch LOHRMANN, Judenrecht, S. 107-110, und BRUGGER, Österreich, S. 142f.
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also  im  Kontext  mit  der  –  allerdings  erst  zwei  Jahre  später  erfolgten  –  Übertragung  von 

Kirchenlehen auf  seine  Söhne zu sehen und bilden daher  einen ersten,  frühen Mosaikstein zur 

Erlangung und Festigung der habsburgischen Herzogswürde in Österreich. 274

Auch aus der Perspektive der Juden ist ein starkes Interesse an der Bestätigung gerade dieses 

Privilegs offensichtlich und verständlich. Die Erfolgsgeschichte des Fridericianum in den östlichen 

Regionen Ungarn, Böhmen, Mähren, Polen und Meißen zeigt, wie grundlegend es für die Sicherung 

des  jüdischen  Lebens  auch  in  Österreich  gewesen  ist.  Man  kann  davon  ausgehen,  dass  die 

Bestätigung durch Rudolf auf Betreiben der Juden vorgenommen wurde. Aus ihrer Sicht bot sich 

für eine Privilegierung nur die Urkunde von 1244 an. Das kaiserliche Privileg von 1238 behandelte 

den wichtigen Themenkomplex der Geldleihe nicht und setzte die Strafen für Angriffe auf Juden 

und ihre  kultischen Einrichtungen wesentlich  niedriger  an als  das  Fridericianum.  Die  Urkunde 

Ottokars, die mit dem Vorbild Herzog Friedrichs weitgehend identisch war, hatte zwar den Zinssatz 

für  die  Geldleihe  freigegeben  und  wäre  damit  für  die  Juden  noch  attraktiver  gewesen.  Sie 

antizipierten  aber,  dass  der  König  keine  Urkunde  seines  Vorgängers,  dessen  Herrschaft  über 

Österreich er als unrechtmäßig ansah, bestätigen würde. Auch hatte er bereits bei der Privilegierung 

Tullns vom 30. Oktober 1276 den Höchstzins der dort ansässigen Juden festgelegt.275 Eine erneute 

Freigabe des Zinssatzes war also nicht zu erwarten. Die Vorlage der Urkunde Herzog Friedrichs 

blieb somit die einzig praktikable Vorgehensweise. Den Juden konnte zu diesem Zeitpunkt nicht 

bewusst sein, dass sie mit diesem Privileg den Interessen des Königs bezüglich der Übernahme der 

österreichischen Länder  entgegenkamen;  weder  die  Intention noch der  Erfolg Rudolfs  in dieser 

Angelegenheit war im Frühjahr 1277 für die Juden absehbar.

Wien

Die Notwendigkeit einer besonderen Privilegierung der Wiener Juden durch Rudolf war durch die 

Bestätigung des  Fridericianum nicht mehr gegeben. Dennoch brachte die jahrelange Präsenz des 

Herrschers  eine  Fülle  an  verschiedenen  Interaktionsformen  zwischen  Rudolf  und  den  Juden. 

274 REDLICH, Rudolf, S. 337 und  KRIEGER, Rudolf, S. 155, vermuten, dass der König bereits vor dem ersten Feldzug 
gegen Ottokar II. im Januar 1276 mit den Kurfürsten über die Übertragung der österreichischen Lande an seine 
Söhne verhandelt hat, er also schon sehr früh den Entschluss fasste, die Gebiete seiner Familie zu sichern. Dem 
widerspricht v.a. KUNZE, Landfriedenspolitik, S. 120f., die betont, man müsse die ersten politischen Maßnahmen des 
Königs in Österreich im Zusammenhang mit der vorherigen Politik der Anfangsjahre Rudolfs sehen. Ausdrücklich 
weist  sie  darauf  hin,  dass  beispielsweise  der  Landfrieden  vom  Dezember  1276  kraft  der  auctoritas  imperii 
verkündet wurde.

275 Siehe unten S. 65.
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Erstmalig  waren  die  Juden von der  Politik  Rudolfs  betroffen,  als  dieser  in  zwei  Urkunden die 

Wiener  Stadtrechte  bestätigte  und  erweiterte,  deren  Ausfertigungen  am  24.  Juni  1278  den 

Stadtvertretern übergeben wurden. Der dritte Paragraph des zweiten  Rudolfinum beschäftigte sich 

mit einer die Juden betreffenden Angelegenheit.276 Im Einklang mit kirchlichen Bestimmungen und 

Argumentationen  wurde  den  Juden  verboten,  öffentliche  Ämter  in  Wien  auszuüben.  Begründet 

wurde dieser Schritt damit, dass die Juden ihre übergeordnete Stellung dazu missbrauchen könnten, 

Christen zu unterdrücken, obwohl sie von alters her eine dienende Stellung einzunehmen hätten.277

Grundlage des zweiten Rudolfinums stellte die Urkunde Kaiser Friedrichs II. von 1237 dar. 

Auch der Abschnitt  über das Ämterverbot der Juden wurde fast  wörtlich daraus entnommen.278 

Dieses Verbot basiert auf den Ergebnissen des IV. Laterankonzils von 1215. Fünf Konzilsbeschlüsse 

beschäftigten sich mit Regelungen, die in das Zusammenleben von Juden und Christen eingriffen.279 

Das Vorbild für die Bestimmung im Wiener Stadtrecht findet sich in Kanon 69. Dort wird unter 

direkter  Bezugnahme  auf  das  Konzil  von  Toledo  vom Jahr  578  festgelegt,  dass  es  den  Juden 

verboten  sein  sollte,  öffentliche  Ämter  zu  übernehmen.  Die  Juden,  so  wurde  zur  Begründung 

ausgeführt, stünden den ihnen derart unterstellten Christen feindselig gegenüber; jeder Christ, der 

einem Juden zu einem öffentlichen Amt verhelfen würde, müsste mit einer angemessenen Strafe 

belegt  werden.280 Die  Konzilsbeschlüsse  wurden  in  den  europäischen  Reichen  unterschiedlich 

rezipiert und umgesetzt. Während im mediterranen Bereich relativ schnelle Umsetzungsmaßnahmen  

zu beobachten sind, entfalteten die Beschlüsse im Reich bis zum Regierungsantritt  Rudolfs von 

Habsburg kaum eine Wirkung.281 Dass dies auch für die österreichischen Länder galt,  zeigt  das 

1267 abgehaltene Wiener Konzil, auf dem die Beschlüsse des IV. Laterankonzils nicht nur erneut 

verabschiedet, sondern in vielen Punkten noch ergänzt und verschärft wurden.282 Unter anderem 

276 Rechtsquellen, S. 74-82, Nr. 12.

277 Ebd.:  Ad hec katholici principis partes fideliter exequentes, ab officiorum prefectura iudeos repellimus, ne sub  
pretextu prefecture vel officii  publici opprimant christianos,  cum imperialis  auctoritas a priscis temporibus ad  
perpetrati sceleris iudaici ultionem eisdem iudeis indixerit perpetuam servitutem.

278 Ebd., S. 39-43, Nr. 5:  Ad hec katholici principis potestates fideliter exequentes, ab officiorum prefectura iudeos  
excipimus, ne sub pretextu prefecture vel officii publici opprimant christianos, cum imperialis auctoritas a priscis  
temporibus ad perpetrati iudaici sceleris ultionem eisdem iudeis indixerit perpetuam servitutem.

279 Conciliorum Collectio Bd. 22, Sp. 1054-1058. Die die Juden betreffenden Ergebnisse des IV. Laterankonzils sind 
bei SCHRECKENBERG, Adversus Judaeos II, S. 422-427, übersetzt und mit einem Kommentar versehen.

280 Conciliorum Collectio  Bd.  22,  Sp.  1058:  Cum sit  nimis  absurdum,  ut  Christi  blasphemus  in  Christianos  vim  
potestatis exerceat, quod super hoc Toletanum concilium provide statuit, nos propter transgressorum audaciam in  
hoc  capitulo  innovamus:  prohibentes,  ne  Judaei  officiis  publicis  praeferantur,  quoniam  sub  tali  praetextu 
Christianis plurimum sunt infesti.  Si  quis autem officium eis tale commiserit,  per provinciale concilium (quod 
singulis praecipimus annis celebrari) monitione praemissa, districtione qua convenit, compescatur.

281 MAGIN, Status, S. 412f., schätzt die tatsächliche Relevanz der Konzilsbeschlüsse für das Leben der Juden im Reich 
als sehr gering ein, wenn es auch auf lokaler Ebene zu partiellen Umsetzungen kommen konnte.

282 Für die einzelnen Abschnitte vgl. BRUGGER, Regesten, S. 59-61, Nr. 45.
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verbot man Christen, zusammen mit Juden an einem Tisch zu essen, zu tanzen und zu feiern, ebenso 

wie den Juden untersagt wurde, christliche Wirtshäuser oder Bäder zu besuchen. Um die Relevanz 

des Ämterverbotes richtig einordnen zu können, muss beachtet werden, dass zu keiner Zeit Juden in 

Wien in der bürgerlichen christlichen Sphäre öffentliche Ämter bekleideten. Dagegen waren in den 

Jahren von 1257 bis 1267 zwei Juden in der Verwaltung Ottokars als Kammergrafen tätig.283 Darauf 

zielte wohl auch das erneut aufgenommene Ämterverbot: Die Wiener Bürger wollten sicherstellen, 

dass nicht wie unter Ottokar herzogliche jüdische Amtsträger eingesetzt werden konnten. Da im 

gesamten Reich des 13. und 14. Jahrhunderts immer wieder Juden als landesherrliche Amtsträger 

insbesondere  für  finanzielle  Belange  eingesetzt  wurden,  waren  die  Befürchtungen  der  Wiener 

Bürger wohl nicht ganz unbegründet.284

Man kann davon ausgehen, dass die Ämterverbote weder im direkten Interesse Rudolfs noch 

in dem der Juden lagen, sondern vielmehr – wie die beiden Stadtrechtsurkunden insgesamt – eine 

Konzession an die  Wiener Bürger darstellten. Es handelte sich mit Sicherheit um eine präventive 

Klausel, da Rudolf im Gegensatz zu Ottokar nie Juden in seiner Verwaltung beschäftigte. Daher ist 

es  gut  möglich,  dass  diese  Privilegienbestätigung  für  Rudolf  lediglich  eine  formelhafte 

Wiederholung  ohne reale Auswirkungen darstellte und nicht auf  grundsätzlichen Zielsetzungen 

fußte.

Auch bei der Privilegienbestätigung der Wiener Münzgenossenschaft wird den Juden keine 

aktive Rolle  zugekommen sein.  Am 16.  Juli  1277 bestätigte  Rudolf  unter Bezugnahme auf ein 

Privileg des babenbergischen Herzogs Ludwig V. (1183-1231) ihre Rechte. Unter anderem führte 

der König aus, dass niemand außer den Münzgenossen Gold, Silber oder Geld kaufen oder tauschen 

dürfte.285 Sollte  diese  Vorschrift  von  irgendjemandem außerhalb  der  Münzgenossenschaft  –  ob 

Christ oder Jude – missachtet werden, musste er sich mit seinem gesamten Gut gegenüber dem 

Landesherren und dem Münzmeister der Stadt verantworten.286

Das Vorgängerprivileg Herzog Ludwigs ist nicht überliefert.  Brugger vermutet,  dass jene 

Urkunde mit dem Eintreffen des Lösegelds für König Richard von England zusammenhängt und 

einen Ausschluss der Juden aus dem Münzgeschäft  bedeutete.287 Tatsächlich sind Juden aber in 

283 Zur Tätigkeit der Juden Lublin und Nekelo als Kammergrafen Ottokars bis zum Wiener Konzil vgl.  LOHRMANN, 
Judenrecht, S. 87-102.

284 Vgl. WENNINGER, Münzmeister, S. 135.

285 BRUGGER, Regesten,  S. 74, Nr. 58:  Item nulli hominum exceptis monete consortibus liceat aurum, argentum aut 
antiquos denarios emere vel eciam commutare.

286 Ebd.: Si quis autem huius institucionis transgressor existerit, sive christianus fuerit vel iudeus, illius personam cum  
omnibus rebus suis domini terre et magistri monete tradi volumus potestati.

287 Ebd., S. 75, Nr. 58.
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verschiedenen  Tätigkeiten  im  Umfeld  des  Münzprägens  und  des  Handels  mit  Edelmetallen  in 

Österreich am Ende des 12. Jahrhunderts und darüber hinaus nachweisbar. Auch wenn Ludwig den 

von  Rudolf  übernommenen  Passus  um  1195  in  ein  Münzgenossenschaftsprivileg  einfügte, 

beschäftigte er selbst gerade zu dieser Zeit den Juden Schlomo als Münzmeister.288 In den vierziger 

Jahren des 13. Jahrhunderts bildete sich darüber hinaus ein jüdisches Konsortium, das im Ankauf 

von Edelmetallen und im Prägen von Münzen tätig war.289 Das Privileg Ludwigs hatte demnach 

kaum Erfolg darin, die christliche Münzgenossenschaft vor unliebsamer Konkurrenz zu schützen.

Anders als das Ämterverbot für die Juden Wiens hatten die Bestimmungen Rudolfs über den 

Münzhandel und die Münzprägung der christlichen Wiener Genossenschaft und den Ausschluss der 

Juden aus diesem Wirtschaftszweig somit einen realen Hintergrund, da die Juden wahrscheinlich 

noch  als  Münz-  und  Metallhändler  agierten.290 Das  Verbot  des  Königs  kann  daher  nicht  als 

formelhafte Wiedergabe des früheren Privilegs gesehen werden.  Vielmehr ist  es im Kontext der 

Herrschaftssicherung  zu  verstehen,  in  deren  Zuge  der  König  diversen  Interessengruppen  oder 

Städten Privilegien bestätigte, um im Gegenzug deren Loyalität  zu sichern. Die Einnahmen des 

künftigen Landesherrn aus der Münzprägung stellten ein bedeutendes Herrschaftsinstrument dar, 

auf  das  Rudolf  nicht  verzichten  konnte.  Die  Konzession  an  die  Münzgenossenschaft  bedeutete 

daher für den Herrscher keinen Machtverlust. Sie war allerdings sicherlich nicht im Interesse der 

Juden, die in Österreich sehr wohl im 13. Jahrhundert und möglicherweise bis zum Machtwechsel 

von Ottokar zu Rudolf im Münzgeschäft tätig waren.

Vertrat  Rudolf  in  den  beiden  bislang vorgestellten  Fällen  die  Interessen  der  christlichen 

Gemeinde Wiens, so wird in seiner richterlichen Tätigkeit zugleich seine Schutzfunktion für die 

Juden erkennbar. Um das Osterfest  des Jahres 1281 kam es gemäß den  Annalen Heinrichs von 

Heimburg  zu  einem Prozess  in  Wien  gegen einen  nicht  namentlich  genannten  Juden,  bei  dem 

Rudolf als vorsitzender Richter fungierte.291 Dem Juden wurde vorgeworfen, einen Priester, der die 

Hostie bei sich trug, mit Schlamm oder Steinen verletzt zu haben. Der König verurteilte ihn für 

dieses Verbrechen zum Tod durch Steinigung.292

288 Schlomo ist zwischen den Jahren 1194 und seiner Ermordung 1196 mehrfach in seinen Tätigkeiten für die Herzöge 
Ludwig und Friedrich bezeugt. Vgl. zu ihm LOHRMANN, Judenrecht, S. 47f.

289 GJ II, 2, S. 888, Art. Wien.

290 So auch WENNINGER, Münzmeister, S. 130, der sich auf einen Bericht Bischof Brunos von Olmütz an Papst Gregor 
X. aus dem Jahr 1273 bezieht, in dem Bruno beklagt, dass Juden in Böhmen, Mähren und Österreich unter anderem 
im Münzgeschäft tätig seien.  

291 Annalen Heinrichs von Heimburg, MGH SS XVII, S. 717.

292 Ebd.: Rudolphus Romanorum rex post pasca inter alia iudicia, que fecit Wienne, fecit iudeum quendam lapidibus  
obrui, qui fertur sacerdotem cum corpore Dominico euntem luto nescio vel lapide vulnerasse.
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Der  zeitgenössisch  verfasste  Bericht  Heinrichs  erwähnt  keine  weiteren  Details  über  die 

Hintergründe des Ereignisses.293 Die Steinigung eines Juden als Hinrichtungsart war zu dieser Zeit 

ungewöhnlich, kann aber möglicherweise als spiegelnde Strafe verstanden werden, da sowohl das 

Verbrechen als auch die Hinrichtung mit Steinen vollzogen wurde.294 Offenbar handelte es sich um 

die  Tat  eines  Einzelnen  und wurde  von der  christlichen  Umwelt  auch so  wahrgenommen.  Die 

jüdische Gemeinde Wiens war von dem Strafgericht nicht betroffen und es gibt auch darüber hinaus 

keine Hinweise darauf, dass die Juden in ihrer Gesamtheit in irgendeiner Form für den Angriff der 

Einzelperson belangt wurden. Dieser Fall zeigt eine weitere wichtige Funktion des Königs. Es ist 

vor  allem  mit  seiner  persönlichen  Anwesenheit  zu  erklären,  dass  die  Tat  keine  weiteren 

Konsequenzen für die Wiener Judengemeinde hatte. Die Präsenz des Königs bedeutete also für die 

Juden  einen  nicht  zu  unterschätzenden  Schutzfaktor.  Dadurch,  dass  der  König  das 

Gerichtsverfahren an sich zog und damit für eine in der Öffentlichkeit als rechtmäßig und seriös 

aufgefasste Aufklärung sorgte, verhinderte er ein ungesteuertes Vorgehen verschiedener Gruppen, 

das die Juden in ihrer Gesamtheit in Gefahr hätte bringen können.295 Daher ist anzunehmen, dass – 

unabhängig davon, ob die Vorwürfe nun der Wahrheit entsprachen oder nicht296 – die Rolle Rudolfs 

als Richter und Wächter der Ordnung den Sicherheitsinteressen der Juden entgegenkam.

Die vielfältigen Berührungspunkte zwischen Rudolf und den Juden Wiens erstreckten sich 

nicht nur auf Erwähnungen in den Privilegien für die Stadt und die Münzgenossenschaft sowie über 

den  Gerichtsfall  von  Ostern  1281,  sondern  zeigten  sich  auch  in  offensichtlich  persönlicheren 

Kontakten. Ein Schriftstück297 von Rudolfs Tochter Agnes belegt, dass auch die königliche Familie 

bei  finanziellen  Engpässen  Kredite  bei  Juden  aufnahm.  In  besagtem Schreiben  bat  Agnes  den 

Wiener  Stadtrichter  und den  Chriglario um die  Mithilfe  bei  der  Wiedererlangung ihrer  bereits 

ausgelösten Pfänder, die sich noch bei dem Juden Sneclin oder Sueclin298 befanden. Sollte der Jude 

293 Heinrich, der um 1242 in Österreich geboren wurde und sich Zeit seines Lebens im österreichisch-böhmischen 
Einflussgebiet aufhielt, gilt als verläßlicher Autor. Er erlebte den Machtwechsel in Österreich als Augenzeuge. Vgl. 
MGH SS XVII, S. 711. Seinem Bericht über den Prozess ist daher hohen Wert beizumessen.

294 So wird das Ereignis von BRUGGER, Regesten, S. 77f., Nr. 62, erklärt. Als weitere Hypothese führt sie an, mit der 
Steinigung  sei  auf  jüdische  Traditionen  zurückgegriffen  worden,  welche  diese  Hinrichtungsart  als  Strafe  für 
Blasphemie vorsahen.

295 In  diesem Fall  lohnt  ein  Vergleich mit  den Vorgängen um das  Pogrom von Mainz im Jahr  1283,  als mehrere 
Herrschaftsinstitutionen  mit  der  Aufklärung  der  Mordvorwürfe  gegen  die  Mainzer  Judengemeinde  beschäftigt 
waren, sich aber gegenseitig behinderten und damit die Judenmorde begünstigten. Vgl. zu diesem Fall unten, S. 
175.

296 Aufgrund  mangelnder  weiterer  Zeugnisse  zu  dieser  Straftat  ist  nicht  zu  klären,  ob  der  Vorwurf  des  Angriffs 
tatsächlich einen realen Hintergrund hatte.  LOTTER, Hostienfrevelvorwurf, S. 544f., zieht die Rechtmäßigkeit der 
Anklage nicht in Zweifel und erklärt den Angriff mit auch bei den Juden vorhandenem religiösem Fanatismus.

297 Briefsammlung, S. 198, Nr. 187; sowie BRUGGER, Regesten, S. 78f., Nr. 64.

298 Zur Diskussion um die Schreibweise des Namens vgl. BRUGGER, Regesten, S. 79, Nr. 64.
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die  Übergabe  verweigern,  hielt  die  Herzogin  ihre  beiden  Vertrauten  dazu  an,  ihn  durch 

Gefangennahme zur Herausgabe des Pfandes zu zwingen.299

Der Brief ist nicht datiert, stammt aber sicherlich aus der Zeit zwischen 1277 und 1281, als 

sich  Herzog Albrecht  II.  von Sachsen,  der  Schwiegersohn Rudolfs,  zusammen mit  seiner  Frau 

häufig am Hof Rudolfs  in Wien aufhielt.  Bei dem hier nicht namentlich genannten Stadtrichter 

könnte  es  sich  um Hunlo  von Tulln  handeln,  der  um 1276 in  dieser  Funktion  wirkte.  Konrad 

Kriegler, sein Vorgänger im Amt des obersten Richters von Wien, in der Urkunde als  Chriglario 

bezeichnet,  wurde  von  Agnes  ebenfalls  mit  dem  Fall  betraut;  er  ist  bis  1275  als  Stadtrichter 

urkundlich nachweisbar.  Seine Familie  gehörte zu den einflussreichen Bürgern Wiens zu dieser 

Zeit.300 Süßlein, Sohn des Lublin, war ein bedeutender Jude der Wiener Gemeinde, der auch mit 

Rudolfs Vorgänger Ottokar in Verbindung gestanden hatte.301

Zu dieser Angelegenheit sind keine weiteren Nachrichten überliefert. Zunächst bleibt daher 

nur  festzuhalten,  dass  die  Familie  des  Königs  offenbar  zu  der  großen  Gruppe  von 

Herrschaftsträgern gehörte, die bei Bedarf auf die finanziellen Dienste der Juden zurückgriff. Diese 

Quelle  wirft  die  Frage  auf,  inwieweit  der  König  selbst  bei  Juden Geld  lieh.  Im Gegensatz  zu 

späteren Herrschern ist die Überlieferung diesbezüglich gering, nur ein konkreter Hinweis auf ein 

Geldgeschäft Rudolfs mit dem Juden Anselm von Oppenheim gibt einen Anhaltspunkt für diese 

Form des Kontaktes zwischen Rudolf und den Juden.302

Tulln, Laa, Olmütz

Während  und  nach  den  Feldzügen  gegen  Ottokar  II.  wandten  sich  die  meisten  Städte  der 

österreichischen und, im Falle des zweiten Krieges von 1278, mährischen Gebiete an den neuen 

299 Ebd., S. 78f, Nr. 64: Agnes dei gracia ducissa Saxonie honorando iudici in Wienna et Chriglario ibidem salutem et  
omne bonum. Discretionem vestram requirimus et  rogamus ex affectu, quatenus iudeum dictum Sneclin vestris  
ammonicionibus et preceptis inducatis, ut pignora nostra sibi obligata, que dudum aput ipsum prompta exsolvimus  
peccunia, nobis per famulum nostrum et antequam perdantur finaliter transmittat nullatenus obmittendo et quod, si  
vestris  amicabilibus  preceptis  ipsum  inducere  non  potestis,  saltem  per  captivitatem  ipsum  ad  restitucionem  
dictorum pignorum compellatis.

300 PERGER, Grundherren, S. 49, zählt die Famile Kriegler ab 1272 zu den führenden Geschlechtern Wiens, die ihren 
Besitz möglicherweise aus konfiszierten Gütern der Familie Paltrams von dem Freithof vermehrt haben könnten.

301 Er war so einflussreich, dass Ottokar auf sein Bitten hin in einem Mandat den Stadtrichter und die Stadtgemeinde 
eines nicht genannten Ortes anwies, einen an Süßlein begangenen Diebstahl zu untersuchen. Vgl. Briefsammlung, 
S. 75, Nr. 65. Zu weiteren Angaben vgl. BRUGGER, Regesten, S. 70f., Nr. 55.

302 Für die Analyse dieses Falles siehe unten, S. 109.
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Herrscher, um ihre Privilegien bestätigen zu lassen.303 Drei Fälle tangierten auch die jeweiligen 

jüdischen Gemeinden. Der erste Judenbetreff findet sich in der Bestätigung des Stadtrechts von 

Tulln, die Rudolf am 30. Oktober 1276 noch während der Belagerung Wiens vornahm.304 Explizit 

wies der König darauf hin, dass die Privilegierung erfolge, weil die Stadt der königlichen Armee 

bereitwillig und kampflos die Tore geöffnet habe.305 Ein Paragraph des Stadtrechts legte fest, dass 

die Juden, die in Tulln wohnhaft waren, bei ihren Geldgeschäften keinen höheren Zinssatz als einen 

Pfennig vom Schilling pro Woche verlangen durften.306 Dies stellte  exakt den Zinsfuß dar,  den 

bereits Herzog Friedrich II. in seinem Privileg für die österreichischen Juden bestimmt hatte, der 

von Ottokar II. in dessen Urkunde von 1262 allerdings abgeschafft und freigegeben worden war.307 

Rudolf kehrte mit dieser Festsetzung schon vor dem erfolgreichen Abschluss seines Feldzuges zu 

der  alten  herzoglichen  Regelung  zurück.  Sie  galt  zunächst  nur  für  die  Stadt  Tulln.  Als  er  die 

Kontrolle  über  die  österreichischen Länder  erlangt  hatte,  dehnte  er  die  Bestimmung  in  seinem 

Privileg vom 3. März 1277 auf alle Juden dieses Gebiets aus. Die Aufnahme des Paragraphen in das 

Tullner Stadtrecht geschah sicherlich auf Wunsch der Bürger,308 denen die Regelung, die bis 1262 

gegolten hatte, natürlich noch bekannt  war; die Juden hingegen konnten kein Interesse an einer 

Begrenzung ihrer Zinsnahme haben.

Ähnlich wie im Falle Tullns wurden auch die Einwohner der Stadt Laa zum Dank für die 

sofortige Unterwerfung und als Maßnahme, um die Treue der Bürger auch weiterhin zu sichern, mit 

einer  Privilegienbestätigung  belohnt.  Am  8.  Juli  1277  erhielt  die  Stadtgemeinde  eine 

Neuausfertigung der überlieferten Rechte, wobei der König noch einige weitere Punkte hinzufügte. 

Einer  davon  betraf  die  Steuer  der  Laaer  Juden.309 Es  wurde  festgelegt,  dass  die  in  der  Stadt 

ansässigen Juden nicht mit den übrigen Juden, sondern gemeinsam mit den christlichen Bürgern 

steuern sollten.310

303 Für die Einzelnachweise vgl. oben, S. 16.

304 WINTER, Beiträge, S. 25-28, Nr. 10. Der Abschnitt über die Juden ist auch bei BRUGGER, Regesten, Nr. 54, ediert.

305 WINTER,  Beiträge,  S.  25,  Nr.  10:  (...)  considerantes  (...)  quod  iidem  cives  in  primo  felici  nostro  adventu  ad  
agnitionem nostri  nominis reverendissime venientes  nos  pronis vultibus susceperunt (...). Vgl.  auch  LOHRMANN, 
Judenrecht, S. 104, Anm. 353.

306 BRUGGER, Regesten, S. 69, Nr. 54: Item statuimus et servari volumus, ne ulli iudeorum in ipsa civitate residenciam  
habentium liceat de solido usuali plus quam unum denarium per septimanam exigere pro usura.

307 Siehe oben S. 57.

308 So auch LOHRMANN, Judenrecht, S. 103f.

309 WINTER, Beiträge, S. 29-31, Nr. 11. Der Paragraf über die Steuern der Juden ist auch bei BRUGGER, Regesten, S. 74, 
Nr. 57, ediert.

310 Ebd., S. 74, Nr. 57: Daruber verleichen wir und geloben, daz ein jud in der stat gesessen mit anndern juden nicht  
dien, sundern daz er nach der vordern gewonhait in unserr burger dinst beslossen sey.
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Laa stellte mit seiner Grenzlage nach Mähren einen wichtigen Ausgangs- und Stützpunkt für 

die Sicherung und Beherrschung des Herzogtums Österreich gegenüber Ottokar dar. Um sich die 

Treue  der  Stadtbewohner  dauerhaft  zu  sichern,  musste  der  König  ihnen Konzessionen machen. 

Indem Rudolf  bekräftigte,  dass  die  Juden  zusammen mit  der  Stadt  steuern  sollten,  gab  er  den 

christlichen Bürgern de facto das Recht, von den Juden Steuern zu erheben, die dann zusammen mit 

den christlichen Steuergeldern an den Herzog abgeführt wurden. Dies hatte zwei Konsequenzen: 

Zum einen konnte die Steuerlast der Bürger durch diese Methode gesenkt werden,311 zum anderen 

gab es ihnen die Möglichkeit,  von den Juden einen höheren Betrag zu fordern als vom Herzog 

festgelegt und somit eine eigenständige Steuerpolitik den Juden gegenüber zu betreiben.312 Wird im 

von  Rudolf  übernommenen  Fridericianum keine  Abgabe  der  Juden  erwähnt,  belegt  die 

Privilegierung  Laas,  dass  die  Juden  Österreichs  schon  seit  längerer  Zeit,  nach  der  vorderen 

gewonhait,  Steuern  an  den  Herzog  zu  zahlen  hatten.  Die  Erwähnung  in  der  Laaer 

Privilegienbestätigung ist  im Übrigen  der  erste  Hinweis  auf  Steuerzahlungen der  Juden für  die 

österreichischen Länder.313

Das gleiche Muster wie bei der Bestätigung der Stadtprivilegien für Tulln zeigte sich, als 

Rudolf während seines zweiten Feldzugs nach Mähren vorstieß und auch dort kaum auf städtischen 

Widerstand  stieß.  Am  20.  September  1278  belohnte  der  König  die  Stadt  Olmütz  mit  einer 

Urkunde,314 in der alle alten Privilegien bestätigt und die Bürger darüber hinaus für zwei Jahre von 

Reichssteuern und für zehn Jahre von Zollabgaben befreit wurden.315 Der Grund für die großzügige 

Gunstgewährung wurde auch in dieser Urkunde explizit genannt: Die Bürger hatten sich durch ihre 

rasche  Unterwerfung  das  Wohlwollen  des  Königs  erworben.316 Über  die  Juden  bestimmte  der 

König, dass sie sich an den Steuern, die den Bürgern auferlegt seien, beteiligen sollten.317 Hier ist 

nicht  explizit ausgeführt,  ob diese Bestimmung den christlichen Bürgern ermöglichte,  selbst  die 

311 Dies  vermutet  LOHRMANN Judenrecht,  S.  113f.,  als  Hauptinteresse  der  Stadt  bei  der  Einfügung  dieses  neuen 
Paragraphen.

312 Dies  wäre  ein  weiterer  Beleg  dafür,  wie  sich  Stadtgemeinden  schrittweise  königliche  oder  landesherrliche 
Judenrechte aneigneten. Ein solches Vorgehen beobachtet beispielsweise FISCHER für Goslar. Vgl. oben S. 32.

313 LOHRMANN, Wiener Juden, S. 86f. und DERS. Judenrecht, S. 113f.

314 CD Moraviae 4, S. 217f., Nr. 47.

315 Ebd.:  (...)  ad  duos annos continuos  a  precariarum et  censuum servicio  quolibet  sint  liberi  et  soluti.  (...)  per  
universas terras Imperii, atque loca, ubi nomine nostro thelonia recipi consueverunt, per continuos decem annos  
liberi transeant sine cuiuslibet exaccione thelonei, sine mute.

316 Ebd.:  Dilectis  fidelibus  nostris  Civibus  Olmunzensibus,  qui  se  ipsos,  et  civitatem  nostram et  Romani  Imperii  
dictioni  tam liberaliter  quam fildeliter  subiecerunt,  Regalis  gracie  plentitudinem plene  contulimus eos  que  in  
nostrum favorem collegimus specialem.

317 Ebd.:  Iudei  Civitatis  predicte,  universi  et  singuli,  in  solvendis  nobis  contribucionibus sive  Stiuris,  ac  civitatis  
oneribus sustinendis, sicut et Cives predicti omnimodis astringantur.
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Steuern der Juden einzuziehen und mit ihrer Reichssteuer zu verrechnen. Es kann aber ebenso wie 

bei den schon behandelten Stadtrechtsprivilegien für Tulln und Laa angenommen werden, dass sich 

die christlichen Stadtvertreter Vorteile von einem solchen Paragraphen erhofften und Rudolf diesen 

auf ihren Wunsch hin in das Stadtprivileg aufnahm. Olmütz stellte eines der wichtigsten Zentren in 

Mähren dar, und Rudolf befand sich im September und Oktober 1278 mit seinen Truppen auf dem 

Weg nach Böhmen; eine Rebellion in seinem Rücken hätte seine Unternehmungen stark gestört. 

Deshalb war ein Entgegenkommen des Königs auch in Fragen des Umgangs mit den Rechten an 

den Juden eine logische Konsequenz der Umstände.

Rudolf  nutzte  also die  Gewährung von Rechten an den Juden, um noch während seiner 

militärischen  Aktionen  gegen  Ottokar  oder  kurz  danach  die  Loyalität  der  betreffenden  Städte 

sicherzustellen. Die Aspekte über Rechte an den Juden – Steuerfragen und die Begrenzung des 

Zinssatzes – waren nicht im Interesse des Königs, der, wie aus dem Privileg für die österreichischen 

Juden  von 1277 hervorgeht,  die  Nutzung der  Judenrechte  dem künftigen  Landesherren  sichern 

wollte.  Sie  waren  auch  nicht  im  Interesse  der  Juden,  da  sie  im  Falle  der  Steuerfragen  eine 

Mehrbelastung bedeuten konnten und die Begrenzung des Zinssatzes natürlich die Gewinnspannen 

minimierte.  Insofern  kann  in  diesen  Entscheidungen  auch  nicht  von  einer  direkten  Beziehung 

zwischen den Juden und dem König gesprochen werden; selbst wenn die Juden – eingebunden in 

die jeweiligen christlichen Stadtgemeinden – an der Ausformung der Stadtprivilegien einen Anteil 

hatten.

2.3.2.2 Die übrigen Reichsteile

Neben  den  Interaktionen  Rudolfs  von  Habsburg  mit  den  österreichischen  Juden,  die  vor  dem 

Hintergrund  der  Herrschaftssicherung  der  neuen  Gebiete  zu  sehen  sind,  existierten  weiterhin 

Kontakte zu den Juden des übrigen Reiches. Aus der Zeit Rudolfs in Österreich sind zehn Urkunden 

überliefert,  die Aufschluss über die Beziehung zwischen den nun weit von Österreich entfernten 

Juden  und  dem  König  geben  können.  Insbesondere  ist  hierbei  zu  untersuchen,  ob  sich  die 

Handlungsweise des Habsburgers nun von der seiner ersten Herrschaftsetappe unterscheidet. Auch 

kann Rudolfs zeitgleiches Vorgehen in Österreich  als Vergleichspunkt herangezogen werden.
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Nürnberg

In  einem  Brief,  der  in  der  Zeit  von  Rudolfs  Aufenthalt  in  Wien  verfasst  wurde,  wandte  sich 

Burggraf Konrad von Nürnberg an seinen Bruder Friedrich III.318 Konrad führte aus, der König 

habe sich für ihn bei den Nürnberger Juden um einen Aufschub seiner Schuldenzahlungen bis zu 

Martini eingesetzt, doch diese hätten den Befehl Rudolfs ignoriert.319 Er habe nun ein Abkommen 

mit dem Butigler320 getroffen, wonach er das Geld an einem späteren Termin zahlen würde, aber 

auch  mit  dessen  Unterstützung  sei  er  bei  den  Juden  auf  Ablehnung  gestoßen.321 Seine  letzte 

Hoffung beruhte nun auf einem Eingreifen Friedrichs, der für ihn einen weiteren Brief des Butiglers 

erwirken sollte. Darin sollte dieser den Juden erneut befehlen, Konrad einen größeren zeitlichen 

Spielraum für  die  Schuldentilgung einzuräumen und die  diesbezügliche  Anordnung Rudolfs  zu 

beachten.322 Abgesehen von allen Streitigkeiten mit den Juden beteuerte Konrad, die Schulden unter 

allen  Umständen  bezahlen  zu  wollen.323 Der  nur  in  einer  Formelsammlung  überlieferte  Brief 

Konrads an seinen Bruder ist zugleich das einzige Zeugnis über den erbetenen Zahlungsaufschub. 

Weder  das  vorangegangene  und  in  der  Urkunde  erwähnte  Mandat  Rudolfs  noch  die  weiteren 

Schriftstücke an die Judengemeinde von den königlichen Amtsträgern sind erhalten. Daher ist nicht 

bekannt, ob Konrad tatsächlich eine Fristverlängerung für seine Schuldenzahlung erreichte.

Über die Juden der Stadt ist zur Zeit Rudolfs von Habsburg wenig bekannt; es muss sich 

allerdings  um  eine  bedeutende  Gemeinde  gehandelt  haben,  da  im  Jahr  1298  bei  den 

318 Briefsammlung, S. 191, Nr. 178. Vgl. Urkundenregesten III, S. 183, Nr. 238.

319 Ebd.: (...) Iudei Nurnbergenses vilipenso mandato incliti domini nostri Romanorum regis nobis inducias de nostris  
debitis  usque  ad  festum  Martini  proximi  secundum  continenciam  regalium  litterarum  ipsis  Iudeis  inantea  
destinatarum tradere noluerunt.

320 Die  Butigler  fungierten  seit  Ende  des  12.  Jahrhunderts  in  Nürnberg  und  der  Umgebung  als  oberste 
Verwaltungsamtsträger des Reichsgutes. Sie nahmen Aufgaben in der königlichen Hochgerichtsbarkeit wahr, hatten 
die  Schutzvogteien  der  umliegenden  Klöster  inne,  prägten  eigene  Münzen  und  zogen  die  Reichssteuern  von 
Christen und Juden ein. In der Zeit des Interregnums konnten die Burggrafen das Amt des Butiglers weitgehend 
unter ihre Kontrolle bringen, während der Regierungszeit Rudolfs verlor dieses Amt weiter an Eigenständigkeit und 
Einfluss: Zum einen drangen die bürgerlichen Stadtvertreter immer stärker in die zuvor unter königlicher Kontrolle 
stehenden  Institutionen  ein.  Zum anderen  wurde  der  Butigler  durch  die  Befreiung  der  Reichsstädte  von  den 
Landgerichten vom Vorsitz des Landgerichtes entbunden. In der Entstehungszeit der Urkunde Burggraf Konrads 
von Zollern fungierte Konrad von Kornburg als Butigler. Vgl. TWELLENKAMP, Burggrafen, S. 20f. BOSL, Entwicklung, 
S. 31f.

321 Ebd.:  Nos vero dissimulavimus huiusmodi contemptum volentes in dominum Ch. butiglarium compromisisse pro 
nostra  parte  taliter,  ut  sepedicti  Iudei  super  aliquem terminum nobis  aliquomodo  competentem suam possent  
pecuniam rehabere, quod facere minime voluerunt.

322 Ebd.: Sane cum pro talibus que audisti nobis angustie sint quamplures, dilectioni tue, de qua plus confidimus quam  
quam enarrare  valeamus,  duximus  instandum cum instancia  multa  precum,  quatenus  butiglario  Nurnbergensi  
secundario litteras regales dirigas, in quibus firmiter ipsi precipiatur, ut nominatos Iudeos cogat et compellat, ut  
inducias nobis usque Martini traditas a benignitate regali nobis aliqualiter non infringant.

323 Ebd.: Nichilominus enim volumus medio tempore de nostrorum debitorum persolucione debite cogitares.
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Rintfleischverfolgungen über 700 Juden ermordet wurden.324 Abgesehen von der Bitte Konrads um 

Kreditaufschub sind für die Zeit Rudolfs jedoch nur zwei Urkunden überliefert,  die Aufschlüsse 

über  die  Beziehung der  Juden zu  den  anderen  Herrschaftsträgern  der  Stadt  geben.  Zum einen 

handelt es sich um eine Mitteilung des Schultheißen, der Ratsmitglieder und der Schöffen an den 

Rat der Stadt Weißenburg vom 8. April 1288, in der Auskunft über die Geldleihe der Nürnberger 

Juden  gegeben  wurde.325 Da  der  Schultheiß  in  der  Urkunde  an  erster  Stelle  genannt  wird,  ist 

anzunehmen, dass er durchaus eine wichtige Rolle in Bezug auf die Juden spielte.326 Ein weiteres 

Zeugnis über das Beziehungsgeflecht zwischen Juden, Bürgern und Vertretern des Königs stellt die 

vom Ende des 13. Jahrhunderts stammende Fleischordnung dar. Die Regelung des Schlachtens und 

des  Verkaufs  von Fleisch wurde von Seiten  der  christlichen  Stadtvertretung vorgenommen und 

dabei wurden christliche Fleischmeister bestimmt, die unter anderem den jüdischen Fleischverkauf 

überwachen sollten.327

Die Weigerung der Juden, den vom König und vom Butigler geforderten Zahlungsaufschub 

für den Burggrafen zu gewähren, lässt sich nur vor dem im Wandel begriffenen Kräfteverhältnis 

innerhalb der Stadt erklären. Auch wenn sich die Reichsamtsträger einen gewissen Einfluss auf die 

Juden  Nürnbergs  erhalten  konnten,  spielte  der  Stadtrat  die  bedeutendste  Rolle  für  die  jüdische 

Gemeinde. Dies zeigt sich insbesondere durch den Bittbrief Konrads an seinen Bruder, der belegt, 

dass sich trotz der nominellen Oberhoheit des Königs über alle Bewohner der Reichsstadt die realen 

Machverhältnisse zugunsten der Bürger verschoben hatten. Die Juden, die kein Interesse an einem 

Zahlungsaufschub für den Burggrafen hatten, erlaubten es sich offenbar, das Eingreifen des Königs 

und seiner Amtsträger zu ignorieren. Dies ist nur vorstellbar, wenn man annimmt, dass sie von den 

christlichen Bürgern bei ihrem Vorgehen unterstützt wurden. Der Rat der Stadt und die Burggrafen 

konkurrierten um Macht und Einfluss etwa auf die Rechtsprechung sowohl in der Stadt als auch im 

Umland Nürnbergs; beide Parteien konnten sich in ihrer jeweiligen Umgebung eine immer stärkere 

Position erarbeiten. Die Bürger verzeichneten große Erfolge beim Ausbau der Stadtherrschaft, der 

schrittweisen  Aneignung  der  innerstädtischen  Gerichtsbarkeit  und  der  Abhängigkeit  des 

324 Martyrologium, S. 165. LOTTER, Hostienfrevelvorwurf, S. 551, nennt für Nürnberg etwa 715 Opfer. Die Stadt mit 
der größten Zahl ermordeter Juden war Würzburg mit 941 Toten.

325 STERN, Bevölkerung III, S. 213-222, Nr. 1A.

326 Der Schultheiß hatte primär Aufgaben in der städtischen Gerichtsbarkeit inne. Des Weiteren gewährleistete er den 
Schutz der Bürger und ihrer Privilegien und entschied über die Bürgeraufnahme. Vgl.  PITZ, Ratsherrschaft, S. 2f. 
und 6f.

327 STERN, Bevölkerung III, S. 20, Nr. 2: Magistri super carnes Judeorum et carnes vitulinas: Ottel Puck, Ditel Ilsung,  
Fritz Vischer, Heinrich Jachherzu, Albrecht Henteler et Pellitz. König Heinrich VII. sanktionierte die Ergebnisse im 
Jahr 1310 in einer Bestätigungsurkunde. GJ II, 2, S. 601, Art. Nürnberg, interpretiert die königliche Bestätigung 
beziehungsweise die Ausstellung einer eigenen Urkunde als Versuch des Herrschers, seine Autorität innerhalb der 
Stadt gegenüber den Bürgern zu wahren.
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Reichsschultheißen.328 Die  Burggrafen  verfolgten  eine  außerordentlich  erfolgreiche 

Territorialpolitik, die ihnen bis zur Mitte des 14. Jahrhunderts die Kontrolle über weite Teile des 

Nürnberger Umlands verschaffte.329 Hier ist das Motiv für die Mithilfe der christlichen Gemeinde 

zu suchen: Zum einen waren sie daran interessiert, ihren Einfluss auf die Juden zu vergrößern, was 

auch eine Verpflichtung zum Schutz jüdischer Interessen beinhaltete. Zum anderen war es in diesem 

Fall  sicherlich  ihr  Anliegen,  den  Burggrafen  im  Allgemeinen  und  Konrad  im  Besonderen  zu 

schaden.  Der  König,  der  den  Burggrafen  wesentlich  näher  stand  als  der  Bürgervertretung,330 

versuchte  zwar,  zugunsten  Konrads  einzuschreiten,  doch konnten sich  seine  Stellvertreter  nicht 

gegen den Verbund von Christen und Juden durchsetzen. Da keine weiteren Urkunden zu diesem 

Fall überliefert sind, ist allerdings nicht endgültig gesichert, dass die Verweigerung der Juden, mit 

Konrad zu kooperieren, Erfolg hatte. Rudolf selbst kehrte erst im Sommer 1281 nach Nürnberg 

zurück und nahm sich zuvor der Angelegenheit – soweit erkennbar – nicht wieder an.  Der Vorfall 

zeigt, dass Rudolf für die Juden Nürnbergs in dieser Zeit nur eine marginale Rolle spielte. Durch 

ihre  hervorragenden  Kontakte  zur  mächtigen  Bürgerschaft  konnten  sie  es  sich  erlauben,  die 

Anweisungen des Königs und seiner Stellvertreter vor Ort zu missachten.

Oppenheim

Die im vorigen Kapitel im Zusammenhang mit dem Friedberger Burglehen gezeigten Bemühungen 

Rudolfs von Habsburg um die Wiedererrichtung und Unterhaltung der Reichsburgen wurden auch 

328 BOSL, Entwicklung, S. 32f. PITZ, Ratsherrschaft, S. 4.

329 Die Burggrafen waren seit ihrer ersten urkundlichen Nennung im Jahr 1105 für militärischen Schutz, Verwaltung, 
Gerichtsbarkeit  und  Münzprägung  der  Marktsiedlung  Nürnberg  zuständig.  Mit  der  Schaffung  der  Ämter  des 
Butiglers und des Reichsvogtes beschnitt  Heinrich VI. die Kompetenzen des Nürnberger  Burggrafenamtes,  das 
mittlerweile an die Zollern gefallen war. Während des Interregnums konnten die Burggrafen allerdings den Butigler 
zu  einem von ihnen  abhängigen  Amtsträger  machen  und  dessen  juridikale  Kompetenzen  unter  ihre  Kontrolle 
bringen. Eine Erbschaft im Jahre 1248 ermöglichte den Zollern den Aufbau eines zweiten Besitzschwerpunktes um 
Bayreuth, was ihren Übergang von Inhabern eines Reichsamtes zu eigenständig agierenden Landesherren einleitete. 
Vgl. TWELLENKAMP, Burggrafen, S. 9-20. PITZ, Ratsherrenschaft, S. 3.

330 Zwar  zählte  Nürnberg  zu  den  wichtigsten Aufenthaltsorten Rudolfs  innerhalb  des  Reiches,  was primär  an der 
zentralen Lage der Stadt lag. Sein Verhältnis zur Nürnberger Bürgerschaft ist jedoch als nicht besonders intensiv zu 
charakterisieren, was in der Urkunde vom 15. August 1287 deutlich wird: Rudolf bestätigte der Stadtgemeinde zwar 
alle Rechte und Freiheiten, die sie bisher genossen hatte, sprach allerdings in der Inscriptio lediglich die Nürnberger 
cives, nicht jedoch die in der Stadt längst vorhandenen consules an (RI VI, 1, Nr. 2118). Er war anscheinend nicht 
bereit,  die  Bildung  einer  eigenständigen  und  von  den  königlichen  Amtleuten  unabhängigen  Stadtvertretung 
anzuerkennen.  Im  Gegensatz  dazu  zählte  Burggraf  Friedrich  III.  zu  den  wichtigsten  Unterstützern  seiner 
Königsherrschaft. Beide hatten gemeinsam Kaiser Friedrich II. gedient und waren weitläufig miteinander verwandt. 
Bereits an der Königswahl setzte sich Friedrich maßgeblich für den Habsburger ein. In der gesamten Regierungszeit  
trat er diverse Male als Zeuge von Urkunden und als Gesandter Rudolfs auf. Zudem beteiligte sich an fast allen 
militärischen Aktionen des Königs. Vgl. MARTIN, Städtepolitik, S. 196f.; PITZ, Ratsherrschaft, S. 16f.; TWELLENKAMP, 
Burgherrschaft, S. 18, 22-31.; REDLICH, Rudolf, S. 606f. und 628.
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während  der  Anwesenheit  des  Königs  im  weit  vom  Reichszentrum  entfernten  Österreich 

konsequent fortgeführt. Am 25. April 1277 erweiterte Rudolf dem Oppenheimer Ritter Hertwin von 

Albich sein bereits vorhandenes Burglehen um 50 Mark  Aachener Denare, wofür er jährlich an 

Martini  fünf Mark von den Juden Oppenheims erhalten sollte, bis die 50 Mark abgegolten sein 

würden.331 Rudolf  wies Hertwin an,  von diesem Geld Güter zu kaufen,  die  er  dann ebenso als 

Burglehen  für  die  Deckung  seiner  Kosten  nutzen  sollte.332 Der  als  castellanus der  Reichsburg 

Oppenheim  bezeichnete  Ritter  Hertwin  entstammte  einer  Familie,  die  während  des  gesamten 

Spätmittelalters  an  verschiedenen  Orten  als  Inhaber  von  Burglehen  nachweisbar  ist.333 Er  ist, 

abgesehen von der Belehnungsurkunde mit einem Teil der Oppenheimer Judensteuern, nicht mit 

dem König in Kontakt getreten.

Die machtpolitische Lage in Oppenheim, die sich in einem starken Gegensatz zwischen den 

Bürgern und der Burgmannschaft manifestierte, ist in ihren Grundzügen vergleichbar mit der von 

Friedberg.  Während  Reichsburg  und  Bürgerschaft  etwa  in  Wetzlar  weitgehend  unabhängig 

voneinander  existierten und Konflikte  somit  minimiert  werden konnten,  führte  der  Einfluss der 

Oppenheimer Burgmannen auf alle Belange der bürgerlichen Stadtgemeinde im 13. Jahrhundert zu 

wiederholten Spannungen und Gewaltausbrüchen.334 Im Jahr 1257 zerstörten die Bürger zum ersten 

Mal die Reichsburg und ließen sich in den darauffolgenden Verhandlungen von König Richard von 

Cornwall zusichern, dass er zu seinen Lebzeiten keine neue Burg in Oppenheim errichten werde.335 

Unter Rudolf von Habsburg wurde die Burg wieder aufgebaut, fiel aber den Unruhen im Zuge der 

Sondersteuererhebung von 1274 erneut  zum Opfer.336 An den Machtverhältnissen innerhalb der 

Stadt konnte dies nichts ändern. Um eine Versöhnung mit dem König zu erreichen, mussten sich die 

331 Die Belehnungsurkunde ist nicht ediert. Vgl. HstAD C1 A, Nr. 133, Bl. 37: (...) nos dilecto fideli nostro Hertwino  
militi de albicus Castellano de oppenheym pro augmento fedi castrensis ibidem quinquaginta marcas aquenses  
denariorum liberaliter  elargimur  pro  quibus  eidem singulis  annis  quinque  marcas concessimus  In  festo  beati  
martini  de  Judeis  nostris  oppenheim percipiendas pacifice  et  quiete  tamdiu quousque predicte  quinq[ua]ginta  
marce sibi vel heredibus suis integre fuerint ex solute solutione (...).

332 Ebd.:  (...) idem Hertwinus vel ipsius heredes easdem quinquaginta marcas in emptionem predictorum tonbtorum  
conuertere et eadem predicta titulo castrensis fedi aumentati perpetuo possedere (...).

333 Vgl. etwa Regesten Pfalzgrafen 2, Nr. 6267, in denen für den Zeitraum von 1400 bis 1410 Wernher von Albich als 
Burgmann von Alzey genannt ist.

334 Bereits im ersten wichtigen Stadtprivileg, das Kaiser Friedrich II. im Jahr 1226 ausstellte und Oppenheim damit zur 
Reichsstadt  erhob,  wurde  den  Rittern  in  Form  von  unbefristeter  Steuerbefreiung  eine  bevorzugte  Stellung 
eingeräumt. Die Bürger der Stadt wurden lediglich mit einer Steuerfreiheit auf zehn Jahre bedacht. Vgl. RI V, 1, Nr. 
1635. Ob es sich bei den milites um die Burgbesatzung handelt, ist nicht sicher. Die Reichsburg existierte sicherlich 
bereits seit den frühen 1220er Jahren, auch wenn sie erst 1244 explizit in einer Urkunde erwähnt wird. Vgl. LICHT, 
Oppenheim, S. 58.

335 RI V 1, 2, Nr. 5328. Der Gewaltakt der Bürger ist im Zusammenhang mit Streitigkeiten um die Ratsbesetzung zu 
sehen.  Zwei  Jahre  nach  der  Zerstörung  der  Burg,  im  Mai  1259,  wurde  den  Bürgern  in  einer  Urkunde  des 
Schultheißen Marquard von Wunnenberg das Recht auf Beteiligung am Stadtrat erteilt. Vgl. RI V 2, 4, Nr. 11842 
sowie LICHT, Oppenheim, S. 58f.
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Bürger 1276 dazu verpflichten, die Burg stärker als zuvor wieder aufzubauen.337 Am bedeutsamsten 

für die Stärkung der Königsmacht in Oppenheim war allerdings die am 15. September 1276 erfolgte 

Aufnahme Graf  Eberhards  I.  von Katzenelnbogen338 in  den Kreis  der  Burgmannen und dessen 

Ausstattung  mit  einem  ungewöhnlich  hohen  Burglehen  von  500  Mark.339 Eberhard  gehörte 

zusammen mit  Heinrich  von Isny  zu  den  engsten  Beratern  des  Königs.  Seine  Ernennung  zum 

Burgmann  zeigt  die  überragende  Bedeutung,  die  die  Reichsburg  Oppenheim  offensichtlich  für 

Rudolf hatte.

Inwieweit die Juden von den immer wieder aufflammenden militärischen Konfrontationen 

zwischen  den  Bürgern  Oppenheims  und  den  Vertretern  des  Reiches  betroffen  waren,  ist  nicht 

bekannt.  Sie  waren  seit  Anfang  des  13.  Jahrhunderts  in  Oppenheim  ansässig;  die  Gemeinde 

erscheint  in  der  Reichssteuerliste  von  1241  mit  einem  Betrag  von  15  Mark.340 Sicherlich 

unterstanden sie von Beginn an den Burgmannen sowie den königlichen Amtsträgern in der Stadt. 

Die jüdische Gemeinde blieb von Pogromen, etwa der Guten Werner-Verfolgung, verschont. Eine 

enge Bindung an die Burgmannen Oppenheims als mächtigster Schutzfaktor in der Stadt lag im 

Interesse der Juden. Vor allem über die Verbindung mit Graf Eberhard konnten sie Kontakte zum 

König aufbauen beziehungsweise unterhalten.  Zudem garantierte diese Bindung, ähnlich wie im 

Fall der Friedberger Juden, Schutz vor möglichen Angriffen der Oppenheimer Bürger. Aus der Sicht 

Rudolfs  dienten  die  Judensteuern  einmal  mehr  dazu,  seine  Bemühungen  zur  Stärkung  des 

Reichsburgensystems und damit verbunden zur Vergrößerung seines Handlungsspielraums in einem 

von ihm kaum persönlich besuchten Gebiet zu unterstützen.

336 Die Burgmannen hatten sich offenbar nicht kampflos ergeben, denn Rudolf von Habsburg belohnt ihre Treue im 
September 1276 mit einem Privileg, das ihnen erlaubt, ihr Burglehen auch bei Abwesenheit nutzen zu dürfen.  Vgl. 
RI VI, 1, Nr. 432.

337 RI VI, 1, Nr. 541 sowie LICHT, Oppenheim, S. 59.

338 Zu der Person Graf Eberhards I. von Katzenelnbogen und seinem Verhältnis zu König Rudolf siehe unten, S. 121.

339 Bis zur  Zahlung der  500 Mark verpfändete der  König dem Grafen die Orte Tribur,  Dornheim,  die  Hälfte  der 
Einkünfte von Krummstatt und den Wald Schlüchter. Vgl. RI VI, 1, Nr. 597 sowie REDLICH, Rudolf, S. 474f. und 
DEMANDT,  Katzenelnbogen,  S.  41,  der  die  Aufnahme Graf  Eberhards  irrtümlich  in  das  Jahr  1285 verlegt.  Die 
Ernennung  des  mächtigen  Regionalherren  sorgte  anscheinend  unter  den  schon  vorhandenen  Burgmannen  für 
Unmut,  weshalb  Rudolf  von  Habsburg  am 27.  November  1276 während  der  Belagerung von Wien ein  neues 
Privileg für die Ritter ausfertigen musste, in dem er diesen versprach, gegen ihren Willen künftig keine Fürsten, 
Grafen oder Edlen in die Burgmannschaft aufzunehmen. RI VI, 1, Nr. 627. Auch bei dieser Angelegenheit finden 
sich Parallelen zur Geschichte der Reichsburg Friedberg, wo die Aufnahme Reinalds von Hanau im Jahre 1274 zu 
einem ähnlichen Privileg seitens des Herrschers führte.

340 MGH Const III, 2, S. 22.
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Wetzlar

Nachdem die Oppenheimer und Friedberger Angelegenheiten im Sinne Rudolfs, der Burgmannen 

und der Juden geregelt worden waren, stand nun die Verstärkung der Wetzlarer Burg Karlsmund auf 

der Agenda des Königs. Zu diesem Zweck ernannte er am 9. Juli 1277 seinen Getreuen Siegfried 

von Runkel zum Burgmann auf der Reichsburg und versprach ihm 100 Mark Kölner Pfennige als 

Burglehen.341 Zum Erhalt dieser Summe sollte Siegfried von den Juden Wetzlars jährlich zehn Mark 

erheben, bis 100 Mark abgegolten sein würden. Die Juden sollten allerdings erst nach Ablauf der 

Zahlungsfreiheit  belastet  werden,  die  ihnen  der  König  in  einem  anderen  Schriftstück  gewährt 

hatte.342 Bei  Siegfried  V.  von  Runkel  handelt  es  sich  um  den  Vetter  des  Kölner  Erzbischofs 

Siegfried  von  Westerburg.  Um  das  Jahr  1226  hatte  ein  Familienstreit  zwischen  den  Brüdern 

Siegfried IV., dem Vater Erzbischof Siegfrieds, und Dietrich I., dem Vater Siegfrieds V. begonnen. 

Er hatte zur Folge, dass sich die Dynastie teilte: Siegfried IV. erhielt Westerburg und benannte sich 

fortan  nach  dieser  neuen  Stammburg,  während  Dietrich  I.  die  Burg  Runkel  behielt.343 Fortan 

standen sich die Familienzweige feindlich gegenüber; Siegfried V. von Runkel ist bei Konflikten 

des  Erzbischofs  von  Köln  meist  auf  Seiten  der  Gegner  zu  finden.  Er  gehörte  auch  zu  den 

Unterstützern Rudolfs von Habsburg, als dieser Erzbischof Siegfried im Jahr 1282 zur Übergabe 

von  Reichsgut  zwang.344 Die  Konflikte  innerhalb  der  Familie  wurden  erst  1288  gelöst,  als 

Erzbischof  Siegfried  sowie  dessen  Brüder  in  einer  Urkunde  bestätigten,  auf  die  Burg  Runkel 

zugunsten Siegfrieds V. zu verzichten.345

Zum  Zeitpunkt  der  Ernennung  Siegfrieds  V.  zum  Burgmann  auf  Karlsmund  waren  die 

Vettern noch verfeindet. Die Burg und die zugehörige Stadt Wetzlar lagen in der Interessensphäre 

des  Erzbischofs,  daher  wird  er  nicht  gerne  gesehen  haben,  dass  der  König  eine  ihm feindlich 

gesinnte  Person  in  diesem  Ort  privilegierte.346 Da  sich  Erzbischof  Siegfried  auch  dem  König 

gegenüber  zumeist  feindlich  zeigte,  hatte  Rudolf  keine  Gründe,  bei  der  Besetzung  seiner 

341 UB Wetzlar I, S. 89f., Nr. 215.

342 Ebd, S. 89:  (...)  centum marcis ipsi Sifrido decem marcas a Judeis nostris  Wetflariensibus post libertatis ipsis  
Judeis a nobis indulte tempus annis singulis tam diu obligavimus recipiendas, quosque sibi predicte centum marce  
per nos vel nostros successores plenarie fuerint persolute.

343 Die 1226 vorgenommene Teilung der Runkeler Besitztümer wurde im Jahr 1270 erneut verhandelt und bestätigt. 
Vgl. DEMANDT, Hessen, S. 439f. sowie LEHMANN, Dynastien, S. 14f. und 21f.

344 Seit dem Regierungsantritt des Königs stellte das von Siegfried okkupierte Reichsgut – die Burgen Kaiserswerth 
und  Cochem,  sowie  die  Vogteirechte  über  das  Kloster  Essen  –  einen  Streitpunkt  dar.  Nach  einer  kurzen 
militärischen Auseinandersetzung gab Siegfried nach und verzichtete auf seine Ansprüche. Vgl. ERKENS, Siegfried, 
S. 146-156; 170f.

345 Reg. EB Köln III, 2, Nr. 3178.
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Reichsburgen auf die Interessen Siegfrieds Rücksicht zu nehmen.347 Er privilegierte mit Siegfried 

von Runkel einen Getreuen und mutmaßlichen Helfer im Kampf gegen Ottokar, auf dessen Treue er 

sich  auch  bei  möglichen  Konflikten  gegen  den  Kölner  Erzbischof  verlassen  konnte.  Seine 

Ernennung ist als deutliches Signal an Siegfried von Westerburg zu verstehen.  

Die Urkunde ist auch in Bezug auf die Juden aufschlussreich, da sie einen ähnlichen Passus 

wie das Privileg für die Friedberger Juden enthält. Auch im Falle der Wetzlarer Burglehensvergabe 

wird erwähnt,  dass die  Juden in einem früheren Privileg für eine bestimmte Zeit  von Abgaben 

befreit waren und der Beginn der Zahlungen an den neuen Burgmann Siegfried erst nach Ablauf der 

Zahlungsbefreiung erfolgen sollte. Weitere Paragraphen, die in der Friedberger Urkunde enthalten 

sind, etwa über den Schutz der Juden oder die Regelung von Neuaufnahmen, entfallen jedoch in der 

Urkunde für  den Wetzlarer  Burgmann.  Dies  lässt  sich  mit  der  völlig  unterschiedlichen lokalen 

Situation erklären, die solche Bestimmungen in Friedberg notwendig und in Wetzlar überflüssig 

machten.  Da  die  Burgmannen  von  Friedberg  einen  starken  Einfluss  auf  die  Belange  der 

Stadtbewohner hatten, war es logisch und konsequent, diese für den Judenschutz einzusetzen und 

dies  auch  den  Juden  schriftlich  zu  bestätigen.348 In  Wetzlar  war  die  Position  der  Reichsburg 

Karlsmund nicht mit der von Friedberg zu vergleichen; die Burgmannen spielten im politischen 

Leben der Stadtgemeinde keine relevante Rolle.349 Die Inhaber der Reichsvogtei, die Herren von 

Merenberg, sowie der Schultheiß verloren mit Aufkommen der Bürgerschaft stetig an Macht.350 Seit 

1260  existierte  neben  den  zuvor  bereits  nachweisbaren  Richtern  und  dem  Schöffenkolleg  ein 

Stadtrat,  der  aus  zwölf  von  der  Bürgerschaft  gewählten  Ratsherren  bestand  und  auf  den  die 

Burgmannschaft und der Burggraf anders als in Friedberg keinerlei Einfluss hatten.

Auch lebten die Juden inmitten der Stadt; ihre Judengasse befand sich günstig gelegen auf 

dem Weg zwischen der Lahnbrücke und dem Markt. Es wohnten auch Christen in der Judengasse, 

ebenso wie einzelne Juden direkt am Marktplatz inmitten von Christen lebten.351 Die Juden waren 

eng verwoben mit  der  christlichen  Stadtbevölkerung und hatten  kein  Interesse,  bei  eventuellen 

346 Ähnlich verfuhr Rudolf mit Landgraf Heinrich I. von Hessen, der vom Mainzer Erzbischof mit der Acht belegt 
worden war und trotzdem zeitgleich vom König Privilegien empfing. Auch er  zählte  zu den Unterstützern des 
Königs im Krieg gegen Ottokar II. von Böhmen. Vgl. DEMANDT, Hessen, S. 186f.

347 Nur wenige Monate vor der Privilegierung Siegfrieds von Runkel kursierten Gerüchte über eine Verschwörung der 
drei  rheinischen  Erzbischöfe  gegen  den  König,  denen  Werner  von  Eppstein  im  November  1277  öffentlich 
widersprechen musste; zudem stand Siegfried offenbar in freundschaftlichem Kontakt zu Ottokar von Böhmen. 
Siehe ERKENS, Siegfried, S. 160f.

348 Vgl. die Ausführungen oben, S. 53.

349 FELSCHOW, Wetzlar, S. 15.

350 HEITZENRÖDER, Reichsstädte, S. 23f.

351 WATZ, Wetzlar, S. 46f. sowie Abb. 1, S. 48.
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Konflikten der Bürger mit der Burgmannschaft auf Seiten der Burg zu stehen, die in diesem Fall 

ohnehin Leib und Gut der Juden nicht hätte schützen können. Anders als in Friedberg war es bei den 

Unruhen in der Wetterau in den 1250er und 1270er Jahren nie zu einem Angriff der Bürger auf die 

Reichsburg  gekommen,  sodass  die  Notwendigkeit  einer  Schutzurkunde  für  die  Juden  nicht 

zwingend  bestand.  Sicherlich  nahmen  die  Wetzlarer  Juden  in  der  Angelegenheit  der 

Burglehensvergabe keinen aktiven Part in der Interaktion mit dem König ein, selbst wenn sie bei 

Verhandlungen über die Ausstattung des Burglehens für Siegfried V. von Runkel beteiligt waren. 

Die nicht überlieferte Vorgängerurkunde könnte wahrscheinlich auch keine weitere Auskunft geben. 

Sie ist im Zusammenhang mit der ebenfalls nicht mehr vorhandenen Friedberger Urkunde zu sehen, 

in der die Juden gegen Zahlung einer besonderen Steuer für einen längerfristigen Zeitraum von 

weiteren Geldzahlungen befreit wurden.352

Assenheim – Münzenberg – Nidda

Die Nutzung der Judensteuern von Assenheim, Münzenberg und Nidda zeigt,  wie Rudolf  seine 

Interessen zur Stärkung der Königsmacht in der Wetterau mit der Belohnung seiner Anhänger zu 

verbinden verstand. Die Privilegierung Ulrichs I. von Hanau im August 1277 ist in diesem Kontext 

zu sehen.353 Ulrich, so führte der König aus, habe ihm bei seiner Heerfahrt nach Österreich große 

Dienste geleistet, weshalb er ihn nun belohnen wolle, um auch anderen Personen zu signalisieren, 

dass sich die Treue zum König auszahlen konnte.354 Er ernannte Ulrich zu seinem Dienstmann und 

wies  ihm  300  Mark  an,  bis  zu  deren  Erhalt  der  König  ihm  die  Judensteuer  von  Assenheim, 

Münzenberg und Nidda vergab.355 Sobald Ulrich die 300 Mark erhalten hatte, sollte er von diesem 

Geld Güter erwerben, die er dann als dauerhaftes Reichslehen nutzen durfte.356

352 Zu dieser besonderen Steuer, die Rudolf vermutlich zu Beginn seiner Regierungszeit von den jüdischen Gemeinden 
erhob, siehe oben S. 49.

353 UB Hanau I, S. 393, Nr. 546.

354 Ebd.: (...) unser lieber getruwer Ulrich, son des edelen mannes Reynhartes von Hagenouw, unser getruwe, geneme  
und nucze dienste uns und dem riche hat gedon, da wir furen gen Osterrich, die han wir angesehen als wir von  
rechtes  wegen  solden,  daz  wir  yme  der  mit  wolteden  lonten,  daz  ander  getruwen  des  riches  zu  unserm und  
desselben unsers riches diensten dester schneller bereyt sind.

355 Ebd.:  Darumbe wollen wir, daz alle lude wissen, daz wir uns desselben Ulrichen uns und deme riche zu manne  
entphangen hand und umme die manschaft, darumme er uns verbunden ist, han wir yme gelobt druhundert marck  
ze geben geldes uf unser iuden sture zu Assenheim, zu Minczenberg und zu Nithe, die er also lange sal ufheben, bis  
daz yme druhundert marck von uns oder unsern nachkomelingen vergulden werden.

356 Ebd.: Und so yme druhundert marck vergulden werden, die sal der selbe Ulrich oder sine erben an ander gut legeu  
und soltent die von uns und dem riche ewichlien zu manlehen besiczen.
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Über die Judensteuer von Assenheim wurde zwischen Ulrich und seinem Vater, Reinhard 

von  Hanau,  sowie  Philipp  und  Werner  von  Falkenstein  am  14.  November  1278  eine  weitere 

Vereinbarung  getroffen.357 Sowohl  im  Interesse  der  Juden  als  auch  zu  ihrem  eigenen  Vorteil 

beschlossen die vier Akteure, dass die Juden Ulrich sieben Mark Aachener Pfennige – so wie es 

König Rudolf beschlossen habe – am Walpurgisfest (1. Mai) zahlen und dass Reinhard, Philipp und 

Werner von diesen den gleichen Betrag am Martinifest (11. November) erhalten sollten.358 Würde 

die Zahlung pünktlich erfolgen, sollten die Juden von allen weiteren Verpflichtungen befreit sein.359 

Zwei  Regelungen  wurden  für  den  Fall  getroffen,  dass  sich  die  Zahl  der  Juden  in  Assenheim 

verkleinern könnte: Sollten nur wenige Juden wegziehen, würde sich weder an der zu zahlenden 

Summe noch an der Aufteilung der Steuern unter den Herrschaftsträgern etwas ändern.360 Sollte 

sich die Zahl der Juden so stark verringern, dass sie die insgesamt 14 Mark nicht mehr aufbringen 

könnten, würde die Steuersumme dementsprechend angepasst, wobei Ulrich immer noch die eine 

Hälfte und die drei übrigen Herren die andere bekämen.361 Als Gegenleistung für die Steuerleistung 

versprachen die vier Landesherren, die Juden – sowohl jene, die unter der nominellen Herrschaft 

des Königs standen, als auch die, die auf ihrem eigenen Herrschaftsgebiet lebten – zu beschützen. 

Ausgenommen wurde der Fall, dass es zu Straftaten der Juden käme. Dann sollten die Herren, die 

Juden und die Schöffen von Assenheim gemeinsam über die Täter urteilen.362

Die Herren von Hanau waren eine nicht unbedeutende Familie in der östlichen Wetterau, die 

ab  der  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  beachtliche  Gebietszuwächse  verzeichnen  konnte.363 Als  die 

Herren von Münzenberg im Jahr 1255 ausstarben, sicherten sich die Hanauer einen Teil des Erbes, 

357 Hessisches UB II, 1, S. 409f., Nr. 570.

358 Ebd.: (...) unanimi consilio et pari consensu tam propter commodum iudeorum quam et usum nostrum statuimus et  
ordinavimus, quod iudei nunc apud Assinheim sedentes et parte serenissimi domini nostri Rudolphi Romanorum  
regis  Ulrico  consangwineo  nostro  de  Hagenowe  quolibet  festo  beate  Walpurgis  servient  in  septem  marcis  
denariorum Aquensium et nobis Reinhardo, Phylippo et Wernhero quolibet festo beati Martini etiam in septem  
marcis servient eiusdem monete (...).

359 Ebd.: (...) quibus suis terminis persolutis ipsos extunc ex neutra parte nequaquam ad maiora seu graviora servicia 
compellemus.

360 Ebd.:  Sed si  plures  istis  apud Assenheym processu temporis  se receperint,  quidquid obsequii  de illis  derivari  
poterit,  hoc  Ulrico  pro  parte  cedet  media  et  nobis  tribus  pars  media  permanebit  et  sic,  quod  unusquisque  
nostrorum trium de denariis a iudeis ipsis nobis derivantibus talem porcionem suscipiat, sicut ab hereditate sua de 
iure cedere sibi debet.

361 Ebd.:  Si  vero  iudei  ex  decessu  vel  recessu  forsan  minorati  fuerint,  sic  quod prenominatas  summas  dare  non 
potuerunt, quicquid uni parti in sua medietate deperit, debet et alteri similiter deperire.

362 Ebd.: Promittentes nichilominus, quod eosdem iudeos tam loco domini nostri regis quam et nostro defensare, tueri  
et  manutenere  debemus  pro  nostris  viribus  in  omnibus  nec  ipsos  per  nos  aut  nostros  subditos  in   aliquibus  
aliqualiter  molestari,  nisi   suis  hoc  demereantur  hoc  excessibus,  quod  tunc  ab  ipsis  requiremus,  secundum 
communis nostrorum castrensium, iudeorum et scabinorum in Assinheim sentencia ipsis dabit.

363 Zu den Anfängen der Herren von Hanau im 12. Jahrhundert und ihren Machtzuwächsen bis zur Zeit Rudolfs vgl. 
SCHWIND, Hanau, S. 20-26.
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wobei die Herren von Falkenstein als ihre Hauptkonkurrenten und Gegner bei der Übernahme der 

Münzenberger Güter und dem Ausbau der Landesherrschaft auftraten.364 Insbesondere ging es um 

Rechte an den Orten Babenhausen, Dreieichenhain, Münzenberg und Assenheim. Am wichtigsten 

für den Hanauer Herrschaftsausbau war allerdings die Nähe Reinhards zu König Rudolf, welcher 

ihm um das Jahr 1275 im Zuge der Neustrukturierung der Reichslandvogteien die Vogtei über die 

Wetterau  anvertraute.365 Darüber  hinaus  war  Reinhard  Burgmann  auf  den  Reichsburgen 

Friedberg,366 Gelnhausen367 und Rödelheim368. Da er seinen  vorgeschriebenen Dienst nicht auf drei 

Burgen  gleichzeitig  leisten  konnte,  ist  die  Aufnahme  durch  den  König  primär  als  Mittel  zu 

verstehen, ihn enger an sich zu binden.369 Reinhards Sohn Ulrich stand ebenfalls in einem engen 

Verhältnis  zu König Rudolf. Er wirkte an den Feldzügen Rudolfs  gegen Ottokar  im Jahr 1276, 

gegen Graf Eberhard von Württemberg im Jahr 1287 und gegen Graf Reinald von Mömpelgard-

Burgund 1288 mit.  Für  seine  Königstreue  erhielt  Ulrich  während  der  gesamten Regierungszeit 

Privilegien von Rudolf, dank derer er die Stellung der Hanauer weiter ausbauen konnte.370

Die Herren von Falkenstein stammten aus der Familie der seit Beginn des 12. Jahrhunderts 

zunächst als Ministeriale des Erzbischofs von Mainz, dann als Reichsministeriale tätigen Herren 

von Bolanden, welche seit dem späten 12. Jahrhundert in der Wetterau über Besitztümer verfügten. 

Ihre  Position  im  Erbstreit  um die  Münzenberger  Besitzungen  war  ungleich  stärker  als  die  der 

Hanauer, da es ihnen gelang, die weiteren Erben zum Verzicht auf die Güter zu bewegen.371 Zur 

Zeit der Ausstellung der Urkunde Rudolfs für Ulrich kontrollierten die Falkensteiner drei Fünftel 

der Rechte an den Städten Assenheim und Münzenberg, jeweils ein Fünftel der Rechte nahmen die 

364 Die Ansprüche der Hanauer am Münzenberger Erbe resultierten aus der Ehe zwischen Reinhard von Hanau und 
Adelheid von Münzenberg. Vgl. zum Herrschaftsausbau der Hanauer und der Konkurrenz zu den Falkensteinern 
DEMANDT, Hessen, S. 288f.

365 DEMANDT, Hessen, S. 289f.

366 Rudolf ernannte Reinhard am 12. April 1276 zum Reichsburgmann von Friedberg und verpfändete ihm den Hof 
Möhrle und die Mühlen von Friedberg bis zur Zahlung von 100 Mark als Burglehen. Vgl. RI VI, 1, Nr. 544.

367 Am 23. Juli 1277 wurde Reinhard vom König ein Burglehen in Höhe von 100 Mark versprochen und bis zur 
Zahlung unter anderem der Gelnhausener Zoll verpfändet. Vgl. RI VI, 1, Nr. 829.

368 Einen Tag nach der Aufnahme Reinhards zum Burgmann von Gelnhausen, am 24. Juli 1277, wies der König seinen 
Frankfurter Schultheißen Heinrich von Praunheim an, Reinhard von nun an jährlich 10 Mark aus den Einkünften 
der Stadt als Burglehen zu übergeben, bis die Summe von 100 Mark erreicht sei. Vgl. RI VI, 1, Nr. 830.

369 So auch SCHWIND, Hanau, S. 26.

370 Drei weitere Belege betreffen Rechte an den Steuern der Juden, die Ulrich von Hanau vom König gewährt wurden. 
Am 6. Dezember 1286 übertrug Rudolf ihm unter anderem einen Teil der Steuer der Gelnhausener Juden. Vgl. 
unten S. 201. Diese Summe wurde am 11. Juli 1290 vom König von zuvor 750 Mark auf 500 Pfund erhöht. Vgl. 
unten, S. 222. Im Jahr 1291 überließ Rudolf dem Hanauer die finanziellen Rechte an dem Gelnhausener Juden 
Swebelin. Vgl. unten, S. 222f.

371 Im Jahr 1270 verkauften die Herren von Weinsberg ihren Erbteil an Philipp von Falkenstein; 1272 taten dies auch 
die Herren von Schöneberg. Vgl. DEMANDT, Hessen, S. 447.
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Herren von Hanau und die Herren von Pappenheim wahr, wobei Letztgenannte ihre Ansprüche im 

Jahr 1286 an die Falkensteiner abtraten.372 Bei den in der zweiten Urkunde erwähnten Philipp und 

Werner von Falkenstein handelt es sich um die beiden Söhne Philipps I. von Falkenstein, der im 

Interregnum eine bedeutende Stellung in der Wetterau eingenommen hatte und von Richard von 

Cornwall zum Reichslandvogt für dieses Gebiet ernannt worden war. Diese Stellung ging seit dem 

Tod Philipps I. teilweise verloren, da die Söhne Philipp und Werner ihr Erbe aufteilten und anders 

als die Hanauer nicht durch Privilegien des Königs an Macht gewinnen konnten; sie sind selten in 

der Umgebung Rudolfs nachweisbar und beteiligten sich offenbar auch nicht am Feldzug gegen 

Ottokar.373 Bei  einem  Streit  zwischen  den  Falkensteiner  Brüdern  und  den  Stadtgemeinden 

Frankfurt, Friedberg und Wetzlar ergriff der König Partei für seine Reichsstädte und forderte die 

Falkensteiner dazu auf, nachzugeben und ein Urteil des Königs abzuwarten.374

Durch die Machkonstellation vor Ort sowie die jeweiligen Beziehungen der beiden Familien 

erklären sich die  beiden Urkunden.  Ulrich von Hanau profitierte  von seiner  engen Bindung zu 

König Rudolf und konnte sich konkret durch seinen Dienst auf dem ersten Feldzug des Königs 

gegen  Ottokar  die  Steuern  der  Juden  Assenheims,  Münzenbergs  und  Niddas  sichern,  deren 

Stadtherrschaft zumindest in den beiden erstgenannten Orten zu einem großen Teil von den mit den 

Hanauern in Konkurrenz stehenden Falkensteinern ausgeübt wurde. Nidda gehörte nominell zu den 

Herren von Ziegenhain, die den Ort und die dazugehörige Grafschaft Nidda 1205 geerbt hatten.375 

Unstrittig ist, dass die Falkensteiner – zumindest was die Vergabe der Judensteuer von Assenheim 

anging  –  die  Privilegierung  Ulrichs  in  einem  Ort,  in  dem  sie  selbst  den  größten  Machtanteil 

besaßen,  nicht  hinnehmen wollten.  Möglicherweise  hinderten sie  Ulrich an  der  Nutzung seines 

neuen Vorrechtes und zwangen ihn dadurch zu neuen Verhandlungen. Das offensichtliche Ziel der 

Falkensteiner war es, die Herrschaft in den genannten Orten komplett an sich zu bringen, was die 

Ausschaltung der Weinsberger im Jahr 1270 und der Schöneberger im Jahr 1272 belegt. Dieses Ziel 

verloren sie nie aus den Augen, denn noch 1286 kauften sie den Herren von Pappenheim ihren 

Anteil an den Stadtrechten ab. Ein Ausbau von Herrschaftsrechten einer konkurrierenden Familie 

stellte für die Interessen der Falkensteiner eine Gefahr dar und musste verhindert werden. Dennoch 

372 Die Pappenheimer verkauften ihre Rechte an den Städten Assenheim, Münzenberg, Hain und Königstein für 100 
Mark Kölner Pfennige an Philipp und Werner von Falkenstein. Dieses Geschäft wurde am 13. Juni 1286 von König 
Rudolf bestätigt. Vgl. RI VI, 1, Nr. 2025.

373 Philipp war allerdings bei der Krönung Rudolfs anwesend und trat als Zeuge der Privilegienbestätigung für die 
Stadt Köln am 19. November 1273 auf. Siehe RI VI, 1, Nr. 36.

374 Zu diesem Streitfall vgl.  MARTIN, Städtepolitik, S. 145f., Anm. 82. Etwas mehr Kontakt fand offenbar zwischen 
Rudolf und Werner statt, der 1276 eine Bestätigung aller alten Privilegien vom König erhielt.  Vgl. RI VI, 1., Nr. 
517.

375 RÖHLING, Nidda, S. 27.
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konnten sie das Privileg Rudolfs nicht gänzlich ignorieren, zumal auch die Herren von Hanau mit 

Ulrichs Vater Reinhard als Reichslandvogt der Wetterau über eine gerade in der Anfangszeit König 

Rudolfs günstige Machtstellung verfügten. So erklärt sich, warum Ulrich trotz der starken Position 

der Falkensteiner in Assenheim im Besitz von 50 Prozent der Rechte an den Judensteuern bleiben 

konnte und auch Reinhard ein Drittel der zweiten Hälfte der Steuern erhalten sollte.

Es ist unwahrscheinlich, dass die Juden eine Rolle bei der Vergabe ihrer Steuern an Ulrich 

spielten.  Demgegenüber  darf  mit  Sicherheit  eine  umso  stärkere  Mitwirkung  derselben  am 

Zustandekommen der zweiten Urkunde angenommen werden. Darauf lässt schon die Formulierung 

in der Arenga schließen, die Vereinbarung sei auch im Interesse der Juden vorgenommen worden. 

Auch die Regelung, eventuelle Strafangelegenheiten von Stadtherren, Schöffen und Juden verfolgen 

zu lassen, zeigt, wie stark die Juden an der Vereinbarung der adeligen Familien mitgewirkt haben 

mussten.  Die Juden Assenheims waren an stabilen  und sicheren Verhältnissen interessiert.  Dies 

konnten aber nur vor Ort präsente, starke Stadtherren garantieren, wie es aufgrund der geschilderten 

Machtverhältnisse primär die Falkensteiner waren. Da die Machtbalance durch die Bevorzugung 

der Hanauer ins Ungleichgewicht geraten war, wollten die Juden ebenso wie die Falkensteiner das 

Privileg  König  Rudolfs  nicht  hinnehmen.  Die  wohl  von  den  Falkensteinern  initiierten 

Verhandlungen über  eine Regelung,  die  den Interessen aller  Beteiligten gerecht werden konnte, 

waren somit auch im Sinne der Juden. Sie erklärten sich unter zwei Bedingungen dazu bereit, die 14  

Mark Aachener Pfennige von nun an den stadtherrlichen Familien zu bezahlen. Zum einen mussten 

die Hanauer und Falkensteiner den Schutz der Juden garantieren. Die Formulierung, dass sowohl 

Juden, die auf dem Territorium des Königs lebten, als auch jene, die unter der Herrschaft der beiden 

Familien standen, betroffen seien, lässt den Schluss zu, dass die Schutzbestimmungen – anders als 

die Steuerleistung, die sich nur auf die Assenheimer Judengemeinde bezog – auch für alle weiteren 

Juden des Hoheitsgebiets von Hanauern und Falkensteinern galten. Zum anderen konnten die Juden 

in  der  Urkunde festschreiben  lassen,  dass  sie  bei  Anklagen gemeinsam mit  den  Vertretern  der 

Stadtherren und den Schöffen über eine mögliche Bestrafung entscheiden durften.

Die Juden waren also auch in dieser Angelegenheit keineswegs nur passive Empfänger von 

Anweisungen,  wem sie  ihre  Steuern  zu  zahlen  hatten.  Sie  verfügten  über  Beziehungen zu den 

stadtherrlichen  Familien  und  konnten  ihre  Interessen  –  Schutz  vor  Verfolgungen  und  eine 

Beteiligung  an  der  Aufklärung  von  Straftaten,  die  den  Juden  angelastet  werden  könnten  – 

erfolgreich durchsetzen. Im Jahr 1306 verkündete König Albrecht von Habsburg, dass von nun an 

die Steuer der Juden von Assenheim, Münzenberg und Königstein zur Hälfte an ihn und zur anderen 
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Hälfte  an die Falkensteiner gezahlt  werden sollte.376 Von Rechten Ulrichs ist  in dieser Urkunde 

keine Rede mehr. Ihm blieb zwar sein Anteil an der Stadtherrschaft erhalten, aber die Judensteuern 

gingen  ihm verloren.  Da Ulrich  auch mit  Rudolfs  Sohn Albrecht  in  gutem Verhältnis  stand,377 

müssen die Gründe für die Privilegierung der Falkensteiner auch hier im Zusammenhang mit dem 

Interesse der Juden gesehen werden, die den Übergang der Steuerrechte auf die Falkensteiner  als 

mächtigste Familie der Stadt vermutlich begrüßten.

Basel – Straßburg

Einen reinen Belohnungscharakter hatte die Urkunde Rudolfs für Bischof Heinrich von Basel, die – 

wenngleich undatiert – vermutlich unmittelbar nach der Schlacht von Dürnkrut ausgestellt wurde.378 

Um ihm die Mühen und den Schaden, den er durch seine Beteiligung am Konflikt mit Ottokar 

erlitten  hatte,  zu  vergelten,  übertrug  Rudolf  dem Bischof  alle  Rechte  und  Steuern  der  in  den 

Diözesen  Basel  und  Straßburg  lebenden  Juden.  Ausdrücklich  betonte  der  Habsburger  die 

Zugehörigkeit dieser Juden zur königlichen Kammer. Heinrich sollte diese Rechte ausüben, bis er 

die Summe von 3000 Mark Silber von ihnen erhalten habe. Danach sollten die Juden wieder in den 

Dienst des Reiches zurückkehren.379

Der Begünstigte, Bischof Heinrich von Basel, war der engste und wichtigste Gefolgsmann 

Rudolfs.  Der  zwischen  1220  und  1230  in  Isny  im  Allgäu  geborene  Sohn  eines  Bäckers  oder 

Schmieds trat bereits in Jugendzeiten dem Franziskanerorden bei.380 Nach einer Studienzeit in Paris 

war er seit den 1250er Jahren als Lektor in Basel und Luzern beschäftigt. In Luzern trat er zu dieser 

Zeit  als Beichtvater  Rudolfs  in  Erscheinung und konnte bereits  früh einen engen Kontakt  zum 

376 Nassauisches UB I, 3, S. 62, Nr. 1376.

377 Ulrich von Hanau wurde unter  anderem im Jahr  1300 von König Albrecht zum Reichslandvogt im Gebiet der 
Wetterau  ernannt.  Vgl.  MGH  Const  IV,  1,  S.  98,  Nr.  124.  Zu  Überlegungen  über  das  tatsächliche 
Zuständigkeitsgebiet des Hanauers in Abgrenzung zu dem auch unter Albrecht bedeutenden Grafen Eberhard von 
Katzenelnbogen sowie zu den weiteren Diensten, die Ulrich dem Habsburger leistete, siehe SCHWIND, Landvogtei, S. 
117-121.

378 Monuments de Bale II, S. 312f., Nr. 237.

379 Ebd.,  S. 313:  Ut igitur  dampna gravia,  ac debita onerosa, quae idem princeps noster sustinuit,  labores,  quos  
pertulit, et obsequia, quae impendit, aliqualis consolationis nostrae munere non fraudentur, ecce quod universos  
nostros Iudaeos per Argentinen. et Basilien. Dyocesin  (sic!) constitutos cum omni jure, servitio, consuetudine et  
respectu, quibus ad nostram et  Imperii cameram pertiinere noscuntur, dicto principi nostro pro tribus millibus  
marcarum argenti simpliciter,  assignamus, praecise volentes, ut  ei  soli tamdiu obediant, serviant,  et  intendant,  
quousque praefatam trium millium marcarum argenti summam ab ipsis recipiat integre et complete; qua soluta  
dicti Iudaei ad camerae Nostrae servitia reverentur.

380 Über  die Herkunft  Heinrichs und seinen Werdegang bis zu der  Zeit  Rudolfs von Habsburg siehe  BAUMGARTEN, 
Heinrich.
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späteren König aufbauen.381 Nach der Wahl Rudolfs zum Reichsoberhaupt schickte dieser Heinrich 

im Frühling 1274 als Gesandten zu Papst Gregor X., um dort Anerkennung zu erlangen und den nun 

als  Lektor  im  Mainzer  Minoritenkloster  tätigen  Vertrauten  als  neuen  Bischof  von  Basel 

vorzuschlagen. Dort blieb Heinrich bis zu seiner Ernennung zum Mainzer Erzbischof im Jahr 1286. 

Während der gesamten Regierungszeit Rudolfs bis zum Tod Heinrichs beteiligte sich dieser an allen 

wichtigen Unternehmungen des Königs, an den Kämpfen mit Ottokar sowie dem Einmarsch nach 

Böhmen 1280, den Konflikten mit den Grafen Egno von Freiburg und Eberhard von Württemberg 

sowie den Auseinandersetzungen, die Rudolf im Südwesten des Reiches etwa mit Pfalzgraf Otto 

von Burgund hatte. Im Gegenzug stand Rudolf dem Bischof bei dessen militärischen Aktionen in 

der Region um Basel bei.382 Auch bedachte er ihn während der gesamten gemeinsamen Zeit mit 

umfangreichen Privilegien und versuchte so, ihn in seiner Amtsführung als Bischof von Basel und 

Erzbischof von Mainz zu unterstützen, wobei an dieser Stelle besonders die im Jahr 1286 erfolgte 

Einsetzung  Heinrichs  als  Landfriedenshauptmann  und  Reichsstellvertreter  der  Landgrafschaft 

Thüringen und Meißens erwähnt werden muss.383 Mit der Übertragung der Rechte an den Juden von 

Basel und Straßburg wollte Rudolf vermutlich die Machtposition Heinrichs – und damit auch seine 

eigene – gegen die Straßburger Bürger stärken.

In Basel lebten seit dem Beginn des 13. Jahrhunderts Juden, die vermutlich aus dem Elsass 

zugewandert  waren.384 Die Gemeinde zahlte  im Jahr 1241 eine Reichssteuer von 40 Mark, was 

ebenso wie der seit 1264 erstmals urkundlich genannte Friedhof auf eine große Gemeinde schließen 

lässt, wenn auch weit weniger bedeutend als die von Straßburg.385 Wichtigster Ansprechpartner der 

Juden Basels war wohl der Bischof, der  in der Zeit Rudolfs über eine starke Stellung innerhalb der 

Stadt verfügte, wenn er auch einige Machtbereiche wie etwa die Verfügung über die Allmende oder 

die Stadtverteidigung an den bürgerlichen Rat abgetreten hatte.386 Das Verhältnis Bischof Heinrichs 

zu der Basler Stadtgemeinde war ungetrübt, was sich primär durch die ebenfalls guten Beziehungen 

381 Ebd., S. 223-225.

382 Für Einzelheiten der gemeinsamen Militäraktionen Rudolfs und Heinrichs siehe EUBEL, Heinrich, sowie die Rudolfs 
Kriegszüge betreffenden Kapitel bei REDLICH, Rudolf.

383 Siehe unten, S. 139.

384 MEYER, Juden, S. 15.

385 Zur Größe der Gemeinde von Basel vgl. ebd., S. 18.

386 WACKERNAGEL,  Basel,  S.  57f.  Eine  bürgerliche  Stadtvertretung  bildete  sich  um  die  Wende  vom  12.  zum  13. 
Jahrhundert. Vgl. dazu Zentren, S. 49-51, Art. Basel. Der Vorgänger Heinrichs von Isny, Heinrich von Neuenburg 
(1262-1274),  ließ  die  Bischofsrechte  schriftlich  fixieren.  Sie  umfassten  unter  anderem die  Kontrolle  über  die 
städtische Gerichtsbarkeit, das Bannrecht, das Prägen von Münzen und alle Einkünfte aus den Zöllen der Stadt. 
Auch war es Aufgabe der Bischöfe, die an das Reich zu zahlende Steuer, unter die auch die Abgaben der Juden 
fielen, einzuziehen. Siehe ebd., S. 58.
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Rudolfs zu den Bürgern erklärt. Hatte er als Graf die Stadt mehrfach belagert und kurz vor seiner 

Wahl zum König fast erobert, änderte er in der Folgezeit seine Haltung zu den Basler Bürgern.387

Die Straßburger Gemeinde zählt zu den bedeutendsten des Reiches; sie existierte seit dem 

12. Jahrhundert.388 In der Mitte des 13. Jahrhunderts wurde sie in die Kämpfe der bürgerlichen 

Stadtvertreter  mit  dem  bischöflichen  Stadtherren  Walther  von  Geroldseck  verwickelt  und  war 

offenbar Belästigungen von Seiten der Bürger ausgesetzt. Nach der Niederlage des Bischofs und 

dem darauffolgenden Friedensschluss verlor Walther die Kontrolle über die Rechte an den Juden 

zugunsten  der  Stadtgemeinde.389 Davon  unabhängig  waren  sie  weiterhin  dem  Reichsoberhaupt 

Steuern schuldig, die im Jahr 1241 die Summe von 200 Mark Silber, im 14. Jahrhundert lediglich 

noch  60  Mark  betrugen.390 Mit  der  Stadtgemeinde  von  Straßburg  stand  Heinrich  in  keinem 

nennenswerten Kontakt. Seine Beziehungen zum Straßburger Bischof Konrad III. von Lichtenberg, 

der ebenfalls zum engsten Kreis König Rudolfs zu zählen ist, waren allerdings recht gut: Im Jahr 

1279 unterstützte Heinrich diesen beispielsweise in seinem Kampf gegen den Markgrafen Rudolf 

von Baden.391 Aufgrund der Machtlosigkeit Konrads in seiner Stadt spielt das Verhältnis der beiden 

Bischöfe für Straßburger Judenbelange jedoch nur eine untergeordnete Rolle. Auch hier mögen die 

Beziehungen Rudolfs zu den Straßburger Bürgern wichtiger gewesen sein: Straßburg gehörte mit 15 

Aufenthalten zu den vom König am meisten besuchten Orten.392

Rudolf belohnte in für ihn typischer Weise mit Heinrich von Isny eine wichtige Stütze seiner 

Herrschaft. Die Vergabe der Rechte an den Juden von Basel und Straßburg für die sehr hohe Summe 

von 3000 Mark Silber zeigt den hohen Stellenwert Heinrichs für den König. Die Vergabe diente – 

neben dem finanziellen Aspekt – vor allem der Machterweiterung des Bischofs, der durch die zuvor 

vom  Reich  genutzten  Judensteuern  und  -rechte  seine  Herrschaft  in  Basel  ausbauen  und 

konsolidieren und auch in Straßburg eine stärkere Position erlangen konnte. Eine engere Bindung 

an den Bischof  war  sicherlich im Interesse der  Basler Juden.  Denn ungeachtet  der  dauerhaften 

387 RI VI,  1,  Nr.  23.  Siehe auch  MARTIN,  Städtepolitik,  S.  28.  Martins Auffassung, Rudolf  hätte  Basel  wieder  zur 
Reichsstadt  erhoben  und  somit  dem Zugriff  seines  Widersachers  Bischof  Heinrichs  von  Neuenburg  entzogen, 
widersprechen ESCHER und HIRSCHMANN in Zentren, S. 51, Art. Basel, mit dem Hinweis darauf, dass sich der König 
lediglich die Vogteirechte von Neuem sicherte.

388 MENTGEN, Elsass, S. 30 und S. 125.

389 Ebd.,  S.  126f.  Für  eine  detaillierte  Beschreibung  der  Konflikte  zwischen  dem  Straßburger  Bischof  und  der 
Stadtgemeinde im 13. Jahrhundert siehe EGAWA, Stadtherrschaft, S. 23-197.

390 MENTGEN,  Elsass,  S. 127, führt aus,  dass bei der  übermäßig hohen Summe aus dem Jahr 1241 möglicherweise 
Zahlungsrückstände  mit  einflossen,  sodass  von  dem  Betrag  nicht  auf  eine  außerordentlich  große  Gemeinde 
geschlossen werden kann.

391 EUBEL, Heinrich, S. 413f.

392 MARTIN,  Städtepolitik, S. 196. Auch bestätigte Rudolf den Bürgern am 8. Dezember 1275 alle althergebrachten 
Rechte und Privilegien. Vgl. RI VI, 1, Nr. 457.
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Abwesenheit  verfügte  er  dort  über  eine  breite  Machtbasis  und konnte  überdies  bei  eventuellen 

Problemen auch auf die Unterstützung des königlichen Reichsvogtes von Basel rechnen. Ob die 

Straßburger  Juden  von  der  Ausübung  der  Judenrechte  durch  Heinrich  profitieren  konnten,  ist 

fraglich. Sie verorteten sich zwischen der Stadtgemeinde und dem Königtum. Es ist durchaus davon 

auszugehen, dass Heinrich seine Rechte auch in Straßburg durchsetzen konnte, was allerdings nicht 

aufgrund  seiner  eigenen  Position  dort  möglich  war,  sondern  aufgrund  von  Rudolfs  guten 

Beziehungen zur Stadt,  die  sich der Basler Bischof nutzbar machen konnte. Unabhängig davon 

waren  die  Juden  der  beiden  Städte  sicherlich  nicht  an  der  Vergabe  ihrer  Steuern  und  Rechte 

beteiligt, auch wenn zumindest die Juden Basels keine Einwände gegen eine stärkere Verbindung 

zum Bischof gehabt haben werden.

Dortmund

Dass sich Rudolf von Habsburg im Jahr 1279 im äußersten Südosten des Reiches aufhielt, hinderte 

ihn nicht daran, sich um eine die Juden betreffende Angelegenheit im weit entfernten Dortmund zu 

kümmern. Am 20. Juni richtete der König ein Schreiben an die jüdische Gemeinde.393 In diesem 

führte er aus, dass Gottschalk und Bertram von Ahaus wegen ihrer Dienste für Rudolf den Betrag 

von 70 beziehungsweise 14 Mark Silber von den Juden der Stadt erhalten sollten. Diese Summe 

würde der  Dortmunder  Schultheiß  Dietrich von ihnen  erheben und an  Gottschalk  und Bertram 

weiterleiten.394 Da dies eine  besondere Belastung für die  jüdische Gemeinde darstellte,  befreite 

Rudolf die Dortmunder Juden für die Zeit vom Fest des heiligen Martin bis zum Osterfest und dann 

für ein weiteres Jahr, also für insgesamt circa anderthalb Jahre, von allen Steuern oder weiteren 

außerordentlichen Zahlungen.395 Die angesprochenen Dienste Gottschalks und Bertrams werden in 

der Urkunde nicht präzisiert, die beiden Unterstützer des Königs erscheinen auch nicht noch einmal 

in nachweisbarem Kontakt mit dem Habsburger. Verschiedene Gründe sind für die Begünstigung 

der Helfer Rudolfs denkbar. Es wurde vermutet,  dass es sich bei den beiden um Gläubiger des 

Königs  handelte  und  Rudolf  mithilfe  der  Dortmunder  Judensteuer  seine  Schulden  begleichen 

393 Westfälisches UB VII, S. 771f., Nr. 1683.

394 Ebd, S. 771: Gratis dilectorum fidelium nostrorum Berthrammi et Gotschalci de Ahusen preventi serviciis eisdem 
Berhtrammo  videlicet  septuaginta  marcas  sterlingorum,  Gotschalco  vero  quatuordecim  marcas  sterlingorum 
deputavimus a vobis per Ditricum scultetum Tremoniensem de mandato nostro precarie nomine requirendas (...).

395 Ebd.: Nos enim propter hoc gratum nostro culmini impendendum obsequium a festo beati Martini nunc proximo ad  
festum pasche proxime subsequens et abinde deinceps ad unum annum continuum vos ab omni precaria sive stiura  
liberos esse decernimus et immunes.
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wollte.396 Weder  ist  jedoch in  der  Urkunde  von Schulden die  Rede noch von Gläubigern.  Der 

Ausdruck  preventi  serviciis sowie  der  Zeitpunkt  der  Ausstellung  der  Urkunde,  das  Jahr  1279, 

weisen auf eine Verbindung zu der Eroberung der österreichischen Länder und der Unterwerfung 

Ottokars  hin.  Die  Urkunde wurde  in  Wien ausgestellt  und den  vermutlich  persönlich am Hofe 

Rudolfs anwesenden Begünstigten übergeben, welche sie dann an die Juden und den Schultheißen 

von Dortmund weiterleiteten. Der Herkunftsname Gottschalks und Bertrams weist auf Westfalen 

hin. In der Literatur wird Ahusen meist als Ahausen wiedergegeben,397 wobei es sich entweder um 

einen Ort in der Nähe von Rothenburg an der Wümme handelt  oder um eine Siedlung, die im 

Zusammenhang mit dem in Franken gelegenen Kloster Ahausen steht. Wahrscheinlicher ist jedoch, 

dass  der  in  Westfalen gelegene Ort Ahaus gemeint  ist,  der  sich wesentlich näher an Dortmund 

befindet als die beiden  erstgenannten Ortschaften. Dies würde erklären, warum der König seine 

Helfer ausgerechnet mit der Judensteuer der weit entfernten Stadt Dortmund bedachte.

Die Urkunde wirft die Frage nach der rechtlichen Situation der Juden Dortmunds auf. Seit 

dem 23. Dezember  1248, als König Wilhelm von Holland die Stadt  an Erzbischof Konrad von 

Hochstaden  für  1200  Mark  Kölner  Pfennige  verpfändet  hatte,  übten  die  Kölner  Erzbischöfe 

zumindest  de jure die Stadtherrschaft über Dortmund aus.398 Diese Herrschaft erstreckte sich von 

Beginn  an  auch  über  die  Juden.  Am  27.  März  1250  stellte  Erzbischof  Konrad  eine 

Judenschutzurkunde aus, in der er den Juden zusicherte, sie gegen alle Bedrohungen schützen zu 

wollen, solange sie als Gegenleistung eine jährliche Abgabe von 25 Mark Kölner Pfennige zahlen 

würden.399 Die Stadtvertreter waren am Zustandekommen der Urkunde beteiligt, was sich an der 

Mitbesiegelung der Urkunde zeigt.400 Teil der Wahlversprechen, die Rudolf im Jahr 1273 machen 

musste, war unter anderem die Bestätigung der Verpfändung Dortmunds an die Kölner Erzbischöfe. 

Er sicherte Erzbischof Engelbert  am 23. September 1273 zu, die Rechte an der Stadt weiterhin 

396 Ohne diesen Gedanken weiter auszuführen oder zu erklären, spricht ASCHOFF, Westfalen, S. 84 davon, dass Rudolf 
von den  Dortmunder  Juden  verlangte,  die  Summe „zweien  seiner  Gläubiger  über  den  Dortmunder  Schultheiß 
Dietrich zu entrichten“.  KOSCHE, Studien, S. 136 meint, Rudolf habe die Juden dazu angehalten, „seine Schulden 
(...) bei Bertram und Gottschalk von Ahausen (...) zu bezahlen.“

397 Vgl. etwa  KOSCHE, Studien, S. 136, die allerdings auf das Problem der Herkunft Gottschalks und Bertrams nicht 
weiter eingeht.

398 RI V 1, 2, Nr. 4953. Zum Widerstand der Dortmunder Bürger gegen die Verpfändung vgl. WINTERFELD, Dortmund, 
S. 53.

399 Dortmunder UB I, S. 36, Nr. 87: (...) nos iudeos nunc in oppido Tremontensi commorantes cum personis et rebus ac  
eorundem familia in nostrum recepimus protectionem et defensionem specialem, ita ut in ipso oppido securi et  
quiete permaneant,  quamdiu voluerint  sub annua pensione 25 marcarum denariorum Coloniensium ab eisdem  
annis singulis in octavis Penthecostes  nobis persolvenda ac scultheto nostro sub duorum consulum testimonio 
exhibenda.

400 Ebd.:  Ut igitur prefati iudei in dicto oppido nostre protectionis gratia muniti secure permaneant, in predictorum  
testimonio presentes litteras conscribi et nostri ac Tremoniensis oppidi sigillorum munimine fecimus communiri.
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nutzen  zu  dürfen.401 Allerdings  war  von  einer  Verpfändung  Dortmunds  nun  keine  Rede  mehr; 

Engelbert  wurde  lediglich  als  commissio,  also  als  Stellvertreter  des  Reichsoberhauptes, 

eingesetzt.402 Die Steuern der Juden waren offenbar nicht in diese Bestätigung miteinbezogen.

Äußerst fraglich ist, welchen Einfluss der Kölner Erzbischof Siegfried in Dortmund um das 

Jahr 1279 überhaupt noch hatte. Sowohl Rudolf als auch der in Westfalen mächtige und vom König 

gestützte Graf Eberhard von der Mark standen in starkem Dissens zu Siegfried und hatten kein 

Interesse daran, auf Rechte des Kölners Rücksicht zu nehmen.403 Obwohl Graf Eberhard nicht in 

der  Urkunde  Rudolfs  in  Bezug  auf  die  Juden  erwähnt  wird,  sollte  er  in  späteren  Zeiten, 

insbesondere  unter  König  Albrecht,  eine  bedeutende  Rolle  für  die  Dortmunder  Juden  spielen. 

Spätestens seit Ende der 1280er Jahre erhob Eberhard die Steuern der jüdischen Gemeinde, wie aus 

einem Schreiben des Dortmunder Rates vom Februar 1299 an König Albrecht hervorgeht.404 Neben 

Graf Eberhard förderte Rudolf auch die Bürger Dortmunds mit einigen Privilegien und trug so zu 

ihrer  Entfremdung  vom  Kölner  Erzbischof  bei.  Wenige  Tage  nachdem  Rudolf  Engelhard  die 

Verpfändung Dortmunds bestätigt hatte, am 3. November 1273, wurden auch die alten Privilegien 

der  Bürger  erneuert.405 Zudem  erhielten  die  Dortmunder  am  22.  Juli  1274  eine  königliche 

Bestätigung der  reichsweit  geltenden Zoll-,  Wegegeld- und Geleitsfreiheit.406 Dadurch,  dass der 

König  die  Dortmunder  Bürgerschaft  weitgehend vom Einfluss  des  Kölner  Erzbischofs  befreite, 

konnte er auf ihre Kooperation in Bezug auf die Verwendung der Judensteuer hoffen.

Um beurteilen  zu  können,  ob  die  Juden  ein  Interesse  daran  hatten,  für  eine  einmalige 

Zahlung von allen weiteren Steuern für anderthalb Jahre befreit zu werden, muss man die jährlich 

zu entrichtenden Abgaben an das Reich sowie an andere Herrschaftsträger mit der Sonderzahlung 

vergleichen.  In  der  Reichssteuerliste  von 1241 sind die  Dortmunder  Juden mit  15 Mark Silber 

401 Ebd., S. 177, Nr. 338.

402 Auch  MARTIN,  Städtepolitik,  S.  60,  sieht  in  der  sehr  vorsichtigen  Formulierung  Rudolfs  eine  „deutliche 
Abschwächung der von Wilhelm von Holland vorgenommenen Verpfändung“.

403 Insbesondere  SCHILP, Reichsstadt, S. 70-73 betont den Aufwand, den die Stadtgemeinde unternehmen musste, um 
sich gegen die umliegenden Territorialherren während des Interregnums und darüber hinaus zu behaupten.

404 Dortmunder UB I, S. 157f., Nr. 389. Vgl.  KOPPMANN, Juden in Dortmund, S. 82f. Albrecht versuchte zwar nach 
seiner Wahl zum König, dem Kölner Erzbischof Wiekbold die versprochenen Rechte an den Juden zu verschaffen 
und richtete sich in den nächsten zwei Jahren mit insgesamt fünf Schreiben an die Dortmunder Juden und die 
christliche Stadtgemeinde, musste schließlich allerdings die faktische Macht Eberhards akzeptieren. Offensichtlich 
versuchte auch die Stadtgemeinde, aus der unübersichtlichen Situation einen Nutzen zu ziehen und selbst von den 
Juden Steuern zu erheben.  Darauf weist  eine weitere Urkunde Albrechts vom 15. Juli 1300 hin,  in der er den 
Dortmunder Bürgern verbietet, Abgaben von den Juden zu fordern. Vgl.. Dortmunder UB I, S. 180, Nr. 265 (1299 
Oktober 18);  S. 181f., Nr. 268 (1299 Dezember 1);  S. 182f., Nr. 269 (1299 Dezember 1); Westfälisches UB VII, S.  
231f., Nr. 2560 (1299 Dezember 2); Westfälisches UB VII, S. 248, Nr. 2591 (1300 Juli 15); Dortmunder UB II, S.  
2, Nr. 3 (1301 Februar 8).

405 RI VI, 1, Nr. 29. Für den weiteren Kontext und Inhalt der Urkunde siehe MARTIN, Städtepolitik, S. 62.

406 Ebd, Nr. 190.
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verzeichnet.407 Erzbischof Konrad von Köln verlangte in seinem Schutzbrief für die Juden aus dem 

Jahr 1250 den Betrag von 25 Mark Kölner Pfennige.408 Die nun wesentlich höhere Sonderabgabe 

von insgesamt 84 Pfund Silber kann möglicherweise mit einem starken Anwachsen der jüdischen 

Gemeinde erklärt werden.409 Der Vergleich etwa mit der Friedberger Judengemeinde, die im Jahr 

1242 zusammen mit den übrigen Wetterauer Juden 150 Mark zahlte und sich 1277 zur Abgabe von 

130 Mark an die Friedberger Burgmannschaft verpflichtete, sowie die Tatsache, dass in der zweiten 

Hälfte des 13. Jahrhunderts insgesamt ein starker Zuwachs an neuen jüdischen Siedlungsorten zu 

beobachten  ist,  zeigt,  dass  es  sich  bei  den  84  Pfund  Silber  nicht  zwingend  um  eine 

unverhältnismäßig hohe Forderung des Königs gehandelt haben muss. Davon abgesehen werden die 

Juden  sicherlich  nicht  an  der  im  fernen  Wien  vorgenommenen  Begünstigung  Gottschalks  und 

Bertrams teilgenommen haben. Es wird auch nicht in ihrem Interesse gelegen haben, die Steuer im 

Voraus zu bezahlen, da nicht gewiss war, ob der König oder ein anderer Herrschaftsträger in den 

anderthalb Jahren nicht doch noch einmal zusätzliche Geldforderungen stellen würde.

Neben  der  Begünstigung  zweier  Anhänger  sollte  die  Vergabe  den  Einfluss  des  Kölner 

Erzbischofs Siegfried  von Westerburg zurückdrängen.  Theoretisch  war  dieser  nach wie  vor  der 

Stellvertreter Rudolfs in Dortmund; die Urkunde über die Judensteuer ist der erste Hinweis darauf, 

dass die Stellvertreterfunktion Siegfrieds nicht mehr bestand. Wenig später rückte Graf Eberhard 

von der Mark an die Stelle des Erzbischofs. Dieser hatte sich als treuer Unterstützer des Königs 

erwiesen und wurde von ihm in den 1280er Jahren auch mit der Erhebung der Judensteuer belohnt. 

Über welchen Einfluss Eberhard 1279 in Dortmund verfügte, ist nicht bekannt, aber angesichts der 

Tatsache, dass er erst kurz danach in den Diensten des Königs nachweisbar ist, scheint eine starke 

Position des Grafen zu diesem Zeitpunkt unwahrscheinlich. Der Anteil der Juden an der Vergabe 

ihrer  Steuern ist  gering anzusetzen.  Selbst  wenn sie an den Verhandlungen beteiligt  waren und 

somit die Steuerbefreiung für anderthalb Jahre durchsetzen konnten, hatten sie kaum ein Interesse 

an  der  Vorauszahlung  der  Steuern.  Dafür  war  die  Situation  im  von  ständigen  Kämpfen  der 

Adelsgeschlechter  erschütterten  Westfalen  zu  ungewiss,  als  dass  die  Juden  sich  nicht  darauf 

verlassen konnten, tatsächlich für den genannten Zeitraum von weiteren Steuern befreit zu sein.

407 MGH Const III, 3, S. 2.

408 Westfälisches UB VII, S. 1289, Nr. 746a.

409 84 Pfund entsprechen in etwa 126 Mark. Vgl. KAHNT, Maße, S. 178f. und S. 219. KOSCHE, Studien, S. 136 geht von 
einer jährlichen Steuer von circa 60 Pfund Silber aus und vermutet vorsichtig, die starke Steigerung hänge mit 
einem sehr großen Wachstum der Gemeinde zusammen. Ebenso ASCHOFF, Westfalen, S. 84.
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Gelnhausen

Wie schon in den Streitigkeiten im Mainzer Erzbistum in den 1270er Jahren wurde Rudolf am 26. 

April 1280 erneut von Erzbischof Werner von Mainz darum gebeten, in einem Fall als Vermittler in 

Erscheinung zu treten. Den äußeren Rahmen bildete dabei die Sponheimer Fehde, konkret ging es 

um einen Gelnhausener Juden.410 Werner berichtete in einem Schreiben an den König zunächst über 

die erfolglosen Schlichtungsversuche Reinhards von Hanau zwischen ihm und Graf Johann von 

Sponheim, um dann einen Fall anzusprechen, bei dem ein aus Gelnhausen stammender Jude nach 

Mainz  umgezogen  und damit  zu  Werners  Juden  geworden  sei.  Der  Schultheiß  und die  Bürger 

Gelnhausens stellten allerdings die Rechtmäßigkeit dieses Umzugs in Frage und beschlagnahmten 

die  zurückgelassenen  Güter  des  Juden.  Mit  dem Hinweis  darauf,  dass  es  den  Juden  seit  jeher 

gestattet sei, von Reichsstädten in erzbischöfliche Städte zu ziehen und umgekehrt, bat Werner den 

König darum, in dieser Angelegenheit zu seinen Gunsten zu intervenieren.411

Zwei  Aspekte  sollen  anhand  dieser  Urkunde  thematisiert  werden:412 Zum  einen  ist 

interessant, dass die Vermittlerrolle des Königs sowohl von den Juden als auch von christlichen 

Herrschaftsträgern erwünscht und geschätzt  wurde,  selbst  wenn Rudolf  nicht  vor Ort war.  Zum 

anderen zeigt  die  Urkunde,  wie eindeutig in der zeitgenössischen Wahrnehmung zwischen „den 

Juden des Königs“ und „den Juden des Erzbischofs“ unterschieden wurde, was die Verabsolutierung 

der Kammerknechtschaft als Ausdruck totaler Abhängigkeit der Juden vom König ausschließt.413

Die Rolle Rudolfs als Schlichter im Konflikt um die Güter des Juden hat zwei Gründe. Es ist 

logisch, dass sich Erzbischof Werner in diesem Streit mit Gelnhausen primär an den Stadtherren des 

Ortes, nämlich den König, wandte. Daneben hatte sich Rudolf  in den Auseinandersetzungen im 

410 Briefsammlung, S. 148-150, Nr. 134.

411 Ebd.: Ceterum scultetus et cives vestri de Gelnhousen bona cuiusdam Iudei, qui de ipso opido Gelnhousen se cum  
persona  et  rebus  suis  ad  opidum  nostrum  transtulerat  nosterque  fuit  Iudeus  effectus,  iuxta  quod  Iudeis  de  
imperialibus ad nostra et de nostris opidis ad imperialia ex antiquis licitum et liberum est transire, in nostrum  
preiudicium occuparunt et detinent occupata.Unde quia contra scultetum et cives predictos modis quibus convenit  
huiusmodi iniuriam nos prosequi oportebit, humiliter supplicamus, ut si occasione huiusmodi vobis ab aliquibus  
emulis nostris suggesta fuerint et relata aliqua super istis, nostram dignemini habere innocenciam excusatam, nam 
contra vestram magnificenciam nichil omnio facere credimus in hac parte.

412 Da die Situation der Gelnhausener Juden die Urkunde nicht konkret betrifft, wird eine Thematisierung derselben an 
anderer Stelle, bei der Analyse der Vergabe der Judensteuern an Ulrich von Hanau durch den König im Jahr 1286 
erfolgen. Siehe unten, S. 136. Auch der Themenkomplex über die Freizügigkeit der Juden im Reich wird erst bei 
der Analyse der Mandate, in denen Rudolf 1286 die Beschlagnahmung der aus den rheinischen und wetterauischen 
Städten geflohenen Juden verkündete, behandelt. Siehe dazu unten, S. 131.

413 Hier sei  erneut auf die Ausführungen Patschovskys und Willoweits verwiesen, die Rudolf unterstellen, die von 
Kaiser Friedrich II. postulierte Kammerknechtschaft zu einem Unterdrückungsapparat umgewandelt zu haben. Vgl. 
PATSCHOVSKY, Rechtsverhältnis und  WILLOWEIT, Königsschutz. Für eine weitere Vertiefung des Themenkomplexes 
Kammerknechtschaft siehe unten, S. 129.
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Erzbistum  als  erfolgreicher  Vermittler  gezeigt  und  überdies  den  Erzbischof  bei  den 

Ausgleichsverhandlungen  begünstigt.414 Auch  wenn  das  Verhältnis  der  beiden  zu  dieser  Zeit 

abgekühlt war und diese Urkunde den einzigen Kontakt für das Jahr 1280 darstellte, war Rudolf für 

Werner  dennoch  ein  wichtiger  Ansprechpartner,  was  sich  im  größeren  Zusammenhang  an  den 

vielfältigen Versuchen Rudolfs, die Sponheimer Fehde durch von ihm ernannte Schiedsrichter zu 

beenden, zeigte.415

Nicht nur Erzbischof Werner, sondern auch der in der Quelle erwähnte Jude hielt Rudolf für 

einen  verlässlichen  Vermittler.  Es  ist  anzunehmen,  dass  die  Bitte  an  Rudolf  um Unterstützung 

primär auf Wunsch des Juden zustande kam. Im Prinzip ist dies ein ähnliches Vorgehen wie im Fall 

der Privilegienbestätigung der Stadt Goslar von 1274, bei der ebenfalls mit Herzog Albrecht von 

Sachsen ein mächtiger und mit Rudolf in guter Beziehung stehender Landesherr als Autor der Bitte 

erscheint,  um  ihr  stärkeren  Nachdruck  zu  verleihen.416 Im  Falle  der  Fürsprache  Werners  sind 

allerdings  auch dessen  eigene  Interessen nicht  außer  Acht  zu  lassen.  Zum einen  wollte  er  aus 

finanziellen Gründen den neu zugezogenen Juden und dessen Eigentum schützen.  Zum anderen 

konnte  es  der  Erzbischof  als  mächtigster  Territorialherr  des  mittleren  Rheingebietes  nicht 

hinnehmen, wenn seine Rechte oder die Rechte seines Juden geschmälert oder sogar außer Kraft 

gesetzt wurden.

Bereits  bei  der  Schiedsrichtertätigkeit  Rudolfs  in  den  1270er  Jahren  zeigte  sich  das 

zurückhaltende Vorgehen des Königs, der keineswegs einen Anspruch auf die Juden Werners erhob. 

Dies wird in dieser Urkunde erneut bestätigt. Wie selbstverständlich sprach der Erzbischof von den 

Juden des  Königs  und den  Juden seines eigenen Machtbereiches.  Die in  der  Forschung häufig 

formulierte These, Rudolf habe mit aller Macht „das Judenregal“ wieder an sich reißen wollen, ist 

ganz offensichtlich zu differenzieren. Er versuchte dies durchaus in einigen Fällen, auch in Mainz 

nach dem Tod Werners im Jahr 1284. Dennoch wusste er sich zurückzuhalten, wenn er sich nicht in 

der Machtposition wähnte, um eine Forderung auch durchzusetzen, oder wenn die Ansprüche einen 

wichtigen Verbündeten verärgert hätten.

414 Siehe oben, S. 38.

415 Zur Sponheimer Fehde, die das Mainzer Erzbistum über Jahre heimsuchte, siehe beispielsweise NAUMANN-HUMBECK, 
Studien.

416 Vgl. oben, S. 28.
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Frankfurt

Die letzte  Urkunde,  mit  der  Rudolf  von Habsburg  in  seiner  Wiener  Zeit  einen seiner  Gehilfen 

begünstigte und die Rechte an Juden tangierte, wurde am 10. Februar 1281 für den Frankfurter 

Schultheißen Heinrich ausgestellt.417 Für seine Verdienste und seine Treue dem König gegenüber 

sollte er von jedem Juden, der in Zukunft seinen Wohnsitz in Frankfurt wählen würde, eine Mark 

erhalten.418 Solange das Wohlgefallen Rudolfs  für die Dienste  Heinrichs andauern würde,  sollte 

auch die Vergabe gelten.419 Bei dem Begünstigten der Urkunde handelt es sich um Heinrich II. von 

Praunheim. Wie lange er als Schultheiß in Frankfurt wirkte, ist nicht eindeutig zu belegen.420 Mit 

Rudolf stand er von Beginn an in engen Beziehungen. Als zentral ist der Erwerb der Rödelheimer 

Burg 1276 durch Rudolf von acht Rittern anzusehen, die gleichzeitig zu Reichsburgmannen ernannt 

wurden.421 Heinrich, der zu diesen Rittern gehörte, wurde vor allem in dieser Stellung vom König 

gefördert.422 Darüber hinaus stand er mit allen wichtigen Herrschern der Region in engem Kontakt 

und wurde von ihnen begütert.423 In der Folgezeit  beteiligten er und seine Mitburgmannen von 

Rödelheim sich am Feldzug gegen Ottokar. In diesem Zusammenhang erhielten sie am 30. August 

1276,  als  sie  in  Nürnberg  zum  Heer  des  Königs  stießen,  die  Zusage,  dass  der  König  keinen 

417 CD Moenofrancofurtanus I, S. 231f., Nr. 442.

418 Ebd.:  Fidem  et  merita  fidelis  nostri  dilecti  Heinrici  sculteti  Frankenvordensis  benignius  intuentes,  hanc  sibi  
liberaliter graciam duximus faciendam, quod idem Heinricus de quolibet iudeo, qui ex nunc in antea in civitate  
Frankenvordensi residenciam fecerit  personalem, unius marce servitium possit  recipere auctoritate  presencium  
litterarum.

419 Ebd.: Prefata gracia tantum ad nostre voluntatis beneplacitum duratura.

420 Er wird in einer Urkunde Rudolfs aus dem Jahr 1290 als Heinricus, quondam scultetus in Frankenfort bezeichnet. 
Vgl. UB Frankfurt I, 282f., Nr. 583. Zu der Urkunde siehe unten, S. 225. Als Adolf von Nassau im Jahr 1293 zum 
König gekrönt wurde und seine Unkosten von den Frankfurter Juden decken lassen wollte, wurde er allerdings nach 
dem Bericht  des  Cronicon Colmariense vom Frankfurter  Schultheiß daran gehindert,  bei  dem es sich offenbar 
wieder um Heinrich von Praunheim handelte. Vgl. MGH SS XVII, S. 257. Er wird in Frankfurter Urkunden bis 
1303 zuweilen als Schultheiß bezeichnet. Vgl. SCHALLES-FISCHER, Pfalz, S. 415.

421 Das Interregnum und die Regierungszeit Rudolfs waren von Kämpfen zwischen den verschiedenen Machtträgern 
gekennzeichnet, was sich – ähnlich wie in der übrigen Wetterau und Oppenheim – an der mehrfachen Zerstörung 
der Reichsburg manifestiert. Zur selben Zeit, in der die Aufstände in den genannten Orten stattfanden, kam es auch 
in Frankfurt zu Unruhen, in deren Verlauf möglicherweise auch die Reichsburg erneut niedergerissen wurde. In der 
Versöhnungsurkunde,  die  Rudolf  der  Stadt  am 18.  August  1276 ausstellte,  wird anders  als  in  Oppenheim und 
Friedberg die Reichsburg nicht erwähnt. Die Tatsache, dass der König die Burg Rödelheim erwarb und er diese als 
Reichsburgmannen aufnahm, spricht  dafür,  dass  die  Burg in Frankfurt  entweder  zerstört  worden war oder  aus 
Rücksicht auf die Bürger und Teil der Aussöhnung nicht wieder genutzt werden konnte. Vgl. RI VI, 1, Nr. 587 
sowie REDLICH, Rudolf, S. 473.

422 Er übte auf der Burg zweifellos eine besondere Stellung aus. Dies zeigt die ihm im Jahr 1290 erteilte Erlaubnis des 
Königs, für den Unterhalt der Burg sechs Juden anzusiedeln, die allerdings nicht aus einer Reichsstadt kommen 
sollten. Vgl. die Ausführungen unten, S. 224. Zwischenzeitlich war er offenbar auch Burgmann in Friedberg. Vgl. 
RI VI, 1, Nr. 555.

423 Unter  anderem besaß  er  Lehen der  Falkensteiner,  Gottfrieds  von Eppstein und des  Speyrer  Bischofs.  Vgl.  zu 
Heinrichs Kontakten und einer Beurteilung seiner Person SCHALLES-FISCHER, Pfalz, S. 415-417.
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mächtigen  Herren  als  Burgmann  in  Rödelheim aufnehmen  werde.424 Weitere  Anweisungen und 

Aufträge des Königs an seinen Schultheißen zeugen von einem konstanten Austausch zwischen den 

beiden.425

Eine  derart  enge  Beziehung  ist  zwischen  Rudolf  und  den  Frankfurter  Bürgern  nicht 

auszumachen. Auch wenn der Stadt als wirtschaftliches Zentrum der Wetterau eine herausragende 

Rolle zukam426 und sie sich als Wahlort der deutschen Könige etabliert hatte,427 trat Rudolf fast 

ausschließlich  mit  seinem  Schultheißen  in  Verbindung.428 Persönlich  anwesend  war  Rudolf 

lediglich  anlässlich  seiner  Wahl  zum König  und während eines  Hoftages  im Jahr  1290.429 Die 

Frankfurter Bürger beteiligten sich zumindest indirekt an der Rebellion der wetterauischen Städte 

gegen die Sondersteuer des Königs im Jahr 1285, indem sie sich zuvor mit Friedberg und Wetzlar 

zu  einem  Bündnis  zusammengeschlossen  hatten,  womit  sie  ihre  Opposition  zum  König 

ausdrückten.430 Nicht zuletzt aufgrund der mehrfachen Rebellionen bedachte Rudolf die Frankfurter 

Bürger nur zurückhaltend mit Privilegien.431

In  Frankfurt  existierte  seit  der  Mitte  des  12.  Jahrhunderts  eine  jüdische  Gemeinde.432 

Parallel  zu  den  Verbindungen  der  christlichen  Stadtgemeinden  der  Wetteraustädte  Frankfurt, 

Friedberg, Wetzlar und Gelnhausen, die sich in verschiedenen Urkunden widerspiegeln, in denen 

pauschal  die  Gemeinden  der  Wetterau angesprochen  wurden,433 entstanden auch  zwischen  den 

Juden  dieser  Städte  enge  Bindungen.  Dabei  ist  Frankfurt  als  Vorort  der  genannten  Gemeinden 

424 Im Juni 1277 ernannte Rudolf allerdings seinen wetterauischen Landvogt Reinhard von Hanau zum Burgmann in 
Rödelheim  und  stattete  ihn  mit  einem  Burglehen  von  100  Mark  aus.  Möglicherweise  brach  er  damit  sein 
Versprechen, es ist aber auch denkbar, dass er die schon vorhandenen Burgmannen konsultierte und Reinhard mit 
ihrem Einverständnis einsetzte. Vgl. RI VI, 1, Nr. 594 und Nr. 830.

425 Ebd., Nr. 584 (1276 August 4) und  Nr. 1117 (1279 Juli 29).

426 HETZENRÖDER, Reichsstädte, S. 16f.

427 Zu Ausbau  und  Förderung  Frankfurts  als  zentralem staufischen  Ort  inmitten  des  umliegenden  Krongutes  vgl. 
DEMANDT, Hessen, S. 480f.

428 Die etwa bis 1220 existierende Vogtei wurde von Kaiser Friedrich II. zugunsten eines Reichsschultheißen aufgelöst. 
Der Schultheiß wahrte die Rechte des Königtums in Frankfurt und dem Umland, saß dem Stadtgericht vor und 
urkundete zusammen mit  den aus  Stadtbürgern rekrutierten  Schöffen. Vgl.  HETZENRÖDER,  Reichsstädte,  S.  13f. 
Daneben entstand seit der Mitte des 13. Jahrhunderts mit den Ratsherren eine im Gegensatz zum Verbund von 
Reichsschultheiß und Schöffen rein bürgerliche Stadtvertretung, die seit 1266 urkundlich nachweisbar ist. Siehe 
DEMANDT, Hessen, S. 481.

429 Anlässlich dieser zwei Besuche hielt er sich insgesamt 18 Tage in Frankfurt auf. Vgl. MARTIN, Städtepolitik, S. 196f.

430 MARTIN,  Städtepolitik,  S.  161f.,  urteilt,  das  Bündnis  wäre  „eindeutig  gegen  die  Person  des  Königs“  gerichtet 
gewesen.  Dafür  spricht  auch  die  Tatsache,  dass  dieselben Städte  am 1.  Dezember  1285 ein erneutes  Bündnis 
schlossen, in dem nun Rudolf explizit als oberster Herr anerkannt wurde. Vgl. ebd.., S. 165.

431 Er bestätigte kurz nach seiner Wahl zum König am 5. September 1273 ihre Freiheiten und Rechte, ermahnte sie 
allerdings auch, keine unberechtigten Zölle von den Bürgern Gelnhausens zu erheben. Vgl. RI VI, 1, Nr. 55. Dieses 
Verbot richtete sich neben den Frankfurter Bürgern auch an den Reichsschultheißen Heinrich. Siehe Hessisches UB 
II, 1, Nr. 352.

432 Über die Anfänge der Frankfurter Judengemeinde im 12. Jahrhundert vgl. KRACAUER, Frankfurt, S. 2f.
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anzusehen.434 Der  mit  der  wirtschaftlichen  Stärke  einhergehende  Aufschwung  der  Frankfurter 

Judengemeinde wurde im Jahr 1241 durch die sogenannte Frankfurter Judenschlacht unterbrochen. 

Nachdem laut  der  Erfurter  Cronica  moderna ein  Streit  zwischen  Juden  und Christen  über  die 

Konversion  eines  Juden  ausgebrochen  war,  stürmten  bewaffnete  Christen  das  Judenviertel  und 

ermordeten etwa 170 Juden.435 Bis  zum Herrschaftsantritt  Rudolfs  hatte  sich  erneut  eine große 

Gemeinde gebildet, was daraus ersichtlich wird, dass der neue Herrscher und auch sein Nachfolger 

Adolf von Nassau die Steuern der Frankfurter Juden wiederholt an treue Gefolgsleute vergaben. 

Unter Rudolf sollte neben Schultheiß Heinrich im Jahr 1286 auch Adolf von Nassau nach seiner 

Aufnahme zum Burgmann in Karlsmund 20 Mark jährlich von den Juden Frankfurts als Burglehen 

erhalten.436

Das offenkundig gute Verhältnis zwischen Heinrich von Praunheim und dem König erklärt 

die  Begünstigung des  Schultheißen.  Sie  fällt  einerseits  in  die  Zeit  der  Kämpfe  Rudolfs  gegen 

Ottokar, an denen sich Heinrich persönlich beteiligte. Zum anderen steht sie im Zusammenhang mit 

dem Erwerb der Burg Rödelheim. Gerade aufgrund des schwierigen Verhältnisses zwischen dem 

Reichsoberhaupt und den Frankfurter Bürgern, welches sich sowohl in den Ausschreitungen der 

Jahre 1275/76 als auch im Jahr 1285 zeigte, musste Rudolf an einer starken Position und einem von 

Vertrauen und Loyalität  gekennzeichneten Verhältnis  zu seinem Stellvertreter  in der Reichsstadt 

interessiert sein. Da es sich in diesem Fall nicht um die Steuern schon vorhandener Juden handelte, 

scheint  es  zunächst  unwahrscheinlich,  dass  die  jüdische  Gemeinde  einen  Einfluss  auf  die 

Steuervergabe  nahm.  Es  ergab  sich  allerdings  eine  Interessenverknüpfung  von  Schultheiß  und 

Judengemeinde: Je mehr Juden in die Stadt zogen, umso höher waren die Einnahmen Heinrichs. 

433 So werden beispielsweise bei der Beschlagnahmung der Güter der 1286 geflohenen Juden die vier Reichsstädte – in 
getrennten Mandaten, sowohl an christliche als auch an jüdische Gemeinden – unter dem gemeinsamen Namen 
„Wetterau“ vom König angeschrieben. Vgl. unten, S. 128.

434 Zu den jüdischen Regionalorganisationen und den Vororten der unterschiedlichen Landschaften des Reiches vgl. 
BARZEN, Regionalorganisation, S. 300.

435 MGH SS XXX, S. 394f.:  Hoc anno in villa regia Vrankenvurt cuiusdam Iudei filius christiane fidei baptismum 
suscripere desiderans a parentibus et amicis prohibitus est. Quapropter altercacione inter christianos atque Iudeos  
exorta XI. Kal. Iunii valide inter ipsos dimicatum est. Tandem paucis christianis occisis, Iudeorum circiter CLXXX  
gladio et igne, quem propriis manibus imposuerant, consumpti sunt; ipsoque igne post hec invalescoente media  
fere  pars  eiusdem  civitatis  est  concremata.  Videntes  itaque  reliqui  quidam  Iudeorum  sibi  mortis  imminere  
periculum, baptizati  sunt  numero XXIIII,  inter quos eciam ipsorum quidam episcopus traditur extitisse. Dieses 
Ereignis wird mit den Endzeiterwartungen, die unter anderem durch das Auftreten der Mongolen in Europa und ihre  
Klassifizierung als möglicherweise jüdische Stämme, aber auch durch den Kampf Kaiser Friedrichs II. gegen Papst 
Innozenz IV. sowie auf jüdischer Seite durch das Anbrechen des 6. Jahrtausends hervorgerufen wurden, erklärt. 
Vgl. dazu  SCHNEIDMÜLLER, Pfalzstadt, S. 17-19. Die Angaben über die genauen Opferzahlen schwanken zwischen 
159 und 180. Vgl. dazu  KRACAUER, Frankfurt, S. 7-9. Die Tat wurde den Frankfurter Bürgern im Mai 1246 von 
König Konrad IV. aufgrund ihrer besonderen Treue den Staufern gegenüber verziehen. Siehe UB Frankfurt I, S. 71, 
Nr. 142.

436 Ebd., S. 247, Nr. 513. Zu dieser Burglehensvergabe siehe unten, S.  111. Bezüglich des Verhältnisses zwischen 
Adolf von Nassau und den Frankfurter Juden siehe unten, S. 166.
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Einen verstärkten Zuzug gab es vor allem dann, wenn in der Stadt Stabilität und Ruhe herrschte. 

Daher konnte die Angelegenheit auch für die Juden einen positiven Aspekt beinhalten, zumal eine 

engere Verbindung mit dem zu dieser Zeit immer noch mächtigen Schultheißen ohnehin für die 

jüdische Gemeinde vorteilhaft sein musste. Sie waren wohl nicht an der Steuervergabe beteiligt, 

werden ihr aber auch nicht entgegengetreten sein.

Zusammenfassung: Die Zeit von 1277 bis 1281

Insgesamt  lassen  sich  in  der  zweiten  Herrschaftsperiode  Rudolfs  zwei  völlig  unterschiedliche 

Vorgehensweisen  in  Bezug auf  die  Juden feststellen.  Was  seine  Interaktionen mit  den  nicht  in 

Österreich  ansässigen  Juden  angeht,  so  ist  kaum ein  Unterschied  zu  der  ersten  Herrschaftszeit 

auszumachen. Wie zuvor galt Rudolfs Interesse dem Ausbau des Reichsburgensystems, wobei es in 

der  zweiten  Herrschaftsetappe  mit  der  Nachbesserung  des  Burglehens  für  den  Friedberger 

Burggrafen sowie den Neuausstattungen der Reichsburgen Karlsmund und Oppenheim insgesamt 

dreimal zur Nutzung von Judensteuern kam. Der Schwerpunkt lag nach wie vor in der Wetterau, die 

Rudolf offenbar als königsnahe Landschaft sichern wollte. Dabei war die große Entfernung kein 

Hindernis.

Die Judensteuern wurden von Rudolf nicht nur als Burglehen vergeben, sondern auch als 

Belohnung seiner Anhänger. Der Konflikt mit Ottokar hatte eine neue Situation geschaffen, in der 

Rudolf seine Unterstützer stärker an sich binden musste als zuvor. Als die Kämpfe siegreich beendet 

waren, kam es zu großzügigen Schenkungen, bei denen die Steuern von Juden eine wichtige Rolle 

spielten.  Dies  gilt  insbesondere  für  Ulrich von Hanau,  dem Rudolf  die  Steuern  der  Juden von 

Assenheim,  Münzenberg  und  Nidda  übertrug.  Auch  der  Frankfurter  Schultheiß  Heinrich  von 

Praunheim profitierte von seinen Diensten im Gefolge des Königs. Gottschalk und Bertram von 

Ahaus bekamen für ihre Dienste, die sicherlich mit  dem Krieg gegen Ottokar zusammenhingen, 

eine Anweisung auf die Steuer der Dortmunder Juden. Die mit Abstand größte Belohnung erhielt 

jedoch Rudolfs treuster Anhänger, Heinrich von Basel.
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Abb. 3: Schwerpunkte von Rudolfs Itinerar sowie jüdische Gemeinden mit Kontakt zum König, 1276-1281.

Des  Weiteren  kam  der  König  erneut  seinen  Aufgaben  als  Schiedsrichter  in  Streitfällen 

zwischen seinen Vertrauten und Juden unterschiedlicher Gemeinden nach. Diese schon in der ersten 

Herrschaftszeit beobachtete Tätigkeit erklärt sich zum einen aus seinem anscheinend positiven Ruf 

als gerechtem und maßvollem Schlichter und zum anderen aus den jeweiligen Beziehungen der 

Bittsteller. Burggraf Konrad von Nürnberg unterhielt über seinen Bruder Friedrich ausgezeichnete 

Verbindungen zum Reichsoberhaupt. Erzbischof Werner hatte zwar ein nicht durchgehend gutes 

Verhältnis  zu  Rudolf,  verfügte  aber  nach  den  Schlichtungstätigkeiten  des  Königs  in  den 

Streitigkeiten zu Beginn der 1270er Jahre über die Erfahrung, sich auf den König verlassen zu 

können. Auch hier spielte die weite Entfernung nach Nürnberg und Mainz offenbar keine Rolle.
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Der Anteil, den die Juden an dieser Form des Kontakts hatten, ist schwer einzuschätzen. Von 

Fall zu Fall werden sie ein Interesse an den Vergaben ihrer Steuer gehabt haben, wie im Falle der 

Übertragung  an  Ulrich  von  Hanau,  und  insbesondere  an  den  skizzierten  diesbezüglichen 

Nachverhandlungen mit den Falkensteinern. Ein Wohlwollen, aber wohl kaum ein Mitwirken an der 

Privilegierung Heinrichs von Praunheim kann bei den Frankfurter Juden angenommen werden, da 

sich der Schultheiß in eigenem Interesse für günstige Lebensbedingungen der jüdischen Gemeinde 

einsetzen  musste.  Für  die  Dortmunder  Juden  bedeutete  die  Sonderzahlung  im  Gegenzug  für 

anderthalbjährige  Steuerbefreiung  ein  nicht  unbedingt  positives  Geschäft.  Was  die 

Vermittlungstätigkeit Rudolfs in den beiden Streitfällen angeht, ist eine Beurteilung des jüdischen 

Anteils an der Interaktion dagegen eindeutig: Während die Nürnberger Juden keinerlei Interesse an 

einem Entgegenkommen in der Schuldfrage Burggraf Konrads zeigten und durch ihre Weigerung 

auch  die  Schwäche  des  Königtums  in  der  Reichsstadt  offenbarten,  wird  die  Bitte  Erzbischof 

Werners von Mainz in Bezug auf den neu zugezogenen Juden mit Sicherheit auf der Initiative des 

Juden basieren. Insgesamt kann festgehalten werden, dass die große Entfernung zwischen Rudolfs 

Aufenthaltsort und den meisten jüdischen Gemeinden den Kontakt nicht einschränkte.

Gegensätzlich  zu  dem  beschriebenen  Vorgehen  Rudolfs  in  den  Reichsangelegenheiten 

handelte der König in Bezug auf die österreichischen Juden. Hier sind zwei Handlungsweisen zu 

beobachten. Zum einen war Rudolf dazu gezwungen, seiner labilen Herrschaftsgrundlage Stabilität 

zu  verleihen  und im Zuge  dessen  sowohl  die  Bürger  verschiedener  Städte  als  auch bestimmte 

Bevölkerungsgruppen  Wiens  zu  privilegieren.  Seine  schwache  Stellung  ermöglichte  seinen 

Verhandlungspartnern, ihm Zugeständnisse abzupressen, die seinen Interessen an der Ausstattung 

eines künftigen Habsburger Landesherrn zuwiderliefen. Davon waren auch Rechte an den Juden 

betroffen; dies gilt sowohl für die einschlägigen Paragraphen in den Stadtrechtsbestätigungen von 

Laa und Olmütz als auch für das Tullner Privileg. Das Wiener Stadtrecht mit dem Ämterverbot für 

Juden  spielte  ebenso  wie  der  Schutz  der  Wiener  Münzgenossenschaft  für  den  König  nur  eine 

untergeordnete  Rolle.  Am bedeutsamsten  war  für  ihn  und seine  Interessen  die  Bestätigung der 

Judenordnung Herzog Friedrichs II. von 1244, in der er indirekt seinen landesherrlichen Anspruch 

auf die Rechte und Steuern der Juden manifestierte, indem er sich in eine Traditionslinie mit dem 

Babenberger  stellte.  Reichsinteressen,  die  er  in  allen  anderen  Fällen  in  Bezug  auf  die  Juden 

artikulierte,  fallen  hier  völlig  weg.  Rudolf  verzichtete  auf  Äußerungen,  dass  die  Juden  zur 

königlichen Kammer gehörten, und überging auch das Wiener Judenprivileg Kaiser Friedrichs II.

Den  Juden  werden  die  von  den  Bürgern  der  genannten  Orte  dem König  abgerungenen 

Zugeständnisse ebenso wenig gefallen haben wie diesem. Weder konnte es in ihrem Interesse sein, 
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dass  der  Höchstzinssatz  wieder auf  einen konkreten Betrag festgesetzt  wurde,  noch wollten sie 

direkt  von  den  Bürgern  besteuert  werden,  da  dies  eine  Mehrbelastung  bedeuten  konnte.  Das 

Ämterverbot  verhinderte,  dass  erneut  einflussreiche  Juden  in  den  Dienst  des  Herzogs  treten 

konnten. Noch folgenschwerer für die Wiener Juden war das Verbot von Metall- und Münzhandel. 

Dieser  Betätigung gingen die  Juden sicherlich  noch bis  zum Herrscherwechsel  von Ottokar  zu 

Rudolf nach. Die Bestätigung der Judenordnung jedoch geht eindeutig auf ihre Initiative zurück. Sie  

hatten ein großes Interesse daran, nach dem Machtwechsel Rechtssicherheit  zu erlangen; zudem 

regelte  das  Privileg  alle  ihre  Lebens-  und  Arbeitsbereiche.  Dass  die  Juden  mit  ihrer  Bitte  um 

Bestätigung beim König auf offene Türen stießen, war ihnen vielleicht nicht bewusst, hat aber mit 

Sicherheit zu einem schnellen Entgegenkommen von Seiten Rudolfs geführt.

2.3.3 Rudolf und die Juden von 1281 bis 1289

Die Zeit von 1281 bis 1289 ist klar von den anderen Herrschaftsetappen Rudolfs abgrenzbar, da 

sich die Parameter seiner Königsherrschaft nun völlig verändert hatten. Rudolf kehrte zwar zu dem 

bereits von 1273 bis 1276 beobachteten Reisekönigtum zurück, verfügte allerdings mit dem Sieg 

über  Ottokar  und  dem  Erwerb  der  österreichischen  Länder  über  eine  deutlich  vergrößerte 

Machtbasis.  Diese  sowie  auch  der  Prestigegewinn  durch  den  Erfolg  gegen  den  übermächtig 

erscheinenden Gegner eröffneten dem König neue Handlungsspielräume, die er vielfältig zu nutzen 

verstand.  Es  ist  nun  zu  überprüfen,  in  welcher  Weise  Rudolf  vor  dem  Hintergrund  seines 

Machtzuwachses auf die Juden zuging sowie ob und wie sich die Sicht der Juden auf den König 

veränderte.

Regensburg

Die erste Stadt, die Rudolf bei seiner Rückkehr in die Kernregionen des Reiches ansteuerte, war 

Regensburg.  Dort  stellte  er  am  4.  Juli  eine  Urkunde  aus,  die  die  Rechte  und  Pflichten  der 

Regensburger Judengemeinde behandelte.437 In dieser erklärte Rudolf, dass die Juden der Stadt und 

Diözese Regensburg zwar unter seiner Herrschaft stünden, aber in allen Sachen Bischof Heinrich 

437 MGH Const III, S. 267, Nr. 275.
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gehorchen sollten.438 Konkret wies er  die Juden an,  während der Osterzeit  in ihren Häusern zu 

bleiben, ihre Türen und Fenster geschlossen zu halten und keinesfalls auf öffentliche Straßen oder 

Plätze zu gehen, wo sich trauernde Christen womöglich von ihnen gestört fühlen könnten.439

Seit  dem  Tod  Leo  Thundorfers,  der  von  1262  bis  1277  Bischof  von  Regensburg  war, 

fungierte der in der Urkunde genannte Heinrich von Rotteneck in diesem Amt. Er fügte sich nahtlos 

in das Netzwerk von Unterstützern des Königs ein.440 Seit März 1280 hielt sich Heinrich am Hof 

Rudolfs in Wien auf und wurde vom König regelmäßig privilegiert.441 Konnte er an die königsnahe 

Politik seines Vorgängers problemlos anknüpfen, gestaltete sich sein Verhältnis zur Stadtgemeinde 

Regensburgs und offenbar auch zu den Juden schwieriger. Wie schon gezeigt, hatten sich die Bürger 

seit  dem  Interregnum  von  der  Bischofsherrschaft  weitgehend  befreit  und  agierten  de  facto 

unabhängig von ihrem nominellen Stadtherren.442 Vor dem Hintergrund dieser gespannten Situation 

erklärt sich der erste Teil der Urkunde, in dem der Gehorsam thematisiert wird, den die Juden dem 

Bischof  schuldig  wären.  Rudolf  erwähnt  ausdrücklich,  die  Handlungen  Heinrichs  seien 

gleichbedeutend mit dem königlichen Willen.  Dies zeigt,  dass Rudolf  die  Rechte an den Juden 

eindeutig als Reichsgut betrachtete, diese jedoch in großzügiger Weise an Bischof Heinrich abtrat. 

Die  Betonung  prinzipieller  königlicher  Rechte  war  gleichbedeutend  mit  der  Zurückweisung 

möglicher  Ansprüche  der  Stadtgemeinde.  Diese  hatte  den  Bischof  aufgrund  eigener  Interessen 

entweder eigenmächtig an der Ausübung seiner Herrschaftsrechte gehindert, oder sie war von der 

jüdischen Gemeinde um Unterstützung gegen den Bischof gebeten worden. Beide hatten vielleicht 

durch  den  Wechsel  im  Bischofsamt  die  Möglichkeit  gesehen,  sich  Heinrichs  Forderungen  zu 

widersetzen.

Der  zweite  Abschnitt  der  Urkunde  hat  einen  völlig  anderen  Hintergrund.  Wie  bei  der 

Bestätigung des Wiener Stadtrechts übernahm Rudolf eine auf dem IV. Laterankonzil beschlossene 

kirchliche Bestimmung. Damals wurde festgelegt, dass die Juden an den Kartagen ihre Häuser nicht 

verlassen sollten, um die Christen in ihrer Trauer um den Tod Jesu nicht zu stören oder gar zu 

438 Ebd.: Noverint igitur universi, quod Iudei Ratisponensis civitatis et diocesis de nostro mandato, auctoritate, gracia  
vel indulto aut alia occasione quacunque sumpta a nobis venerabili episcopo Ratisponensi Heinrico principi nostro  
karissimo ac successoribus suis nullatenus rebellabunt nec ipsius vel successorum suorum in hoc mandato aliqua  
lite se opponent (...).

439 Ebd.:  (...) quominus predicti Iudei diebus passionis Domini nostri Ihesu Christi in hospiciis suis lateant, clausas  
fores et fenestras suas habeant nec in vicis et plateis publice in contumeliam fidei christiane appareant (...).

440 Davon zeugt unter anderem eine Urkunde für Burggraf Friedrich von Nürnberg vom 22. Dezember 1278, in der 
Heinrich  diesem die  weibliche  Erbfolge  der  Regensburger  Lehen  garantierte.  Siehe   RI  VI,  1,  Nr.  1036.  Die 
Belehnung mit der entsprechenden Vererbungsklausel wiederholte Heinrich am 28. März 1280. Vgl. Ebd., Nr. 1182.

441 Unter anderem übergab der König ihm zwei in Wien befindliche Häuser, die bereits zu Babenberger Zeiten an die 
Regensburger Bischöfe verliehen worden waren. Vgl. RI VI, 1, Nr. 1170.

442 Siehe oben, S. 35.
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verspotten.443 Ob es einen konkreten Hintergrund für die Mahnung Rudolfs an die Juden gab, ist 

nicht bekannt, kann aber angenommen werden. Denn nur ein Vorfall von Ungehorsam oder – in 

christlichen  Augen  –  unangemessenem  Verhalten  der  Juden  kommt  als  Begründung  für  das 

Zustandekommen der Urkunde in Frage. Dies muss nicht unbedingt eine konkrete Beleidigung der 

Christen  gewesen  sein,  sondern  möglicherweise  haben  sich  die  Christen  durch  die  Pessach-

Feierlichkeiten gestört gefühlt.444 Keinesfalls können allerdings allgemeine Rückschlüsse auf eine 

„Politik“ Rudolfs im Sinne des Laterankonzils formuliert werden, denn die beiden genannten Fälle, 

in denen dort getroffene Beschlüsse von Rudolf in Urkunden übernommen wurden, stehen isoliert. 

Bei der Bestätigung des Ämterverbots im Stadtrecht von Wien könnte, wie bereits erwähnt, das 

1267 abgehaltene Wiener Konzil eine Rolle gespielt haben, das auch Ottokar dazu bewog, seine 

jüdischen  Amtleute  abzusetzen.  Ebenso  wird  die  Regensburger  Urkunde wohl  einen  konkreten 

Hintergrund gehabt haben, über den allerdings keine weiteren Hinweise überliefert sind.

Boppard

Stärkte Rudolf anlässlich seines Regensburger Aufenthaltes die Stellung des Bischofs gegenüber 

den Juden, schritt er in einem nicht genau datierbaren Fall zugunsten der Juden von Boppard ein. In 

einem ersten um 1281 verfassten Schreiben an namentlich nicht genannte Adressaten, die ihn in 

einem Brief über die Verfolgung und Gefangennahme seiner Juden eines ebenfalls nicht erwähnten 

Ortes unterrichtet hatten, erklärte er, dass die Vergabe der Rechte an den Juden an N. von N. nicht 

geschehen sei,  um ihre  Freiheiten  zu  beschränken.445 In  einem weiteren,  wohl  zur  selben  Zeit 

verfassten Brief an die Witwe des N. von Bolanden schrieb der König, dass die an ihren Mann 

vergebenen Rechte an den Juden von Boppard auf ein begrenztes Maß unter Wahrung der Freiheit 

der Juden limitiert worden wären. Dieses Maß habe sie nun überschritten. Rudolf wies sie an, die 

443 Conciliorum Collectio Bd. 22, Sp. 1055: In diebus autem lamentationis et dominicae passionis, in publicum minime  
prodeant,  eo  quod  nonnulli  ex  ipsis,  talibus  diebus  (sicut  accepimus)  ornatius  non  erubescunt  incedere,  ac  
Christianis,  qui  sacratissimae  passionis  memeriam  exhibentes  lamentationis  signa  praetendunt,  illudere  non  
formidant. Vgl. auch SCHRECKENBERG, Adversus Judaeos, S. 423-425.

444 Ebd., S. 423.

445 BODMANN, Codex, S. 152, Nr.  VI:  Auditis et intellectis plenius nuper vestris litteris, quas super angariatione et  
captivatione  Iudaeorum  nostrorum,  nostro  Culmini  destinastis,  ad  illa,  quae  continebantur  in  eis  (...)  
respondendum quod nos quidem recognoscimus, quondam N. de N. (...)  indulsisse,  ud quidquid bono modo et  
congruo a Iudaeis nostris praenotatis potuisset convenienter, salvis ipsorum Iudaeorum libertatibus, habuisse, ne  
nostro consensu procederet, et benivola voluntate; unde novit altissimus, quod in praedictis Iudaeis ampliorem 
eidem N. non fecimus gratiam, quae posset libertati,  quam ipsis concessimus, aliqualiter obviare, cum non sit  
intentionis nostrae, ipsis suas libertates infringere, sed inviolabiliter observare (...). Siehe auch Urkundenregesten 
III, S. 234, Nr. 326.
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Juden freizulassen und keine höheren Geldsummen von ihnen zu fordern, als sie bisher an ihren 

Mann gezahlt hätten.446

Wird in der ersten Urkunde lediglich von einer Gefangennahme nicht genau lokalisierbarer Juden 

gesprochen, erhellt  sich die Angelegenheit  durch die zweite Urkunde. Bei der genannten Witwe 

eines Herrn von Bolanden handelt es sich vermutlich um Lukardis, die mit Philipp von Bolanden 

verheiratet war. Dieser starb um den August 1279, sodass die Urkunde nach dieser Zeit, vermutlich 

nach der Rückkehr Rudolfs in die zentralen Gebiete des Reiches ausgestellt wurde.447 Die Herren 

von Bolanden waren eine der mächtigsten Familien am Mittelrhein und unterhielten enge familiäre 

Beziehungen  zu  den  Herren  von  Falkenstein  und  Hohenfels.448 Überdies  wirkte  Friedrich  von 

Bolanden in den Jahren von 1272 bis 1302 als Bischof von Speyer. Die Brüder Werner und Philipp 

von Bolanden standen in einem guten und engen Verhältnis zu König Rudolf. Sie waren beide bei 

seiner  Wahl  zum König  anwesend  und beteiligten  sich  an  den  Feldzügen  Rudolfs  gegen Graf 

Rudolf von Baden im Sommer 1274 und Ottokar von Böhmen. Philipp blieb bis Ende 1277 am Hof 

Rudolfs  in  Wien,  wo er  letztmalig  am 24.  November  als  Zeuge in  einer  königlichen  Urkunde 

auftrat.449 Es ist anzunehmen, dass sich Philipp durch diese Dienste für den König das Recht auf 

Besteuerung der Bopparder Juden erworben hatte. Diese Art der Belohnung ist charakteristisch für 

die  Herrschaftspolitik  Rudolfs,  jedoch ist  in  Bezug auf  die  Vergabe  der  Bopparder  Judensteuer 

keine Übertragungsurkunde überliefert.

Erste Nachrichten über jüdisches Leben in der Reichsstadt Boppard stammen aus dem 12. 

Jahrhundert,  als  es  dort  in  den  Jahren  1179  und  1196  zu  Verfolgungen  kam.450 In  der 

Reichssteuerliste  von  1241  wird  die  steuerliche  Abgabe  der  Juden  Boppards  mit  25  Mark 

angegeben, was auf eine nicht unbedeutende Gemeinde schließen lässt.451 Sie lebten in einer zentral 

gelegenen Judengasse, in der auch Christen wohnten. Der Name des Reichsministerialengeschlechts 

der  Inter Judeos, das im Jahr 1248 erstmals erwähnt wird, weist darauf hin.452 Die Ministerialen 

446 Ebd, S. 153, Nr. VII: (...) illa gracia, quam de Iudaeis nostris Bopardiensibus sibi indulsisse fatemur, se amplius  
non  extendit,  quam ad  illud,  quod,  quidquod bono  et  convenienti  modo ab  ipsis,  salvis  ipsorum libertatibus  
potuisset  habere,  de  nostra procederet  bona voluntate;  et  quia per  te  contrarium attemptatum exisit,  tenorem 
mandati regii excessisti; unde devotionem tuam rogamus, quod a captivatione dictorum Iudaeorum desistas, et  
permittas eos ea libertate gaudere, quam sibi recognoscimus indulsisse, et quidquid ab ipsis, ut praemisimus, bono 
modo habere poteris, recipias liberaliter et benigne. Siehe auch Urkundenregesten III, S. 234f., Nr. 327.

447 Vgl. dazu die Angaben REDLICHS in den RI, VI, 1, Nr. 1610.

448 Für einen Überblick über die Herren von Bolanden seit den Anfängen als Ministeriale im 12. Jahrhundert sowie 
über ihre verwandtschaftlichen Bindungen siehe ANDERMANN, Bolanden, S. 69-86.

449 RI VI, 1, Nr. 892.

450 BURKARD/THILL, Juden, S. 15-17.

451 MGH Const III, 2.

452 BURKARD/THILL, Juden, S. 17f.
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stellten  die  maßgebliche  Gruppe  in  der  Stadt  dar  und  trieben  auch  die  Herausbildung  einer 

städtischen  Gemeindevertretung  voran.453 Die  Königsstadt  und  der  dort  erhobene  Zoll  wurden 

ebenso wie die Stadt Wesel am 6. Januar 1278 von König Rudolf an Graf Wilhelm von Jülich für 

4000 Mark Kölner Pfennige beziehungsweise 3000 Mark Silber verpfändet,454 wobei diese Vergabe 

die  Rechte  an  den  Bopparder  Juden  offenbar  nicht  oder  nur  zum  Teil  einschloss;  die 

Formulierungen in den beiden Urkunden über die Gefangennahme der Juden lässt den Schluss zu, 

dass die Vergabe derselben an Philipp von Bolanden bereits vor längerer Zeit stattgefunden hatte. 

Die  Ministerialen  und  insbesondere  die  Herren  von  Bolanden  stellten  wohl  die  wichtigsten 

Ansprechpartner der Juden dar. Insofern lag die Vergabe ihrer Steuer an Philipp in ihrem Interesse, 

da diese sicherlich auch ein Schutzverhältnis begründete. Erst nach Philipps Tod verkehrte sich die 

Beziehung der Juden zu den Bolanden ins Negative.

Im Vordergrund steht in diesem Fall die funktionierende Kommunikation zwischen Rudolf 

und den Bopparder Juden. Die beiden Briefe zeigen deutlich, dass eine Vergabe von Judensteuern 

nicht die Rechte der betroffenen Gemeinden einschränken sollte. Als die Juden den König, offenbar 

über den Umweg nicht genannter Getreuer Rudolfs, darum baten, die Rechtsübertretung der Witwe 

Philipps zu unterbinden, reagierte er in ihrem Sinne. Er wandte sich sowohl an die Mittelsmänner 

der Nachricht als auch an Lukardis von Bolanden, um ihr mitzuteilen, dass sie zwar aus der Vergabe 

der Judensteuern an ihren verstorbenen Mann weiterhin Nutzen ziehen, die Juden jedoch in ihren 

Freiheiten nicht einschränken und nicht über die damals vereinbarte Summe  hinaus belasten dürfte. 

Die  für  Rudolf  charakteristische  Vermittlertätigkeit  zeigt  in  diesem Fall  einmal  mehr,  dass  der 

König die Juden schützte, soweit es in seiner Macht lag. Typisch ist auch sein ausgewogenes Urteil, 

der Witwe ihre Einkünfte zu belassen und gleichzeitig auf die Wahrung der Rechte und Freiheiten 

der Juden zu verweisen.

Freiburg

Als Rudolf im Sommer 1281 in die zentralen Gebiete des Reiches zurückkehrte, kümmerte er sich 

zunächst um zwei Anliegen: Zum einen errichtete er regionale Landfrieden, zum anderen setzte er 

die Maßnahmen zur Revindikation von Reichsgut fort. Nachdem Graf Egno II. von Freiburg einige 

Reichs-  und  Hausgüter  des  Königs  verwüstet  hatte,  begann  Rudolf  im  Oktober  1281  eine 

453 Zentren II, S. 77f., Art. Boppard.

454 RI VI, 1, Nr. 914.
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Belagerung  Freiburgs,  die  den  Grafen  nach  zwei  Wochen  zum  Einlenken  bewog.  Im 

Friedensschluss, der am 23. Oktober vereinbart  wurde, forderte Rudolf unter anderem, dass der 

Graf ihm Rechenschaft über die Juden ablegen müsste, sobald er dies verlangen würde.455

Mit diesem Friedensschluss wurde ein Konflikt  beigelegt,  der  seit  der  Krönung Rudolfs 

bestanden hatte. Hauptstreitpunkt war die Stadt Neuenburg, die Graf Heinrich, der Bruder Egnos, 

nach der Erbteilung von 1271 für sich beanspruchte und bei deren Eroberung er damals sowohl von 

Egno als  auch von Rudolf  unterstützt  wurde.456 Nach Rudolfs  Wahl  zum König erklärte  dieser 

Neuenburg allerdings als zum Reich gehörig. Des Weiteren forderte er von Egno die Herausgabe 

der Burg Zähringen, die er für seine Reichsburgenpolitik nutzen wollte.457 Während Graf Heinrich 

eine  konsequent  königstreue  Politik  verfolgte,458 rebellierte  Egno gegen die  Inbesitznahme von 

Neuenburg und der Burg Zähringen, worauf der König mit einer Belagerung Freiburgs im August 

1275 reagierte. Im Jahr 1278 nutzte der Graf die Abwesenheit Rudolfs dazu, den Reichsbesitz von 

neuem  zu  verwüsten,  die  Stadt  Offenburg  anzugreifen  und  die  Burg  Zähringen  sowie  weitere 

Befestigungsanlagen des Königs zu zerstören.  Möglicherweise kam es bereits  zu dieser Zeit  zu 

einer  erneuten  Belagerung  Freiburgs,  diesmal  durch  Rudolfs  Sohn  Albrecht.459 Die  endgültige 

Entscheidung fiel  im Sommer 1281,  als  der  König  durch den Einsatz  eines  großen Heeres  die 

Aufgabe seines Widersachers in nur zwei Wochen erreichen konnte. In allen Punkten setzte er seine 

Forderungen  durch,  allerdings  musste  die  Freiburger  Stadtgemeinde  die  Hauptlast  der  damit 

verbundenen Kosten tragen.  Sie hatte für den Wiederaufbau der Burg Zähringen zu zahlen und 

darüber hinaus  eine Entschädigungssumme an Rudolf sowie das Kloster Adelhausen zu leisten.460 

455 UB Freiburg 1, 1, S. 90: „Umbe die juden ze Friburg, sol uns Grave Egin reht tvon, swenne wir daz vordiren.“ 
Siehe auch Urkundenregesten III., S. 200f., Nr. 264.

456 BUTZ, Herrschaft, S. 155-167.

457 GERCHOW/SCHADEK, Stadtherr, S. 148.

458 Er  begleitete  den  Habsburger  beispielsweise  nach  Österreich,  wo  er  als  Zeuge  bei  den  ersten 
Friedensverhandlungen zwischen Rudolf und Ottokar auftrat und vermutlich auch bei der Entscheidungsschlacht 
von Dürnkrut auf Seiten des Königs kämpfte. Vgl. BUTZ, Herrschaft, S. 173f.

459 Die Annales  Colmarienses  Maiores,  MGH SS XVII,  S.  205,  berichten  von einer  Belagerung Freiburgs  durch 
Albrecht. Es ist allerdings denkbar, dass mit der Ortsbezeichnung Freiburg im Üechtland gemeint war, das seit 1277  
in habsburgischem Besitz war. Vgl. BUTZ, Herrschaft, S. 176f.

460 Für den Wiederaufbau sollte der Markgraf von Hachberg oder einer seiner Amtsleute sorgen. Vgl. UB Freiburg 1, 1,  
S. 90: Die burger von Vriburg, die son uns Zäringin die burg wider buwen alse gout odir bessir, alse si was do si nu  
zerbrochin wart. Also daz si son bitten den Markgraven von Hahberg, oder einne andirn vonsirne amptman, den  
wir in dar zou mit des bischofes rat von Basil benemmen, daz er die selbin burg Zäringin wider buwe ane alle  
gewärde uf sinen eit alse gout, oder bessir,alse si was do si nu zerbrochin wart, und von die burger daz silber  
gebin,  damit  die  burg  wirt  gebuwen.  Dieselbin  burger  von Vriburg,  die  son  ouch dem kloster  ze  Adelnhusen  
drühundirt  marc  silbers  geben,  und  son  ouch  eime  unsirme  amptman,  den  wir  da  zvo  benemmen,  oder  dem 
Markgravin von Hahberg geben ahthundert  marc silbers, daz er uns ein burg buwe uf unsirme guot,  swa wir  
wellen.
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Ganz offensichtlich hatte die Stadtgemeinde die tragende Rolle bei den Unruhen gespielt. Mit dieser  

Sühne endeten die Streitigkeiten zwischen Egno und dem König.461

Die erste Erwähnung von Juden in Freiburg stammt aus dem Jahr 1230. In einer Urkunde 

beklagte sich König Heinrich (VII.) darüber, dass Graf Egno I. von Freiburg die königlichen Juden 

gefangen gesetzt habe.462 Über die Größe und Bedeutung der jüdischen Gemeinde in der zweiten 

Hälfte des 13. Jahrhunderts ist nichts Weiteres überliefert. Der erste namentlich bekannte in der 

Stadt  ansässige  Jude,  Isaak,  war  um 1301  Gläubiger  des  Grafen  von  Toggenburg.463 Zur  Zeit 

Rudolfs muss allerdings eine Gemeinde vorhanden gewesen sein, die von Egno zu Steuerleistungen 

veranlasst worden war. Die Thematisierung der Rechte an den Juden und ihren Abgaben erscheint 

in der Urkunde von 1281 an erster Stelle. Dies belegt die Relevanz, die den Freiburger Juden für 

den König zukam. Die Sühne zwischen Rudolf und Egno sowie der Stadtgemeinde von Freiburg 

brachte dem König höchstwahrscheinlich die Kontrolle über die Abgaben der Juden zurück. Dieser 

Befund  wird  primär  durch  die  Beobachtung  gestützt,  dass  sich  Graf  Egno  in  der  Folgezeit 

königstreu zeigte und bis zum Tod Rudolfs des Öfteren an dessen Hof anwesend war. Da keine 

weiteren Klagen Rudolfs  über  Behinderungen bei  seiner Herrschaftsausübung in  Bezug auf  die 

Judenrechte  bekannt  sind,  hat  sich  der  Graf  offenbar  an diesen Punkt  der  Sühne gehalten.  Die 

Kontrolle über die Rechte an den Freiburger Juden endete offenbar mit dem Tod des Königs, da 

Egno  am Ende  des  13.  sowie  zu  Beginn  des  14.  Jahrhunderts  in  allen  Streitigkeiten  mit  der 

Stadtgemeinde seine alten Rechte an den Juden artikulierte und bewahren konnte.464

Dass  die  Juden  selbst  ein  Interesse  an  ihrer  Zuordnung  zu  Rudolf  hatten,  ist  nicht 

anzunehmen. Sie standen dem Grafen und der Stadtgemeinde mit Sicherheit näher als dem König, 

461 Egno trat in der Folgezeit häufiger als Zeuge von königlichen Urkunden auf und muss sich daher regelmäßig am 
Hof Rudolfs befunden haben. Vgl. BUTZ, Herrschaft, S. 183f.

462 UB Freiburg I, S. 35, Nr. 47. SCHICKL, Schutz, S. 687, Anm. 1, hält es nicht für sicher, dass es sich bei den gefangen 
genommenen Juden tatsächlich um in Freiburg ansässige Juden handelte.

463 MGH Const IV, 1098, Nr. 1063.

464 Zwei  Urkunden  aus  dem  14.  Jahrhundert  zeigen,  wie  Egno  seine  Rechte  nach  dem Tod  Rudolfs  gegen  die 
Ansprüche der Bürger verteidigte. Im Januar 1300 versprach Egno den Freiburger Juden, ihre Rechte in der Zukunft  
weder zu vergrößern noch zu schmälern; zuvor war in einer Sühne zwischen ihm und den Stadtbürgern festgestellt 
worden, dass die Judenrechte dem Grafen zustünden. Vgl. Freiburger UB I, S. 314, Nr. 342: mit dire sazzunge sol  
den  juden  ir  reht  weder  gebösert  noch  gebessert  sin. Dies  wurde Egno  im Jahr  1310 auch  vom königlichen 
Hofrichter Graf Heinrich von Sponheim in einer Urkunde bestätigt. Offenbar hatten die Bürger den Grafen zuvor 
erneut an der Ausübung seiner Rechte behindert. Siehe MGH Const IV 2, S. 1109, Nr. 1092 (1310 Januar 14): Ich 
grave  Heinrich  von  Spanheim  der  hoverihter  mins  herren  des  Romischen  kunges  Heinriches  enbute  Cunrat  
Diterich von Friburk minen grus unde gebut dir von mins herren gewalt des kunges, daz du graven Egen von  
Friburk wider setztest in sine gewer uf reht uf die Juden ze Friburk (...). Vgl. auch ebd., S. 1110, Nr. 1095, (1310 
Januar 24) wo der angesprochene Konrad Dietrich von Freiburg an den Hofrichter antwortete: Als ir mir enbuttent  
von mins herren gewalt des kuniges, das ich minen herren grave Egenen von Friburg wider sazti in sine gewer uf  
reht uf die Juden ze Friburg (...) das tet ich an dem Fritage unde dem Samestage den nehesten nach sante Agnesen  
tage.
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der anders als etwa in den Reichsstädten der Wetterau mit den dort vorhandenen Burgbesatzungen 

nicht für den Judenschutz in Freiburg sorgen konnte, auch wenn er in dieser Gegend über einiges 

Hausgut  verfügte.  Nach  der  Sühne  von  1281  wurde  ihre  Position  noch  schwieriger,  da  nun 

Konflikte zwischen den vorherigen Verbündeten – den Bürgern der Stadt und ihrem Stadtherren – 

ausbrachen.465 Die  Juden  blieben  allerdings  bis  zur  Zeit  der  Pestepidemie  von  Verfolgungen 

verschont.466

Würzburg

Zur selben Zeit, in der sich Rudolf um die Wiedergewinnung der Rechte an den Freiburger Juden 

bemühte,  erhob  er  auch  Ansprüche  auf  die  Würzburger  Juden.  Dafür  musste  er  offenbar  die 

Konfrontation sowohl mit den Juden als auch mit dem Würzburger Bischof Berthold suchen, denn 

noch am 5. Februar 1281 hatte dieser einen Vertrag mit den Juden über ihre Abgaben geschlossen, 

der explizit gegen mögliche Ansprüche Rudolfs gerichtet war.467 Wegen der großen Schuldenlast 

des Bischofs in Höhe von 1200 Pfund Haller bei „seinen“ Juden (Judeorum nostrorum) einigte er 

sich mit ihnen darauf, dass sie vom nächsten Martini an lediglich 1000 Pfund Haller an Steuern 

zahlen und darüber hinaus von jeder weiteren Forderung befreit sein sollten. Diese Regelung sollte 

für zehn Jahre gelten und auch unter den Nachfolgern Bertholds Bestand haben.468 Der Bischof 

versprach,  die  Juden  auch  vor  möglichen  Ansprüchen  des  Reiches  auf  Steuern  oder  sonstige 

Geldzahlungen zu verteidigen, soweit es in seiner Macht stünde. Sollte dies nicht gelingen, sicherte 

er den Juden für den Fall  eines dann erwünschten Wegzuges freies Geleit für Person und Habe 

zu.469 Bezüglich  der  Rechtsprechung  sollte  sich  für  die  Juden  nichts  ändern.  Bei  möglichen 

465 Von diesem verschlechterten Verhältnis zeugen drei Urkunden, in denen Rudolf eine Versöhnung zwischen dem 
Grafen und seiner Stadt herbeiführen wollte. Vgl. Butz, Quellendokumentation, Nr. 299 (1282 Juni 17), Nr. 307 
(1283 April), Nr. 336 (1289 September 21).

466 SCHICKL, Schutz, S. 534f.

467 MB 37, S. 526-528, Nr. 446.

468 Ebd., S. 526f.:  (...) cum universitas Judeorum nostrorum herbipolensium nobis ad presens in necessitatis articulo 
constitutis  propter  gravia  onera  debitorum nostrorum in  mille  libris  hallensium et  ducentis  libris  hallensium 
liberaliter servierint atque sponte, nos in recompensam serviciorum huiusmodi iam dictis Judeis talem facimus  
gratiam de consensu capituli nostri expresso, quod a festo sancti Martini nunc proximo per decem annos continue  
sequentes  nobis nostrisque  successoribus singulis  annis  in  festo  sancti  Martini  serviant  tantum in mille  libris  
hallensium, et eosdem Judeos in genere vel in specie ad nulla alia prorsus servicia conpellemus [sic!].

469 Ebd., S. 527:  Si vero infra predictos decem annos dominus noster Romanorum rex serenissimus, sive Romanum  
imperium  ab  eisdem  Judeis  aliquam  exaccionem  pecuniariam  extorquere  vel  alias  ad  alia  eorum  forsitan  
gravamina intendere niteretur,  nos ipsos Judeos singulos et  universos ab huiusmodi defendere et  manutendere  
promittimus, in quantum nobis res suppetunt et persona, et si ex nostre possibilitatis defectu, ultra quam nil restat,  
ipsis  adesse  defensionis  presidio  non  possemus,  extunc  omnibus  Judeis  herbipolensis,  qui  hoc  ipsum a  nobis  
requisierint, securitatem nostri conductus, tam in rebus, quam personis, prebebimus ad loca alia transeundi.
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Verleumdungen versprach Berthold, die Juden weder bezüglich ihrer Person noch ihrer Habe zu 

belangen,  es  sei  denn,  die  Vorwürfe  würden  sich  als  zutreffend  herausstellen.470 Der  Bischof 

versprach den Würzburger Bürgern und den Juden, die Bestimmungen der Urkunde zu befolgen, 

und schwor dies auf die Evangelien.471

Diese Urkunde wurde auch vom Domkapitel beglaubigt. Propst Manegold von Neuenburg 

und Dekan Albert von Talheim bestätigten die Zusagen Bertholds und versprachen, einem innerhalb 

der vereinbarten zehn Jahre möglicherweise neugewählten Bischof die Gefolgschaft zu versagen, 

wenn er sich nicht an das Privileg halte.472 Darüber hinaus sicherten sie zu, die Juden auch gegen 

einen Wortbruch Bertholds zu verteidigen, wofür sie bereits die Versprechen zur Unterstützung von 

den  Würzburger  Bürgern  erlangt  hätten.473 Die  Beglaubigung  der  Urkunde  Bertholds  wurde 

schließlich  dem  Stellvertreter  für  die  Bürgerschaft  Würzburgs,  Konrad  Weibelar,  und  dem 

Repräsentanten der jüdischen Gemeinde, Kobelin, übergeben.474

Zwei  Dokumente geben jedoch Aufschluss  darüber,  dass  Berthold seine Versprechungen 

nicht einhielt. Noch im Jahr 1281 einigte er sich mit dem König darauf, ihm die Vogtei des Klosters 

Murrhardt  sowie  die  Orte  Löwenstein  und  Wolfsfelden  mit  allen  dazugehörigen  Rechten  zu 

verkaufen. Die Kaufsumme, 10.000 Pfund Haller, sollten die nun von Berthold als Judei serenissimi  

domini nostri Rudolphi bezeichneten Würzburger Juden begleichen; dazu empfing der Bischof noch 

einen Betrag von 1300 Pfund Haller vom König.475 Unter den Zeugen befinden sich die Aussteller 

der Beglaubigung von Bertholds Schutzurkunde vom Februar 1281, Propst Manegold und Dekan 

470 Ebd.:  Item nos seu nostri successores in ipsos Judeos nullam aliam jurisdictionem, quantum ad prefatos decem  
annos, exercebimus omni fravde, dolo et vara postpositis, nisi quam predecessores nostri iu eosdem Judeos pro suis  
excessibus  exercere  actenus consueverunt;  sane  si  medio  tempore  aliqua  infamia  orta  fuerit  contra  sepefatos  
Judeos herbipolenses, nos aut nostri successores eosdem Judeos in specie vel in genere in rebus aut personis non  
gravabimus pro tali  infamia,  vara,  dolo eciam et  fraude procul  motis,  nisi  in  quantum de iure  possumus aut  
debemus aut secundum consuetudinem antiquitus observatum.

471 Ebd.:  Nos itaque hec omnia premissa bona fide servaturos et eorum singula promittimus capitulo nostro, civibus  
nostris  herbipolensibus,  necnon  sepefatis  Judeis  et  ad  observandum  ea  presentibus  sanctis dei  ewangeliis  
corporale prestitimus iuramentum.

472 Ebd., S. 528: Nos quoque Manegoldus de Nuwenburg prepositus, Albertus de Talheim decanus totumque capitulum  
ecclesie  herbipolensis  predicta  omnia  recognoscimus  et  hiis  in  scriptis  fidei  dacione  promittimus  universitati  
predictorum  Judeorum  herbipolensium,  si  venerabilem  patrem  dominum  nostrum  episcopum  predictum  infra  
prenominatos decem annos, quod absit, cedere vel decedere contingat, eidem universitati Judeorum omnia, que  
prenotata sunt, usque ad predictorum annorum numerum pari modo et forma inviolabiliter observare,  et  quod  
successori domini nostri episcopi predicti nunquam ullam obedienciam faciamus, nisi ad observandum omnia et  
singula, que premissa sunt, primitus se astringat.

473 Ebd.: Nichilominus si sepedictus dominus noster episcopus aut suus successor contrarium attemptare niteretur, nos  
extunc ipsos Judeos et quemlibet ipsorum defendere et manutenere bona fide promittimus pro posse nostro una cum  
civibus herbipolensibus, qui nobis ad hoc prestabunt omnem opem et operam, quam possunt, secundum quod nobis  
promiserunt, ad quod etiam non ipsis teneri recognoscimus viceversa.

474 Ebd.: (...) ad manus Conradi Weibelarij nomine civium herbipolensium, necnon ad manus Kobelini Judei nomine  
universitas Judeorum, qui hec eadem promissa receperunt, prorreximus capituli nostri vice.

103



Albert. Eine weitere Urkunde aus dem 14. Jahrhundert beleuchtet die Art und Weise, in der sich 

Berthold und Rudolf in den 1280er Jahren über die Judensteuer geeinigt haben. Bischof Wolfram 

erklärte am 1. Dezember 1322, er habe beschlossen, die Bemühungen gegen die Juden einzustellen, 

die schon seit geraumer Zeit weniger Steuern zahlten, als es vereinbart worden war. Die Juden, so 

Wolfram, hätten sich in einem Vertrag mit Berthold – gemeint ist die Urkunde vom 5. Februar 1281 

– darauf  geeinigt,  diesem jedes Jahr  1000 Pfund Haller  zu zahlen.  Nun habe allerdings  König 

Rudolf jedes Jahr 400 Pfund Haller von ihnen eingezogen, welche die Juden von der Bischofssteuer 

abgezogen hätten.476 Wolfram verzieh den Juden diese Tat und erklärte sich dazu bereit, sich auch in  

Zukunft  mit  600  Pfund  Haller  zufriedenzugeben,  außer  im  Fall  einer  Sedisvakanz  des 

Königsthrones.477

Die vorgestellten Urkunden verdeutlichen die komplexe rechtliche Situation, in der sich die 

Juden befanden. Würzburg ist ein anschauliches Beispiel für die Entwicklung im Interregnum, als 

durch das Fehlen einer Zentralmacht die Rechte an den Juden von verschiedenen lokalen Kräften 

beansprucht wurden. Im Jahr 1246 waren die Judensteuern von König Heinrich Raspe an Bischof 

Hermann von Würzburg für die Summe von 2300 Mark verpfändet worden.478 Die Würzburger 

Bischöfe  versuchten  in  der  Folgezeit,  diese  im  Prinzip  nur  vorübergehend  erlangten  Rechte 

langfristig  zu  sichern,  wofür  sie  Schutzverträge  mit  den  Juden  abschlossen,  ihre  Steuern 

festschrieben und Schutzversprechen abgaben.479 Seit der Mitte des 13. Jahrhunderts bemühten sich 

475 Ebd.:  Quod cum pro summa ecclesie nostre necessitate exegissemus a Judeis serenissimi domini nostri Rudolphi  
regis Romani Herbipoli commorantibus decem millia librarum Hallensium, nec sine gravi ipsius ecclesie nostre  
dispendio memorato domino nostro regi potuissemus satisfacere de eisdem pro ipsis et mille trecentis talentibus  
Hallensium quas  in  promta  et  numerata  pecunia  nobis  idem dominus  noster  superaddidit  ipsi  et  imperio  de  
consensu benevolo capituli nostri dedimus et vendidimus, damus et vendimus ac transferimus in eundem omne jus  
quod nobis et ecclesie nostre competit in advocatia de Murreharta, nec non castra Lewenstein et Wolvesfelden cum 
omnibus suis juribus et pertinentiis universis, firmiter promittentes quod dicto domino regi et imperio pro prefatis  
castris  et  eorum pertinentiis  debitam warandiam prestabimus juxta jus et  consuetudinem terre Franconie,  que  
Osterfranken nuncupator.

476 MB 39, S. 200f., Nr. 94: (...) cum judaei herbipolenses se ad solutionem mille librarum hallensium sub certo pacto 
Bertholdo felicis recordationis praedecessori obligassent et solvere promissent quolibet anno in festo beati Martini  
nomine precariae et exactionis, ipsique judaei de ipsis mille libris per plures annos quolibet anno quadraginta  
libras  hallensium  minime  persolvissent  ex  eo  quod  inclitae  recordationis  Rudolfus  Romanorum  rex  easdem 
quadringentas libras hallensium ab ipsis singulis extorsit percepit et recepit (...).

477 Ebd.:  Praeterea exsistente Romanorum rege quocunque et  eo vivente contentus esse vult  quod ipsi  judaei  ipsi  
solvant singulis annis in festo beati Martini sexcentas libras hallensium nomine precariae, et sic liberi sint ab omni  
precaria  usque ad festum beati  Martini  proxime tunc  sequentis.  Postquam autem imperium vacare  contigerit,  
praefati judaei solvent ipsi ipsiusque successoribus seu capitulo herbipolensi si sedes vacaverit singulis annis per  
viginti annos tunc sequentes in festo beati Martini mille libras hallensium.

478 MB 30, 1, S. 304f., Nr. 783: (...)  Hermannus venerabilis Erbipolensis Episcopus aut sui successores de iudeis  
Erbipolensibus  medio  tempore  quo  a  nobis  vel  nostris  successoribus  pro  duobus  millibus  et  trecentis  Marcis  
redempti non fuerint, sibi et eclesie  (sic!) sue, ne in sortem quando redimitur conputetur, aut ne species usure a  
perversoribus dici valeat, sibi suisque successoribus liberaliter dandum duximus et benigne.

479 MÜLLER, Gemeinde, S. 524f.
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auch  die  Bürger  der  Stadt,  Gelder  von  den  Juden  zu  erheben.  Diese  Versuche  sind  im 

Zusammenhang mit den allgemeinen kriegerischen Auseinandersetzungen zwischen den Bürgern 

und ihrem Stadtherren in dieser Zeit zu verstehen. Musste die Bürgerschaft dem Bischof und den 

Juden 1261 noch versprechen, nur mit ausdrücklicher Zustimmung des Bischofs von der jüdischen 

Gemeinde Steuern zu erheben,480 kam im Jahr 1288 die endgültige Wende. Die Juden verpflichteten 

sich dazu,  eine Steuer von 1500 Mark Silber  an die  Bürger  abzuführen, wohingegen diese den 

Juden  Schutzzusagen  machten  und  dies  per  Eid  beschworen.481 Weitere  Schutzurkunden  der 

Stadtvertreter mit gleichzeitigen Steuerforderungen sind nicht überliefert.  Möglicherweise gab es 

dazu keinen Anlass, da sich die Praxis, dass die Juden von nun an sowohl dem Bischof als auch 

dem Reichsoberhaupt und der Stadtgemeinde Steuern zahlen mussten, nach 1288 verfestigte.482 Die 

Streitigkeiten um die Judensteuer nahmen allerdings auch im 14. Jahrhundert nicht ab.483

Rudolf sah offenbar  aufgrund der geschwächten Position Bischof  Bertholds in der  Stadt 

Würzburg die Möglichkeit, sich wenigstens einen Teil der Judensteuer verfügbar zu machen. Ob er 

die Verpfändung der Steuer durch Heinrich Raspe überhaupt anerkannte, ist aufgrund seiner Politik 

über die Rechtmäßigkeit von Verfügungen über Reichsgut nach der Exkommunikation Friedrichs II. 

ohnehin fraglich. Dass er mit seiner Forderung allerdings einen eigenen Gefolgsmann schädigte, ist 

ungewöhnlich für die Vorgehensweise des Habsburgers.484 Als Resultat kam es zu einem Bruch 

480 MB 37, S. 396-398, Nr. 348: Item promiserunt, quod deinceps de Judeis et eorum negociis inter episcopum et ipsos  
Judeos, se nullatenus intromittent ad inpedimentum domini episcopi, set permittent, ipsum gaudere iure suo et  
liberam habere potestatem et dominium in eisdem. Et quod ipsi cives eosdem Judeos non gravabunt in aliquo, vel  
ad  aliquid  faciendum  vel  serviendum civitati  conpellent,  nisi  prout  de  ipsius  episcopi  fuerit  voluntate. Diese 
Formulierung schloss die Möglichkeit einer Besteuerung der Juden durch die Bürger keineswegs aus, sondern zeigt 
das dringende Verlangen der Stadtgemeinde nach Zugriff auf die Gelder der Juden. Vgl. MÜLLER, Gemeinde, S. 526.

481 Füßlein, Ringen, S. 282-284: (...) iudeis nostre civitatis prestitissemus juramentum manuale pro ipsorum comodo et  
defensione (...) promiserunt (...) dare mille marcas et quingentas marcas boni argenti absque dampno nostro in  
terminis et certis condicionibus que eciam in litteris suis plenius exprimuntur.

482 So auch MÜLLER, Gemeinde, S. 526.

483 Die Bischöfe, die sich offenbar weiterhin als Hauptverantwortliche in Judenfragen verstanden, versuchten sowohl 
die Ansprüche des Reichsoberhaupts auf die 400 Pfund Haller als auch die Besteuerung durch die Stadtvertreter zu 
unterbinden. Im Jahr 1293 kam es zu Streitigkeiten zwischen der Judengemeinde und Bischof Manegold. Dieser 
erklärte  am 1.  November  1293,  die  Juden  sollten  ihm,  solange  König  Adolf  lebe,  lediglich  die  schon vorher 
verlangten 600 Pfund Haller  zahlen,  bei  einer  Sedisvakanz  des  Königsthrons  allerdings die  Summe von 1000 
Pfund. Vgl. MB 38, S. 99-101, Nr. 58. Offensichtlich hatte der Bischof nach Rudolfs Tod versucht, die 400 Pfund, 
welche die Juden an das Reich zahlen mussten und von Manegolds Steuerforderungen abzogen, erneut zu erheben. 
Dagegen konnten sich die Juden – möglicherweise mit Unterstützung Adolfs – erfolgreich zur Wehr setzen. Wie 
bereits erwähnt, zeugt auch die Urkunde Bischof Wolframs vom 1. Dezember 1322 davon, dass die Würzburger 
Bischöfe ihren Anspruch auf die volle Summe von 1000 Pfund nicht aufzugeben bereit waren. Diese Konflikte mit 
den Reichsoberhäuptern fanden ein Ende, als Bischof Otto von Kaiser Ludwig dem Bayern die bisher praktizierte 
Aufteilung, wonach lediglich 400 Pfund an den Reichsherrscher gehen sollten, in einer Urkunde festschreiben ließ. 
Siehe MB 39, S. 526f.: (...) alle die juden die in Wirtzeburg gesezzen sint oder hernach zu wonen dar ein koment  
uns oder dem ryche alle jar nimer dienen noch geben sullent danne vierhundert pfunt haller (...).

484 Vor  1281  war  Berthold  ein  wichtiger  Anhänger  Rudolfs.  Er  gehörte  zu  den  Schiedsrichtern,  die  das 
Zustandekommen des Friedensvertrags nach dem ersten Krieg mit Ottokar ermöglichten. Vgl. REDLICH, Rudolf, S. 
283-294.
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zwischen Bischof und König, die nach 1281 nicht mehr interagierten. Der König ergriff zwar im 

Jahr 1286 für den Bischof und seine Anhänger Partei in den Streitigkeiten zwischen ihnen und der 

Stadtgemeinde, doch dies tat er lediglich, um das im März 1287 in Würzburg stattfindende Konzil 

nicht zu gefährden. Ohne Zweifel konnte Rudolf seine Forderungen durchsetzen, sowohl was den 

Kauf der Vogteirechte des Klosters Murrhardt und der Orte Löwenstein und Wolfsfelden betrifft, als 

auch  seinen  nur  durch  die  Erwähnung  in  der  Urkunde  Bischof  Wolframs  aus  dem Jahr  1323 

bekannten Anteil von 40 Prozent der Würzburger Judensteuer. Dies belegt zum einen die sofortige 

Nutzung  von  Löwenstein,  welches  er  seinem  unehelichen  Sohn  Albrecht  von  Löwenstein-

Schenkenberg  übertrug.485 Zum anderen zeugen die  oben geschilderten  bis  in  die  1340er  Jahre 

reichenden  Streitigkeiten  der  Bischöfe  von  Würzburg  mit  den  Reichsoberhäuptern  über  die 

Aufteilung der Judensteuer davon, dass Rudolf  mit seinem Anspruch Erfolg hatte.

Die Juden hatten kein Interesse an einer besonderen Beziehung zum Reichsoberhaupt, was 

die  1281  getroffene  Vereinbarung  über  den  Schutz  vor  königlichen  Ansprüchen  belegt.  Sie 

bewegten sich im Spannungsfeld zwischen dem Bischof und den Bürgern und verstanden es, sich 

bei beiden Seiten abzusichern. Dies belegt die Urkunde Bertholds, die – sicherlich auf Wunsch der 

Juden  –  vom  Domkapitel  beglaubigt  wurde  und  in  der  darüber  hinaus  auch  die  bürgerlichen 

Stadtvertreter  eingebunden  wurden.  Dennoch  konnten  sie  sich  den  Forderungen  Rudolfs  nicht 

entziehen. Dies gereichte freilich dem Bischof zum Nachteil, da er von nun an auf 40 Prozent seiner 

Einnahmen von den Juden verzichten musste. Es kann davon ausgegangen werden, dass die Bürger 

die  Juden  bei  ihrer  Weigerung,  über  den  Betrag  von  1000  Pfund  hinaus  belastet  zu  werden, 

unterstützten. Die Stadtgemeinde arbeitete schon seit  der ersten Verpfändung der Judensteuer an 

den Bischof aus dem Jahr 1247 darauf hin, selbst eine Steuer von den Juden erheben zu dürfen. Mit 

der Unterstützung der Juden in der Abwehr des bischöflichen Anspruchs konnten die Bürger ihrem 

Stadtherrn ein weiteres Mal  schaden.  Darüber  hinaus hatten sie  sich in  der  Urkunde von 1281 

explizit dazu verpflichtet, die Juden auch vor Bischof Berthold zu schützen. Dies macht es umso 

wahrscheinlicher,  dass sie eine gewichtige Rolle in den Vorgängen um die Judensteuer spielten. 

Nachdem die Juden bis ins Jahr 1281 vornehmlich mit dem Bischof über Steuern und Judenschutz 

verhandelt  hatten,  trat  in  den  1280er  Jahren  offenbar  ein  Wandel  ein,  der  die  machtpolitische 

Situation innerhalb der Stadt verdeutlicht. Die Bürger wurden zu den primären Ansprechpartnern 

der  Juden.  Die  Urkunde  von  1288  spiegelt  diesen  Wandel  wider:  Von  diesem  Zeitpunkt  an 

verpflichteten sich die Bürger zum Judenschutz, wofür sie eine große Geldsumme erhielten. Das 

Reichsoberhaupt spielte bei diesen Vorgängen und im täglichen Leben der Juden keine Rolle. Der 

485 Ebd., S. 555f.
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Kontakt zwischen den Würzburger Juden und Rudolf war einseitig bestimmt und lediglich auf den 

finanziellen Aspekt beschränkt.

Oppenheim

Ein weiteres Beispiel  für Rudolfs Reichsburgenpolitik zeigt  sich an einer erneuten Vergabe von 

Judensteuern  der  Oppenheimer  Gemeinde.  Am  8.  Juni  1285  nahm  Rudolf  von  Habsburg  mit 

Godebold Sicheling einen weiteren Burgmann in seine Reichsfestung in Oppenheim auf.486 Zur 

Ausstattung seines Burglehens sollte er 40 Mark vom König erhalten, für die ihm Rudolf vier Mark 

jährlich von der Oppenheimer Judensteuer übertrug. Von diesem Geld sollte er Grundstücke kaufen, 

die wiederum zum Unterhalt der Burg genutzt werden mussten.487 Godebold hatte abgesehen von 

dieser Urkunde keinen weiteren nachweisbaren Kontakt mit Rudolf. Im Jahr 1293 war er noch als 

Burgmann in Oppenheim tätig, als König Adolf von Nassau sein Burglehen um zwei Mark jährlich 

auf insgesamt sechs Mark von der Judensteuer erhöhte.488 Die Belehnung mit der Judensteuer ist ein 

weiterer Beleg für das Bemühen Rudolfs, vor allem in den Orten, deren Bürger sich immer wieder 

gegen seine Königsherrschaft und die Macht der Burgmannen auflehnten, für Stabilität zu sorgen. 

Im Jahr  1285 blieb  es  in  Oppenheim während des  Städteaufstandes  und der  Unruhen  um den 

falschen  Friedrich  vermutlich  noch  ruhig;  die  von  Rudolf  vermittelte  Versöhnung  der 

Burgbesatzung  mit  den  Bürgern  vom  11.  März  1287,  die  auch  den  Wiederaufbau  der  Burg 

thematisierte,  belegt  allerdings,  dass  es  in  der  Zeit  zwischen  Ende  1285  und  1287  zu  neuen 

Gewaltausbrüchen  in  der  Stadt  kam.  Zudem  erhielt  die  Burgmannschaft  im  August  1285  ein 

Privileg, in dem ihr wegen ihrer treuen Dienste das Recht gewährt wurde, die Reichsburg bei allen 

Fehden nutzen zu dürfen.489 Hier wurden weder konkrete Streitfälle mit den Bürgern noch eine 

Beschädigung der Burg erwähnt. Selbst wenn es zum Zeitpunkt der Aufnahme Godebolds keinen 

akuten Anlass zur Verstärkung der Burgmannen in Oppenheim gab, so stand doch zu befürchten, 

486 Die Urkunde ist im Zweiten Weltkrieg zerstört worden. Sie ist  bei  KAUFMANN,  Kaiserurkunden, S. 124f., Nr. 2, 
ediert.

487 Ebd.:  (...) nos ob fidem et devocionem strennui viri Godeboldi dicti Sichelinc, dilecti fidelis nostri, ipsum apud  
castrum  Oppenheim  nobis  et  imperio  in  castellanum duximus  conquirendum.  Et  pro  eo  quadraginta  marcas  
denariorum sibi  promittimus  nos  daturos,  pro  quibus  eidem  et  suis  heredibus  quatuor  marcarum denariorum  
redditus,  de  precaria  sive  stura  Judeorum  de  Oppenheim,  solvendos  in  festo  beati  Martini  annis  singulis,  
obligamus,  recipiendos  tamdiu,  quosque  sibi  vel  suis  heredibus  per  nos  vel  successores  nostros  predicte  
quadraginta marce plenarie fuerint persolute. Solucione autem facta, predictus Godeboldus vel sui heredes dictas  
marcas denariorum in empcionem prediorum convertunt et eadem a nobis et imperio nomine castrensis feudi apud  
predictum castrum Oppenheim deserviendos perpetuo possidebunt.

488 Ebd., S. 127, Nr. 5.

489 RI VI, 1, Nr. 1931.
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dass sich die Aufstände in Würzburg, Colmar und vor allem in den Städten der Wetterau, die sich 

am 9. Mai gegen den König zusammengeschlossen hatten, auch auf Oppenheim auswirken könnten. 

Neben Godebold erhielt auch Graf Eberhard von Katzenelnbogen am 13. August 1285 eine neue 

Urkunde, in der sein seit 1276 bestehendes Burglehen um 30 Mark erhöht wurde. Dieses Geld sollte 

der Graf allerdings nicht von der Judensteuer, sondern vom Reichsgut in Nierstein erhalten.490

Für die  Juden, von deren Steuern seit  1277 fünf Mark an Hertwin von Albich vergeben 

worden  waren,  bedeutete  die  Belehnung  Godebolds  eine  noch  engere  Verbindung  mit  den 

Burgmannen.  Wie  bereits  ausgeführt,  lag  dies  im  Interesse  der  Juden,  da  die  Burgbesatzung 

aufgrund  ihrer  Machtfülle  und  Einflussmöglichkeiten  auf  die  Bürgerschaft  Oppenheims  am 

effizientesten für einen Judenschutz sorgen konnte.491 Dies zeigte sich nicht zuletzt in den Jahren 

der  Verfolgung  des  „Guten  Werner“,  als  die  Oppenheimer  Judengemeinde  von  einem Pogrom 

verschont blieb. Dies wird unter anderem ein Verdienst der Reichsburgmannen gewesen sein.

Goslar

Auch mit der fernen Reichsstadt Goslar trat der König erneut in Kontakt. In einer Urkunde vom 24. 

März 1283 wies Rudolf die Juden an, jährlich sechs Mark zur Reparatur und Instandhaltung des 

königlichen Palastes zu zahlen.492 Mehr als zwei Jahre später, am 1. September 1285, monierte er, 

dass die  Juden in einigen Jahren die  Zahlung der sechs Mark vernachlässigt  hätten,  und befahl 

ihnen, Nachzahlung zu leisten und von nun an pünktlich an die Bürger  zu zahlen.493

Die  beiden  Mandate  zeugen  von  der  Hilflosigkeit,  mit  der  Rudolf  in  den  nördlichen 

Gebieten des Reiches agierte. Sein Interesse an der Erhaltung des königlichen Palastes zeigt, dass er 

weder auf die Steuern noch auf die repräsentative Funktion des Palastes verzichten wollte.

Dennoch konnte er die Juden nicht zur Zahlung dieser Steuer zwingen, da diese offenbar mit 

der  Bürgerschaft  paktierten.  Auch  auf  Seiten  der  Bürger  kam  es  zu  jener  Zeit  zu  ähnlichem 

490 Ebd., Nr. 1932.

491 Zu der Burglehensvergabe Rudolfs an den Ritter Hertwin von Albich im Jahr 1277 vgl. oben, S. 70.

492 UB Goslar II, 2, S. 325, Nr. 305: Devocioni vestre firmiter precipiendo mandamus precise volentes, quatenus annis  
singulis sex marcas argenti pro reparatione et conservacione regalis palacii in Goslaria dare nullatenus omittatis.

493 Ebd., S. 343, Nr. 329: (…) sex marcas cum refusione neglecte pecunie ad reparacionem et structuram dicti palacii  
predictis nostris civibus assignare (…).  Um was für eine Art Steuer es sich hier handelte, ist nicht mit absoluter 
Sicherheit zu sagen. Fischer glaubt, dass hier nicht die normale Reichssteuer gemeint war, denn bei dieser wurde 
kein Verwendungszweck angegeben. Siehe FISCHER, Goslar, S. 96, Anm. 2. Sie stellte aber auch nicht die „typische” 
außerordentliche Steuer dar, denn bei dieser handelte es sich für gewöhnlich um eine einmalige Zahlung.
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Ungehorsam. Rudolf selbst richtete am 4. August 1290 ein Schreiben an die Ratsleute und Bürger 

der  Stadt,  in  dem  er  darauf  hinwies,  dass  sie  die  sleygschatz genannte  Abgabe  von  den 

slaggenhutten von alters her an das Reich beziehungsweise den Reichsvogt zahlen müssten.494 Dies 

hatten  die  Bürger  offenbar  in  den  letzten  Jahren  unterlassen,  weshalb  Rudolf  sie  nun  dazu 

aufforderte, die Abgabe erneut zu entrichten und Rückstände zu begleichen. Bezeichnenderweise 

nennt Rudolf in der zweiten an die Juden gerichteten Urkunde die Bürger als Empfänger der Steuer, 

während  sein  Stadtvogt  nicht  erwähnt  wird.  Damit  billigt  Rudolf  indirekt  die  faktischen 

Machtverhältnisse in Goslar und verzichtet offenbar auch darauf, mithilfe seines Schwiegersohnes 

und  Reichslandvogts  Herzog  Albrecht  von  Sachsen  die  Juden  unter  Druck  zu  setzen.  Obwohl 

Goslar nach wie vor eine Reichsstadt und der König ihr nominelles Oberhaupt war, konnte er gegen 

den Willen der Juden und Bürger nichts erreichen. Im Zusammenspiel miteinander verhinderten sie 

die  –  möglicherweise  zusätzliche  –  Belastung.  Die  Juden  taten  dies,  weil  sie  nicht  übermäßig 

belastet  werden  wollten.  Eventuell  hatten  sie  zudem bereits  Steuern  an  die  Stadtgemeinde  zu 

zahlen. Die bürgerliche Vertretung Goslars stellte mit ihrem Eingreifen ihren Machtanspruch über 

sämtliche  internen  Belange  unter  Beweis.  Dies  war  in  den  Umbruchszeiten  der  1280er  Jahre 

besonders  wichtig,  da  die  Legitimität  der  Zusammensetzung  des  Rates  von  weiten  Teilen  der 

Stadtbevölkerung angezweifelt und bekämpft wurde.495

Wetzlar

Um das  Jahr  1285 kam es  zu  dem einzigen  konkret  nachvollziehbaren  Geldgeschäft  zwischen 

Rudolf und einem Juden.496 Chajim Or Sarua bekam 1291 eine Anfrage, in der ein Streit zwischen 

den Juden Simon und Ruben thematisiert wurde. In der Darlegung des Streitfalles werden allerdings 

auch reichsgeschichtliche Ereignisse behandelt. So habe König Rudolf Steuern von Bürgern einer 

nicht genannten Stadt – in der der Jude Ruben lebte – gefordert, diese nach der Weigerung der 

Bürger, die Sonderabgabe zu zahlen, belagert und erobert. Der König diktierte den Stadtbewohnern 

als eine der Friedensbedingungen, dass sie an seiner Stelle seine Schulden in Höhe von 400 Mark 

494 UB Goslar II, 2, S. 400, Nr. 401: (...) antiquo censum, qui vulgo dicitur sleygschatz, de slaggenhutten (...).

495 Bereits  seit  dem Ausscheiden  der  Ritter  aus  dem  Rat  um das  Jahr  1269  waren  die  Machtverhältnisse  nicht 
abschließend  geklärt;  die  Krämer  und  Handwerker  drängten  in  die  von  Kaufleuten,  Berg-  und  Waldarbeitern 
dominierte  Stadtvertretung.  Diese  Konflikte  konnten  erst  1290  endgültig  beigelegt  werden.  Vgl.  FRÖLICH, 
Verfassungsentwicklung, S. 424-435.

496 Chajim Or Sarua, Responsen, S. 77b, Nr. 229. Übersetzung bei HOFFMANN, Geldhandel, Anhang 203, S. 221-224. Im 
Folgenden werden lediglich die Einzelheiten der Angelegenheit wiedergegeben, die im Zusammenhang mit Rudolf 
und den Juden stehen.
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bei  dem Juden Simon  bezahlen  sollten.  Die  Bürger  konnten den Betrag allerdings  nicht  direkt 

aufbringen, weshalb sie mit Simon einen Schuldvertrag aushandelten, worin diesem über vier Jahre 

verteilt  225 Mark jährlich gezahlt werden sollten. Ruben stieg als Teilhaber der Schuld ein und 

wurde, da Simon nicht in besagter Stadt ansässig war, zu seinem Bevollmächtigten in allen die 

Schuld betreffenden Fragen ernannt. Der erste Zahlungstermin der Stadt wurde auf das Jahr 5052 

(1291) festgelegt; noch vor dem Tod Rudolfs beglichen die Bürger die erste Rate.

Die  Angaben des  Responsums decken sich  mit  den  ereignisgeschichtlichen  Vorfällen  zu 

Ende der 1280er Jahre. Bei der von Rudolf belagerten Stadt kann es sich nur um Wetzlar handeln; 

die Wetzlarer Bürger hatten im Jahr 1285 den falschen Friedrich Tile Kolup aufgenommen und sich 

geweigert,  ihn  an  den  König  auszuliefern.  Ihr  Aufstand  hing  aber  nicht  nur  mit  Tile  Kolup 

zusammen, sondern ist im Kontext mit der von Rudolf auf dem Hoftag von Worms im Juli 1284 

formulierten Forderung nach einer Sondersteuer  zu sehen, gegen die die Bürger Colmars sowie 

neben Wetzlar auch die übrigen Städte der Wetterau rebellierten. Rudolf zog im Juni des Jahres 

1285 mit seinem Heer vor die Stadt Wetzlar und zwang die Bürger zur Unterwerfung.497 Im Zuge 

der  Aussöhnung  mit  den  Wetzlarer  Bürgern  erfolgte  wohl  die  Forderung  Rudolfs,  seine 

Judenschulden  bei  Simon  zu  begleichen.  Bei  dem  Gläubiger  Rudolfs,  im  Responsum  Simon 

genannt,  handelte es sich um Anselm von Oppenheim, einen wohlhabenden und einflussreichen 

Juden der gleichnamigen Stadt.498 Er stand mit den lokalen Machthabern von Rhein und Wetterau in 

wirtschaftlichem Kontakt. Im Jahr 1290 erklärte sich beispielsweise Erzbischof Gerhard von Mainz 

dazu bereit, ihm im Zuge der Beilegung der Sponheimer Fehde 210 Mark zu bezahlen und damit 

die Schuld Graf Johanns von Sponheim zu übernehmen.499 Ihm wurde im Jahr 1296 der Zoll zu 

Geisenheim vom Rheingrafen Siegfried für die Schuldendeckung von 300 Mark auf sechs Jahre 

verpfändet.500 Aufgrund  seiner  Verbindungen  zu  den  Erzbischöfen  von  Mainz  sowie  dem  in 

Oppenheim sehr präsenten Graf Eberhard von Katzenelnbogen konnte Anselm leicht in  Kontakt 

zum  König  treten.  Die  Darlehensvergabe  erfolgte  sicherlich  über  einen  der  beiden 

Herrschaftsträger.

Dass es sich bei Simon tatsächlich um Anselm von Oppenheim handelte, belegt auch eine 

Urkunde Rudolfs. Am 22. Juni 1285 wies er die eben bezwungene Stadt Wetzlar an, den dreißigsten 

Pfennig, den er als Sondersteuer forderte, an den Juden Anselm von Oppenheim abzuführen und 

497 REDLICH, Rudolf, S. 528-536 sowie MARTIN, Städtepolitik, S. 159-168.

498 So auch GRAETZ, Geschichte VII, S. 169.

499 StA Würzburg, Mainzer Urkunden 3467. Regest in Regesten Mainz 1,1, S. 29, Nr. 181.

500 PFEIFFER, Transitzölle, S. 266.
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sich dies von Graf Eberhard von Katzenelnbogen quittieren zu lassen.501 Kein anderer Beweggrund 

als die Tilgung der Schuld kann Rudolfs Motiv gewesen sein. Insofern ist das Responsum, auch 

wenn es weder Orte noch Namen konkret beziehungsweise korrekt wiedergibt, ein wichtiger Beleg 

für eine weitere Form des Kontaktes zwischen Rudolf und den Juden.

Karlsmund

Im  Zusammenhang  mit  Rudolfs  Ausbau  des  Reichsburgensystems  sowie  der  in  den  1280ern 

gespannten Lage in der Wetterau steht auch die am 22. April 1286 vorgenommene Ernennung Graf 

Adolfs von Nassau zum Burgmann auf der bei Wetzlar gelegenen Reichsburg Karlsmund.502 Für die 

Ausstattung versprach Rudolf dem Grafen 200 Mark Kölner Pfennige, wobei er ihm oder seinen 

Erben  bis  zur  Zahlung  dieser  Summe 20 Mark von der  jährlich  an  Weihnachten zu  zahlenden 

Judensteuer der Frankfurter Gemeinde übergab.503

Die Nassauer Grafen der walramschen Linie, denen Adolf angehörte, verfügten nach einer 

Erbteilung im Jahr 1255 über ein zwischen Rhein und Lahn liegendes  Gebiet,  in  dem sich die 

Hauptorte  Weilburg,  Idstein  und  Wiesbaden  befanden.  Den  Besitz  der  vormaligen  Reichsstadt 

Wiesbaden hatten sich die Grafen nach der Teilung während des Interregnums gesichert; darüber 

hinaus  konnte  das  nassauische  Territorium weder  in  der  Zeit  Walrams  noch  Adolfs  (ab  1277) 

entscheidend vergrößert werden.504 Durch die nassauisch-eppsteinische Fehde, in deren Verlauf von 

1280 bis 1283 weite Teile der nassauischen Besitzungen verwüstet und die Stadt Wiesbaden zerstört 

wurden, konnte wenigstens ein kleiner Gebietszuwachs erzielt werden, der für die Verbindung der 

Idsteiner mit den Wiesbadener Besitzungen sorgte.505

501 UB Wetzlar I, S. 126, Nr. 292: (...) precariam sive sturam tricesime partis bonorum vestrorum serenissimo domino 
nostro Rudolfo, Romanorum regi, apud vos collectam Anselmo, Judeo Oppenheimensi, loco ac nomini nostri sine 
dilatione integraliter presentetis, ipsum Anselmum adeo favorabiliter et breviter de dicta stura expedientes, quod  
dictus dominus noster rex vobis proinde condignas graciarum actiones exhibeat vice versa et quod nos, qui vobis  
multipliciter astringimur, domini nostri regis et nostros debitores, de quibus dampna nobis accrescere timemus,  
possimus honore congruo expedire.

502 BÖHMER, Acta, S. 325f., Nr. 455.

503 Ebd.:  (...) nobilis vir Adolfus comes de Nassauwe dilectus fidelis noster persequitur incessanter, ipsum nobis et  
imperio  in  castro  Calsmunt  in  castellanum  duximus  conquirendum,  et  propter  hoc  eidem  ducentas  marcas  
Coloniensium denariorum promittimus nos daturos.  Pro quibus ei  et  suis heredibus legitimis obligamus viginti  
marcarum redditus annis singulis a iudaeis nostris in Frankenvort  qui pro tempore fuerunt in festo nativitatis  
domini  colligendas  et  percipiendas  tamdiu,  quosque  ab  ipso  vel  legitimis  suis  heredibus  supradictis  viginti  
marcarum redditus pro ducentis marcis denariorum per nos vel successores nostros in imperio redimantur.

504 Zu den Nassauer Grafen vgl. DEMANDT, Hessen, S. 367-380.

505 Ebd., S. 378.
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Adolf gehörte nicht zu dem Unterstützerkreis Rudolfs, der sich insbesondere während der 

Auseinandersetzungen  mit  Ottokar  von  Böhmen  herausbildete.  Weder  dort  noch  an  weiteren 

wichtigen Herrschaftsetappen Rudolfs war Adolf beteiligt. Er wurde 1276 vom König zu einem der 

Schiedsrichter ernannt, die den Streit zwischen Erzbischof Siegfried von Köln und dessen Vetter 

Siegfried von Runkel schlichten sollten.506 Danach ist er lediglich in den Jahren 1281 und 1282 

einige Male am Hof des Königs nachweisbar.507 Obwohl in der Folgezeit lediglich eine weitere 

Begegnung anlässlich des Begräbnisses von Adolfs Mutter Adelheid am 22. Februar 1288, bei der 

Rudolf in Mainz anwesend war, nachweisbar ist, erhielt Adolf neben der Aufnahme zum Burgmann 

noch ein weiteres Privileg, in dem der König ihm gestattete, das Dorf Idstein zu befestigen.508

Einen Grund für das zurückhaltende Verhältnis zwischen dem König und dem Grafen stellte 

dessen enge Bindung an den Kölner Erzbischof Siegfried dar, mit dem er überdies verwandt war.509 

Er kämpfte auf Seiten Siegfrieds im Limburger Erbfolgestreit und wurde wie der Erzbischof in der 

Schlacht von Worringen gefangen genommen.510 Die Nähe zu dem mit Rudolf  meist  in kühlen 

Beziehungen stehenden Kölner Erzbischof verhinderte eine königsfreundliche Linie Adolfs. Daher 

bleibt die Frage, warum der König den Nassauer zu seinem Burgmann aufnahm und mit einem 

verhältnismäßig  hohen  Burglehen  ausstattete.  Hier  ist  der  Grund  wiederum  in  den  familiären 

Bindungen Adolfs zu suchen: Sein Onkel und Förderer war mit Graf Eberhard von Katzenelnbogen 

einer der wichtigsten Vertrauten des Königs. Er setzte sich vermutlich für seinen Neffen bei Rudolf 

ein,  um  ihm  das  Burglehen  im  Dienste  des  Reiches  zu  verschaffen,  welches  ihm  auch  mehr 

Unabhängigkeit  vom Kölner  Erzbischof  ermöglichte.511 Die  Sicherung  der  Wetterau  mit  ihrem 

ausgedehnten Reichsbesitz war dem König während seiner gesamten Regierungszeit ein wichtiges 

Anliegen. Angesichts der Unruhen in Wetzlar im Sommer 1285 sowie der Aufstände in der Wetterau 

und der erneuten Zerstörung der Friedberger Burg in den Jahren von 1285 bis 1287 sah der König 

die Aufnahme eines zwar nicht allzu mächtigen,  aber doch einflussreichen lokalen Adeligen als 

geeignete  Maßnahme  an,  um  seine  Herrschaft  in  dieser  Gegend  zu  stabilisieren.  Dennoch 

verwundert die Privilegierung, bedenkt man, dass mit Siegfried von Runkel bereits im Jahr 1277 ein  

506 RI VI, 1, Nr. 539.

507 In  diesen  Jahren trat  Adolf  von Nassau  als  Zeuge  von  königlichen  Urkunden auf.  Vgl.  ebd.,  Nr.  1424 (1281 
Dezember 17); 1637 (1282 März 25); 1641 (1282 April 9); 1688 (1282 Juni 15); 1719 (1282 Oktober 24).

508 Dies wurde ihm am 3. Mai 1287 gewährt. Vgl. RI VI, 1, Nr. 2100.

509 Die Schwester von Adolfs Frau Imagina von Isenburg-Limburg, Agnes, war mit Heinrich von Westerburg, dem 
Bruder  Erzbischof  Siegfrieds,  verheiratet.  Zu  den  verwandschaftlichen  Beziehungen  Adolfs  von  Nassau  und 
Siegfrieds von Westerburg vgl. ERKENS, Siegfried, S. 423f.

510 Zu seiner Rolle im Limburger Erbfolgestreit vgl. ebd., S. 219-239.

511 Eberhard blieb auch nach dem Tod Rudolfs an Adolfs Seite und diente ihm während seiner Zeit als König. Siehe 
dazu DEMANDT, Anfänge, S. 49-57.

112



ausgewiesener  Feind  des  Kölner  Erzbischofs  und  auch  Adolfs  auf  Karlsmund  als  Burgmann 

aufgenommen worden war. Adolf  trat zwar, wie erwähnt,  im Jahr 1276 als Schlichter zwischen 

Siegfried von Runkel und Siegfried von Westerburg auf, schwor allerdings am 14. September 1287 

im Zusammenhang mit dem Limburger Erbfolgestreit, den Kölner und dessen Bruder Heinrich von 

Westerburg gegen Siegfried von Runkel militärisch zu unterstützen. Sollte  dieser in den 1280er 

Jahren noch als Burgmann in Karlsmund gedient haben, wird die Ernennung Adolfs möglicherweise 

mit Widerwillen innerhalb der Burgmannschaft vernommen worden sein.

Die Juden Frankfurts,  die  für  Adolfs  Burglehen aufkommen mussten,  waren von diesen 

Überlegungen nicht betroffen. Rudolf nutzte die Steuern der Juden zweckmäßig, ohne dass die weit 

entfernte  Frankfurter  Gemeinde  ein  Interesse  an  der  Burg  Karlsmund  oder  an  intensiveren 

Beziehungen  zu  Adolf  von  Nassau  hatte.  Dass  der  im  Jahr  1292  neu  gewählte  König  seine 

Krönungskosten ausgerechnet bei den Frankfurter Juden eintreiben wollte,512 hängt sicherlich mit 

seinem Burglehen zusammen. Die Weigerung der Juden im Zusammenschluss mit Reichsschultheiß 

Heinrich von Praunheim belegt, dass das Verhältnis zwischen den Frankfurter Juden und Adolf auch 

im Vorfeld nicht spannungsfrei gewesen sein kann.

Schwaben

Auch von Rudolfs Bemühungen um Landgewinne in Schwaben blieben die Juden nicht unberührt. 

In  zwei  Urkunden,  in  denen  ein  Frieden  zwischen  dem  König  und  seinem  größten  lokalen 

Widersacher,  Graf  Eberhard  I.  von  Württemberg,  vereinbart  wird,  werden  Angelegenheiten 

behandelt,  die  die  Juden betrafen.  In  der  ersten Versöhnungsurkunde vom 10.  November  1286 

musste sich der Graf unter anderem dazu bereit erklären, seine Schulden bei Christen und Juden zu 

begleichen. Dies war offenbar ein so zentraler Punkt, dass er an zwei Stellen festgehalten wurde.513 

Da jedoch die Kämpfe ein Jahr später von neuem aufflammten, musste am 23. Oktober 1287 eine 

erneute Sühne herbeigeführt werden.514 Dort wurde wieder auf die Schuldenbegleichung Eberhards 

verwiesen,  allerdings  nicht  in  Form  einer  allgemein  gehaltenen  Aufforderung,  sondern  mit 

konkreten Konsequenzen: Wegen der Schulden, die  Eberhard bei Christen und Juden angehäuft 

hatte,  sowie wegen der  angerichteten Kriegsverwüstungen wurde er dazu  verpflichtet,  die  Burg 

512 Cronicon Colmariense, MG SS XVII, S. 257.

513 Wirtembergisches UB 9, S. 104-106, Nr. 3576: Der vor genant Eberhart der sol och mit guten truwen gelten baide  
Cristan unde Juden alles daz, dez er in schuldige ist (...). Er sol och gelten Cristen unde Juden, daz er in schuldich  
ist, mit guten truwen. Siehe auch Urkundenregesten III, S. 348-350, Nr. 500.

514 Wirtembergisches UB 9, S. 157-160, Nr. 3670. Siehe auch Urkundenregesten III, S. 373f., Nr. 541.
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Waldhausen als Sicherheit an Swiker von Gundolfingen zu übergeben und Rudolfs Schultheißen 

Heinrich von Esslingen 1200 Pfund Haller zu zahlen.515 Sollte er sich nicht an diese Abmachung 

halten,  würde die  Burg Waldhausen ebenso wie weitere Burgen,  die  Eberhard an Christen oder 

Juden verpfändet hatte, an den König fallen.516 Rudolf oder der Alte von Rehberg würden diese 

behalten, bis Eberhard alle Ansprüche seiner Gläubiger befriedigt hätte.517

Hintergrund  der  Auseinandersetzungen  zwischen  dem  König  und  dem  Grafen  von 

Württemberg waren die Bestrebungen Rudolfs, seinen Hausbesitz in Schwaben mit Hilfe der nun 

erworbenen Königswürde zu vergrößern.  Möglicherweise  beabsichtigte  er,  Schwaben wieder zu 

einem Herzogtum zu vereinen, um es dann einem seiner Söhne zu übertragen.518 Er hätte damit 

beispielsweise seinen Sohn Hartmann belehnen können, dem er, wie er in einem Brief an König 

Edward I. von England im Jahr 1278 ankündigte, innerhalb von vier Jahren ein Königreich oder 

Herzogtum verschaffen wollte.519 Hartmanns Tod im Jahr 1281 hinderte Rudolf nicht daran, seine 

Hausmacht  im  schwäbischen  Gebiet  weiter  zu  vergrößern.  Dies  stieß  bei  den  dort  ansässigen 

Adligen, insbesondere bei Graf Eberhard I. von Württemberg, auf entschiedenen Widerstand. Die 

Württemberger Grafen stellten seit dem Interregnum die mächtigsten regionalen Herrschaftsträger 

Schwabens dar und verfolgten eine eigene, auf Expansion ausgerichtete Politik.520

Nachdem  es  im  Jahr  1281  zu  ersten  Streitigkeiten  gekommen  war,  brachen  die 

Feindseligkeiten 1285 erneut aus. Eberhard verwüstete zusammen mit seinen Verbündeten die Güter  

des  Königs.  Dies  führte  zu  einer  ersten  Sühne,  die  auf  dem  Hoftag  von  Ulm  im  Juni  1286 

515 Ebd., S. 158: Unde sol umbe  die summe der schulde, die er den kristen unde den juden schuldik ist unde wirt, unde  
umbe den schaden, den er getan hat sit der sune biz an diz urluge, sol er antwrten (sic!) die burch zu Walthusen mit  
allem dem, das dar zu horet, Swiker von Gundolfingen, also daz er Henrichen unserm schultheizen von Ezzelingen,  
den wir dar zu bescheiden haben, ie zu dem jare zwelfhundert phunt Haller geben zu zwein ziten (...) biz er gar  
schulde unde schaden vergelde.

516 Ebd.: Unde gebe er daz gut zu den ziten niht oder breche er sin gelubde an dirre sache, so sol man die vorgenanten  
burch Walthusen unde alles daz dar zu horet uns antwrten unde sulent uber das sine burgen, die er kristen oder  
juden gesetzet hat, niht ledik sin noch er selbe, wan beidu er unde sine burgen den schuldeneren vergehen sulent,  
das si leisten sulen, unde wellen, ob er brichet unde das gut niht git zu den ziten, als da vor geschriben ist.

517 Ebd.: Wan so sal man die vor genanten burch Walthusen mit allem dem, das dar zu horet, uns antwrten oder dem  
alten von Rehperch, ob wir niht weren, der sol ez inne haben an der schuldener stat, biz in vergolten wirt, unde  
sulent och die burgen leisten.

518 Vgl. oben, S. 18.

519 Hintergrund waren Heiratsverhandlungen, bei denen eine Verbindung von Eduards Tochter Johanna mit Rudolfs 
Sohn Hartmann angestrebt wurde. Vgl. hierzu KÖHLER, Heiratsverhandlungen.

520 Die Grafen von Württemberg hatten vom Zusammenbruch der staufischen Herrschaft stark profitiert. Insbesondere 
Eberhards Vater, Graf Ulrich I. (1241-1265), baute während des Interregnums sein zunächst wenig mehr als die 
Stadt Stuttgart und das Umland umfassendes Gebiet weiter aus und konnte es durch Ankäufe um Cannstatt, Urach, 
Münsingen, Nürtingen und Pfullingen erweitern. Zudem gründete er die Orte Leonberg, Waiblingen und Schorndorf 
und förderte gezielt die Entwicklung Stuttgarts. Eberhard, der zusammen mit seinem Bruder Ulrich II. (1265-1279) 
seinem Vater als Graf folgte, setzte diese Herrschaftspolitik konsequent fort. Zu den Württemberger Grafen vor der 
Zeit Rudolfs von Habsburg vgl. WELLER/WELLER, Württembergische Geschichte, S. 83-86.
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geschlossen  wurde.521 Da  sich  Eberhard  nicht  an  den  Frieden  hielt,  wurde  Rudolf  schon  im 

September  1286  zu  einem persönlichen Eingreifen  gezwungen.  Er  zerstörte  einige  Burgen  des 

Grafen und begann am 23. September eine Belagerung von Stuttgart, die er allerdings im November 

erfolglos  abbrach,  da  er  sich  den  Verhandlungen  mit  Kardinal  Johannes  Boccamazza  um  den 

Termin und die Rahmenbedingungen für die Kaiserkrönung widmen wollte.522 Die Sühne vom 10. 

November 1286 kam also zustande, weil es Rudolf aufgrund anderweitiger Verpflichtungen nicht 

möglich war,  Eberhard militärisch  zu besiegen.  Dieser  erkannte  die  Schwäche des  Königs  und 

eröffnete 1287 den Kampf erneut. Die zweite Sühne brachte endgültigen Frieden und zementierte 

die faktischen Machtverhältnisse in Schwaben: Rudolf war mit seinem Versuch, das Herzogtum an 

sich zu reißen,  am württembergischen Grafen gescheitert.523 Einige  Aufenthalte  des  Grafen  am 

königlichen Hof lassen auf eine Normalisierung der  Beziehungen der ehemaligen Kontrahenten 

schließen.524

Aufgrund der unbestimmten Formulierung des Abschnittes über die Schulden „bei Christen 

und Juden“  kann nur  spekuliert  werden,  um welche Juden es  sich konkret  handelte.  Sicher  ist 

jedenfalls,  dass sich die  Gläubiger des Grafen mit  dem König in Verbindung setzten,  um seine 

Mithilfe zu gewinnen. Hierfür käme die große jüdische Gemeinde von Esslingen in Frage. Die Stadt 

war von den Konflikten selbst betroffen und der dortige Amtmann des Königs, Schultheiß Heinrich, 

wurde von Rudolf in der zweiten Sühne als Schiedsrichter in der Frage ernannt, wie hoch die von 

Eberhard abzuzahlende Kriegsschuld sein würde.525 Da aber, wie erwähnt, keine Hinweise auf die 

Herkunft  der  Juden  vorliegen,  kann  eine  endgültige  Festlegung  hier  nicht  getroffen  werden. 

Dennoch zeugen die beiden Sühnen von einem guten Verhältnis zwischen den  beteiligten Juden 

und  dem  König.  Hatte  dieser  die  Schulden  des  Grafen  in  der  ersten  Urkunde  lediglich  in 

allgemeiner  Form angesprochen,  wurden  in  der  zweiten  Sühne  drastische  Strafen  für  den  Fall 

ausgesprochen,  dass  Eberhard  sich  einer  Begleichung  weiterhin  widersetzen  würde.  Da  die 

Friedensbedingungen von ihm offenbar erfüllt wurden, scheint sich die konsequente Haltung des 

Königs in Bezug auf die Schuldnerbefriedigung ausgezahlt zu haben. Rudolf hat in diesem Fall mit 

einer unnachgiebigen Haltung seinen jüdischen Untertanen zu ihrem Recht verholfen.

521 RI VI, 1, Nr. 2030a.

522 MARTIN, Städtepolitik, S. 87f.

523 Zu Einzelheiten dieser Kämpfe vgl. REDLICH, Rudolf, S. 558f.

524 RI VI, 1, Nr. 2371 und Nr. 2490.

525 Wirtembergisches UB 9, S. 157-160, Nr. 3670.
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Mainz

Während  der  König  im  September  die  Residenzstadt  des  württembergischen  Grafen  belagerte, 

beschäftigte er sich gleichzeitig mit einer die Mainzer Juden betreffenden Angelegenheit, wie durch 

zwei von Rudolf verfasste Mandate ersichtlich wird. Am 21. September 1286 schrieb der König an 

die Richter, Schultheißen, Schöffen und Ratsvertreter sowie alle übrigen Bürger der Stadt Mainz, 

ihm sei mitgeteilt worden, die Mainzer Juden würden des Mordes sowie der Gefangennahme einer 

christlichen  Familie  beschuldigt.  Da  dem  Mainzer  Erzbischof  die  Rechtsprechung  in  dieser 

Angelegenheit zustünde, verlangte Rudolf von den Stadtvertretern, diesen in allen Untersuchungen 

zu unterstützen.526 Auf den 23. September, also nur zwei Tage später, datiert ein weiteres Schreiben 

des Königs, das diesmal an die Judengemeinde von Mainz adressiert war. Hierin forderte er die 

Juden Moses, quondam episcopus Judeorum, sowie Joeli, Joseph Haller, Abraham Wize, Coppelino 

und alle weiteren consules Judeorum, seine Kammerknechte, dazu auf, innerhalb der nächsten drei 

Wochen in  das  Feldlager  des  Königs  vor  Stuttgart  zu  kommen,  um dort  auf  die  Vorwürfe des 

Erzbischofs zu antworten.527

Schon vor  diesen  beiden Schreiben war  die  Situation der  Mainzer  Juden in  den 1280er 

Jahren prekär. Immer häufiger wurden sie mit  Ritualmordvorwürfen konfrontiert, was drastische 

Konsequenzen hatte. So wird in einem jüdischen Klagelied sowie auf dem Grabstein eines Opfers, 

Rabbiner Meirs ben Abraham ha-Cohen, von einer Verfolgung am 15. Juni 1281 berichtet, in deren 

Verlauf  Thorarollen  zerrissen,  die  Synagoge  verbrannt  und  der  Rabbiner  umgebracht  worden 

seien.528 Über die Hintergründe dieses Pogroms ist allerdings nichts Weiteres bekannt. War im Jahr 

1281 offenbar nur ein einzelner Jude umgebracht worden, hatte eine weitere Mordanklage zwei 

Jahre später weitreichende Folgen. Die Einzelheiten dieser Angelegenheit sind im Gegensatz zu der 

Verfolgung  von 1281 durch  zwei  historiographische  Quellen  sowie  ein  Schreiben  des  Mainzer 

Erzbischofs Werner von Eppstein gut rekonstruierbar. In den Colmarer Annalen wird bemerkt, in 

der Nähe von Mainz habe eine christliche Amme das Kind eines Ritters an die Juden verkauft, 

526 Die Urkunde ist nicht ediert. Siehe Staatsarchiv Würzburg, Mainzer Urkunden 3438/1: Quia igitur de coniuencia et  
beneplacio nostro procedit quod idem archiepiscopus contra Iudeos Maguntiae super homicidiis que a nonnullis  
ipsis prout audivimus inponuntur necnon super familia christiana quam retinent et causis aliis sive questionibus  
quibuscumque iusticie sue causam efficaciter prosequatur. Siehe auch Urkundenregesten III, S. 346f., Nr. 496.

527 Staatsarchiv Würzburg, MK Kaiserselekt 1332:  Moysi quondam episcopo Judeorum, necnon Joeli, Joseph dicto  
Haller, Abrahe dicto Wize, Coppelino, ceterisque consulibus Judeorum et aliis Judeis Magunt. universis, camere  
sue servis, graciam suam.  Ad nostram presenciam vos citantes devotioni vestre firmiter et distincte precipiendo 
mandamus, quatenus a proxima quarta feria ad tres septimanas, in nostra compareatis presencia, querimoniis  
venerabilis H. Archiepiscopi Magunt. Principis nostri karissimi legitime responsuri. Gedruckt bei SCHUNCK, Codex 
121, Nr. LI. Siehe auch Urkundenregesten III, S. 347, Nr. 497.

528 GJ II, 2, Artikel Mainz, S. 512f. sowie ZIWES, Rheingebiet, S. 228.
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welche das Kind dann töteten. Daraufhin seien alle Juden und die Amme von den Christen ermordet 

worden.529 Die  Wormser  Annalen  stellen  lediglich  fest,  dass  an  Ostern  1283  die  christlichen 

Einwohner von Mainz die Juden überfallen, viele von ihnen getötet und ihre Besitztümer geraubt 

hätten. Dieser Schlag habe die Juden von ganz Deutschland getroffen.530 Der genauere Verlauf der 

Verfolgung wird in einem Schriftstück Erzbischof Werners an den Pleban von St. Ignatius in Mainz 

beschrieben.531 Darin beklagt Werner, dass seine Juden, die er vom Reich rechtmäßig erhalten habe, 

fälschlicherweise einiger Verbrechen beschuldigt worden seien. Der Ritter Herbert, genannt Ring 

von Olmene, habe sich bei ihm darüber beklagt, sein Neffe sei, von den Mainzer Juden ermordet, 

tot aufgefunden worden. Des Weiteren habe er berichtet, den besagten getöteten Knaben zur Stadt 

Mainz gebracht zu haben, um ein Urteil zu erbitten. Durch die Mainzer Bürger sei ihm jedoch der 

Zugang zur Stadt verboten worden.532 Da sich aber die Gerüchte über einen angeblichen Judenmord 

in der Stadt verbreiteten, beschloss Werner, selbst ein Gericht über die Juden abzuhalten, woran er 

aber von der Stadtgemeinde gehindert wurde. Unterdessen war den Juden und ihrer Habe schweres 

Unrecht getan worden.533 Nachdem ein weiterer Bote mit dem Hinweis, nur mit dem Erzbischof 

persönlich sprechen zu wollen, erneut von den Bürgern ignoriert wurde, bekräftigte Werner seine 

Absicht, die Vorwürfe gegen die Juden gerichtlich aufzuklären.534 Tatsächlich kam es, wie Werner 

in dem Brief erwähnt, am 19. April 1283 zu einer Judenverfolgung, bei der zehn Menschen das 

Leben verloren.535

529 Annales Colmarienses Maiores, MGH SS XVII, S. 210: Circa Moguntiam nutrix pueri cuiusdam militis vendidit  
eum Iudeis, ut interficerent eum; propter quod nutrix et Iudei plures a christianis fuerunt turpiter interfecti.

530 Annales Wormatienses, MGH SS XVII, S. 77: Anno regni Rudolphi nono feria seconda pasche cristiani in civitate  
Moguntinensi  Iudeos invaserunt,  multis  ex eis  occisis,  omnem substanciam eorum sibi  diripuerunt;  que plaga  
omnes Iudeos per totam Alemaniam percussit.

531 Hessische Urkunden V,  S.  105-107,  Nr.  120.  Zu diesem Brief  vgl.  ZIWES,  Rheingebiet,  S.  229,  sowie  FISCHER, 
Stellung, S. 178-180, Note 5, und MÜLLER, Eretz geserah, S. 262f.

532 Hessische Urkunden V, S. 105-107, Nr. 120: Ex querela Judeorum ad nos pervenit, quod quidam emuli eorundem  
falso  quedam crimina eis  imponerent,  ex  quo timebat,  eis  periculum imminuere,  propter  quod nostris  civibus  
maguntinis litteras nostras direximus, continentes, ut nostros Judeos maguntinos, quos habemus ab imperio pleno  
iure,  ab  insultibus  malignancium  fideliter  defensarent,  postmodum Herbordus  dictus  Ring  de  Olmene (...)  ad  
presenciam nostram accedens,  lacrimabiliter  conquerebatur,  quod  puer  quidam  christianus,  nepos  ipsius  (...)  
inventus fuerat, et a Judeis moguntinis Maguncie miserabiliter interfectus, narrans, quod dictum puerum occisum 
ad civitatem maguntinam adduxerat pro iudicio requiriendo, sed ab ingressu civitatis eiusdem prohibitus fuerat et  
repulsus.

533 Ebd.: (...) insultus graves facti fuerunt in personas et res Judeorum nostrum (...).

534 Ebd.:  (...)  judices  et  consules  coram  prelatis  et  ecclesiis  maguntinis,  tam  regularibus,  quam  secularibus,  
responderunt, quod non nunciis nostris, sed nobis vellent super eo in personis propriis respondere, unde discretioni  
tue mandamus (...)  quod parati sumus et  fuimus et esse intendimus, si non fuerimus impediti,  in casu presenti  
unicuique facere tocius iusticie complementum.

535 Zeitgleich kam es auch in Bacharach und Rockenhausen zu Auschreitungen gegen die jüdischen Gemeinden, bei 
denen 26 beziehungsweise 13 Juden ermordet wurden. Vgl. ZIWES, Rheingebiet, S. 229f. Zu den Opferzahlen siehe 
Memorbuch, S. 4/99 und S. 20/144f.
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Laut  einer  zweifelhaften  Nachricht  von  Johannes  Trithemius  in  den  Annales 

Hirsaugienses536 vom Ende  des  15.  Jahrhunderts  soll  sich  Rudolf  von  Habsburg  in  den  Streit 

eingemischt, das – nicht näher beschriebene – Urteil des Erzbischofs auf einem Hoftag in Mainz am 

Michaelisfest 1283 gelobt und gefordert haben, die Güter der getöteten Juden dem procurator fisci  

regalis auszuliefern. Laut Trithemius wurden die Juden verschiedener Verbrechen beschuldigt. Er 

nennt Brunnenvergiftung, Hostienschändung und Mord an einem Jungen.537 Im September 1283 

war der König allerdings nicht in Mainz, folglich wurde dort auch kein Hoftag abgehalten; vielmehr 

befand sich Rudolf von Habsburg zu dieser Zeit im Kampf gegen Philipp I. von Savoyen, der sich 

die Reichsorte Peterlingen, Murten und Gümmingen in der heutigen Westschweiz angeeignet hatte. 

Von Juli bis Dezember 1283 beteiligte sich der König an der Belagerung von Peterlingen.538 Weitere 

Informationen über eine mögliche Aufklärung der Vorwürfe oder Bestrafung der Mainzer Bürger 

sind nicht erhalten; es ist aber davon auszugehen, dass der König in dieser Angelegenheit in keiner 

Weise beteiligt war. Trithemius, der mehr als 150 Jahre nach den Ereignissen schrieb, vermischte 

vermutlich verschiedene Verfolgungen und verdichtete sie zu einem einzigen Vorfall.

Nachdem es im Jahr 1286 zu weiteren Anschuldigungen gegen die Juden gekommen war, 

wurde der König als Schlichter zwischen der Stadtgemeinde und dem Erzbischof um die Rechte an 

der Gerichtsbarkeit der Juden angerufen. Sowohl Heinrich, der aufgrund seiner erst kurzen Amtszeit 

sowie  seiner nichtadligen Herkunft  über keine  ausreichende Machtbasis  verfügte,  die  noch sein 

Vorgänger Werner  durch seine Herkunft  als Eppsteiner  Landesherr  besessen hatte,  als  auch die 

Juden hatten ein starkes Interesse an der Vermittlung durch den König. Dieser nutzte die sich durch 

den Tod Werners bietende Möglichkeit,  seine Machtposition in Bezug auf die Mainzer Juden zu 

verbessern, und sprach daher fortan von ihnen als königlichen Kammerknechten. Zudem drückte 

die Formulierung ein Schutzverhältnis zwischen dem König und den Juden aus, welches vor einem 

Pogrom abschrecken und ein geordnetes Verfahren ermöglichen sollte. Da Rudolf im September 

1286 mit  einem Heer  nicht  allzu  weit  von Mainz  lagerte,  war  ein  konkreter  Judenschutz  oder 

zumindest  eine  Strafaktion  des  Königs  nach  einem  Missachten  seiner  Befehle  ein  durchaus 

denkbares Szenario. Das Vorgehen Rudolfs, zum einen die Stadtgemeinde zur Kooperation mit dem 

536 Zu den Annales Hirsaugienses vgl. SCHREINER, Abt.

537 Annales Hirsaugienses II. 44f.: Eodem anno Rudolphus Rex conventum Principum apud Moguntiam circa festum S.  
Michaelis  habuit, ubi post multa consilia pacis habita, etiam Judaeorum causam diligentissime, quare fuissent  
combusti,  fecit  examinari.  Contra quos multam dicebantur abnominanda scelera,  quod videlicet  veneno fontes  
infecissent  aquarum,  quod  pueros  occidissent  emptos  aut  furtive  sublatos  ex  aedibus  Christianorum,  et  quod  
sacramentis Dominicis nefandas intulissent contumelias. Rex autem Christianissimus examinata necis Judaeorum 
causa laudavit sentenciam et sub poena capitis ac lasae Majestatis reatu mandavit omnibus et singulis, ut omnia  
quaecunque de bonis Judaeorum direpta fuissent, ad manus Procuratoris fisci Regalis sine mora comportarentur.

538 REDLICH, Rudolf, S. 607-609. Vgl. auch RESMINI,. Arelat, S. 178-187.
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Erzbischof aufzufordern und zum anderen den Juden die Möglichkeit zu geben, persönlich auf die 

Vorwürfe zu antworten, verdeutlicht, dass der König ein echtes Interesse an einem adäquaten Urteil 

hatte. Auch wenn keine weiteren Informationen zum Fortgang der Verhandlungen vorliegen, kann 

davon ausgegangen werden, dass die Juden von den Vorwürfen freigesprochen wurden; zu einem 

Pogrom kam es nicht.

Die Bedeutung des Königs für die Juden zeigt  sich überdeutlich an diesem Fall.  Rudolf 

konnte als angesehene Autorität  für Schutz und ein rechtmäßiges Verfahren sorgen. Dies belegt 

zudem, dass die Kammerknechtschaft  ein durchaus positives Rechtsverhältnis  darstellen konnte. 

Wenn Rudolf auch tatsächlich als Schutzherr fungierte, werden die Juden ihre Zugehörigkeit zu ihm 

begrüßt haben. Sie hatten im Jahr 1283 erlebt, dass ihre Position zwischen dem Erzbischof, der die 

Gerichtsbarkeit über die Juden innehatte und ihre Steuern erhob, und der Stadtgemeinde, welche die 

faktische Macht  über  die  Juden ausübte,  überaus problematisch war.  Die beteiligten Fraktionen 

waren  damals  beide  am  Judenschutz  interessiert:  Werner  versuchte,  die  Vorwürfe  durch  ein 

förmliches  Gerichtsverfahren  zu  klären;  die  christlichen  Bürger  verhinderten  zumindest  das 

Eindringen des Ritters in die Stadt, welches sicherlich noch mehr Aufruhr verursacht hätte.539 Das 

gemeinsame Scheitern ist darauf zurückzuführen,  dass man aufgrund der generellen Feindschaft 

auch in diesem Fall nicht miteinander, sondern gegeneinander arbeitete. Dass eine engere Bindung 

der Mainzer Juden zum König auch negative Folgen haben konnte, zeigte sich nur wenige Wochen 

später, als der König mit dem Hinweis auf die Kammerknechtschaft erste konkrete Forderungen an 

sie stellte.

Mainz – Worms – Speyer – Oppenheim – Wetterau

Am  6.  Dezember  1286  verkündete  Rudolf  in  insgesamt  acht  erhaltenen  Mandaten  an  die 

christlichen Gemeinden von Mainz, Worms, Oppenheim und der Wetterau sowie an die Juden der 

Städte  Mainz,  Speyer,  Oppenheim  und  der  Wetterau,  dass  er  die  Güter  der  über  das  Meer 

geflohenen Juden beschlagnahme.540 Er  begründete  dies  damit,  dass  sich  die  Juden ohne  seine 

539 FISCHER, Stellung, S. 178-180, Note 5.

540 MGH Const IV, S. 368f., Nr. 388-389:  (…) illorum possessionibus, rebus et bonis omnibus tam mobilibus quam 
inmobilibus, ubicunque ea reperiri contingerit, nos vel domini, quibus attinent, licite intromittere debeamus ac ea  
non  inmerito  nostre  attrahere  potestati. Die  Textunterschiede,  die  allerdings  kaum  inhaltliche  Abweichungen 
enthalten,  sondern primär  lexikalischer  Natur  sind,  finden sich dort  in  den betreffenden Fußnoten.  Siehe auch 
Urkundenregesten III, S. 350-353, Nr. 501-512.
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Erlaubnis und ohne die der Fürsten, denen sie zu Lehen gegeben worden waren, entfernt hätten.541 

Da er, so Rudolf, über das Gut der Juden nach seinem Belieben verfügen könne, gab er Erzbischof 

Heinrich von Mainz und Graf Eberhard von Katzenelnbogen die Vollmacht, diese Besitztümer zu 

beschlagnahmen und nach ihrem Willen darüber zu verfügen.542 Obwohl lediglich acht Mandate 

überliefert  sind,  kann davon ausgegangen werden,  dass  auch für  die  christliche  Gemeinde  von 

Speyer und die Judengemeinde von Worms ein gleichlautendes Exemplar ausgestellt wurde. Die 

Dokumente  sind  in  zwei  Gruppen  einzuteilen:  Die  christlichen  Gemeinden  sowie  die 

Judengemeinden von Mainz und der Wetterau erhielten eine Langfassung des Textes, wobei die 

Schriftstücke an die Juden eine deutlich schärfere Aufforderung zur Kooperation beinhalteten als 

die Dokumente für die christlichen Gemeinden. Die Juden von Speyer und Oppenheim erhielten 

lediglich eine Kurzfassung, in der die Informationen komprimiert wurden, ohne jedoch wichtige 

inhaltliche Punkte wegzulassen.543

Lediglich  ein inhaltlich  relevanter  Unterschied  lässt  sich  bei  der  Analyse  der  Urkunden 

feststellen:  Verweist Rudolf  in allen Mandaten auf die Zugehörigkeit  der Juden zur königlichen 

Kammer,  spricht  er  die Speyrer  sowie die Wetterauer Juden im Gegensatz zu den Mainzer und 

Oppenheimer  Juden  nicht  direkt  als  Kammerknechte,  sondern  lediglich  als  universi  Judei  

Spirensibus beziehungsweise universi Iudei per Wedereviam an. Hier kann es sich um einen Fehler 

der Kanzlei handeln. Die Urkunden wurden in insgesamt drei verschiedenen Handschriften verfasst, 

wobei ein Schreiber  an die  christlichen Gemeinden von Worms und der Wetterau sowie an die 

Juden von Mainz, Oppenheim und der Wetterau schrieb, während ein zweiter das Mandat an die 

Mainzer Bürger und ein dritter  die Briefe an die Oppenheimer Stadtvertreter sowie die Speyrer 

Juden verfasste.544 Geht man davon aus, dass der erfahrenste Schreiber, möglicherweise der von 

1283 bis 1291 nachweisbare Protonotar  Heinrich von Klingenberg,545 den Brief an die  Mainzer 

541 Ebd.:  Cum universi et singuli Judei, utpote Camere nostre servi, cum personis et rebus suis omnibus specialiter  
nobis attineant, ut illis Principibus, quibus iidem Judei a nobis et Imperio in feodum sunt concessi, condignum et  
iustum est, et utique consonum racioni, ut si aliqui Judeorum huiusmodi facti profugi sine nostra ut Domini sui  
speciali licencia et consensu, se ultra mare transtulerint (...).

542 Ebd.:  Nos igitur (...) de circumspectione ac fide vener.  H. Archiepiscopi Magunt.  Princeps et (...) E. Comitis de  
Katzenellenbogen (...), ipsis super omnes Judeos Spiren. Wormat. Magunt. Oppenheim. ac super omnes Judeos  
Wetreibie damus presentibus plenariam potestatem, ut possessiones, res et bona mobilia et immobilia profugorum  
Judeorum, ubicunque ea invenerint, sine contradictione cuiuslibet, sue attrahant potestati, ac pro sue voluntatis  
arbitrio de ipsis ordinent ac disponant, pront eis videbitur expedire.

543 Die Originale, die Siegelspuren aufweisen, stammen sämtlich aus ehemaligen Beständen des Mainzer Erzstifts, 
sodass es nahe liegt, dass es sich bei den heute noch vorhandenen Urkunden um Exemplare handelt, die Erzbischof 
Heinrich von Mainz erhielt und archivierte.

544 Siehe auch den Kommentar in der MGH Const IV, S. 368f., Nr. 388-389.

545 Um das Jahr 1286 ist mit  Konrad von Diessenhofen lediglich ein weiterer Schreiber namentlich bekannt. Zu den 
Notaren der Kanzlei Rudolfs vgl. ERKENS, Art. Rudolf, S. 280.
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Bürger als Vorlage für die weiteren Dokumente verfasste, wäre es nicht überraschend, dass es bei 

den Abschriften zu Fehlern und lexikalischen Unterschieden gekommen ist. Inhaltliche Gründe für 

die  Auslassung  der  Zuschreibung  der  Juden  Speyers  und  der  Wetterau  als  königliche 

Kammerknechte lassen sich schwerlich begründen, da der König abgesehen von der Urkunde für 

Speyer  eindeutig  formuliert,  dass  universi  et  singuli  Iudei ohne  Ausnahme zu  der  königlichen 

Kammer gehören würden.

Rudolf  nutzte erneut  die  Vergabe von Rechten an jüdischen Gemeinden, um damit  zwei 

seiner wichtigsten Gefolgsleute zu belohnen und zu stärken. Die Ernennung Heinrichs von Isny 

zum Erzbischof von Mainz stellte auch eine Machterweiterung Rudolfs dar, denn von diesem war 

kein Widerstand gegen königliches Handeln zu erwarten. Aus diesem Grund förderte Rudolf den 

Erzbischof nach Kräften.546 Auch Graf Eberhard I. von Katzenelnbogen gehörte zum engsten Kreis 

der königlichen Helfer.547 Aus einer jüdischen Perspektive war insbesondere Eberhards Tätigkeit als 

Burgmann  in  Oppenheim  wichtig.548 Daneben  unterstützte  der  Graf  den  König  bei  all  seinen 

Aktivitäten. So wirkte Eberhard als Gesandter Rudolfs 1281 an der Beendigung der Sponheimer 

Fehde  mit549 und  übernahm 1282  die  weltliche  Verwaltung  der  hochverschuldeten  Reichsabtei 

Fulda, wofür ihm Rudolf als Entschädigung den Reichszoll von Boppard verpfändete.550 Auch an 

allen militärischen Aktionen des Königs nahm Eberhard teil, etwa an den Kriegszügen gegen den 

Grafen von Mömpelgard-Burgund oder gegen Markgraf Otto von Burgund und die Stadt Besançon. 

Eine regelmäßige Privilegierung durch den König war die Belohnung.551 Bis zum Tod des Königs 

am 15. Juli 1291 blieb Graf Eberhard an dessen Seite. Die Güter der geflohenen Juden wurden von 

Rudolf  also  an  zwei  seiner  wichtigsten  Verbündeten  vergeben,  die  zudem in  den  betreffenden 

Städten über eine nicht geringe Machtbasis verfügten. Bevor die Frage erörtert wird, inwiefern die 

beiden Begünstigten ihre Rechte auch tatsächlich durchsetzen konnten, muss auf die Hintergründe 

und Motive der in den Urkunden erwähnten Ausreise der Juden eingegangen werden.

Bei den in den Mandaten erwähnten Juden, die sich nach Ansicht des Königs unrechtmäßig 

ultra mare entfernt hätten, handelt es sich um Anhänger des jüdischen Gelehrten Meir ben Baruch 

von Rothenburg. Dieser gab im Frühsommer des Jahres 1286 seinen Wohnsitz in Worms auf, um 

546 Für eine ausführliche Beschreibung des Verhältnisses von Heinrich zu Rudolf siehe oben, S. 80.

547 Zu Graf Eberhard I. von Katzenelnbogen und seiner Dynastie vgl. DEMANDT, Anfänge.

548 Zur Stellung Graf Eberhards I. in Oppenheim siehe oben, S. 108.

549 Vgl. DEMANDT, Anfänge, S. 41f.

550 RI VI, 1, Nr. 1722 und Nr. 1725.

551 Vgl. beispielsweise RI VI, 1, Nr. 2176, Nr. 2247 und Nr. 2248, in denen Eberhards Stadt Braubach gefördert sowie 
seine Stellung in einem Streit mit der Stadt Frankfurt gestärkt wurde.
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vermutlich  nach  Palästina  zu  ziehen.  Kaum  ein  die  Juden  betreffendes  Ereignis  in  der 

Herrschaftszeit Rudolfs wurde in der christlichen historiographischen Überlieferung so ausführlich 

behandelt  wie  die  Gefangennahme  und  die  darauffolgenden  Verhandlungen  zur  Freilassung 

Meirs.552 Ein relativ vollständiges Bild der Festnahme bietet das Wormser Minhag-Buch, welches 

vermutlich zeitgenössisch verfasst wurde, jedoch nur aus einer Abschrift aus dem 17. Jahrhundert 

überliefert  ist.553 Demnach  war  Meir  von  Rothenburg  mit  seiner  Familie  in  einer  nicht  näher 

genannten Stadt im „Lombardischen Gebirge“ angekommen, wo er auf weitere Auswanderer warten 

wollte, um mit ihnen über das Meer zu reisen. Dort wartend wurde er von einem Konvertiten im 

Gefolge  des  aus  Rom  kommenden  Bischofs  Heinrich  von  Basel  erkannt  und  auf  Geheiß  des 

Landesherren Graf Meinhard von Görz am 28. Juni 1286 festgenommen.

Mit  dem Lombardischen Gebirge ist  nicht  die  Lombardei  gemeint,  in  der  überdies Graf 

Meinhard  IV.  von  Görz  keinerlei  Einfluss  besaß.554 Vielmehr  ist  anzunehmen,  dass  Meir  von 

Venedig  aus  ins  Heilige  Land  reisen  wollte  und  die  Alpen  daher  im  Osten  überquerte.  Dabei 

gelangte er auf das Territorium des Görzer Grafen, von dem er schließlich gefangen genommen 

wurde. Über den genauen Ort der Festnahme ist viel spekuliert worden, ohne dass die Forschung 

bislang zu einem abschließenden Ergebnis gekommen ist.555 Zuletzt wurde vermutet, dass es sich 

bei  der  Stadt  um  Meran  handeln  könnte,  welche  als  wichtige  Residenzstadt  Meinhards  sowie 

günstig auf dem Weg zur Adria gelegen einige Kriterien erfüllt.556 Auch ist es gut möglich, dass 

Heinrich von Basel auf seinem Rückweg von Rom in der Stadt von Rudolfs Verbündetem Halt 

machte. Meir hätte jedoch nur in einem Ort mit einer größeren Judengemeinde längere Zeit auf 

weitere  Auswanderer  warten  können.  Da es  mehr als  unsicher ist,  ob Meran  am Ende des  13. 

Jahrhunderts  überhaupt  jüdische  Einwohner  hatte,557 kann  nicht  mit  letzter  Sicherheit  gesagt 

werden, ob die Stadt der Ort der Festnahme war.

552 Zu nennen sind die Annales Colmarienses Maiores sowie das Cronicon Colmariense, wobei die Handschriften von 
Donaueschingen  und  Stuttgart  inhaltliche  Unterschiede  aufweisen.  Zu  diesen  vgl.  KLEINSCHMIDT, 
Geschichtsschreibung sowie KÖSTER, Geschichtsschreibung.

553 Shem ha-Gedolim, S. 47. Übersetzung bei AGUS, Meir, S. 126.

554 Zu Graf Meinhard von Görz vgl. BAUM, Grafen.

555 Von der Lombardei als Ort der Festnahme sprechen AGUS, Meir, S. 125 und MATTES, Alltagsleben, S. 25. Über den 
genauen Ort der Festnahme besteht in der Forschung keine Einigkeit. Während  BACK, Meir, S. 65, lediglich den 
Terminus der Urkunde wiedergibt, ohne weitere Spekulationen über die Ortsangabe anzustellen, vermutet REUTER, 
Warmaisa,  S.  668f.  ohne  weitere  Begründung,  Meir  sei  an  der  Veroneser  Klause  auf  dem  Weg  nach  Genua 
estgenommen worden.

556 WENNINGER, Ansiedlung, S. 87.

557 Vgl. GJ II, 2, Art. Meran.
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Nach  seiner  Gefangennahme  wurde  Meir  an  den  König  übergeben  und  zunächst  in 

Wasserburg558,  später  in  Ensisheim  im  Elsass  festgehalten.559 Während  dieser  Zeit  kam  es  zu 

starken Bemühungen seitens der jüdischen Gemeinden des Reiches, den Lehrer für ein Lösegeld 

freizukaufen. So berichtet das Cronicon Colmariense, die Juden hätten für die Befreiung Meirs dem 

König 20.000 Mark versprochen, woraufhin es zur Freilassung gekommen sei.560 Eine besonders 

prominente Stellung bei den Verhandlungen nahmen der Kölner Jude Chajim ben Jechiel und sein 

in  Koblenz  wohnender  Bruder  Ascher  ein;  Letzterer  wollte  für  die  Zahlung  des  Lösegelds 

persönlich bürgen.561 Den Juden gelang es sogar, einen am 22. Juni 1288 verfassten Brief Papst 

Nikolaus’ IV. an den König zu erwirken.562 In diesem führte Nikolaus aus, ihm wäre von Seiten 

gewisser Juden zugetragen worden, dass ihr magister Mehir de Ruthenburch von Rudolf gefangen 

gehalten würde, ohne einen Verstoß gegen den christlichen Glauben oder die Würde des Königs 

begangen zu haben. Auch sonst habe er sich keines Verbrechens schuldig gemacht oder sei eines 

solchen überführt worden.563 Der Papst wolle der Bitte der Juden entsprechen und den König durch 

diesen  Brief  auffordern,  Meir  unverzüglich  freizulassen,  wenn  er  tatsächlich  kein  Verbrechen 

begangen habe. Er begründete dies mit der allgemein gehaltenen Feststellung, dass die Juden, von 

deren Stamm und aus deren Fleisch Jesus Christus hervorgegangen sei, nicht für Vergehen bestraft 

werden dürften, die sie nicht begangen hätten.564 Den Kontakt zwischen den Juden und Nikolaus 

stellte  wohl der päpstliche Gesandte Johannes Boccamazza her,  der zur Zeit  der Abfassung der 

Mandate am 6. Dezember in Speyer weilte und sich noch bis zum Herbst 1287 im Regnum aufhielt.

558 Um welchen Ort es sich bei Wasserburg handelt, ist nicht sicher. Am wahrscheinlichsten scheint die Annahme zu 
sein, dass es sich um Wasserburg am Inn handelt, denn dieser Ort war im Besitz Pfalzgraf Ludwigs, einem der  
wichtigsten Verbündeten Rudolfs.

559 Zu den Orten der Gefangennahme sowie den Haftbedingungen Meirs und seinen Kontakten zur Außenwelt vgl. 
AGUS, Meir, S. 151.

560 MGH SS XVII, S. 255: Ergo si illum dimitteret et eos defenderet, promiserunt sibi viginti milia marcarum etc. Rex  
Judeorum peticionem exaudivit. Judeorum captivum a carcere liberavit et libertati restituit (...). Da in der Chronik 
die  Freilassung  Meirs  mit  den  Vorgängen  um  die  Gute-Werner  Verfolgung  vermischt  wird,  müssen  die 
Verhandlungen nach dem Jahr 1287 begonnen haben.

561 In zwei hebräischen Berichten über die Verhandlungen werden andere Summen, einmal 23.000 und einmal 30.000 
Mark genannt. Vgl. BACK, Meir, S. 74-77. Zur Rolle Aschers vgl. FREIMANN, Ascher, S. 247f.

562 Actenstücke I, S. 341f., Nr. 321.

563 Ebd., S. 341: (...) nuper siquidem ex parte quorundam iudeorum fuit expositum coram nobis, quod, licet magister  
Mehir de Ruthenburch iudeus, tue iurisdictioni subiectus, nichil in offensam christiane religionis vel maiestatis  
regie comisisset  neque de aliquio crimine culpabilis  fuerit  vel devictus,  nichilominus tamen de mandato regio  
captus extitit et carcerali custodie detinetur absque causa rationabili mancipatus.

564 Ebd.:  Quare pro parte ipsius iudei  fuit nobis humiliter supplicatum ut pro liberatione ipsius apud serenitatem 
regiam interponete  preces  nostras  de  benignitate  apostolica  dignaremur.  Nos  itaque,  attendentes,  quod ex  eo  
iudeorum humanitatis causa fovere nos convenit, quod dominus noster Iesus Christus ex stirpe ipsorum carnem  
voluti assumere temporalem, quodque nulli pena deberet, ubi delictum aliquod non precessit, serenitatem regiam  
rogamus et hortamur attente, quatinus eundem iudeum, si aliquid in subversionem cristiane fidei non commisit nec  
offendit maiestatem regiam et alias culpabilis non existit, ob reverentiam apostolice sedis et nostram restitui facies  
pristine libertati (...).
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Zu einer Freilassung kam es allerdings nicht. Rudolf konnte weder durch die Zahlung eines 

Lösegeldes – so wie es das Cronicon Colmariense vermeldet – noch durch das Einwirken Papst 

Nikolaus’ dazu bewegt werden, Meir aus seiner Haft zu entlassen. Das Epitaph seines Grabsteins, 

der sich auf dem Wormser Friedhof befindet, belegt, dass er in Haft blieb und auch sein Leichnam 

nach seinem Tod 1293 festgehalten wurde, bis der Kaufmann Abraham ben Salomo diesen im Jahr 

1307 auslöste.565 Der Verbleib der übrigen mit Meir ausgereisten Juden ist ebenso unbekannt wie 

die Größe der Gruppe. Die Beschlagnahmung ihrer Güter lässt allerdings den Schluss zu, dass sie 

nicht in ihre Heimat zurückkehrten.

Die bereits genannten Quellen geben keinen sicheren Aufschluss über die Motive, die Meir 

von Rothenburg und seine Begleiter dazu veranlassten, ihre Heimat zu verlassen, um nach Palästina 

auszuwandern. Lediglich in der Donaueschinger Handschrift des Cronicon Colmariense wird ein 

indirekter  Grund  angegeben,  der  gleichzeitig  auch  erklären  könnte,  weshalb  der  König  Meir 

festnehmen ließ: Der  supremus magister habe, so sei erzählt worden, einen christlichen Mann an 

Ostern in seinem Keller getötet.566 Die Formulierung  quod erat divulgatus weist darauf hin, dass 

der Autor des Cronicon selbst nicht so recht an dieses Gerücht glaubte. Da die Nachricht über einen 

Mord in Meirs Haus ansonsten nicht in den Quellen zu finden ist, ist davon auszugehen, dass der 

Verfasser  hier  zwei  verschiedene  Ereignisse  verwechselt  und  miteinander  verknüpft  hat.  Die 

Chronik fährt mit dem Bericht fort, die Juden hätten zum Zweck der Befreiung Meirs dem König 

20.000  Mark  versprochen.  Dieser  ließ  daraufhin  den  Juden  frei  und  bestrafte  die  Mörder  von 

Boppard und Oberwesel mit 2000 Mark.567 Mit den „Mördern von Boppard und Oberwesel“ spielt 

der Autor auf die Gute Werner-Verfolgung an, die sich erst nach der Auswanderung Meirs ereignete. 

Aufgrund des völligen Fehlens weiterer Nachrichten über eine Anklage gegen Meir wegen eines 

solchen Vorwurfes ist in diesem Fall von einem Irrtum des Verfassers auszugehen.

Dennoch werden die sich seit dem Amtsantritt Rudolfs häufenden Ausschreitungen gegen 

die Juden der betroffenen Gebiete eine Hauptrolle gespielt haben.568 Dass gerade am Mittelrhein das 

565 Abraham stellte  dabei  die  Bedingung,  nach  seinem eigenen  Tod neben Meir  bestattet  werden  zu  dürfen.  Das 
Epitaph ist bei BACK, Meir, S. 89, mit Übersetzung abgedruckt.

566 Cronicon Colmariense, Donaueschinger Handschrift, in: KLEINSCHMIDT, Geschichtsschreibung, S. 455: (...) quem rex 
captivum habebat ea causa, quod erat divulgatus christianum hominem in occulto in die parasave in cellario suo  
occidisse.

567 Ebd.:  Ergo  si  illum dimitteret  et  eos  defenderet,  promiserunt  sibi  viginti  milia  marcarum etc.  Rex  Judeorum 
peticionem exaudivit.  Judeorum captivum a carcere liberavit et libertati restituit et illos de Wesila et Bopardia in 
marcis duabus milibus condemnavit.

568 AGUS, Meir, S. 128f., stellt fest, die Juden seien schon immer Verfolgungen ausgesetzt gewesen und diese seien 
folglich „nicht überraschend“ für sie gewesen, weshalb sie nicht als Begründung für die Auswanderung dienen 
könnten. Auch läge die letzte Verfolgung drei Jahre zurück. Dabei übersieht er allerdings die Anklage der Mainzer 
gegen die  dortige Judengemeinde,  in  die  sich  Rudolf  ab  September  1286 einschaltete,  die  aber  bereits  zuvor, 
möglicherweise direkt vor der Auswanderung, aufgekommen war.
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Verhältnis zwischen Juden und Christen sehr gespannt war, verdeutlichen die Pogrome, die seit dem 

Amtsantritt Rudolfs immer wieder stattfanden. Ging es den Judenmördern von Lorch zu Beginn der 

1270er Jahre noch darum, primär dem Mainzer Erzbischof zu schaden, hatten die Pogrome von 

Mainz  der  Jahre  1281  und  1283  wohl  einen  religiösen  Hintergrund,  ebenso  wie  die  damit 

zusammenhängenden  Ausschreitungen  in  Bacharach  und  Rockenhausen.  Die  Verfolgungen  im 

Zusammenhang mit dem Tod des „Guten Werner“ geschahen zwar erst  nach der Auswanderung 

Meirs, zeugen aber von einer negativen Stimmung, die sicherlich auch in den Jahren zuvor bereits 

vorhanden war. Von dieser Atmosphäre zeugt auch beispielsweise der Bericht der Wormser Annalen 

zum Jahr 1278, die Juden hätten 400 Pfund Haller für ihre Allmende in zwei Dörfern und für ihren 

Friedhof gezahlt, dessen Mauer die Bürger einreißen wollten.569 Auch die expliziten Anordnungen 

Rudolfs für seine Friedberger Burgmannschaft im Jahr 1276, die Juden zu beschützen, zeugen vor 

dem Hintergrund ständiger  Kämpfe  zwischen Bürgern und Burgmannen von einer  gefährlichen 

Situation der Juden in Friedberg und auch in Oppenheim, wo allerdings der Schutz der Juden nicht 

in einer Urkunde festgehalten wurde.570

Dass  besonders  hohe  Steuerforderungen  des  Königs  für  die  Auswanderung  der  Juden 

verantwortlich waren, ist dagegen unwahrscheinlich.571 Es ist zwar anzunehmen, dass der König im 

Zuge  der  Sondersteuerforderungen  des  Jahres  1284/85  auch  den  Juden  eine  außerordentliche 

Abgabe auferlegte, doch davon abgesehen bewegten sich seine Forderungen in einem normalen 

Rahmen. Wenn er wie in Dortmund, Friedberg oder Wetzlar Sondersteuern forderte, befreite er die 

jüdischen Gemeinden im Gegenzug für eine bestimmte Zeit von ihren regulären Abgaben. Auch die 

Argumentation,  die  Juden  hätten  unter  der  doppelten  Besteuerung  durch  die  christlichen 

bürgerlichen Gemeinden sowie den König besonders leiden müssen, ist nicht haltbar. Dies belegt 

der Fall von Würzburg: Als der König dort eine Steuer von den Juden forderte, zogen diese den 

Betrag von den vorher gezahlten Abgaben an den Bischof ab und weigerten sich erfolgreich gegen 

dessen Versuche, sich erneut die Gesamtsumme zu sichern. Der Anspruch des Königs veränderte an 

der Höhe der zu leistenden Steuer nichts.572 Die Steuerlast mag zur Zeit Meirs nicht gering gewesen 

569 Annales  Wormatienses,  MGH  SS  XVII,  S.  69:  Iudei  dederunt  Wormatiensibus  civibus  quadringentas  libras  
Hallensium  pro  almenda,  quam  ipsi  in  duobus  vicis  apud  eos  occupaverant,  et  pro  cemiterio  eorum,  cuius  
munitionem cives frangere voluerunt.

570 Zur Vergabe der Judensteuer als Friedberger Burglehen siehe oben, S. 53.

571 Die  Steuerpolitik  Rudolfs  sieht  AGUS,  Meir,  S.  143f.  als  zentralen  Grund  der  der  Auswanderung  an.  Seine 
Behauptung,  der  König  habe  die  Juden,  die  angeblich  den  im  Kontext  der  1284  geforderten  Städtesteuer 
aufgetretenen  falschen  Friedrich  unterstützten,  in  der  Folgezeit  besonders  hart  behandelt,  ist  allerdings  durch 
keinerlei  Quellen  belegbar.  Im  Gegenteil  übertrug  Rudolf  unmittelbar  nach  den  Unruhen  ausgerechnet  die 
Städtesteuer von Wetzlar, wo der falsche Friedrich zuvor residierte, an den Juden Anselm von Oppenheim. Siehe 
oben, S. 109.

572 Siehe oben, S. 152.
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sein, aber als Ursache für die ausgerechnet im Jahr 1286 erfolgte Auswanderung kann sie nur sehr 

begrenzt dienen.

Ein weiterer Grund könnten zu dieser Zeit kursierende Endzeit- oder Messiaserwartungen 

gewesen sein.573 Diese  wurden unter  anderem durch das  Wirken Abraham Abulafias  verbreitet, 

eines  jüdischen  Mystikers,  der  im  Jahr  1241/42,  dem  Jahr  5000  des  jüdischen  Kalenders,  in 

Saragossa geboren worden war.574 Während weitere Mystiker des 13. Jahrhunderts die Ankunft des 

Messias in der Mitte des 14. Jahrhunderts erwarteten,575 ging Abraham davon aus, dass er noch zu 

seinen eigenen Lebzeiten erscheinen würde,  und brachte das Auftreten der Mongolen im Nahen 

Osten in Verbindung mit diesem Ereignis.576 Meir, der nicht zu den jüdischen Mystikern zu zählen 

ist,577 könnte  von  diesen  Vorstellungen  beeinflusst  worden  sein;  möglicherweise  wurden  die 

Pogrome im Hinblick auf den Beginn der Endzeit  gedeutet.  Da es jedoch weder diesbezügliche 

Aussagen oder Anspielungen Meirs, etwa in seinen Responsen,  gibt,  noch einen nachweisbaren 

Kontakt zu Abraham oder weiteren Mystikern, kann der Anteil möglicher Messiaserwartungen an 

der Entscheidung Meirs zur Auswanderung nicht genau beurteilt werden.

Etwa  ein  halbes  Jahr  nach  der  Auswanderung  der  Juden  reklamierte  der  König  ihre 

zurückgelassenen  Güter  für  sich.  Der  Zeitpunkt  erklärt  sich  durch  vorangegangene  Ereignisse, 

denen sich der König zunächst widmen musste.  Dazu zählt  insbesondere der Krieg gegen Graf 

Eberhard  von  Württemberg,  dessen  Residenzstadt  Stuttgart  von  September  bis  November  von 

Rudolf belagert wurde. Nach Speyer, wo die Urkunden am 6. Dezember ausgestellt wurden, reiste 

der König, um sich dort mit dem päpstlichen Gesandten Johannes Boccamazza zu treffen und über 

die  Kaiserkrönung  und  die  Durchführung  des  Hoftages  von  Würzburg  zu  beraten.  Über  die 

tatsächlichen Beschlagnahmungen und den Umfang der jüdischen Besitztümer ist, abgesehen von 

den  in  Mainz  gelegenen  Gütern,  nichts  bekannt,  dennoch  können  durch  die  Beachtung  der 

jeweiligen  lokalen  Hintergründe  einige  Schlüsse  über  Umfang  und  Erfolg  der  Konfiskationen 

gezogen werden.

573 Über Endzeit- und Messiaserwartungen im 13. Jahrhundert bei Juden und Christen vgl. MENTGEN, Relevanz, S. 334-
340.

574 Über das Leben Abraham Abulafias vgl. IDEL, Kabbalah, S. 330-340, sowie DERS., Experience, S. 2f.

575 Für  jüdische  mystische  Bewegungen  des  13.  Jahrhunderts  und  ihre  Protagonisten  siehe  SILVER,  Messianic 
Speculation, S. 81-101. Dieser sieht die Messiaserwartungen, die durch Abulafia verbreitet wurden, als möglichen 
Grund für Meirs geplante Reise in den Nahen Osten an.

576 Ebd., S. 87f. Die Mongolen und das Wirken eines jüdischen „Ministers“ sehen auch  GRAETZ, Geschichte VII, S. 
461, Anm. 10, sowie BACK, Meir, S. 65 als Grund für die Auswanderung an. BACK verbindet dies allerdings nicht 
mit gleichzeitigen Messiaserwartungen Meirs. Zur Rolle der Mongolen bei den jüdischen Endzeit-erwartungen für 
das Jahr 1240 siehe YUVAL, Expectations, S. 10-13.

577 Zu Meirs religiöser Positionierung und seiner Abneigung gegen die Erörterung mystischer Fragen vgl. BACK, Meir, 
S. 96-103.
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Für  die  Stadt  Mainz  wurde  der  Umfang  der  betreffenden  Güter  in  der  Forschung 

thematisiert, ohne jedoch zu einem befriedigenden Ergebnis zu kommen.578 Der Anspruch auf die 

Besitzungen zog einen langwierigen Streit zwischen Erzbischof Heinrich und seinen Nachfolgern 

sowie der Stadtgemeinde und den Juden nach sich, was dafür spricht, dass es sich um wertvolle 

Objekte gehandelt haben muss. Bereits Rudolf hatte sich in diesen Streit eingemischt und die Stadt 

mit  einem Strafgeld von 6000 Mark belegt.  Dies geht aus einem Schreiben Adolfs von Nassau 

hervor,  der  sich  direkt  nach  seiner  Wahl  zum  König  für  die  Rechte  des  Mainzer  Erzbischofs 

Gerhard von Eppstein in einem ersten Privileg einsetzte. Dort verkündete er allerdings zunächst 

programmatisch, dass die Erzbischöfe die Juden sowohl in der Stadt Mainz als auch in den weiteren 

Städten  und  Dörfern  seines  Machtbereichs  als  Lehen  besäßen,  ohne  auf  den  Streitfall  explizit 

einzugehen.579 Am  20.  April  1293  fällte  er  nach  erneuter  Klage  Gerhards  ein  weiteres  Urteil 

zugunsten  des  Erzbischofs  und  drohte  der  Stadtgemeinde  bei  Zuwiderhandlungen  mit  der 

Verhängung der Acht. In diesem Urteil erwähnte er auch die Strafe von 6000 Mark, die bereits 

Rudolf  von Habsburg  noch zu  Zeiten  Heinrichs  von Isny,  also  bis  Mitte  1288,  verhängt  habe. 

Insgesamt sollten Bürger und Juden nun 20.000 Mark an Gerhard zahlen.580 Schließlich musste sich 

Gerhard allerdings mit 5500 Mark zufriedengeben.581 Die Bürger hatten sich im Verbund mit den 

Juden  erfolgreich  gegen  die  ehemals  von  Rudolf  verfügte  Beschlagnahmung  der  Judengüter 

durchgesetzt.

Im  Fall  der  Mainzer  Güter  werden  Ansprüche  oder  Rechte  Graf  Eberhards  von 

Katzenelnbogen nicht erwähnt.  Obwohl  Rudolf  in  seinen Mandaten nicht ausführte,  in  welcher 

Form  sich  die  beiden  Begünstigten  die  Hinterlassenschaften  der  Juden  zu  teilen  hätten,  ist 

anzunehmen,  dass  eine  Einteilung  nach  den  jeweiligen  Herrschaftsschwerpunkten  der  beiden 

578 AGUS, Meir, S. 128, spricht von 54 Häusern, die von der Konfiskation betroffen waren. Tatsächlich handelt es sich 
bei  den  so  genannten  „Judenerben“  jedoch  um Immobilien,  die  zu  einem überwiegenden  Teil  erst  nach  den 
Pestverfolgungen in christlichen Besitz übergingen. Vgl. FALCK, Blütezeit, S. 74.

579 MGH Const III,  S. 472, Nr. 485:  (...) Gerhardus archiepiscopus, successores sui et ecclesia Maguntina Iudeos 
civitatis  Maguntine,  quos  a  nobis  et  imperio  dinoscuntur  habere  in  feudum,  libere  rehabeant  eorumque  iuri  
revocent  et  retrahant  potestati;  ita  quod  cessante  impedimento  quolibet  ..  archiepiscopo  Maguntino  qui  pro  
tempore fuerit et ecclesie sue consueta impendant servicia in precariis et exaccionibus ac modis aliis ad instar  
aliorum Iudeorum, qui in eorundem .. archiepiscopi et ecclesie Maguntine opidis seu villis morantur, quos similiter  
confitemur ipsum archiepiscopum Maguntinum et ecclesiam suam a nobis et imperio feodali titulo obtinere.

580 CAO IV, S. 50-52, Nr. 1729: Daz sie [die Bürger und Juden von Mainz] unsern lieben fursten Gerharte (...), der  
heinriche von hamerstein sine clage vor gerichte hatte gegeben, uf die vorgenannten Burgere unde Juden (...) daz  
in die Burger mit unrechte irrent an sinen Juden von Mentze und an anderme sinem gute da mit er gefurstet ist und  
das er und sin styft von Mentze von uns und dem Riche ze lehen hant und das im das geschadet hat zehen tusent  
mark silbers. Und hat geclaget uf die Juden die hie vorgeschriben stant umb sehs Tusend mark silbers die der  
Erzhebischof heinrich von Mentze des vorgenannten Erzhebischofs Gerhartes vorvar hatte erclaget mit rechte vor  
kuninch Rudolfe selige unserm vorvaren. Und hat geclaget uf die Juden umb vier Tusend mark silbers. In einer 
weiteren Urkunde vom 9. Juli 1293 beschlossen König und Erzbischof, die zu erwartenden Summen von Bürgern 
und Juden zu teilen. Vgl. Regesten Mainz, S. 55f., Nr. 317.

581 Vgl. RI VI, 2, Nr. 365.
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vorgenommen  wurde.  Demnach  hat  sich  Heinrich  der  Güter  in  Mainz,  Worms  und  Speyer 

bemächtigen können, während Eberhard in Oppenheim und der Wetterau für die Durchführung der 

Konfiskationen sorgte. Über den Umfang dieser Güter ist nichts bekannt. Die Durchführung wird 

aber ohne Widerstände gelungen sein. In Speyer waren die geringsten Widerstände zu erwarten. 

Nachdem Rudolf im April 1286 einen Feldzug gegen Bischof Friedrich von Speyer unternommen 

und diesen aus dem Reich verbannt hatte, war die Verwaltung des Bistums in die Hände Heinrichs 

gekommen.  Da  Rudolf  darüber  hinaus  zum Zeitpunkt  der  Ausstellung  des  Mandats  in  Speyer 

anwesend war, ist ein Widerstand von Stadtgemeinde oder Juden gegen den königlichen Befehl 

auszuschließen. In Worms verfügte Heinrich zwar nicht über den Einfluss, den er in Speyer hatte, 

doch  wird  auch  hier  die  Nähe  zum  Aufenthaltsort  Rudolfs  eine  Rolle  bei  der  erfolgreichen 

Beschlagnahmung der Güter gespielt haben.  Zudem pflegte der König gute Beziehungen zu der 

Wormser  Bürgerschaft  und trat  in  den  Kämpfen innerhalb  des  Rates  in  den  1280er  Jahren  als 

Schlichter auf.582

Die  Oppenheimer  und  Wetterauer  Judengüter  werden  an  Eberhard  gefallen  sein. 

Insbesondere  in  Oppenheim verfügte  er  über  eine große Machtfülle.  Er  war  als  Burgmann mit 

einem hohen Lehen ausgestattet und wirkte überdies als königlicher Amtmann für Oppenheim und 

das  benachbarte  Odernheim.  Auch besaß  er  mit  den  Burgen  Braubach  und  Rheinfels  wichtige 

Machtstützpunkte  in  der  Umgebung  Oppenheims.583 Eberhard  wird  in  Oppenheim  nicht  daran 

gehindert  worden sein,  die  Güter  der  ausgewanderten  Juden zu  beschlagnahmen.  Da es  in  der 

Folgezeit  zu  keinen  Veränderungen  der  an  Eberhard  sowie  Hertwin  von  Albich  vergebenen 

Burglehen kam, ist ohnehin davon auszugehen, dass nur eine geringe Anzahl von Juden die Stadt 

verließ. Bemerkenswerterweise werden die betroffenen Städte der Wetterau nicht separat, sondern 

in  nur  einer  Urkunde  angesprochen.  Gemeint  sind  sicherlich  die  vier  Reichsstädte  Frankfurt, 

Friedberg, Wetzlar und Gelnhausen. Zwischen diesen bestanden sowohl auf christlicher als auch auf 

jüdischer Seite enge Verbindungen; die Sicht des Königs auf die Wetterau als zusammenhängendes 

Gebiet  ist  sicher  begründet  durch  den  Zusammenschluss  der  vier  Reichsstädte  im  Wetterauer 

Städtebund, der durch den Wetterauer Landfrieden von 1265 noch verstärkt wurde.584 Die Juden der 

Wetteraustädte  steuerten  schon  lange  gemeinsam,  wie  die  Reichssteuerliste  von  1241  belegt. 

Offenbar  hatte  sich  dort  eine  enge  regionale  Organisation  herausgebildet,  parallel  zu  den 

582 UB Worms I, S. 274, Nr. 419. Zu den Hintergründen der Machtkämpfe innerhalb der Wormser Bürgerschaft siehe 
BÖNNEN, Bischof, S. 204f.

583 Zu Eberhards Position in Oppenheim siehe oben, S. 108.

584 FALCK, Blütezeit, S. 108.
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Zusammenschlüssen auf christlicher Seite.585 Eberhard verfügte auch in diesen Städten über eine – 

von  Rudolf  stark  geförderte  –  günstige  Machtposition.586 In  Wetzlar  etwa  zog  er  über  einen 

Zeitraum  von  mehreren  Jahren  die  Reichssteuer  ein.  Im  Zusammenspiel  mit  den  weiteren 

Amtsträgern des Reiches, insbesondere Landvogt Gerlach von Breuberg, sowie dem Frankfurter 

Schultheißen  Heinrich  von Praunheim wird es  Eberhard auch hier  gelungen sein,  seine  Rechte 

geltend  zu  machen.  Ähnlich  wie  in  Oppenheim  gibt  es  keine  Hinweise  auf  Änderungen  der 

Burglehen  von  Gelnhausen587,  Karlsmund  und  Friedberg,  sodass  wohl  auch  von  dort  nur  sehr 

wenige Juden auswanderten.

Die  Mandate  Rudolfs  über  die  Beschlagnahmung  der  Güter  der  ausgewanderten  Juden 

werden in der Forschung als wegweisende und programmatische Texte aufgefasst, die das Ende von 

Freizügigkeit  und  den  Beginn  der  Kammerknechtschaft  als  „(...)  ein  Instrument  tatsächlicher 

Drangsalierung“588 bedeutet  hätten.  Dies soll  im Folgenden einer kritischen Prüfung unterzogen 

werden. Was genau der Ausdruck  servi camere regi ausdrücken soll, ist bis heute umstritten und 

kann nicht generell  beantwortet werden, sondern nur durch eine Kontextanalyse jedes einzelnen 

Dokumentes,  in  dem der  Terminus  benutzt  wird.  Grundsätzlich  ist  festzuhalten,  dass  mit  dem 

Begriff  –  im  deutschen  Gebiet  erstmals  explizit  im  Jahr  1235  von  Kaiser  Friedrich  II.  im 

Zusammenhang  mit  den  Fuldaer  Ritualmordvorwürfen  gebraucht589–  zunächst  ein  Verhältnis 

zwischen dem König und den Juden ausgedrückt werden sollte, wonach Erstere zu der Kammer des 

Herrschers  zu  zählen  waren.590 Dies  geschah  primär,  um  Ansprüche  anderer  Herrschaftsträger 

zurückzuweisen.591 Der Begriff servi musste nicht zwangsläufig eine negative Konnotation haben, 

was sich daran zeigt, dass königliche Ministeriale ebenfalls als servi bezeichnet wurden; gleichwohl 

kann man eine positive Verwendung des Begriffes nicht ohne weiteres voraussetzen.592 Unstrittig ist 

jedoch, dass die Bezeichnung der Juden als Kammerknechte ein Schutzverhältnis anzeigen sollte, 

585 Über die Herausbildung eines jüdischen „Bezirks“ in der Wettau vgl. BARZEN, Kehillot Schum, S. 250f.

586 SCHWIND, Landvogtei, S. 102-105.

587 Im Gegenteil überließ Rudolf ebenfalls am 6. Dezember seinem Vertrauten Ulrich von Hanau die Judensteuer von 
Gelnhausen. Vgl. unten, S. 136

588 PATSCHOVSKY, Rechtsverhältnis, S. 344.

589 Zu  dem  Ritualmord  von  Fulda  und  den  darauffolgenden  Untersuchungen  durch  den  Kaiser  vgl.  LOTTER, 
Ritualmordvorwurf.

590 Dieses  Konzept läßt  sich im Reich bereits  bis in  die  Zeit  Kaiser  Friedrichs I.  zurückverfolgen,  ohne dass der 
Ausdruck servi camere regi direkt benutzt wurde. Vgl. PATSCHOVSKY, Rechtsverhältnis., S. 360f.

591 Ebd., S. 364.

592 Zur Bedeutung des Bergiffs  servi in Bezug auf Juden und Ministeriale vgl.  ABULAFIA, Servitude,  S. S. 696-700, 
sowie WILLOWEIT, Königsschutz, S. 82.
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unabhängig davon, ob konkreter Schutz in Krisensituationen auch tatsächlich geleistet wurde oder 

nicht.593

Eine nicht zu unterschätzende Rolle spielten europäische Einflüsse auf die Entstehung und 

den  Gebrauch  der  Kammerknechtschaft.  In  Aragonien  und  Kastilien  wurde  ein  ähnliches 

Rechtsverhältnis zwischen dem König und den Juden bereits im 12. Jahrhundert mit dem Begriff 

servi regis  bezeichnet.594 Auch in England existierte ein Konzept der Bindung der Juden an den 

König, in Frankreich an den jeweiligen Landesherrn der Juden.595

Rudolf  verwendete  den  Ausdruck  beziehungsweise  ähnlich  lautende  Bezeichnungen,  die  einen 

Anspruch auf die Rechte der Juden ausdrückten, in fast allen Urkunden, die er an die Juden richtete. 

Lediglich  die  Mainzer  Juden  wurden  bis  zum  Tod  Erzbischof  Werners  von  Mainz  nicht  als 

königliche  Kammerknechte  bezeichnet,  was  im  speziellen  Verhältnis  zu  Erzbischof  Werner 

begründet war. In einem Fall, der Bitte der Goslarer Stadtgemeinde und der Juden um Bestätigung 

ihrer Privilegien, wurde der Begriff von den Juden selbst gebraucht. Der König nutzte den Hinweis 

auf die Kammerknechtschaft als Zeichen seines Machtanspruches und zur Stärkung seiner Autorität.

Von  vielen  Seiten  wurden  konkrete  Ansprüche  des  Königs  auf  Rechte  an  den  Juden 

zurückgewiesen.  Zum  einen  hatten  sich  während  des  Interregnums  die 

Selbständigkeitsbestrebungen  der  bürgerlichen  Stadtgemeinden  verstärkt  und  vielerorts  zu 

weitgehender  Freiheit  vom  Stadtherrn  geführt.  In  ihrem  Selbstverständnis  waren  sie  für  alle 

internen  Belange  allein  verantwortlich,  wozu  auch die  Kontrolle  über  die  Juden  gehörte.  Dies 

resultierte  sowohl  aus  dem  praktischen  Interesse,  die  Juden  etwa  für  den  Unterhalt  von 

Befestigungsanlagen besteuern zu können, als auch aus Prestigegründen. Rudolf konnte mit seinen 

geringen Machtmitteln faktisch kaum etwas an diesen Entwicklungen ändern. Es wäre allerdings 

einer deutlichen Schwächung der königlichen Autorität gleichgekommen, deshalb den generellen 

Anspruch  auf  die  Rechte  an  den  Juden  aufzugeben,  zumal  dieses  prinzipielle  Anrecht  von 

niemandem in Zweifel gezogen wurde. In Mainz und Würzburg wurde auf Verpfändungen oder 

Belehnungen verwiesen, um eigene Ansprüche auf Judensteuern zu begründen; in keinem Streitfall 

wurde das grundsätzliche Vorrecht des Königs in Frage gestellt.

593 ABULAFIA, Servitude, S. 691, konstatiert, dass die Verwendung des Begriffs im kastilischen Kontext eine Warnung 
sein konnte, wonach Ausschreitungen gegen die Juden als Angriffe gegen den König selbst verstanden würden.

594 So im Stadtrecht von Teruel von 1176. Vgl. BAER, Juden, S. 1039: Nam iudei servi regis sunt et semper fisco regio 
deputati. Vgl. zum Stadtrecht von Teruel ABULAFIA, Iudei.

595 PATSCHOVSKY, Rechtsverhältnis, S. 347 und 352. Eine Analyse der europäischen Dimension wird im Zusammenhang 
mit der Frage nach der Freizügigkeit der Juden vorgenommen. Siehe unten, S. 131.
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Für  die  Juden  bedeutete  die  Zugehörigkeit  zum König  nicht  prinzipiell  einen  Nachteil. 

Sofern sie in Reichsstädten oder anderen Orten mit starker Präsenz königlicher Stellvertreter lebten, 

profitierten sie von dem im Gegenzug für die Steuerleistung gewährten Schutz. Dies wurde in der 

Urkunde für die Friedberger Burgmannen von 1275 explizit festgehalten, darf aber auch für andere 

Orte  mit  starken Reichsburgen wie Wetzlar,  Gelnhausen,  Landau und Oppenheim angenommen 

werden. Weigerten sich die Juden, bestimmte Zahlungen zu leisten oder in anderer Form mit Rudolf 

zu kooperieren, war dieser allerdings meist machtlos, seinen Standpunkt durchzusetzen; so geschah 

es in Nürnberg,596 Goslar597 und insbesondere im Fall der Konfiskation der Mainzer Judengüter. In 

diesen  Angelegenheiten  zeigt  sich,  dass  der  Gebrauch  des  Terminus  kein  Ausdruck  der 

Drangsalierung,  sondern  eine  Worthülle  war,  die  der  Herrscher  nicht  immer  mit  Inhalt  füllen 

konnte.

Aus diesem Grund wurden auch die Mandate in einer Art formuliert, die in der Forschung 

als  hart  und  autoritär  wahrgenommen  wurde.  Rudolf  antizipierte,  dass  sein  Entschluss,  die 

Judengüter  Erzbischof  Heinrich und Graf Eberhard zu schenken,  auf Widerstand stoßen würde. 

Keinesfalls  schuf  Rudolf  mit  der  Formulierung,  die  Juden  gehörten  mit  Leib  und  Besitz  zur 

königlichen  Kammer,  eine  neue  Rechtsinstitution,  die  konkrete  negative  Auswirkungen auf  das 

Leben der Juden im Reich hatte. Auch unter seinen Nachfolgern Adolf von Nassau und Albrecht 

von Habsburg kam es zu keinen Willküraktionen, die auf eine veränderte Rechtslage unter Rudolf 

schließen lassen könnten. Ein „Instrument der Enteignung“598 war die Kammerknechtschaft in der 

Zeit  Rudolfs  nicht.  Es  darf  nicht  übersehen  werden,  dass  es  sich  bei  den  Beschlagnahmungen 

lediglich  um die  Güter  der  ausgewanderten  Juden handelte.  Darüber  hinaus  belegen zahlreiche 

Dokumente Rudolfs seinen Willen zum Schutz jüdischer Interessen. Er zwang Graf Eberhard von 

Württemberg,  seine Schulden bei den Juden zu bezahlen,  und bewegte die  Witwe Philipps von 

Bolanden dazu, einige gefangene Bopparder Juden freizulassen und ihre Rechte zu achten.  Auch 

bestätigte er die Schutzbullen der Päpste gegen Ritualmordvorwürfe. Von willkürlicher Herrschaft 

zu  Lasten  der  Juden  aufgrund  des  Konzeptes  der  Kammerknechtschaft  kann  zur  Zeit  Rudolfs 

dementsprechend nicht gesprochen werden.

Die Mandate werfen auch die Frage nach dem generellen Freizügigkeitsrecht der Juden im 

Reich auf.  Wie bei  der  Analyse der  Kammerknechtschaft  muss  untersucht  werden,  in  welchem 

596 Siehe oben, S. 68.

597 Das  Vorgehen  der  Goslarer  Juden  ist  besonders  aufschlussreich.  Nachdem  sie  sich  im  Jahr  1274  selbst  als 
Kammerknechte titulierten, um das begehrte Privileg zu erhalten, weigerten sie sich 1283 und 1285 mit dem Wissen 
um Rudolfs Hilflosigkeit in einem königsfernen Gebiet, Abgaben für die Erhaltung der königlichen Pfalz zu zahlen. 
Vgl. oben S. 28 und 108.

598 MAGIN, Status, S. 28.
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Umfang sich tatsächlich Konsequenzen für die Lebenswirklichkeit der Juden durch die Ausführung 

des Königs ergaben, die Juden hätten sich ohne seine Erlaubnis und die  der Herren,  an die sie 

vergeben worden waren, entfernt. Zunächst scheint dies ein eindeutiger Hinweis darauf zu sein, 

dass  im  Verständnis  Rudolfs  die  Juden  nicht  ohne  seine  Zustimmung  den  Wohnort  wechseln 

durften.  Tatsächlich  war  die  Freizügigkeit  für  Juden im Reich  nicht  selbstverständlich.  Es  gibt 

einige  Hinweise  darauf,  dass  sie  eingeschränkt  war  und  Zuwiderhandlungen  immer  wieder  zu 

Streitigkeiten  zwischen  verschiedenen  Herrschaftsträgern  führten.  Pfalzgraf  Ludwig  etwa 

beschwerte  sich  in  einer  nicht  datierbaren  Urkunde  bei  den  Wormser  Bürgern,  sie  hätten 

unrechtmäßig  einen  „seiner“  Juden  aufgenommen.599 Der  Jude  Süßkind,  den  die  Wormser  in 

vorherigen Briefen als ihren concivis und Juden des Reiches bezeichnet hatten, habe seit jeher unter 

der  Herrschaft  Ludwigs  und nur  für  eine  unbedeutende  Zeit  in  Worms gelebt,  daher  müsse er 

zurückkehren.600 Der Pfalzgraf beabsichtigte, in dieser Streitfrage den König zu konsultieren und 

dessen  Urteil  abzuwarten.601 Ludwig  argumentiert  hier  also  mit  der  Dauer  der  Anwesenheit 

Süßkinds  in  seinem  Herrschaftsbereich,  die  ihm  das  Recht  gebe,  den  Juden  zur  Rückkehr  zu 

zwingen.  Bereits  analysiert  wurde  der  Streit  Erzbischof  Werners  mit  der  Stadtgemeinde  von 

Gelnhausen im Jahr 1281, die  nach dem Umzug eines Juden nach Mainz dessen unbewegliche 

Besitztümer beschlagnahmt hatte.602 Werner verwies hier auf die geltende Praxis, nach der Juden 

aus Reichsstädten in seine Städte ziehen durften und umgekehrt. Dies wurde allerdings von den 

Gelnhausener Reichsamtsträgern offenbar bestritten. Der Streitfall zeigt, dass über Freizügigkeit der 

Juden keine Einigkeit bestand. Darüber hinaus finden sich in den Privilegien Rudolfs für Raugraf 

Ruprecht und Heinrich von Praunheim in Bezug auf die Ansiedelung von Juden in Altenbamberg 

und Rödelheim ebenfalls Einschränkungen der Freizügigkeit: Die neu hinzuziehenden Juden sollten 

nicht aus Reichsstädten kommen.603

Die  Juden  sahen  sich  in  der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  noch  als  frei  und 

ungebunden an,  wie Meir von Rothenburg selbst  in einem Responsum darlegte:  Der Status des 

Juden sei  der eines freien Menschen, der zwar sein Heimatland verloren habe, aber nicht seine 

599 Briefsammlung, S. 270, Nr. 281.

600 Ebd.:  Sicut  nobis  vestris  litteris  demandastis  de  Suezchint  Iudeo,  quem  concivem vestrum et  Iudeum imperii  
nuncupastis, discrecioni vestre duximus respondendum, quod idem Iudeus a primo exordio vite sue sub nobis et  
nostro dominio se recepit et idem tantum ad tempus modicum sibi per nos concessum et expressum vobiscum fecit  
in Wormacia mansionem, quo completo ad nos ut debuit est reversus.

601 Ebd.: Tamen cum affectemus ferventer serenissimo domino nostro Romanorum regi devote in omnibus obedire, de  
sepedicto Iudeo ipsi domino nostro regi, dum per eum requisiti fuerimus, intendemus respondere.

602 Siehe oben, S. 87.

603 Siehe oben, S. 50 und unten, S. 148.
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persönliche Freiheit.604 Auch wenn das Responsum nicht datierbar ist, so wird es doch kurz vor oder 

während der Regierungszeit Rudolfs verfasst worden sein. Diese Zeit muss daher als Umbruchszeit 

gewertet werden, in der die Freizügigkeit der Juden zwar nach wie vor nicht prinzipiell beendet, 

jedoch von verschiedener Seite angezweifelt und untergraben wurde. Dennoch kam es auch nach 

der Herrschaftszeit Rudolfs nie zu einem generellen Verbot der freien Wahl des Aufenthaltsortes.

Betrachtet man die Situation der Juden in weiteren europäischen Regionen, stellt man etwa 

für  die  Königreiche  England  und  Frankreich  eine  wesentlich  restriktivere  Handhabung  der 

jüdischen Freizügigkeit fest. In England waren die Juden ohnehin deutlich stärker an den König 

gebunden. Der Herrscher bezeichnete sie zwar nicht als seine Kammerknechte, doch gelang es ihm 

im Gegensatz  zum Reichsoberhaupt  wesentlich  erfolgreicher,  eine  exklusive  Beziehung zu  den 

Juden  unter  weitgehendem  Ausschluss  weiterer  Landesherrscher  aufzubauen.605 Bedingt  durch 

Ausschreitungen bei den Krönungsfeierlichkeiten König Richards I. (1189-1199) im Jahr 1194 kam 

es dort zur Einrichtung von Archiven (archae), in denen alle Geldgeschäfte der Juden vermerkt 

wurden, um bei möglichen neuen Pogromen nachvollziehen zu können, welche noch ausstehenden 

Schulden für die Krone eingezogen werden konnten.606 In der Mitte des 13. Jahrhunderts wurde in 

England das jüdische Freizügigkeitsrecht eingeschränkt: König Heinrich III. (1216-1272) erließ im 

Jahr 1253 ein Mandat, in dem den Juden nicht nur verboten wurde, christliche Diener zu haben, 

sexuelle Kontakte zu Christen zu unterhalten und neue Synagogen zu bauen. Fortan durften sie sich 

auch nur noch dort niederlassen, wo bereits eine jüdische Gemeinde vorhanden war.607 Dadurch 

wurde die  freie  Wahl  des  Aufenthaltsortes  zwar nicht  generell  verboten,  jedoch die  Entstehung 

neuer Gemeinden unterbunden. An diesem Status änderte sich bis zur Vertreibung der Juden im Jahr 

1290 nichts mehr; allerdings dünnte sich ihr Siedlungsbereich durch die Ausweisung der Juden aus 

Städten der Königinmutter Eleonore weiter aus.608

Auch wenn in England und dem Reich die Freizügigkeit  der Juden in der Mitte des 13. 

Jahrhunderts  untergraben  wurde,  genossen  sie  noch  immer  ein  gewisses  Maß  an  Freiheit.  In 

Frankreich dagegen hatte sich bereits zu Beginn des 13. Jahrhunderts ein System etabliert, das die 

Bewegungsfreiheit der Juden stark einschränkte. König Philipp II. Augustus fixierte erstmals im 

Jahr  1198  in  mehreren  Vereinbarungen  mit  anderen  französischen  Herrschaftsträgern,  dass  die 

604 Vgl. die Übersetzung des Responsums bei AGUS, Meir, S. 141.

605 Zur Geschichte der Juden von England vgl. HYAMS, Jews, ROTH, England, MENTGEN, Vertreibungen sowie MUNDILL, 
Solution.

606 MUNDILL, Solution, S. 56.

607 Ebd., S. 58.

608 Es handelte  sich um die  Juden  von Marlborough,  Gloucester,  Worcester  und Cambridge. Vgl.  dazu  MENTGEN, 
Vertreibungen, S. 21 und S. 30-34.
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Juden der jeweiligen Territorien nur mit Zustimmung des Landesherren in ein anderes Territorium 

ziehen durften.609 Parallel dazu baute König Philipp ein möglicherweise von den englischen archae 

beeinflusstes System zur Kontrolle der jüdischen Geschäfte auf, indem er königliche Amtsträger 

installierte, die die Aufgabe hatten, jedes Geldgeschäft der Juden zu siegeln und zu verzeichnen.610 

Das im Jahr 1230 von König Ludwig IX. (1226-1270) initiierte Statut von Melun manifestierte 

erneut die Abhängigkeit der Juden von ihrem jeweiligen Landesherren. Neben Bestimmungen und 

Einschränkungen in Bezug auf die Geldleihe wurde erneut hervorgehoben, dass die Juden tamquam 

proprii  servi an  das  Territorium  gebunden  waren,  in  dem  sie  lebten.611 Aufgrund  der 

vergleichsweise effizienten Verwaltung der französischen Länder blieben derartige Beschlüsse nicht 

nur  rein  theoretische  Beschränkungen  des  jüdischen  Lebens,  sondern  konnten  konsequent 

umgesetzt werden. Die Lage der Juden Frankreichs im 13. Jahrhundert unterschied sich signifikant 

von  der  der  Juden  des  Regnums,  nicht  nur  wegen  der  rigiden  Handhabung  der  Freizügigkeit, 

sondern auch aufgrund des von Ludwig IX. konsequent geführten Kampfes gegen die Zinsnahme. 

Auch der Pariser Talmudprozess von 1240 bis 1242, dem auch Meir von Rothenburg beiwohnte, 

schuf ein besonderes Klima der religiösen Anfeindungen.612

Obwohl es keine direkten Hinweise auf Beeinflussungen zwischen den Königreichen gibt, 

ist doch stark davon auszugehen, dass etwa die Neuorganisation der Kontrolle über die jüdische 

Geldleihe durch Besiegelung in den französischen Kronlanden im Jahr 1198 mit der Einrichtung der 

archae in England von 1194 zusammenhing. Ebenso scheint sich der Diskurs über Freizügigkeit der 

Juden von Frankreich aus auf England und das Regnum ausgebreitet zu haben. Dennoch waren die 

Konsequenzen  in  dieser  Angelegenheit  höchst  unterschiedlich:  In  England  wurde  lediglich  der 

Zuzug in bislang von Juden unbewohnte Ortschaften verboten, im Regnum ist keine durchgängige 

Linie  zu  erkennen.  Wie  gezeigt,  herrschten  unterschiedliche  Ansichten  über  die  jüdische 

Freizügigkeit vor, wobei in allen Fällen die Erhaltung der jüdischen Steuerkraft sowie die Sicherung  

und Demonstration eigener Herrschaftsrechte als Hauptmotiv für die Argumentation für oder gegen 

die Freizügigkeit dienten.

Zusammenfassend  kann  festgestellt  werden,  dass  Rudolf  von  Habsburg  durch  die 

Auswanderung Meirs und seiner Anhänger die Möglichkeit nutzte, eigene Ansprüche auf die Juden 

der  betroffenen  Städte  anzumelden.  Zugute  kam  ihm  dabei  eine  in  diesem  Moment  günstige 

609 PATSCHOVSKY, Rechtsverhältnis, S. 348f.

610 JORDAN, Monarchy, S. 96.

611 Layettes 2, Nr. 2083.

612 Über  den  Kampf  Ludwigs  gegen  den  Wucher  vgl.  BARZEN/GÜNTZEL,  Vertreibungen,  S.  244-250.  Zum Pariser 
Talmudprozess siehe YUVAL, Nations, S. 283f.
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Konstellation für seine Forderungen, da er durch den Tod Erzbischof Werners von Mainz und die 

Neubesetzung mit Heinrich von Isny eine völlig neue Machtposition am Mittelrhein erhielt. Der 

Speyrer  Bischof  war  zuvor  militärisch  bezwungen worden und Rudolfs  weitere  Getreue  in  der 

Wetterau und in Oppenheim verfügten über ausreichende Macht, um die Ansprüche des Königs 

auch  tatsächlich  umsetzen  zu  können.  Dennoch  war  dem  König  bewusst,  dass  die 

Beschlagnahmung  der  Judengüter  auf  Widerstand  stoßen  würde.  Daher  formulierte  er  seine 

Mandate  programmatisch,  um deutlich zu machen, dass die Oberherrschaft  über alle  Juden des 

Reiches prinzipiell zu seinen Königsrechten gehörte. Dieses Vorgehen half allerdings wenig, denn 

ausgerechnet in Mainz, wo sich wohl die umfangreichsten Güter befanden, stieß die Verfügung des 

Königs auf nicht zu überwindenden Widerstand. Gleichzeitig ist die Weigerung der Mainzer ein 

Beleg  für  die  als  rein  theoretisch  anzusehenden  Ausführungen  Rudolfs  über  die 

Kammerknechtschaft, deren Anspruch an der tatsächlichen Machtlosigkeit des Königtums zu dieser 

Zeit scheiterte.

Der  Abschnitt  über  die  Freizügigkeit  der  Juden  hatte  möglicherweise  konkrete 

Auswirkungen für das Leben der Juden. Rudolf gibt mit der Aussage, die Juden hätten sich ohne 

seine  Erlaubnis  oder  die  der  Fürsten,  die  mit  königlichen  Juden  belehnt  worden  waren, 

unrechtmäßig entfernt, die zu dieser Zeit vorherrschende Auffassung über Freizügigkeitsrechte der 

Juden  wieder.  Keinesfalls  waren  die  Juden  derartig  eingeschränkt  wie  ihre  französischen 

Glaubensgenossen,  jedoch  wurden  christliche  Herrschaftsträger  des  Regnums,  die  nach 

Konsolidierung  von  Herrschaftsrechten  und  Sicherung  ihrer  Einnahmen  strebten,  von  dem 

französischen Vorbild beeinflusst. Dies hatte zur Konsequenz, dass es zumindest in einigen Fällen 

zu Problemen bei Umzügen von Juden in Ortschaften eines anderen Landesherrn kommen konnte. 

Den Juden gelang es jedoch offensichtlich, im Verbund mit dem neuen Herrschaftsträger, sei es eine 

Stadtgemeinde  wie  im  Fall  von  Worms  oder  ein  geistlicher  Stadtherr  wie  im  Fall  Erzbischof 

Werners von 1281, Ansprüche der Gegenseite zurückzuweisen. Insbesondere die Aussage Werners, 

den Juden sei es seit jeher gestattet, zwischen Reichs- und erzbischöflichen Städten zu wechseln, 

verdeutlicht, dass vielfältige Meinungen über die jüdische Freizügigkeit kursierten und die Situation 

der  Juden  des  Reiches  in  diesem  Aspekt  des  Lebens  kaum  mit  der  von  französischen  Juden 

vergleichbar ist.
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Gelnhausen

Neben Eberhard von Katzenelnbogen und Heinrich von Mainz wurde auch Ulrich von Hanau am 6. 

Dezember 1286 von Rudolf privilegiert. Der König belohnte seinen Anhänger mit 100 Mark Kölner 

Pfennige, die er zur Hälfte vom Ungeld der Stadt Frankfurt und zur Hälfte vom Ungeld der Stadt 

Gelnhausen  sowie  von  den  Abgaben  der  dortigen  Juden  erhalten  sollte.613 Vergleicht  man  die 

Reichsstädte der Wetterau, stellt Gelnhausen einen Sonderfall dar. Während in Frankfurt, Wetzlar 

und Friedberg die Stellvertreter des Königtums mit den bürgerlichen Stadtvertretern um die Macht 

rangen, wurde Gelnhausen primär von einer lokalen adeligen Familie, den Herren von Büdingen, 

dominiert.614 Bereits seit Beginn der Regierungszeit Rudolfs bemühten sich die Herren von Hanau, 

zunächst in der Gestalt Reinhards, ihren Einfluss in der Stadt auf Kosten der Büdinger auszuweiten. 

Dabei stellte die Aufnahme Reinhards als Burgmann in Gelnhausen 1277 einen wichtigen Schritt 

dar.615 Die Interessen der Hanauer und die des Königs überschnitten sich in Gelnhausen. War dem 

König insbesondere daran gelegen, durch die Förderung seiner Reichsburgen an Einfluss in der 

Wetterau  zu  gewinnen,  konnten  die  Hanauer  durch  den  treuen  Dienst  für  den  König  ihre 

Machtposition sukzessive ausbauen. Zu den Bürgern Gelnhausens hatte Rudolf kaum Kontakt, sieht 

man von einer allgemeinen Privilegienbestätigung zu Beginn seiner Herrschaft ab.616 Die Lage war 

offenbar so stabil, dass es weder bei den in der Wetterau tobenden Aufständen der Jahre 1275/76 

noch 1285 zu Widerständen gegen die königlichen Burgmannen kam.

Über die Judengemeinde Gelnhausens ist bis zur Regierungszeit Rudolfs wenig bekannt. Die 

Stadt  wird in  der Reichssteuerliste von 1241 erwähnt,  wobei die  Juden der  Wetteraugemeinden 

gemeinsam ihre Abgaben zahlten und die jeweiligen Einzelbeiträge nicht bekannt sind.617 Die erste 

Nachricht  über  einen  Gelnhausener  Juden  ist  im  bereits  behandelten  Schriftstück  Erzbischof 

Werners von Mainz an den König enthalten, in dem er sich über die ungerechtfertigte Behandlung 

613 HStAD C 1 A Nr. 133, Bl. 37:  (...) nobilis vir Ulricus de Hanouwe dilectus fidelis noster erga nos et imperium 
incessanter euituit  sibi  ex liberalitate  regia Centum marcas denariorum coloniensium duximus assignandas vt  
eisdem de medietate ungelti apud Frankenuort quod ibidem cedit imperio et de medietate vngelti apud Geilnhusen 
et de judeis ibidem usque ad prefatam summam percipiat integraliter et complete (...). Siehe auch RI VI, 1, Nr. 747.

614 Sie waren bereits von den Staufern, mit denen sie in gutem und intensivem Verhältnis standen, als oberste Verwalter  
des Reichsbezirks in und um Gelnhausen eingesetzt worden. Sie hatten ein erbliches Burglehen und nahmen unter 
der Burgmannschaft einen übergeordneten Platz ein. Auch innerhalb der Stadt kontrollierten sie den Schultheiß 
sowie den Forstmeister  des Reichswalds,  dem wichtigsten königlichen Besitz  in der Umgebung.  Vgl.  SCHWIND, 
Landvogtei, S. 27-29.

615 RI VI, 1, Nr. 829.

616 RI VI, 1, Nr. 45 und Nr. 68.

617 MGH Const III, 2.
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des  Juden  beschwerte,  dessen  Güter  der  Schultheiß  und  die  Stadtgemeinde  von  Gelnhausen 

zurückhalten  würden.618 Da  die  Verpfändung  der  Judensteuer  zusammen  mit  dem  Ungeld  der 

Christen von Frankfurt und Gelnhausen vorgenommen wurde, ist nicht auszumachen, wie hoch der 

Judenanteil  gewesen  ist.  Die  Urkunde  erweist  sich  somit  als  unbrauchbar,  um  die  Größe  der 

jüdischen Gemeinde abschätzen zu können. Ein besonderer Aspekt ergibt sich dadurch, dass die 

Begünstigung Ulrichs an demselben Tag geschah, an dem Rudolf auch die Güter der geflohenen 

Juden  von  Mainz,  Worms,  Speyer,  Oppenheim  und  der  Wetteraustädte,  zu  denen  Gelnhausen 

gehörte,  beschlagnahmen ließ.  Inwiefern  überhaupt  Gelnhausener  Juden an  der  Flucht  beteiligt 

waren,  ist  nicht  bekannt,  zumal  das  Mandat  des  Königs  allgemein  an  die  universi  Judei  per  

Wedereviam gerichtet war, und nicht an die einzelnen Gemeinden. Dies zeigt zwar den Grad des 

Zusammenschlusses  der  vier  jüdischen  Zentren,  lässt  aber  keine  Schlüsse  über  den  Anteil  der 

einzelnen Städte an der Flucht zu. Davon unabhängig gingen sowohl der König als auch Ulrich 

davon aus, dass eine nach wie vor intakte, das heißt besteuerbare Judengemeinde vorhanden war.

Limburg

Nachdem König  Rudolf  bereits  im Jahr  1277 Siegfried  von Runkel  und 1286 Graf  Adolf  von 

Nassau als Burgmannen in der bei Wetzlar gelegenen Reichsburg Karlsmund aufgenommen hatte, 

erweiterte er den Kreis der Besatzung am 5. Mai 1287 um Gerlach von Limburg.619 Aufgrund seiner 

treu  geleisteten  Dienste  für  das  Reich  nahm  er  ihn  als  Burgmann  an  und  versprach  ihm  als 

Ausstattung 300 Mark Silber, wofür er ihm die Steuern der Limburger Juden übergab. Diese sollte 

er so lange besteuern dürfen, bis ihm die versprochenen 300 Mark ausgezahlt sein würden, wobei er 

die Juden nicht über Gebühr belasten sollte, sondern nur in dem Maße, in dem sie bereits besteuert 

wurden.620

Der  König  nutzte  sein  Recht  auf  die  Limburger  Judensteuer,  um  seine  Wetzlarer 

Burgmannschaft  in  den  schwierigen  Zeiten  der  Städteaufstände  weiter  zu  verstärken.  Der 

Begünstige, Gerlach I. von Limburg, herrschte nach einer Erbteilung um das Jahr 1248 mit seinem 

Bruder Heinrich II. von Isenburg über ein kleines Gebiet und die Stadt Limburg an der Lahn, nach 

618 Siehe oben, S. 87.

619 Staatsarchiv Koblenz, Abt. 54, Nr. L 469. Die Urkunde ist bislang nicht ediert. Als Regest in RI VI, 1, Nr. 2102.

620 Ebd.:  Gerlacus de  Limpurch  fidelis  noster  (...)  in  castro  Carlsmunt nobis  et  imperio  duximus  in  castellanum  
conquirandum, et pro eo sibi trecentas marcas argenti promisimus nos daturas pro quibus sibi iudeos de Limpurch  
camere nostre servos ita quod ab ipsis debita et consueta servitia annuatim recipiat nec ultra debitum ipsos oneret  
vel molestat duximus obligandos tenendos tamdiu plenarie fuerint persolute.
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der er sich benannte.621 Er war mit den seinen Herrschaftsbereich umgebenden Adelsgeschlechtern 

gut vernetzt: Im Jahr 1270 heiratete seine Tochter Imagina von Isenburg-Limburg Graf Adolf von 

Nassau, bereits 1267 konnte er durch die Hochzeit seiner zweiten Tochter Agnes mit Heinrich von 

Westerburg  eine  Verbindung  zu  dessen  Bruder,  dem  späteren  Erzbischof  Siegfried  von  Köln, 

schaffen. Sowohl mit Adolf als auch mit Siegfried stand Gerlach in engen Beziehungen; er kämpfte 

in  der  Schlacht  von  Worringen  auf  Seiten  des  Erzbischofs  und  wurde  wie  dieser  gefangen 

genommen.622 Zu König Rudolf hatte Gerlach ebenfalls recht gute und aktive Beziehungen. Er hielt 

sich von der Krönung bis zum ersten Feldzug gegen Ottokar zuweilen am Hofe des Habsburgers 

auf, bezeugte dessen Urkunden und wurde von ihm, als er der Tochter des Grafen von Diez die 

Diezer  Reichslehen verlieh,  als Gesandter  eingesetzt.623 Im Jahr 1282 war er  erneut in  Rudolfs 

Umgebung und leistete ihm möglicherweise weitere Dienste, wegen derer er am 2. April 1285 das 

Recht der weiblichen Erbfolge für sich und seine Söhne vom König zugesprochen bekam.624

Die Stadt Limburg unterstand seit etwa 1220 den Herren von Isenburg, wobei sie nach der 

Teilung des Herrschaftsgebiets von 1248 an Gerlach I. fiel, der seitdem die Stadtherrschaft ausübte. 

Bei diesem Besitz handelte es sich jedoch nicht um Eigengut der Herren von Limburg, sondern um 

einen Lehensbesitz,  der jeweils zu einem Drittel  vom Reich,  vom Mainzer Erzbischof und den 

Landgrafen von Hessen stammte.625 Seit Anfang des 13. Jahrhunderts bildete sich eine städtische 

Vertretung heraus, die in der Zeit Rudolfs in einem starken Gegensatz zu ihrem Stadtherren stand.626 

In den Jahren von 1276 bis 1279 kam es zu einem Aufstand der Bürger, in dessen Folge Gerlach aus 

der Stadt fliehen musste. Erst nach der Schlichtung aller Streitpunkte, die in Frankfurt stattfand, 

konnte der Stadtherr zurückkehren. Die Bürger sicherten sich im Friedensvertrag unter anderem ein 

Vorrecht in der Gerichtsbarkeit und bei der Steuererhebung.627 

Der erste Hinweis auf jüdisches Leben in Limburg stammt aus dem Jahr 1278, als Abraham 

von Limburg in einer Urkunde auf die Schulden verzichtete, die die Bürger Limburgs sowie ein 

Ritter bei ihm hatten.628 Von dieser Nachricht abgesehen sind es nur die königlichen Verfügungen 

621 DEMANDT, Hessen, S. 436f.

622 Auch Gerlachs Sohn Johann, der ihm ab 1289 als Herr von Limburg nachfolgte, nahm an der Schlacht auf Seiten 
des Kölner Erzbischofs teil. Vgl. NIEDER, Dynasten, S. 92.

623 RI VI, 1, Nr. 516.

624 Ebd., Nr. 1887.

625 Zentren II, S. 347f., Art. Limburg.

626 Die bürgerliche Stadtvertretung führte seit den 1240er Jahren ein eigenes Siegel. Vgl. BAHL, Geschichte, S. 9.

627 Ebd., S. 8f. Schon zuvor, im Jahr 1276, mussten die Frankfurter Schöffen einen Streit zwischen Gerlach und den 
Bürgern schlichten. Direkt danach scheint es zu erneuten Kämpfen gekommen zu sein, die durch die Sühne ein 
Ende fanden.

628 Ebd., S. 19.
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über die Judensteuer, die Auskunft über die Limburger Juden geben. Nachdem Gerlach von Rudolf 

bereits die Judensteuer in Höhe von etwa 30 Mark bekommen hatte, erneuerte Adolf von Nassau im 

Jahr 1298 für seinen Schwager Johann von Limburg, den Sohn Gerlachs, dieses Burglehen und 

erhöhte die Pfandsumme auf 400 Mark Silber.629 Die Erhöhung wurde allerdings bei der erneuten 

Bestätigung des Lehens im Jahr 1299 durch Albrecht von Habsburg wieder zurückgenommen.630 

Angesichts der relativ geringen Machtbasis, die Gerlach nach dem Streit mit den Bürgern seiner 

Stadt noch verblieben war, werden die Juden kein Interesse daran gehabt haben, ihm von nun an 

ihre Reichssteuern zu zahlen. Es ist ohnehin wahrscheinlich, dass die Bürger ihr 1279 erworbenes 

Recht  auf  Steuererhebung  auch  auf  die  Juden  anwandten.  Sie  waren  in  die  städtischen 

Machtstrukturen eingebettet, in denen die bürgerliche Stadtvertretung eine dominante, wenn nicht 

exklusive Rolle einnahm. Es wäre nicht überraschend, wenn die Stadt ihren nominellen Stadtherren 

daran gehindert hätte, die Judensteuer auch tatsächlich einzuziehen, jedoch sind diesbezüglich keine 

Nachrichten überliefert.

Thüringen – Meißen

Am  21.  September  1286  richtete  der  König  ein  Schreiben  an  alle  Landes-  und  Stadtherren 

Thüringens und Meißens, in dem er den Herrschaftsträgern mitteilte, ihre Länder von nun an vom 

Mainzer  Erzbischof  Heinrich  verwalten  zu  lassen  und  ihn  zum  capitaneus und  rector zu 

ernennen.631 Dies sei, so Rudolf, nach den endlosen Kämpfen in diesem Gebiet dringend nötig, um 

den Frieden wiederherzustellen und Ruhe einkehren zu lassen, vorausgesetzt, dass die Adressaten 

Heinrichs Tätigkeit als Stellvertreter des Reiches nicht behindern würden.632 Etwa ein halbes Jahr 

später, am 9. Mai 1287, erhielt Erzbischof Heinrich ein weiteres Privileg, das diesmal die Rechte an 

den  Juden  Meißens  und  Thüringens  thematisierte.633 In  diesem  übertrug  der  König  seinem 

Stellvertreter die Rechte an allen dortigen Juden, seinen Kammerknechten, und trug ihm auch deren 

629 MGH Const III, 534f, Nr. 570 (1298 Februar 23).

630 UB Wetzlar II, S. 106, Nr. 186.

631 MGH Const IV, S. 367f., Nr. 387.

632 Ebd., S. 368: Vos itaque, fideles egregii, nostram in eiusdem principis nostri presenciam figurantes, ipsum quasi  
familiares  dileccionis  et  gracie  pignus  eximium,  quesumus,  hilares  et  devoti  suscipite  ac  in  omnibus,  que  
observanciam sancte pacis respiciunt, reverenter ei parere et humiliter pronis affectibus obedire curetis, ut per  
ipsius ministerium in illis partibus effectus pacis eveniant et devocionis vestre constanciam regalis serenitas digna  
proinde vicissitudine prosequatur.

633 Ebd., S. 389f, Nr. 407.
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Schutz auf.634 Sollte sich jemand, Christ oder Jude, gegen diese Verfügung stellen, so erhielt der 

Erzbischof die Vollmacht, jene zu verfolgen und nach seinem eigenen Ermessen zu bestrafen.635

Rudolf  verfolgte  mit  der  Ernennung  Heinrichs  zu  seinem  Stellvertreter  in  Meißen  und 

Thüringen  vor  allem  zwei  Ziele.  Zum  einen  sollte  der  Mainzer  Erzbischof  für  einen  stabilen 

Landfrieden  in  einer  Region  sorgen,  die  seit  Jahrzehnten  von  ständigen  Unruhen  erschüttert 

wurde.636 Zum anderen konnte der König mit dieser Maßnahme für eine Ausweitung von Heinrichs 

Machtbereich  sorgen  und möglicherweise  seine  Stellung auch gegenüber  den  Mainzer  Bürgern 

verbessern. Bereits mit der Übertragung der konfiszierten Judengüter hatte Rudolf bewiesen, dass er 

den Erzbischof in seiner Amtsführung nach Kräften unterstützen wollte. Heinrichs Interesse galt 

primär der Kontrolle von Erfurt. Die erzbischöfliche Stadt befand sich seit den 1270er Jahren im 

Widerstand und war  1279 von Erzbischof  Werner  mit  dem Interdikt  belegt  worden.637 Erst  im 

Januar 1278 konnte Heinrich eine Reise nach Erfurt einrichten, da er zuvor in Diensten des Königs 

unterwegs war.638 Dort konnte er seine Ansprüche geltend machen und die zerstrittenen Wettiner 

sowie weitere Landesherren zur Beschwörung eines sechs Jahre gültigen Landfriedens bewegen.639

Die Übertragung der Rechte an den Juden war ein weiterer konsequenter Schritt Rudolfs, 

seinem Vertrauten eine möglichst breite Machtbasis in den betroffenen Gebieten zu sichern. Dies 

galt  insbesondere für die  Juden Erfurts als bedeutendste  Gemeinde Thüringens und Meißens.640 

Diese waren seit den 1260er Jahren einer der Streitpunkte zwischen den Mainzer Erzbischöfen und 

den christlichen Stadtvertretern.641 Für die Juden spielte der Stadtrat als primärer Ansprechpartner 

und Schutzgarant die wichtigste Rolle, während der Mainzer Erzbischof aufgrund seiner marginalen 

634 Ebd., S. 389: (...) universos Iudeos nostre camere servos in partibus Thuringie marchie et Misnensis constitutos tibi  
committimus defendendos et tuo regimine gubernandos (...).

635 Ebd., S. 390:  Si qui autem in hiis rebelles inventi fuerint et regiis iussionibus contraire seu te impedire in hac  
potestate tibi in prefatos Iudeos a nobis tradita, sive christiani fuerint sive Iudei, sciant se indignacionem regiam  
incursuros.  (...)  Omnes quoque sentencias et penas, quas in contradictores et rebelles protuleris, eque volumus  
firmitatis robur debitum obtinere, ac si eas contingeret de ore nostro proferri.

636 Für  eine  ausführliche  Beschreibung  der  Hintergründe  über  die  Auseinandersetzungen  in  Thüringen  vor  der 
Regierungszeit Rudolfs von Habsburg siehe PATZE, Geschichte, S. 42-50 sowie LEIST, Landesherr, S. 1-9.

637 Siehe LEIST, Landesherr, S. 14f.

638 Ebd., S. 31. Zuvor beteiligte er sich an der Belagerung Stuttgarts durch den König im November 1286 und hielt 
sich anschließend in Speyer auf, wo die Verhandlungen mit dem päpstlichen Legaten Johannes Boccamazza über 
die Kaiserkrönung stattfanden und der König ihm die Güter der geflohenen Juden von Mainz und den übrigen 
betroffenen Städten versprach. Vgl. oben, S. 116.

639 RI VI, 1, Nr. 2058.

640 Zu der jüdischen Gemeinde Erfurts siehe RUF, Juden.

641 Während GJ II, 1, S. 216, Art. Erfurt, von einem vorhergehenden Pogrom als Ursache für die Verhängung des 
Interdikts ausgeht, spricht  FISCHER,  Stellung, S. 77, Anm. 1 und 2, von Streitigkeiten zwischen Werner und den 
Bürgern über die Ausübung der Rechte an den Juden. Vgl. auch RUF, Juden, S. 50-52.
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Rolle keine Bedeutung hatte.642 Dies änderte sich erst wieder mit dem Amtsantritt und dem darauf 

folgenden  Aufenthalt  Heinrichs  in  Erfurt.  Am  4.  März  1287  erreichte  er  eine  vollständige 

Versöhnung mit  dem Stadtrat  und  den  Juden,  bei  der  er  unter  anderem auf  alle  ausstehenden 

Zahlungen der Christen und Juden verzichtete, die Privilegien der Stadtgemeinde bestätigte und im 

Gegenzug  auf  seine  eigenen  Rechte  als  Stadtherr  bestand,  welche  in  der  Folgezeit 

niedergeschrieben  werden  sollten.643 Die  Juden  Erfurts  profitierten  aufgrund  der  zumindest 

temporär starken Stellung Heinrichs in der Stadt von ihrer Bindung an den Erzbischof. Mit den 

jüdischen  Gemeinden  von  Mühlhausen  und  Nordhausen,  die  ebenfalls  auf  dem  von  Rudolf 

übertragenen Gebiet lagen, trat Heinrich nicht in Kontakt. Dies erklärt  sich dadurch, dass beide 

Reichsstädte zu dieser Zeit noch im Widerstand zum König standen und um 1285 die jeweiligen 

Reichsburgen zerstört hatten.644 Eine Aussöhnung zwischen Rudolf und den beiden Städten fand 

erst im Zuge seines Aufenthaltes in Erfurt im Jahr 1290 statt. Deshalb hatten auch die Juden der 

rebellischen  Städte  kein  Interesse  an  Heinrich.  Rudolf,  der  den  Ungehorsam  dieser  Juden 

antizipierte,  fügte  daher den Passus ein,  nach dem christliche oder jüdische  Widerstände gegen 

seine Verfügung vom Erzbischof verfolgt und die Täter bestraft werden dürften. Unabhängig davon 

wurde dem Erzbischof ausdrücklich der Schutz der Juden aufgetragen,  von dem prinzipiell  alle 

Juden  Thüringens  und  Meißens  profitieren  konnten.  Der  Ausfertigung  der  Urkunde  gingen 

möglicherweise Verhandlungen zwischen dem König, dem Erzbischof und zumindest den Juden 

Erfurts voraus, die zuvor in engem Verhältnis zu den Bürgern der Stadt gestanden hatten und durch 

die Machtverschiebung zugunsten Heinrichs nicht schlechter gestellt werden wollten.

Zusammenfassung: Die Zeit von 1281 bis 1289

Die  dritte  Herrschaftsetappe  Rudolfs  von  1281  bis  1289  unterscheidet  sich  stark  von  den 

vorangegangenen. Hatte der König zu Beginn seiner Herrschaft Ansprüche auf die Juden noch recht 

zaghaft formuliert und insbesondere im Kontakt mit den Wahlfürsten gar nicht erst artikuliert, so 

ermöglichte die Erwerbung der österreichischen Länder ein deutlich offensiveres Vorgehen. Dies 

zeigte sich in allen Aspekten der Herrschaftsausübung und lässt sich auch in seinem Kontakt mit 

den Juden belegen. Seine ersten Auseinandersetzungen um Judensteuern in Würzburg und Freiburg 

642 Ebd., S. 53-57.

643 UB Erfurt 1, S. 238, Nr. 367. Durch den frühen Tod Heinrichs verzögerte sich die Abfassung der erzbischöflichen 
Rechte bis in die Zeit Erzbischof Gerhards; sie wurde im Jahr 1289 abgeschlossen. Vgl. RUF, Juden, S. 58-61.

644 Zu Rudolfs Verhältnis zu den beiden Reichsstädten vgl. unten, S. 150.
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zeigen die Entschlossenheit des Habsburgers in seinem Vorgehen. Die in der Wetterau regelmäßig 

auftretenden Unruhen bewogen Rudolf dazu, seine Reichsburgenpolitik unbeirrt fortzuführen. Er 

verstärkte die Burglehen von Karlsmund und Oppenheim und vergrößerte die Machtbasis seiner 

Anhänger  Heinrich  von  Isny,  Eberhard  von  Katzenelnbogen  und  Ulrich  von  Hanau  durch 

großzügige  Privilegien.  Dabei  wurden  finanzielle  Belohnungen  mit  dem  Ausbau  von  lokalen 

Herrschaftsrechten kombiniert. Ulrich von Hanau konnte durch die königliche Privilegierung seine 

Position in Gelnhausen verbessern.  Heinrich von Isny, der aufgrund seiner Herkunft keine gute 

Ausgangsposition als  Mainzer  Erzbischof  hatte,  wurde durch die  Vergabe der  zurückgelassenen 

Judengüter  sowie  durch  die  Übertragung  von  Thüringen  und  Meißen  gestärkt.  Graf  Eberhard 

erlangte eine exklusive Stellung in Oppenheim und gewann überdies in der gesamten Wetterau an 

Einfluss.

Rudolfs  Möglichkeiten waren allerdings  beschränkt.  Dies  zeigte  sich  zum einen bei  der 

Beschlagnahmung der Güter der aus Mainz ausgewanderten Juden, die nicht gegen den Widerstand 

der jüdischen und christlichen Gemeinde eingezogen werden konnten, auch wenn sich der König 

persönlich einschaltete und eine hohe Geldstrafe verhängte. Zum anderen zeigt die Weigerung der 

Juden von Goslar, einen Beitrag zur Unterhaltung der königlichen Pfalz zu leisten, dass Rudolf nur 

dort erfolgreich agieren konnte, wo er entweder persönlich anwesend war oder durch mächtige und 

loyale königliche Amtsträger vertreten wurde.

Die Juden nutzten die Autorität des Königs in bestimmten Fällen. Er hatte sich schon zuvor 

als gewissenhafter und erfolgreicher Schlichter und Schiedsrichter profiliert, und so verwundert es 

nicht, dass die Mainzer Juden, im Verbund mit Heinrich von Isny, den König ansprachen, um die im 

Jahr 1286 aufgekommenen Mordvorwürfe zu untersuchen. Es ist  davon auszugehen, dass seine 

Tätigkeit als Vermittler im Jahr 1286 ein Pogrom verhinderte. Auch im Fall der Gefangennahme 

einiger Bopparder Juden durch die Witwe Philipps von Bolanden verteidigte der König auf Bitten 

der Juden deren Rechte. Er setzte sich darüber hinaus nachdrücklich dafür ein, dass Graf Eberhard 

von Württemberg seine Schulden bei den Juden bezahlte, und sorgte selbst  für die Begleichung 

seiner Verbindlichkeiten bei Anselm von Oppenheim, dem er die Wetzlarer Stadtsteuer zukommen 

ließ. Gerade die Handlungsweise des Habsburgers in diesen Angelegenheiten widerlegt die häufig 

formulierte Annahme, Rudolfs Herrschaftszeit sei der Beginn einer deutlichen Verschlechterung der 

Beziehung  von  Juden  und  König  und  der  allgemeinen  Lebensgrundlage  der  Juden  gewesen. 

Vielmehr  bezeugt  sie,  dass  Rudolf  seine  Verantwortung,  die  sich  aus  seinem  selbst  gestellten 

Anspruch als Herr über seine Kammerknechte ableitete, ernst nahm und die Interessen der Juden 

schützte, soweit sie ihm als gerechtfertigt erschienen. So ist auch die Bedeutung der Mandate von 

142



1286 zu relativieren. Rudolf formulierte keinen programmatischen Text, sondern versuchte durch 

eine klare Ausdrucksweise, Widerstände gegen seine Verfügung von vornherein zu verhindern. Dass 

sich die Konfiskation nicht einmal in Mainz durchsetzen ließ, verdeutlicht die geringe Relevanz, die 

der Begriff der Kammerknechtschaft für das tatsächliche Leben der Juden besaß. Auch die Passagen 

über die Freizügigkeit stellten keine grundlegende Änderung jüdischen Lebens dar, sondern fassten 

lediglich die gängige, wenn auch umstrittene, Praxis zusammen.

Abb. 4: Schwerpunkte von Rudolfs Itinerar sowie jüdische Gemeinden mit Kontakt zum König, 1281-1289.

Ebenso wie durch diese direkte Interaktion profitierten die Juden in einigen Fällen von der 

Vergabe  ihrer Rechte  und Steuern.  Die Gelnhausener  Juden erreichten  eine  engere  Bindung an 

Ulrich von Hanau, dem in dieser Stadt mächtigsten Herrschaftsträger. Ebenso konnten die Juden 

Meißens und Thüringens einen Nutzen aus der Übertragung ihrer Rechte auf Erzbischof Heinrich 
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ziehen,  zumal  in  der  diesbezüglichen  Urkunde  die  Pflicht  Heinrichs  zum Judenschutz  explizit 

festgeschrieben wurde. In anderen Situationen war die Vergabe von Judenrechten nicht im Sinne der  

Juden. Der in seiner Residenzstadt sehr geschwächte Gerlach von Limburg konnte zwar mit der 

Übertragung der Judensteuern wieder etwas an Einfluss in der Stadt gewinnen, den Juden war aber 

eine Bindung an die Bürger sicherlich wichtiger. 

Die Würzburger Juden hatten sich sowohl bei Bischof Berthold als auch beim Domkapitel 

und  den  Bürgern  dahingehend  abgesichert,  Unterstützung  bei  der  Abwehr  von  eventuellen 

Geldforderungen  des  Königs  zu  bekommen.  Als  sie  dennoch  von  Rudolf  zu  Steuerzahlungen 

verpflichtet wurden, nutzten sie die schwache Stellung des Bischofs, um die an ihn zu zahlende 

Summe um die Forderung des Königs zu reduzieren, was wiederum zeigt, wie stark die Juden in 

diesem Fall mit der Stadtgemeinde vernetzt waren, die sie sicherlich bei dieser Aktion unterstützte. 

Dort,  wo  der  König  einen  Nutzen  für  die  Juden  haben  sowie  ihre  Interessen  vertreten  und 

verteidigen  konnte,  gingen die  Juden aktiv  auf  Rudolf  zu.  In  anderen Fällen  nahmen sie  seine 

Verfügungen hin und beteiligten sich möglicherweise an der genauen Ausformung der Übertragung 

von Herrschaftsrechten. Liefen die Aktionen des Königs den Interessen der Juden zuwider, konnte 

dies zu einer Verweigerung der Juden führen, was im Fall der Mainzer und Goslarer Gemeinde auch 

Erfolg hatte.

2.3.4 Die letzten Lebensjahre des Königs: 1289 bis 1291

Betrachtet man die letzten zwei Jahre von Rudolfs Herrschaft, so fällt ein erneuter langer Aufenthalt 

an einem festen Ort, in Erfurt, auf. Während dieser zehn Monate kümmerte er sich primär um die 

endgültige Befriedung Thüringens, wovon die Juden nicht unberührt bleiben konnten. Die übrige 

Zeit ist durch die Bemühung Rudolfs um eine Nachfolgeregelung gekennzeichnet. Auch hier stellt 

sich  die  Frage,  inwieweit  sich  dieses  Vorhaben  auf  seine  Kommunikation  mit  den  jüdischen 

Gemeinden auswirkte.

Würzburg – Bamberg

Anfang November 1289 machte sich Rudolf von Basel aus auf den Weg nach Thüringen, um dort 

einen Hoftag abzuhalten und um den seit Jahrzehnten herrschenden Kriegszustand zu beenden. Die 
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österreichische Reimchronik berichtet, dass Rudolf die geplante Reiseroute, die an der Rheinachse 

verlaufen wäre, verließ, um einen Streit zwischen Bischof Manegold von Würzburg und Bischof 

Arnold von Bamberg zu schlichten.645 Manegold hatte, so der Bericht der Reimchronik, für den 

Bamberger in einer Schuld bei den Nürnberger Juden gebürgt. Da Arnold seine Rückstände nicht 

begleichen  konnte,  wurde  die  Bürgschaft  Manegolds  einbehalten,  wodurch  dieser  zu  großem 

Schaden kam.646 Nur  das Erscheinen  des Königs,  der  nach Augsburg zog,  um die  Bischöfe zu 

versöhnen, konnte einen Waffengang der beiden Kontrahenten verhindern.647

Die  in  der  bis  etwa  1320  von  Ottokar  aus  der  Gaal  (1265-1319/21)648 verfassten 

Reimchronik  geschilderte  Sühne  der  beiden  Bischöfe  wird  in  keiner  weiteren  Quelle  erwähnt, 

allerdings sind die Angaben der Reimchronik in Bezug auf die Reiseroute des Königs zutreffend;649 

tatsächlich hielt er sich im November 1289 in Franken auf, wo er auch urkundete.650 Wie der König 

letztendlich entschied, um eine Versöhnung zu erreichen,  wird in der Reimchronik jedoch nicht 

wiedergegeben. Es kann auch nicht von einer direkten Interaktion zwischen den Juden und dem 

König gesprochen werden, da Rudolfs Intention hier primär die Verhinderung eines bewaffneten 

Konflikts  zweier  Landesherren  gewesen  ist,  der  seinen  Landfriedensbemühungen 

entgegengestanden hätte. Dennoch zeigt die Quelle einmal mehr, dass der König als Schlichter in 

Fragen, die die Juden betrafen, von unterschiedlichen Seiten angesprochen wurde. Über den Erfolg 

in der Angelegenheit sind keine weiteren Nachrichten überliefert. Der ähnliche Fall des Nürnberger 

Burggrafen  Konrad  zeigte  jedoch,  wie  schwach  die  Position  des  Königs  und  seiner  dortigen 

Stellvertreter  war,  sodass  auch  in  der  nun  von  Rudolf  behandelten  Schuldfrage  kaum  ein 

Entgegenkommen der Juden erwartet werden konnte.651 Der König wird daher auch nicht auf die 

Kooperation  der  Juden  gesetzt,  sondern  vielmehr  einen  Ausgleich  zwischen  den  Bischöfen 

vermittelt haben.

645 Reimchronik, Vers 33427-33516, S. 437-439.

646 Ebd.,  S.  437:  (...)  von  Wirzpurc der  bischolf  nach gewonlichem orden  burgel  was worden  des  bischolfes  von  
Babenberge an die Juden ze Nurnberge, ich enweiz umb wie vil. Nu was unz an daz zil der schade worden so groz,  
daz man darumbe machte bloz des von Wirzpurg eigen, uf huoben und uf sweigen sin guot man im nam.

647 Ebd.: (...) und waer der kunic darunder niht gewesen so munder, si waeren komen ze velde. Nu kom dem kunic diu  
melde und treten im ez kunt. Er kom an der stnt hinz Ougspurc geriten (...).

648 Zu Ottokar aus der Gaal und seinem Werk vgl. WEINACHT, Art. Ottokar, Sp. 238-245.

649 Vgl. den Kommentar in den RI VI, 1, Nr. 2256.

650 Ebd., Nr. 2253.

651 Siehe oben, S. 150.
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Mülhausen

Eine richterliche Position nahm Rudolf auch in einem Fall ein, bei dem es um die Schulden der 

Bürger  Mülhausens  im  Elsass  bei  dem  Juden  Salman  von  Neuenburg  ging.652 Aufgrund  der 

enormes suos excessus des Juden sprach Rudolf die Bürger von ihren Verpflichtungen in Höhe von 

200 Mark frei, obwohl diese eine Garantieerklärung ausgestellt hatten, in der sie sich verpflichteten, 

Salman  weder  vor  einem  geistlichen  noch  vor  einem  weltlichen  Gericht  zu  belangen.  Zudem 

ordnete  er  die  Beschlagnahmung  der  Güter  Salmans  zugunsten  des  Reiches  an.653 Über  den 

genannten Juden Salman von Neuenburg sind keine  weiteren Einzelheiten bekannt.  Er  stammte 

wohl aus Neuenburg am Rhein, welches sich in unmittelbarer Nähe zu dem elsässischen Mülhausen 

befindet. Welche „enormen Exzesse“ er begangen hatte, wird aus der Urkunde nicht ersichtlich, 

vermutlich sind diese Vergehen aber mit der Schuld der Mülhausener Bürger in Zusammenhang zu 

sehen.654 Er hatte möglicherweise unverhältnismäßig hohe Zinsen gefordert, was den Unwillen der 

Bürger hervorrief. Sie entschlossen sich dazu, den König als richterliche Instanz hinzuzuziehen. 

Dieser entschied zugunsten der Stadt und sicherte sich überdies die Güter Salmans. Im Reich hatte 

sich  seit  den  Zeiten  des  Rheinischen  Städtebundes  ein  Höchstzins  von  43,3  Prozent  pro  Jahr 

etabliert,  den Salman möglicherweise überschritten hatte.  Rudolf  hatte sich schon in  Österreich 

bemüht,  die  Zinsnahme  der  Juden  zu  begrenzen,  etwa  in  dem Stadtprivileg  für  Tulln  im  Jahr 

1276.655 Sein Urteil im Falle Salmans ist also in diesem Zusammenhang zu sehen. Die Konfiskation 

der Güter Salmans stellt ebenfalls keinen Sonderfall dar und muss nicht zwingend bedeuten, dass 

der Jude zum Zeitpunkt des Urteils bereits verstorben war.656 Ähnlich wurde im Fall des bereits 

erwähnten  Umzugs  des  Gelnhausener  Juden  nach  Mainz  verfahren,  als  die  Bürger  und  der 

Schultheiß  der  Reichsstadt  dessen  Güter  mit  dem  Hinweis  beschlagnahmten,  dass  es  in 

Reichsstädten ansässigen Juden nicht gestattet sei, ihren Wohnort ohne Zustimmung zu verlassen. 

652 Cartulaire I, 88, Nr. 118.

653 Ebd.:  Quod cum diffinitiuam sentenciam legittime approbatam omnia bona Salmanni iudei dicti de Novo castro  
propter enormes suos excessus nobis et imperio extiterit adiudicata, volentes de dictis bonis ordinare, disponere,  
prout nobis videbitur expedire, prudentes viros cives de Mulnhusen, nostros fideles dilectos, de ducentis marcis in  
quibus dicto Salmanno iudeo dicti cives exstiterant obligati, dicimus liberos et absolutos, fideiussores eorundem 
qui se apud dictum iudeum pro dictis civibus obligarunt, eciam clamando, liberos et absolutos, non obstantibus  
aliquibus  litteris  quas  dicti  cives  dicto  iudeo  dederunt,  quod  neque  coram  iudicio  seculari  vel  ecclesiastico  
deberent dictum iudeum aliquomodo dampnificare, impetere vel gravare.

654 So auch MENTGEN, Elsass, S. 515.

655 Siehe oben, S. 65.

656 Diese Vermutung äußert MENTGEN, Elsass, S. 555.
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Dagegen  hatte  Erzbischof  Werner  beim  König  protestiert.657 Eine  Bestrafung  in  Form  von 

Güterkonfiskation konnte also durchaus auch bei lebenden Juden vollzogen werden.

Gelnhausen

Auch  in  seiner  letzten  Herrschaftsphase  beschritt  Rudolf  weiterhin  konsequent  den  Weg  der 

Belohnung seiner Anhänger mit Rechten an Juden. Nachdem Ulrich von Hanau bereits im August 

1277 mit der Judensteuer von Assenheim, Münzenberg und Nidda sowie im Dezember 1286 mit 

100 Mark Kölner Pfennige begünstigt worden war, erhielt der Hanauer vom König in dessen letzter 

Herrschaftszeit zwei weitere Privilegien, die Rechte an den Juden beinhalteten. Am 11. Juli 1290 

erhöhte  er  die  für  bislang  740  Mark  vorgenommene  Vergabe  des  Ungelds  von  Frankfurt  und 

Gelnhausen sowie der dortigen Judensteuer auf 500 Hallische Pfund, wobei diese Vergabe auch für 

Ulrichs Frau Elisabeth und seine Erben gelten sollte.658 Ein Jahr später, am 11. Juli 1291,659 überließ 

der König dem Hanauer den Gelnhausener Juden Swebelin, der dazu aufgefordert wurde, Ulrich zu 

folgen und zu gehorchen.660

Wie bereits dargelegt, konnte sich Ulrich von Hanau durch seine Königstreue immer stärker 

in  Gelnhausen  etablieren.661 Insbesondere  die  Steuern von Juden und Christen  eignete  sich der 

Hanauer sukzessive an. Auch wenn durch die Formulierung in der Urkunde wie 1286 keine genauen 

Aussagen über die Höhe der Judensteuer getroffen werden können, hatte sich die Gesamtsumme 

nun deutlich erhöht. Betrug sie 1286 noch 100 Mark, so sprach der König nun von 500 Pfund.662 

Die Bemerkung, die Summe sei von ehemals 740 Mark auf nun 500 Pfund erhöht worden, lässt den 

657 Siehe oben, S. 87.

658 StA MR, Urk. Hanau Passivlehen 1290 Juli 11: (...) nobilis vir Ulricus de Hanowe fidelis noster dilectus erga nos et  
imperium  multafaciam  multisque  modis  dinoscitur  onitere  volentes  cum  vigore  benemerito  pervenire  gracia  
speciali ungeltum in Frankenfort  et  in Geilenhusen civii judeis commorantibus in Geilenhusen sicut  antea pro 
septingentis marcis et quadraginta eidem Ulrico costitit obligatum sic de nova pro quingentis libris hallensium ipsi  
Ulrico Elizabet sue uxori et eorum heredibus persoluendis presencibus obligamus.

659 REIMER datiert die Urkunde im Hessischen UB II, S. 518, Nr. 715, auf den 11. Juli 1291.

660 Diese Urkunde ist nur zur Hälfte, in dem Einband eines Aktenstückes, überliefert. StA MR, Urk. Hanau Kaiserl. 
Privilegien 1291 Juli 11: Nos Rudolfus die gracia Romanorum rex (...) inspectoribus declarantes quod nos ob (...)  
dilectus erga nos et sacrum romanum imperium (...) Judeum Geylenhusen camere nostre servum (...) et presencium 
testimonio assigna (...) erit dictus judeus pareat et obediat(...) volumus eciam ad ampliacionem gr (...) Swebelinus  
in nostris ciuitatibus opp(...)  dicti Ulrici de Hanouwe pacifice c (...)  habundancius cum beniuolencia et (...)  a  
concessione nostre maiestatis haben(...).

661 Vgl. oben, S. 136.

662 Nach KAHNT, Maße, S. 178f. und S. 219 sind 500 Pfund etwa 750 Mark.
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Schluss  zu,  dass  Ulrich  zwischen  1286  und  1290  eine  weitere  Urkunde  erhalten  hatte.  Diese 

Urkunde ist allerdings nicht überliefert.

Bemerkenswert ist vor allem die zweite Privilegierung des Hanauers. Da diese Urkunde nur 

zur Hälfte überliefert ist, kann lediglich gemutmaßt werden, was Ulrich konkret von dem Juden 

Swebelin  erhalten  sollte.  Die  Formulierung  Redlichs  in  den  Regesta  Imperii,  der  Jude  sei  ein 

Geschenk Rudolfs an Ulrich gewesen, ist irreführend.663 Sicherlich bezog sich die Vergabe lediglich 

auf die Steuerleistungen Swebelins, über den nichts Weiteres bekannt ist, der aber möglicherweise 

ein bedeutendes Mitglied der Gelnhausener Judengemeinde war. Dessen Steuern erhielt Ulrich nun 

unabhängig von seinen sonstigen Rechten, die er sich durch die vorhergehenden Privilegien des 

Königs erworben hatte. Dies zog wohl auch ein besonderes Schutzverhältnis zwischen Swebelin 

und  Ulrich  nach  sich,  von  dem  der  Jude  sicherlich  profitieren  konnte.  Aufgrund  der 

Unvollständigkeit der Urkunde und des Fehlens weiterer Hinweise auf Swebelin, seine Position in 

Gelnhausen  und  seine  Beziehung  zu  dem  Hanauer  können  keine  weiteren  Angaben  zu  dieser 

Angelegenheit gemacht werden.  

Rödelheim

Auch Heinrich von Praunheim, Rudolfs treuer Burgmann von Rödelheim, kam in den Genuss einer 

weiteren Privilegierung. Nachdem er bereits 1281 von jedem neu nach Frankfurt ziehenden Juden 

eine Mark erhalten sollte, gestattete ihm Rudolf am 18. September 1290, sechs Juden an seiner Burg 

Rödelheim  anzusiedeln.  Diese  durften  jedoch  nicht  aus  einer  Reichsstadt  stammen.  Mit  den 

Einnahmen aus den Judensteuern sollte die Instandhaltung der Burg gewährleistet werden.664 Die 

angesiedelten Juden sollten das Privileg erhalten, in Frankfurt nach ihren Wünschen Handel und 

Geldgeschäfte zu treiben, und in ihren Rechten den in Frankfurt  ansässigen Juden gleichgestellt 

sein.  Der  Frankfurter  Schultheiß  sollte  für  Rechtsfragen  verantwortlich  sein,  allerdings  durften 

weder  er  noch andere  königliche  Amtsträger  Abgaben von den  Rödelheimer  Juden empfangen. 

663 RI IV, 1, Nr. 2502.

664 UB Frankfurt I, Nr. 583, S. 283: (...) Heinricus, quondam scultetus in Frankenfort, erga nos et imperium dinoscitur  
relucere,  sibi  et  heredibus eius et  eius  intuitu  castrensibus nostris  in castro Retelheim duximus hanc graciam  
faciendam, hoc titulo feodi a nobis et imperio tenendum, habendum possidendum, ut sex iudei, de quacumque  
civitate vel oppido fuerint, nisi de nostris et imperii civitatibus vel oppidis, aput Retelheim valeant commorari,  
dictusque Heinricus et sui heredes utilitatem, a dictis iudeis provenientem, colligent et habebunt et ex ea dictum  
castrum Retelheim reedificabunt et edificia sustinebunt.
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Diese  seien  ausschließlich  für  Burgmann  Heinrich  und  die  Instandhaltung  der  Reichsburg 

vorgesehen.665

Zu dieser Zeit wirkte Heinrich nicht mehr als Frankfurter Schultheiß, er ist aber wohl kurz 

vor dem Tod Rudolfs wieder in dieses Amt zurückgekehrt,  da er nach der Krönung Adolfs von 

Nassau zum Nachfolger Rudolfs verhinderte, dass Adolf seine Krönungskosten mit den Geldern der 

Juden  bezahlte.666 Sein  Schwerpunkt  lag  in  den  1280er  Jahren  offenbar  auf  seinem 

Burgmannenamt.  In  Rödelheim  nahm  er  anscheinend  eine  übergeordnete  Stellung  ein,  da  das 

Judenansiedlungsprivileg  für  ihn  persönlich,  nicht  allgemein  für  die  Burgmannen,  ausgestellt 

wurde.667 Da auch Heinrichs Erben die Juden und ihre Steuern weiter nutzen sollten, scheint es in 

Rödelheim in Bezug auf den Besitz der Burg eine andere Rechtskonstruktion gegeben zu haben als 

bei den übrigen Reichsburgen der Wetterau. Sie war nicht unter der direkten Kontrolle des Königs, 

sondern ein erbliches Lehen der Praunheimer.668

Bei den Verhandlungen um die Ausstellung des Privilegs wurde darauf geachtet,  für den 

erhofften Zuzug von Juden günstige Bedingungen zu schaffen. Der König war daran interessiert, 

keine Verluste an Einnahmen aus seinen Reichsstädten zu erleiden, und fügte deshalb den Passus 

ein, wonach die zuwandernden Juden nicht aus einem seiner Orte stammen durften. Zudem sollten 

sie in Rechtsfragen seinem Schultheiß in Frankfurt unterstehen, auf den er möglicherweise größeren 

Einfluss hatte als auf die Burgmannen und Heinrich. Dieser wusste aus seiner Frankfurter Zeit als 

Schultheiß, dass die Nutzung der Judensteuer ein lohnendes Privileg war, und bat den König um das 

Recht,  auch  in  Rödelheim  Juden  ansiedeln  zu  dürfen.  Diese  Bitte  entsprach  der  Strategie  des 

Königs, mit den Judensteuern seiner Reichsstädte, insbesondere in der Wetterau, die Ausstattung der 

Burgen  zu  gewährleisten  und  seine  Anhänger  zu  belohnen.  Ob sich  nach  der  Ausstellung  des 

Privilegs tatsächlich Juden in Rödelheim angesiedelt haben, ist nicht bekannt. Der erste gesicherte 

Beleg über eine Judengemeinde in Rödelheim stammt aus dem Jahr 1372.669

665 Ebd.: Volumus etiam et concedimus talibus iudeis ibidem aput castrum nostrum antedictum commorantibus, ut aput  
oppidum  nostrum  Frankenfort  possint  emere,  vendere,  pecunias  suas  mutuare,  et  ad  similitudinem  aliorum  
iudeorum,  qui  ibidem  commorantur,  debent  a  sculteto  nostro  in  Fankenfort  vel  extra.  Noster  scultetus  in  
Frankenfort debet eis exhibere plenum iusticie complementum, nec aliquis noster officialis in Frankenfort vel alibi  
constitutus  cuiuscumque  dignitatis  vel  status  sturam aliquam  seu  precariam vel  exactionem  seu  quodcumque 
servitium a iudeis recipiat memoratis;  sed totum emolimentum ab eis iudeis proveniens  dicto Heinrico et  suis  
heredibus ratione dicti castri reedificandi cedere volumus penitus et omnio.

666 Der  Name  des  Schultheißen  wird  im  Cronicon  Colmariense,  MGH  SS  XVII,  S.  257,  nicht  genannt,  in  der 
Forschung geht man allerdings davon aus, dass es sich um Heinrich handelt. Vgl. etwa KRACAUER, Frankfurt, S. 14. 
und SCHALLES-FISCHER, Pfalz, S. 462. Heinrich wird erst wieder im Jahr 1297 ausdrücklich als Frankfurter Schultheiß 
genannt. Vgl. UB Frankfurt I, S. 359, Nr. 720.

667 SCHWIND, Landvogtei, S. 110f.

668 Ebd., S. 111.

669 GJ II, 2, S. 702, Art. Rödelheim.
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Nordhausen

Obwohl  sich  Rudolf  beinahe  ein  ganzes  Jahr  in  Erfurt  aufhielt,  kam  es  nur  anlässlich  der 

Versöhnung  des  Königs  mit  seiner  Reichsstadt  Nordhausen  zu  einem  Kontakt  mit  den  Juden 

Thüringens. Am 30. Oktober 1290 wurde die Versöhnungsurkunde ausgestellt, in der die Bürger 

vom nächsten Martini an für zwei Jahre von allen Steuern und Abgaben befreit werden sollten. 

Darüber hinaus gewährte ihnen der König alle Abgaben von der dortigen Judengemeinde – sowohl 

von bereits ansässigen als auch von neu hinzuziehenden – in diesem Zeitraum.670

Die  Überlassung  der  Judensteuern  an  die  Bürger  Nordhausens  ist  primär  als  Teil  der 

Versöhnung zwischen den beiden Parteien zu sehen. Die Stadt war spätestens seit Mitte der 1280er 

Jahre  in  eine  offene  Rebellion  zum  König  getreten  und  hatte  in  dieser  Zeit  die  Reichsburg 

zerstört.671 Auf  dem  Würzburger  Hoftag  sprach  Rudolf  den  Nordhausenern  aufgrund  ihres 

Aufstandes  alle  Privilegien  und  Rechte  ab.672 Anders  als  in  den  Fällen  von  Oppenheim  und 

Friedberg, bei denen innerhalb weniger Monate eine Aussöhnung zwischen dem Herrscher und den 

Bürgern  stattfand,  kam  es  mit  der  Nordhausener  Stadtgemeinde  erst  im  Jahr  1290,  anlässlich 

Rudolfs Aufenthalt in Thüringen, zu einer Aussöhnung. In einer ersten Urkunde vom 28. Januar 

1290  bestätigte  der  König  den  Bürgern  ihre  alten  Rechte  und  Privilegien  und  verzieh  ihnen 

ausdrücklich  die  Zerstörung  der  Reichsburg.673 Die  nun  ausgestellte  Urkunde  ist  somit  als 

Schlussstein der Aussöhnung zwischen dem König und seiner Stadt zu sehen. Rudolf erkannte den 

Status  quo an,  indem er  die  Judensteuer  nicht  etwa für  sich  reklamierte,  sondern  den Bürgern 

zumindest  für  zwei  Jahre  das  Recht  einräumte,  sie  zu  behalten.  Da  sich  die  Bürgerschaft 

Nordhausens  bereits  seit  dem  Interregnum  eine  stabile  innere  Ordnung  geben  und  selbständig 

agieren konnte, ist anzunehmen, dass die Juden bereits zuvor von den Bürgern besteuert wurden.

670 Die Urkunde ist nicht ediert, aber bei STERN, Nordhausen, S. 10 abgebildet: Nos Rudolfus dei gracia Romanorum 
rex semper augustus. Ad universorum noticiam volumus pervenire quod nos prudentes viros cives de Northausen 
dilectos nostros fideles  a festo beati  Martini  nunc proximo ad duos annos continuos ab omni stura et  quovis  
exaccionis genere dimittimus liberos et solutos.  Preterea volumus ut Judei in civitate ipsorum residentes nobis  
prestent servicia que ipsis civibus congrua videbuntur vel eciam illi Judei quos infra terminum libertatis ipsam  
civitatem intrare contingerint. Dantes eis has nostras litteras in testimonio super eo. Datum Erford etc...

671 Möglicherweise geschah dies auch bereits unmittelbar nach Unruhen innerhab der Stadt um das Jahr  1277, als 
Handwerker und Krämer gegen die Reichsritter rebellierten. Vgl. SIBERBORTH, Nordhausen, S. 67f.

672 RI VI, 1, Nr. 2084.

673 Ebd.,  Nr.  2273.  Auch  die  Mühlhausener  hatten  die  dortige  Burg  zerstört;  sie  erzielten  am  30.  Januar  eine 
Versöhnung mit Rudolf. Vgl. Ebd., Nr. 2274.
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Wie groß die  jüdische Gemeinde  Nordhausens  in  diesen Zeiten  war,  ist  allerdings nicht 

bekannt. Die Urkunde Rudolfs für die Nordhausener Bürger ist die erste konkrete Erwähnung einer 

jüdischen  Gemeinde  in  der  Reichsstadt.674 Dass  diese  zu  Ende  des  13.  Jahrhunderts  nicht 

unbedeutend  gewesen  sein  kann,  geht  aus  fünf  Statuten  des  um  1300  verfassten  Stadtrechts 

hervor.675 Dort wurden unter anderem der Ablauf von Zinsleihe und Schutzgarantien für die Juden 

behandelt  sowie  ein  Judeneid  formuliert.  Beachtet  man  die  starke  Stellung  der  bürgerlichen 

Stadtvertreter, wird deutlich, dass den Juden an einer engen Beziehung zu diesen sehr gelegen sein 

musste.  Diese waren spätestens seit  der Zerstörung der  Reichsburg der alleinige Garant  für die 

Sicherheit der jüdischen Gemeinde. Auch nach der Aussöhnung der Bürger mit dem König war den 

Juden daher die weitere steuerliche Bindung an die christliche Stadtgemeinde recht. Rudolf konnte 

sich in Thüringen zwar in den Jahren 1289 und 1290 durch seine Präsenz eine respektable Stellung 

aufbauen. Dennoch war es mehr als  fraglich,  ob er diese  auch bei  einer erneuten  Abwesenheit 

erhalten könnte.  Es ist  gut denkbar, dass die Juden am Zustandekommen der Urkunde beteiligt 

waren,  da  ihre  persönlichen  Interessen  berührt  waren.  Fest  steht,  dass  sie  mit  dem  Ergebnis 

zufrieden sein konnten.

Landau

Noch in den letzten Tagen seines Lebens sorgte sich Rudolf um seine Reichsburgen. Am 24. Juni 

1291 erhielt die Landauer Burgmannschaft ein Privileg, in dem die Finanzierung des Unterhaltes 

der  Burg neu geregelt  wurde.676 Rudolf  wies  ihnen die  Judensteuer von Landau als  Lehen an, 

welche  jene jährlich am Walpurgisfest  (1.  Mai) direkt an die  Burgmannschaft  zahlen sollten.677 

Wenn nach den über das Jahr anfallenden Ausgaben noch ein Überschuss vorhanden sein sollte, 

musste dieser dem königlichen Amtmann Landaus ausgehändigt werden. Sollten im umgekehrten 

Falle  die  Gelder  aus  der  Judensteuer  nicht  zur  Deckung  aller  Kosten  ausreichen,  wurde  der 

Amtmann angewiesen, diesen Fehlbetrag durch sonstige Reichseinnahmen zu ergänzen.678

674 STERN, Nordhausen, S. 9.

675 Für Einzelheiten der sogenannten „Einung der Bürger“ vgl. ebd., S. 14-16.

676 MGH Const. IV, 454, Nr. 467.

677 Ebd.: (...) nos dilectis nostris castrensibus in Landowe, quibus nondum feodales redditus deputati sunt, feoda sua  
apud Iudeos nostros nunc in Landowe constitutos vel in futurum venturos percipienda annis singulis in festo beate  
Walpurgis deputavimus et legitime duximus ordinanda.

678 Ebd.: Tali conditione subiuncta, quod si quid post expedicionem et solucionem ipsorum feodorum residui fuerit in  
pecunia  per  ipsos  Iudeos  solvenda,  hoc  utique  ad  usus  nostros  aut  nostri  officiati,  qui  pro  tempore  fuerit,  
convertetur.

151



Die Stadt Landau war bis zum Jahr 1289, als Graf Emicho IV. von Leiningen-Landeck starb, 

als Reichslehen an diese Linie der Leininger Grafen vergeben.679 Rudolf  nutzte  das  Ende  der 

Landecker Linie, um die Stadt Landau und die Grafschaft Landeck wieder für das Königtum zu 

sichern.680 Eine Fülle von Privilegien für die Landauer belegt den großen Eifer, mit dem Rudolf 

seine  Neuerwerbung  an  sich  ziehen  und  für  Rechtssicherheit  sorgen  wollte.681 Bei  diesen 

Versuchen, die nun beginnende Reichsherrschaft in Landau auf rechtliche Grundlagen zu stellen, 

war der König sogar persönlich anwesend. Zwei Wochen später begann er vom nahen Germersheim 

aus,  den Unterhalt  der  Burg mit  ausreichenden Mitteln  zu sichern.  Zu diesem Zweck erließ er 

zunächst  das  erwähnte  Privileg,  welches  den  Burgmannen  gestattete,  die  Judensteuer  zu  ihrem 

Nutzen zu verwenden. Noch am gleichen Tag, dem 24. Juni, nahm er Eberhard von Mulhofen und 

Konrad von Altdorf, die beide als Ritter und Bürger Landaus tituliert wurden, als Burgmannen auf 

und stattete sie mit einem Lehen von drei Mark aus.682 Am 11. Juli wurde die Burgmannschaft noch 

um den Ritter Bertold von Mulhofen erweitert, dem Rudolf jährliche Einnahmen von sieben Mark 

von den Landauer Reichseinkünften versprach.683 Mit dem Tod Rudolfs am 15. Juli 1291 fanden die 

Neustrukturierungen der Reichsherrschaft in Landau ein vorläufiges Ende.

Der erste Hinweis auf in Landau ansässige Juden findet sich im Jahr 1273, als sich der Jude 

Michel von Landau im Verbund mit Graf Emicho im Kampf gegen die Stadt Worms befand.684 

Daneben existieren vor der Vergabe der Judensteuern durch Rudolf im Jahr 1291 keine weiteren 

Nachrichten über eine Landauer Judengemeinde. Aus einem Schiedsspruch von 1292 geht hervor, 

dass  die  jährliche  Steuer  der  Landauer  Juden  vermutlich  30  Mark  Silber  pro  Jahr  betrug.685 

Sicherlich konnten die Juden von den Umstrukturierungs-maßnahmen des Königs profitieren. Für 

sie wie auch für die christlichen Bürger stellte sich nach dem Tod ihres Stadtherren Emicho das 

Problem, erneute Rechtssicherheit zu erlangen. Die Bürger erhielten dies durch die angesprochenen 

679 Wann diese Vergabe stattgefunden hat, ist nicht bekannt. Im Februar 1268 bezeichnete Graf Emicho Landau zum 
ersten Mal als „seine Stadt“. Vgl. TOUSSAINT, Leiningen, S. 147, Anm. 162.

680 Alle daraus resultierenden Rechte verlieh der König am 2. Februar 1290 seinem Verwandten und Elsässer Landvogt 
Otto von Ochsenstein. Lediglich Landau wurde aus dieser Lehensvergabe ausgenommen. Vgl. RI VI, 1, Nr. 2277

681 Am 13. April wiederholte er das 1274 erteilte Privileg, wonach die Bürger alle Rechte und Freiheiten wie die 
Hagenauer  genießen  sollten.  Des  Weiteren  wurde  ihnen  am  11.  und  13.  Juni  1291  erlaubt,  Lehensrechte  zu 
erwerben, sich im Heingereiter Wald mit Holz zu versorgen sowie donnerstags einen Wochenmarkt abzuhalten. 
Vgl. RI VI, 1, Nr. 2440; Nr. 2483-2485.

682 Ebd., Nr. 2493.

683 Ebd., Nr. 2495.

684 GJ II, 1, S. 465, Art. Worms.

685 Nachdem der ehemalige Landvogt Rudolfs für den Speyergau, Heinrich von Bancker, kurz nach dem Tod Rudolf 
behauptete, die Juden seien ihm für 300 Mark Silber verpfändet worden, kam es zu Streitigkeiten mit Graf Friedrich 
von Leiningen, der dahingehend geschlichtet wurde, dass beide zu je 50 Prozent von den Judensteuern profitieren 
sollten. Vgl. CAO II, S. 690, Nr. 1524.
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Privilegien, die Rudolf im Sommer 1291 erteilte. Die Juden wurden im Zuge der Neuorganisation 

der  Reichsburg  den  Burgmannen  zugeordnet,  was  sicherlich  in  ihrem  Sinne  war.  Durch  die 

Aufnahme von Landauer Rittern erfolgte zudem keine Trennung zwischen der Stadt und der Burg, 

es  konnten  vielmehr  beide  Sphären  miteinander  verbunden  werden.  Da  die  neu  ausgestattete 

Burgmannschaft  in  der  Lage  war,  die  Juden  vor  möglichen  Gefahren  zu  schützen,  wird  die 

Anweisung ihrer Steuer an die Reichsburg durchaus in ihrem Sinne gewesen sein, zumal in der 

Urkunde festgehalten  wurde,  dass  nicht  etwa  die  Juden mögliche  Fehlbeträge  decken,  sondern 

andere Reichseinkünfte zu diesem Zweck verwendet werden sollten.

Zusammenfassung: Die Zeit von 1289 bis 1291

Die vierte Herrschaftsetappe brachte keine völlig neuen Aktionen zwischen Rudolf und den Juden 

zu Tage. Sein Aufenthalt in Thüringen blieb weitgehend folgenlos für die jüdischen Gemeinden. 

Vergleicht man die letzte Phase mit Rudolfs Aufenthalt in Österreich, überwiegen die Unterschiede: 

In  Thüringen  vertrat  Rudolf  Reichsinteressen,  während  in  Österreich  der  Erwerb  der 

Landesherrschaft im Vordergrund stand. Da die Juden Thüringens stark in ihr jeweiliges lokales 

Umfeld eingebettet waren, gab es für sie kaum einen Grund, mit dem König in Kontakt zu treten. 

Somit ist die Verfügung über die Steuer der Nordhäuser Juden im Kontext mit den Bemühungen des 

Königs  um Versöhnung  mit  seiner  Reichsstadt  zu  sehen.  Die  Juden  selbst  hatten  sicher  keine 

besonderen Erwartungen an den Aufenthalt Rudolfs in Erfurt.

Konstanz bewies der Habsburger auch in seinen Bemühungen, die Reichsburgen zu stärken. 

Diese Leitlinie der Politik Rudolfs zeigte sich nicht zuletzt bei der Erwerbung Landaus, bei deren 

rechtlicher Neuorganisation die Ausstattung der örtlichen Burg ein Hauptanliegen Rudolfs war. Von 

der Großzügigkeit des Königs profitierten erneut seine treuen Anhänger, in diesem Fall Heinrich 

von  Praunheim  und  Ulrich  von  Hanau.  Beide  konnten  dadurch  ihre  jeweiligen  Positionen  in 

Rödelheim und Gelnhausen stärken. Als Letztes muss Rudolfs Tätigkeit als Schlichter und Richter 

erwähnt werden. In der letzten Herrschaftszeit kam es zur Enteignung eines Neuenburger Juden, der 

die Geldleihe möglicherweise mit überhöhten Zinsen betrieb und so den Zorn des Königs auf sich 

zog. Dieser hatte bereits in Österreich bewiesen,  dass er den jüdischen Zinssatz nicht  freigeben 

wollte. Daneben schlichtete er einen Streit zwischen den Bischöfen von Würzburg und Bamberg, 

ohne dass allerdings Einzelheiten in diesem Fall bekannt sind.
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Abb. 5: Schwerpunkte von Rudolfs Itinerar sowie jüdische Gemeinden mit Kontakt zum König, 1289-1291.

2.4 Resümee: Die Juden in ihren Beziehungen zu König Rudolf von Habsburg

Die Analyse aller überlieferten Dokumente über Kontakte zwischen Rudolf von Habsburg und den 

Juden des  Reiches  zeigt  ein  vielschichtiges  Bild der  Interaktion,  wobei  die  aktive Rolle  dieser 

Wechselbeziehung sowohl die Juden als auch der König einnehmen konnten.  Der König nutzte 

seine  Rechte  an den Juden in bestimmten Kontexten,  ebenso wandten sich die  Juden in  genau 

definierbaren  Situationen,  in  denen  sie  auf  die  besondere  Stellung  und  Autorität  Rudolfs 

angewiesen waren, an den König. Rudolf nutzte seine Rechte an den Juden stark situations- und 

ortsbedingt. Der König, der sich abgesehen von den Jahren 1276 bis 1281, als er fast ausschließlich 

in Wien residierte, pausenlos auf Reisen befand, handelte nur aktiv, wenn sich für ihn vor Ort eine 
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Maßnahme  in  Bezug  auf  die  Juden  anbot.  Dann  zeigte  sich  ein  recht  breites  Spektrum  von 

Machtausübung.  In  Wien  verurteilte  er  persönlich  im  Jahr  1281  einen  Juden  zum  Tode,  der 

beschuldigt wurde, einen Priester auf der Straße angegriffen und mit Steinen und Dreck beworfen 

zu haben. Zudem ordnete er durch die Bestätigung von Privilegien für die Wiener Stadtgemeinde 

und die dortige Münzgenossenschaft das Verhältnis von Juden und Christen. Als er im selben Jahr 

aus  Österreich  zurück  in  die  zentralen  Gebiete  des  Reiches  kam,  verweilte  er  einige  Tage  in 

Regensburg, wo er den Juden auf Wunsch Bischof Heinrichs befahl, während der Ostertage in ihren 

Häusern zu bleiben und dem Bischof mehr als bisher zu gehorchen.  Ein aktives Gestalten war dem 

König immer nur dann möglich, wenn er vor Ort anwesend war. Traf dies nicht zu, musste er sich 

auf seine Amtsträger stützen, die jedoch nicht überall über ausreichende Machtmittel verfügten, um 

den königlichen Willen durchzusetzen.

Ein planmäßiges Handeln oder gar eine „Judenpolitik“ kann dem König nicht unterstellt 

werden. Die einzige Konstante stellt die Nutzung der Judensteuer zur Ausstattung von Burglehen 

dar. Dies sowie die Belohnung treuer Anhänger mit Rechten an Juden kann während der gesamten 

Regierungszeit  Rudolfs  beobachtet  werden.  Beides fand ortsunabhängig statt,  was  sich dadurch 

erklärt, dass nicht der König selbst, sondern der Begünstigte für die Umsetzung der Privilegierung 

sorgen musste. Zwei verschiedene Wege der Belohnung beziehungsweise der Sicherstellung von 

Burglehen können unterschieden werden. Zum einen vergab der König die Judensteuer einer vor 

Ort ansässigen Gemeinde, zum anderen erlaubte er den Privilegierten, in ihrem Herrschaftsbereich 

Juden anzusiedeln  und somit  ein  Einkommen zu erzeugen.  Zwei  Vorteile  ergaben sich  aus  der 

Praxis  der  Vergabe  von  Judensteuern.  Die  Begünstigten,  die  zumeist  besser  in  den  lokalen 

Strukturen  verankert  waren  als  das  Königtum,  sorgten  selbst  für  die  tatsächliche  Nutzung  des 

Königsrechts. Der zunächst theoretische Anspruch wurde somit für konkrete Interessen des Königs 

nutzbar gemacht. Zudem konnte Rudolf mit der Vergabe der Steuerrechte wichtige Anhänger noch 

enger  an  sich  binden.  Vom  Themenkomplex  um  die  Burgunterhaltung  abgesehen,  blieben 

universelle Ansprüche des Königs auf die Juden als Kammerknechte allerdings rein theoretischer 

Natur und konnten wiederum nur situationsbedingt praktisch umgesetzt werden.

So schlichtete der König in den Jahren 1275 und 1276 eine den Mainzer Erzbischof Werner 

von Eppstein betreffende Fehde, bei der es auch um Streitigkeiten über Rechte an den Juden ging. 

Bei  seiner  Schiedsrichtertätigkeit  verzichtete  Rudolf  vollständig  auf  jeglichen  Hinweis  auf  die 

königliche Kammerknechtschaft. Rudolf war in seiner ersten Herrschaftsetappe auf die Hilfe der 

Wahlfürsten angewiesen und konnte sich einen Streit mit Werner um Rechte an den Juden nicht 

erlauben. Als der König 1286 erneut mit den Juden des Mainzer Erzstiftes in Kontakt trat, zeigte 
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sich  ein  völlig  anderes  Bild.  Zu  diesem  Zeitpunkt  war  der  wichtigste  Anhänger  Rudolfs,  der 

Franziskaner Heinrich von Isny, als Nachfolger Werners bestimmt worden und die Rhetorik Rudolfs 

passte sich dieser Veränderung an. Ausdrücklich wurden im Folgenden die Mitglieder der jüdischen 

Gemeinde  als  königliche  Kammerknechte  angesprochen.  Der  König  handelte  also 

situationsbezogen. Er nahm eine sich bietende Gelegenheit, wie im Falle der Mainzer Juden, wahr 

und verzichtete auf die Formulierung prinzipieller Ansprüche, wenn er dadurch Konflikte riskiert 

hätte, die ihn in seinem grundsätzlichen politischen Handlungsspielraum eingeschränkt hätten. Vor 

allem in der dritten Herrschaftsetappe Rudolfs wurde der Terminus der Kammerknechtschaft in fast 

jeder Urkunde, die an die Juden gerichtet war, verwendet. Dennoch blieb sie ein rein theoretisches 

Konstrukt, von dem auch Rudolf wusste, dass es nur in wenigen Situationen durchzusetzen war. Die 

Weigerung von Mainzer Juden und Christen, dem Erzbischof von Mainz die Güter der geflohenen 

Juden auszuliefern, verdeutlicht dies.

Ist für den König festzuhalten, dass seine Kontaktaufnahme mit jüdischen Gemeinden orts- 

und situationsabhängig war, so galt dies auch für die Juden. Keine jüdische Gemeinde stand in 

kontinuierlicher Verbindung zum König. Von wenigen Gemeinden ist eine Bitte um die Bestätigung 

alter  Privilegien überliefert.  Die  vorhandenen Urkunden stammen alle  aus  der  Anfangszeit  von 

Rudolfs  Herrschaft,  also  aus  einer  Zeit,  in  der  alle  Interessengruppen  für  gewöhnlich  um die 

Bestätigung ihrer Rechte baten. Davon abgesehen nutzten sie seine Vermittlerfunktion und seine 

Autorität  vor  allem  bei  akuten  Bedrohungen.  Die  Privilegienbestätigungen  von  Goslar  und 

Regensburg  erklären  sich  vermutlich  mit  konkreten  Problemen  der  jüdischen  Gemeinden,  ihre 

Rechte zu wahren. Von besonderer Wichtigkeit war für die Juden die Bestätigung zweier päpstlicher 

Privilegien,  die  sie  vom Vorwurf  des  Ritualmords  freisprachen  und  ihnen  eine  Reihe  weiterer 

Rechte,  etwa den Schutz vor Zwangstaufe, vor Raub und Misshandlung, vor der Störung ihrer 

Feste und der Schändung und Zerstörung ihrer Friedhöfe garantierten. Die von Rudolf im Sommer 

1275  vorgenommene  Beurkundung  hatte  anscheinend  reichsweite  Bedeutung.  In  dieser 

prinzipiellen Angelegenheit des Judenschutzes hatte der König eine weit größere Bedeutung als die 

Landesherren oder Stadtgemeinden und die Juden griffen hier bewusst auf die Autorität des Königs 

zurück.

Insbesondere Bedrohungen und Verfolgungen zwangen die Juden dazu, mit dem König in 

Kontakt zu treten. Hatte es in Mainz im Jahr 1283 ein Pogrom gegeben, das dadurch begünstigt 

wurde,  dass  sich  der  Erzbischof  und  die  Stadtgemeinde  bei  der  Aufklärung  der  Vorwürfe 

gegenseitig  behinderten,  konnte  Rudolf  1286  durch  sein  entschlossenes  Eingreifen  eine 

Wiederholung dieser schrecklichen Ereignisse verhindern. Die Juden machten sich unabhängig von 
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Konflikten  zwischen  Stadtherren  und  Bürgern,  wenn  sie  den  König  als  außenstehende  Instanz 

hinzuzogen. Auch im Falle der Gefangennahme Meirs von Rothenburg und der parallel behandelten 

Bestrafung  der  Mörder  im  Kontext  der  Guten  Werner-Verfolgung  verhandelten  die  Juden 

ausschließlich mit dem König. Ein ebenso situationsbedingter Kontakt ergab sich durch die Bitte 

der Bopparder Juden, die Witwe Philipps von Bolanden wegen der Gefangennahme einiger Juden 

zurechtzuweisen.

Die Juden verstanden es aber auch in weniger offensichtlichen Fällen, ihre Interessen zu 

wahren. Dies verdeutlicht insbesondere der Fall der Friedberger Burglehensausstattung sowie die 

Übertragung der Judenrechte Thüringens und Meißens an den Mainzer Erzbischof. Im ersten Fall 

wurde  explizit  festgehalten,  dass  es  ein  consilium zwischen  dem  König,  den  Friedberger 

Burgmannen und den Juden gegeben hatte, im zweiten Fall wurde zumindest die Pflicht Erzbischof 

Heinrichs  zum  Judenschutz  festgeschrieben.  Prinzipiell  kann  von  einer  weitgehend 

funktionierenden Kommunikation und einem positiven Verhältnis  zwischen den Juden und dem 

König gesprochen werden. Rudolf nahm in vielen Fällen seine Funktion als Schutzherr jüdischen 

Lebens und jüdischer Interessen wahr, soweit es ihm aufgrund seiner beschränkten Mittel möglich 

war. Eine bedeutende Ausnahme stellt die Gefangennahme Meirs von Rothenburg dar, die offenbar 

sowohl in den Augen der Juden des Reiches als auch nach der Ansicht Papst Nikolaus’ IV. nicht 

rechtmäßig war. Auch wenn Rudolf in diesem Fall nicht einlenkte und Meir bis zu seinem Tod in 

Gefangenschaft beließ, zeigt vor allem die Intervention des Papstes, dass Rudolfs Ausführungen 

über die „unrechtmäßige Flucht“ Meirs als Straftat nicht allgemein akzeptiert wurden.  

2.5 Beziehungslosigkeit – das Beispiel Köln

Wenn auch im vorangegangenen Kapitel von einer lebhaften Interaktion zwischen Rudolf und den 

Juden des Reiches die Rede war, so täuscht dies darüber hinweg, dass zwischen vielen bedeutsamen 

jüdischen Gemeinden und dem König keinerlei Kontakt stattfand. Wie schon an mehreren Stellen 

angesprochen, hing das Zustandekommen einer Interaktion zumeist davon ab, ob der König selbst 

anwesend  war  oder  über  einflussreiche  Amtsträger  oder  sonstige  Anhänger  seiner  Herrschaft 

verfügte. Überall wo dies nicht der Fall war, fehlt die Kommunikation. Die jeweiligen Gründe für 

sämtliche Gemeinden des Regnums herauszuarbeiten, würde den Rahmen dieser Untersuchung bei 

Weitem sprengen.  Anhand  eines  Beispiels  soll  aufgezeigt  werden,  welche  Ursachen eine  Rolle 

gespielt  haben  könnten.  Die  Kölner  Judengemeinde,  die  zweifelsohne  eine  der  größten  und 
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bedeutendsten Gemeinden des Reiches darstellte,686 hatte in den gesamten 18 Jahren von Rudolfs 

Königsherrschaft  keinen Kontakt  zum Reichsoberhaupt.  Es  ist  also zu fragen,  was genau diese 

Interaktion  verhindert  hat.  Einschränkend  muss  allerdings  erneut  auf  die  schlechte 

Überlieferungschance für jüdische Schriftstücke verwiesen werden. Wenn daher im Folgenden von 

fehlendem Kontakt die Rede ist, muss die geringe Wahrscheinlichkeit für das Überdauern derartiger 

Dokumente  bedacht  werden.  Ausgeklammert  wird  auch  die  Bestätigung  der  päpstlichen  Bulle 

gegen  Ritualmordvorwürfe.  Die  Kölner  Gemeinde  erhielt  zwar  ein  Exemplar  dieses  wertvollen 

Schriftstückes,  jedoch handelte es sich bei dieser  Angelegenheit  um einen Fall  mit  reichsweiter 

Bedeutung, der mit den spezifischen Belangen der Kölner Gemeinde nichts zu tun hatte.

Um zu erklären, warum der König für die alltäglichen Belange der Kölner Juden keine Rolle 

spielte, muss etwas ausführlicher auf ihre lokalen Bindungen eingegangen werden. Spätestens seit 

dem 12. Jahrhundert übten die Kölner Erzbischöfe die Herrschaft, das heißt die Gerichtsbarkeit und 

das Recht auf Steuerzahlungen, über die Juden aus.687 Im 13. Jahrhundert verfestigte sich dieser 

Anspruch des Erzbischofs, worauf etwa das Fehlen der Kölner Gemeinde in der Reichssteuerliste 

von  1241  hinweist.688 Am 28.  Juni  1252  kam es  zu  einer  ersten  Privilegierung  der  jüdischen 

Gemeinde, als Erzbischof Konrad von Hochstaden (1238-1261) die Kölner Stadtvertreter darüber 

informierte, dass er die Juden für zwei Jahre in seinen Schutz aufgenommen habe.689 Detailliert 

werden in diesem Dokument die Rechte und Pflichten des Erzbischofs und der Juden festgehalten. 

Konrad untermauerte in der Schutzurkunde zwar seinen alleinigen Anspruch auf die Rechte an den 

Juden, dennoch eröffnete die Miteinbeziehung der Bürger als Garanten der Judenrechte diesen die 

Möglichkeit,  selbst Einfluss zu nehmen.690 Sicherlich hatten auch die Juden ein Interesse an der 

Rolle der Bürger als Kontrollinstanz. Deren Einbindung war hingegen nicht im Sinne Konrads, sie 

686 Siehe zur Geschichte der Kölner Judengemeinde insbesondere SCHMANDT, Judei. Für einen Überblick der Geschichte 
Kölns im 13. Jahrhundert vgl. GROTEN, Köln.

687 SCHMANDT, Judei, S. 17 sieht den Widerspruch Kaiser Friedrichs I. gegen eine die Juden betreffende Aktion des 
Erzbischofs Philipp von Heinsberg im Jahr 1187 als singuläre Aktion an, die die generelle Oberherrschaft Philipps 
über die Kölner Juden nicht infrage stellen sollte. Über die Rechte des Kölner Erzbischofs an den Juden siehe auch 
FISCHER, Stellung, S. 17-23.

688 Lediglich die Burggrafen von Köln hatten offenbar zu Beginn des 13. Jahrhunderts noch einen Rechtsanspruch auf 
Abgaben – zehn Mark und sechs Pfund Pfeffer jährlich –  von den Juden, der sich aus ihrer Geleitstätigkeit für die 
Juden ableitete. Vgl. FISCHER, Stellung, S. 18.

689 Quellen Köln II, S. 321f., Nr. 308. Der Vertrag zwischen den Juden und Konrad ist nicht überliefert. Zur Einbettung 
des Schutzvertrags in die generelle Herrschaftspolitik Konrads zu dieser Zeit vgl. SCHMANDT, Judei, S. 23.

690 Ebd.:  (...) vobis fidelibus nostris, Judicibus seu magistris Civium, Scabinis et Consulibus universis Colonensibus 
supradictis,  qui  ad  nostram  requisitionem  vos  fideiussores  pro  nobis  etiam  de  istorum  omnium  observantia  
statutistis, iniungimus et mandamus, nichilominus in presentibus nostris dantes vobis litteris plenariam potestatem,  
ut nos in prefatis honorando Judeis ad eorum promotiones et commoda faciatis, quicquid possitis, manutenendo,  
fovendo  seu  nostra  auctoritate  defendendo  eosdem,  ita  quod  non  paciamini  ipsos  Judeos  a  quoquam contra  
premissa affici aliquibus molestiis vel offendi.
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hing aber möglicherweise mit den vorangegangenen kriegerischen Auseinandersetzungen zwischen 

dem Erzbischof und der Stadtgemeinde zusammen, die durch den Kleinen Schied im April 1252 

zugunsten der Bürger entschieden wurden und Konrad schwächten.691

Die Stadtvertretung kam ihrer Verantwortung in Bezug auf die Überwachung des Vertrags 

nach, was einige Anklagepunkte der Sühne von 1258 belegen. Im Jahr zuvor war es zu erneuten 

Konflikten zwischen Konrad und den Kölner Bürgern gekommen: Nach der Gefangennahme eines 

Verwandten des Erzbischofs belagerte dieser die Stadt, konnte allerdings erneut keine militärische 

Entscheidung herbeiführen.  Im nun angestrengten Schlichtungsverfahren handeln zwei Passagen 

von den Juden. Der Erzbischof erklärte, dass die Stadtgemeinde keine Rechte an den Juden habe, 

die er selbst als Lehen vom Reich erhalten habe. Demzufolge erhalte er ihre Abgaben und übe die 

Gerichtsbarkeit über sie  aus.692 Die Bürger hatten offenbar diese Rechte Konrads okkupiert oder 

zumindest gestört. Ihre Gegenklage zeigt, dass sie im Sinne von Konrads Schutzversprechen von 

1252 zugunsten der  Juden agierten.  Diese waren zu einem früheren Zeitpunkt  mit  Gewalt  vom 

Erzbischof aus ihren Häusern geholt und ohne ein gerichtliches Verfahren im Haus des  Petri de 

Cranin festgehalten worden.693 Im Schiedsspruch, bei  dem der Lektor der Kölner Dominikaner, 

Albertus  Magnus,  die  entscheidende  Rolle  als  Schiedsrichter  spielte,  wurde  in  der  Frage  der 

Judenrechte zugunsten Konrads entschieden: Er sollte die Juden weiterhin zu seiner Kammer zählen 

dürfen und die Rechte an ihnen behalten.694 Dieses Urteil änderte nichts daran, dass der Erzbischof 

immer weniger Einfluss auf die Juden nehmen konnte. Eine weitere Urkunde Konrads von 1259 

räumt erstmals der Stadtgemeinde einen Anteil an der Judensteuer ein, was ein weiterer Beleg für 

die  schwache Stellung des  Erzbischofs  in  dieser  Zeit  ist.695 Konrad  konnte  sich offenbar  nicht 

länger gegen den Anspruch der Bürger auf einen Anteil an den Abgaben der Juden wehren; diese 

691 Die Streitigkeiten hatten sich daran entzündet, dass Konrad eine neue Münze schlagen lassen wollte. Nach einem 
erfolglosen Angriff auf die Stadt, die sich mit dem Grafen von Jülich verbündet hatte, willigte der Erzbischof in ein 
Schlichtungsverfahren ein. Vgl. GROTEN, Köln, S. 120-122.

692 Quellen Köln II, S. 386, Nr. 384:  Item quod nichil ad Cives Colonienses pertinet de suis Judeis, qualitercumque  
cum eis ipse agat, tenet enim ipsos Judeos in feodo ab imperio, et sicut sua interest eorum tributa recipere, ita et  
delicta corrigere et punire.

693 Ebd., S. 388: Item quod Judei extra domos suas vyolenter et sine auctoritate Judiciaria tracti in domum petri de  
Cranin positi et incarcerati fuerunt. Das Haus gehörte dem genannten Amtsträger des Erzbischofs und diente als 
Judengefängnis. Vgl. FISCHER, Stellung, S. 70f.

694 Quellen Köln II, S. 396, Nr. 384: Item ad hoc quod archiepiscopo fiat iniuria de suis Judeis, dicimus, quod Judei  
libere spectant ad cameram archiepiscopi, si tamen ipse archiepiscopus aliquid conscripsit Civitati et Judeis vel  
aliquibus de Civitate, dicimus quod iustum est quod teneat eis.

695 Quellen  Köln II,  S.  420f.,  Nr.  402:  Et nobis  et  Civitati  salutum esse volumus illud emolumentum de quatuor  
solidorum solucione, quod hactenus habuistis ab ipsis iudeis, ut videlicet ipsi iudei, quandocumque nobis duabus in  
anno vicibus servicium vel tributum soluerint, quotquot marcas nobis dederint, totidem quatuor solidos ad vestre  
opus Civitatis vobis soluant.
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hatten möglicherweise bereits nach ihrer ersten Miteinbeziehung in den Judenschutz im Jahr 1252 

einen Teil von diesen Geldzahlungen verlangt.696

 Unter Konrads Nachfolger Engelbert II. von Falkenburg (1261-1274) kam es im Jahr 1266 

zu einer allgemeinen Privilegierung der jüdischen Gemeinde. Die von Engelbert gewährten Rechte 

wurden in  Stein gemeißelt  und am Dom ausgestellt.  Dieses ungewöhnliche Vorgehen kann nur 

durch eine im Vorfeld geschehene große Missachtung der jüdischen Privilegien erklärt werden, auch 

wenn  über  eine  solche  keine  Nachrichten  überliefert  sind.  Neben  Rechten  über  die  zollfreie 

Überführung von Leichen und den Schutz des Friedhofs wurde den Juden ein exklusives Recht auf 

die  Zinsleihe  zugesichert,  indem  christlichen  Geldleihern  verboten  wurde,  sich  in  der  Stadt 

anzusiedeln.697 Dass  die  Juden nun wieder  von einem Erzbischof  privilegiert  wurden,  zeigt  ihr 

großes Geschick, sich zwischen der Stadtgemeinde und den Erzbischöfen zu positionieren und von 

beiden Seiten Schutz zu erlangen. Missachtete ein Erzbischof die Rechte der Juden, schritten die 

Bürger  ein.  Umgekehrt  war  es  wohl  1266,  als  der  Erzbischof  für  den  Schutz  der  jüdischen 

Interessen sorgte.

Das tägliche Leben der Juden war also klar geregelt und ihre Zugehörigkeit zum Erzbischof 

unter der Kontrolle der bürgerlichen Stadtvertreter definiert. An beide zahlten sie Abgaben, wovon 

sie  sich  vermutlich  doppelten  Schutz  versprachen.  Dass  die  Juden  Kölns  zwischen  den 

Kreuzzugsverfolgungen von 1096 und dem Pestpogrom 1349 von keinen Ausschreitungen betroffen 

waren, hatten sie ihrer doppelten Absicherung zu verdanken. Welche Vorteile hätten sie also aus 

einem Kontakt mit dem König ziehen können?

Einen  Anknüpfungspunkt  hätten  zweifelsohne  die  Konsequenzen  der  Schlacht  von 

Worringen geboten,  als  der  doppelte  Schutz  plötzlich  versagte.698 Nachdem der  Erzbischof  mit 

seinen Verbündeten eine vollständige Niederlage gegen Johann von Brabant und die Kölner Bürger 

erlitten hatte und gefangen genommen wurde, zeigten sich die verheerenden Konsequenzen. Seine 

adeligen Gegner zerstörten mehrere erzbischöfliche Burgen und Städte, die Kölner Bürger behielten 

seine Einkünfte aus der Stadt ein und schädigten ihn damit angeblich um 5000 Mark.699 In zähen 

Friedensverhandlungen musste Siegfried seinen Feinden weitreichende Konzessionen machen, die 

die  erzbischöfliche  Machtstellung  am  Niederrhein  und  insbesondere  in  Westfalen  weitgehend 

696 So FISCHER, Stellung, S. 110f.

697 Quellen Köln II, S. 543, Nr. 495: Nulli etiam Cavwercini vel cristiani, qui manifeste prestent ad usuras, cum ipsis  
per hoc fiat preiudicium, in civitate Colon. residere nullatenus permittentur.

698 Zum Limburger Erbstreit, der mit der Schlacht von Worringen endete, vgl. ERKENS, Siegfried, S. 180-236.

699 STEHKÄMPER, Worringen, S. 383.

160



zerstörten.700 Von  der  Niederlage  Siegfrieds  waren  auch  die  Juden  betroffen.  In  einer 

Zeugenaussage  des  Kölner  Domscholastikers  Wikbold  von  Holte,  die  im  Zuge  der  Anklage 

Siegfrieds gegen die Bürger über ihre Vergehen während seiner Gefangenschaft vorgebracht wurde, 

wurden die Rechtsübertretungen der Kölner in Bezug auf die Juden erwähnt.701 Demnach nutzten 

die Bürger die Niederlage Siegfrieds aus, um von dessen Juden – erneut wird bei Wikbolds Aussage 

festgestellt,  dass  die  Juden  zur  camera  domini  archiepiscopi gehörten  –  enorme  Geldsummen 

einzuziehen.702 Die Aussage Wikbolds, der zur Partei des Erzbischofs gehörte, ist nicht als objektiv 

zu  werten,  gleichwohl  gibt  es  weitere  Hinweise,  die  die  Ausführungen  des  Domscholastikers 

stützen. Unter anderem mussten die Juden ihre domus universitatis mit einem Erbzins von jährlich 

zehn Mark Kölner Pfennige belasten. Eine dementsprechende Übertragungsurkunde wurde am 14. 

Oktober 1288 für Johann von Merzenich ausgestellt.  Sollten die Juden den Zins nicht pünktlich 

bezahlen, würde das Haus an den Christen fallen.703 Dieses Geschäft verdeutlicht die Finanznot, in 

der  sich  die  jüdische  Gemeinde  nach  der  Ausplünderung durch  die  Kölner  Bürger  befand.  Im 

Zusammenhang mit der Niederlage des Erzbischofs ist vermutlich auch ein Pogrom an den Bonner 

Juden zu sehen, bei dem am 8. Juni, also nur drei Tage nach der Schlacht von Worringen, insgesamt 

104  Personen  ermordet  wurden.704 Offenbar  nutzten  die  Bürger  das  durch  die  Niederlage  des 

Judenschutzherrn Siegfried entstandene Machtvakuum aus, um über die Juden herzufallen.705

Beide  Vorfälle  hätten ein Eingreifen des  Königs  gerechtfertigt,  so  wie es  bei  eklatanten 

Überschreitungen und Verletzung der Judenrechte anderswo geschah. Das tägliche Leben war zwar 

durch die Beziehungen der Juden zur Stadtgemeinde und dem Erzbischof sowie den einschlägigen 

Privilegien  und  Schutzbriefen  rechtlich  abgesichert,  doch  in  solchen  besonderen  Situationen 

tendierten  viele  jüdische  Gemeinden  dazu,  den  Herrscher  als  oberste  Instanz  anzurufen.  Die 

Stadtbewohner hatten gezeigt, dass sie die Juden, obwohl sie sich für deren Schutz verbürgt hatten 

und selbst jährliche Steuern von ihnen forderten, eindeutig zur Sphäre des Erzbischofs zählten. In 

700 Vgl. die Ausführungen zu den Konsequenzen der Schlacht von Worringen für die Macht des Erzbischofs sowie zu 
den einzelnen Friedensvertägen bei ERKENS, Siegfried, S. 247-259.

701 Zum Prozess und seinen Ergebnissen vgl. Ebd., S. 307-311.

702 UB Niederrhein II, S. 533, Nr. 892: (...) et iudeos qui sunt de speciali camera domini archiepiscopi exactionaverunt  
ad maximas pecuniarum quantitates, quod facere non poterant nec deberant, de quibus ipsi cives volebant esse  
liberati ante omnia.

703 Judenschreinsbuch, S. 65f., Nr. 182 und 183. Zu der Transaktion und Einzelheiten zu Johannes von Merzenich vgl. 
SCHMANDT, Judei, S. 37f.

704 Martyrologium,  S.  160.  Den  Zusammenhang  zwischen  der  Schlacht  von  Worringen  und  dem  Pogrom  stellt 
MENTGEN, Ritualmordaffäre, S. 178, her.

705 Für die  Begünstigung von Pogromen durch das  zwischenzeitliche Fehlen einer übergeordneten Gewalt  gibt  es 
zahlreiche  Beispiele.  Vgl.  etwa  LOTTER,  Judenverfolgung,  S.  393  über  den  Zusammenhang  des  Thronstreits 
zwischen Adolf von Nassau und Albrecht von Habsburg mit den Rintfleischverfolgungen.
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der Art, wie sie Burgen und Städte Siegfrieds zerstörten, vergriffen sie sich auch an „seinen“ Juden. 

Diesen  blieb,  da  ihr  Schutzherr  in  Haft  war,  nur  die  Möglichkeit,  ihre  Rechte vor  dem König 

einzufordern. Es gibt allerdings keinen Hinweis, dass die Kölner Juden Kontakt zu ihm aufnahmen. 

Was jedoch hinderte sie daran? Um diese Frage beantworten zu können, muss zunächst auf Rudolfs 

Verhältnis  zu  den  Machtträgern  Kölns,  also  zu  den  Erzbischöfen  und  der  christlichen 

Stadtgemeinde, eingegangen werden.

Lediglich kurz nach seiner Krönung zum König in Aachen besuchte Rudolf die Stadt Köln; 

zuvor hatte er Erzbischof Engelbert versprechen müssen, die Stadt erst nach dessen Versöhnung mit 

den  Bürgern  aufzusuchen.706 Dieser  stand  seit  1265  in  ständiger  Feindschaft  mit  seiner 

Stadtgemeinde, wurde 1267 von dem mit den Bürgern verbündeten Grafen Wilhelm IV. von Jülich 

gefangen genommen und hoffte, durch die Unterstützung Rudolfs seine Oberherrschaft über die 

Stadt wieder sichern zu können.707 Rudolf verfolgte jedoch aufgrund der großen Bedeutung, die 

Köln als Unterstützung seiner Herrschaft hätte spielen können, eigene Interessen. Während seines 

Besuches erneuerte er den Bürgern alle wichtigen Privilegien, womit er die Hoffnung Engelberts, 

der  1271 eine sehr  ungünstige  Friedensregelung hinnehmen musste,  auf  eine Wiederherstellung 

seiner stadtherrlichen Rechte zunichtemachte.708

Dass Rudolf auch in der Folgezeit mit den Kölner Bürgern in gutem Einvernehmen stand, 

beweisen weitere Interaktionen des Jahres 1274: Im März erteilte der König der Stadtgemeinde das 

Recht, eine Abgabe auf die Waren der Stadtbewohner zu verlangen, nahm sie in seinen Landfrieden 

auf und versprach, die Boten der Stadtvertreter, die zu ihm reisen würden, in Zukunft besonders zu 

schützen.709 Als Erzbischof Engelbert im Oktober 1274 starb, nahm Rudolf die Bürger in seinen 

besonderen Schutz auf und sicherte ihnen Beistand in möglichen Konflikten mit einem künftigen 

Erzbischof zu.  Darüber hinaus sollten ihre Handelsrouten geschützt  und ihre übrigen Freiheiten 

unangetastet  bleiben.710 Rudolf  strebte  eindeutig  eine  Vermittlerposition  an,  die  ihm  einen 

beträchtlichen Einfluss in der Stadt gesichert hätte. Umso bemerkenswerter ist, dass nach dem Jahr 

1274 alle  Kontakte  zwischen Rudolf  und den Kölner  Stadtvertretern abbrachen.  Dies  kann nur 

durch  Rudolfs  von  Beginn  an  sehr  schlechtes  Verhältnis  zum neuen  Erzbischof  Siegfried  von 

706 Urkundenregesten III, S. 3f., Nr. 3.

707 MARTIN,  Städtepolitik,  S.  40-42.  Zu  den  Konflikten  zwischen  Engelbert  und  der  Kölner  Stadtgemeinde  siehe 
GROTEN, Köln, S. 257-275.

708 Quellen Köln III, S. 54f., Nr. 74. Vgl. MARTIN, Städtepolitik, S. 42f. Daneben erhielten die Kölner von Rudolf am 
19. November noch eine Erneuerung der von Kaiser Friedrich II. erteilten Privilegien. Hier wird insbesondere auf 
das ius de non evocando sowie die Nichthaftung für Schulden des Erzbischofs eingegangen. Vgl. UB Niederrhein 
II, Nr. 644.

709 RI VI, 1, Nr. 118-120. Vgl. MARTIN, Städtepolitik, S. 44.

710 Quellen Köln III, S. 67f., Nr. 93.
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Westerburg erklärt werden. Dieser hatte keinerlei Interesse an Einmischungen des Königs und hätte 

auch keine Schlichtungstätigkeit Rudolfs zugelassen. Da sich, anders als in Mainz, für den König 

auch keine Gelegenheit zur Einmischung ergab, fand kein weiterer Kontakt nach Köln statt. Auch 

die  Schlacht  von  Worringen  änderte  dies  nicht.  Siegfried  war  zwar  geschlagen  und  in  seiner 

Machtposition  erschüttert,  dennoch  standen  die  Rachemaßnahmen  seiner  Gegner  derart  in  der 

Kritik,  dass Rudolf in dieser Situation kaum freundschaftliche Kontakte zu den Kölner Bürgern 

oder  Juden  hätte  aufnehmen  können.711 Gerade  die  Rechte  an  den  Juden  boten  keinen 

Anknüpfungspunkt für den Habsburger, war ihre rechtliche Stellung doch durch mehrere Privilegien 

eindeutig festgelegt und von Albertus Magnus explizit bestätigt worden.

Die Ereignisse um die Schlacht von Worringen gaben auch den Juden keinen Anlass, den 

König  um  Unterstützung  zu  bitten.  Der  Prozess,  den  Siegfried  ab  dem  Jahr  1290  gegen  die 

Stadtbürger anstrengte und in dem die enormen Geldforderungen an die Juden eingebettet waren, 

weist darauf hin, dass die Juden Siegfried selbst um Unterstützung baten. Auch der Befund, dass sie 

bis zum Jahr 1321 ihre Schutzverträge weiterhin regelmäßig mit  den Erzbischöfen abschlossen, 

spricht dafür, dass die Niederlage und Schwächung Siegfrieds an der Zuordnung der Juden zum 

Erzbischof nichts änderte. Selbst in diesen schwierigen Zeiten blieb er der erste Ansprechpartner für 

die jüdische Gemeinde.  Den Juden war wohl bewusst,  dass der König sogar in dieser Situation 

keinen durchsetzbaren Anspruch auf Rechte an ihnen hätte stellen können. Die Wiederherstellung 

des Status quo war sicherlich am erstrebenswertesten für die Juden. Sie blieben auf den Erzbischof 

angewiesen und versuchten daher, mit seiner Unterstützung ihre Rechte gegenüber der Stadt geltend 

zu machen. Ein Interesse am Eingreifen Rudolfs hatten sie nicht.  

Der Fall der Kölner Juden steht exemplarisch für viele weitere jüdische Ansiedlungen des 

Reichs. Zudem unterstützt er die These, dass für eine Kommunikation zwischen Rudolf und einer 

jüdischen Gemeinde mehrere Voraussetzungen notwendig waren. War der König die aktive Kraft 

der Interaktion, so musste er entweder persönlich anwesend sein oder über mächtige Stellvertreter 

und Anhänger an dem betreffenden Ort verfügen. Die Juden wandten sich nur dann an den König, 

wenn sie eine Privilegienbestätigung erhalten wollten oder wenn ihre Rechte konkret in Gefahr 

waren und keine lokale Instanz für Schutz sorgen konnte. Dies traf im Kölner Beispiel nicht zu. Wie 

gesehen  kümmerten  sich  sowohl  der  Erzbischof  als  auch die  Stadtgemeinde  um die  jüdischen 

Belange und kontrollierten sich gegenseitig. Als dieses Beziehungsgeflecht einmal versagte, nach 

der Schlacht von Worringen, fehlten dem König für ein Eingreifen die Anhänger, während die Juden 

ihre Angelegenheiten lieber vom Erzbischof vertreten ließen. Das Beispiel Köln ist natürlich nicht 

711 Papst  Nikolaus  IV. etwa sprach Siegfried nach dessen Freilassung von allen  in  der  Gefangenschaft  gegebenen 
Versprechen frei. Vgl. ERKENS, Siegfried, S. 297.
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ohne  weiteres  auf  jede  andere  Gemeinde  ohne  nachweisbare  Interaktion  mit  dem  König  zu 

übertragen. Jede lokale Machtkonstellation müsste genau analysiert werden, um die spezifischen 

Gründe für das Ausbleiben von Kontakt  aufzuzeigen.  Eine  Tendenz veranschaulicht das Kölner 

Beispiel allemal. Es ist von der konkreten Frage nach den Gründen für das Fehlen von Interaktion 

oder für Kommunikationslosigkeit abgesehen auch ein Beleg für die mannigfaltigen Verbindungen, 

die die Juden knüpften. Keinesfalls waren sie eine abgeschottete und isolierte Randgruppe, vielmehr 

standen  sie  mit  allen  Gruppen  in  regem Austausch.  Deshalb  war  eine  Fixierung  auf  einen  im 

Normalfall machtlosen und räumlich weit entfernten König überflüssig.
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3. Unter den Nachfolgern

Auch wenn Rudolf in den letzten Jahren seiner Königsherrschaft alles versucht hatte, um einem 

seiner  Söhne  die  Nachfolge  zu  sichern,  scheiterte  er  mit  diesem  Vorhaben.  War  Ottokar  von 

Böhmen von den Kurfürsten im Jahr 1273 als zu mächtig angesehen worden, um König zu werden, 

so galt dies 1291 für den letzten überlebenden Sohn Rudolfs, Albrecht. Die Kurfürsten wählten 

schließlich den Grafen Adolf von Nassau zum Nachfolger. Dessen kurze Herrschaftszeit war von 

einem stetigen  Kampf  um Machtvergrößerung  und Anerkennung  geprägt.  Nachdem sich  Adolf 

wider Erwarten als ebenbürtiger Gegner der Wahlfürsten entpuppte, stürzten diese den Nassauer 

und übergaben Albrecht von Habsburg die Krone, die er sich freilich im Kampf gegen Adolf erst 

noch  verdienen  musste.  Gerade  dieser  Kampf  im  Jahr  1298,  der  ein  Machtvakuum  im  Reich 

entstehen ließ, sollte für die Juden verheerende Folgen haben. Hier ist von besonderem Interesse, in 

welcher Weise der siegreiche Albrecht – auch im Vergleich zu seinem Vater, der sich mit den Folgen  

der  Guten  Werner-Verfolgung  auseinanderzusetzen  hatte  –  auf  die  Rintfleischverfolgungen 

reagierte. Im Gegensatz zu Adolf, der sich überwiegend am Mittelrhein und in Thüringen aufhielt, 

griff Albrechts Herrschaft auch geographisch gesehen weiter aus. Vor diesem Hintergrund ist auch 

die  Interaktion der beiden mit  den Juden zu analysieren.  Insbesondere stellt  sich die Frage,  ob 

Kommunikation wiederum von der Anwesenheit des Herrschers oder dem Vorhandensein mächtiger 

Stellvertreter oder Anhänger abhängig war. Aus Sicht der Juden ist zu fragen, ob der König auch 

weiterhin primär bei konkreten Bedrohungen angerufen wurde oder ob sich zur Kontaktaufnahme 

seitens der Juden auch andere Konstellationen anboten. Im Folgenden werden stichprobenartig die 

wichtigsten  Interaktionen  der  beiden  Könige  mit  den  Juden  untersucht,  um Ähnlichkeiten  und 

Unterschiede zur Zeit Rudolfs von Habsburg herausarbeiten zu können.

3.1 Ein machtloser König? Adolf von Nassau und die Juden

Vorrangiges Ziel der kurzen Herrschaftszeit Adolfs von Nassau war die Sicherung und Stärkung der 

eigenen überaus schwachen Machstellung.712 Dementsprechend stehen die Interaktionen des Königs 

mit den Juden im Zusammenhang mit dem Erhalt von guten Beziehungen mit wichtigen anderen 

Herrschaftsträgern.  Dies verdeutlicht vor allem Adolfs Bemühen, dem Erzbischof von Mainz zu 

seinem Recht in Bezug auf die Güter der im Jahr 1286 ausgewanderten Juden zu verhelfen. Einzig 

712 Zu Adolf von Nassau vgl. GERLICH, König, DERS., Adolf, sowie TRAUTZ, Studien.
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zur  Frankfurter  Judengemeinde sind starke  Kontakte  Adolfs  nachweisbar.  Der  Versuch des  neu 

gewählten Königs, die Krönungskosten bei den Frankfurter Juden einzutreiben, scheiterte jedoch 

am  Widerstand  der  Gemeinde,  die  offenbar  die  Unterstützung  des  Schultheißen  Heinrich  von 

Praunheim erlangen konnte.713 Das Eingreifen Heinrichs und die Weigerung der Juden, eine in ihren 

Augen  ungerechtfertigte  Belastung  auf  sich  zu  nehmen,  verhinderte  eine  weitere  Vergabe  der 

Judensteuern durch Adolf jedoch nicht. Bereits am 3. Dezember 1292 stattete er seinen Nachfolger 

als Burgmann auf Karlsmund, Gottfried von Merenburg, mit einem Burglehen von jährlich 20 Mark 

aus den Abgaben der Frankfurter Juden aus.714 Am selben Tag erhielt auch Gottfried von Eppstein, 

der Bruder des Mainzer Erzbischofs, als Belohnung für geleistete Dienste eine Anweisung auf die 

Frankfurter  Judensteuer.715 Schließlich  begünstigte  der  König  noch  im  Juli  1297  den  Mainzer 

Erzbischof  Gerhard von Eppstein mit  5000 Mark Kölner  Pfennigen,  wofür er  vom Ungeld der 

Frankfurter Bürger 200 Mark sowie von der Judensteuer 300 Mark erhalten sollte. Begründet wurde 

diese  Vergabe  mit  dem  Recht  des  Erzbischofs,  als  Reichskanzler  zehn  Prozent  der 

Reichsjudensteuer für sich zu beanspruchen. Diese habe er jedoch seit einigen Jahren nicht mehr 

erhalten.716

Adolf unterhielt bereits vor seiner Wahl zum König Kontakte zu den Frankfurter Juden, von 

denen er seit  dem Jahr 1286 jährlich 20 Mark als Ausstattung für sein Karlsmunder Burglehen 

bekam.717 Diese Beziehungen konnte er offenbar in der Folgezeit ausbauen. Dies erlaubte ihm zwar 

nicht,  seine enorm hohen Krönungskosten mit  Judengeldern zu decken, doch über die  jährliche 

Steuer konnte er verfügen. Nicht nur im Falle der Frankfurter Juden nutzte Adolf Steuern, um damit 

713 Cronicon Colmariense, MGH SS XVII, S. 257:  (...) rex exactionem in Iudeos tentavit, sed non potuit, resistente  
sculteto Francfordiano. Zu Schultheiß Heinrich siehe oben, S. 125.

714 MGH Const III, S. 479, Nr. 495: (...) nobilis vir Godefridus de Merenberg (...) nobis et imperio in castellanum apud  
Karlsmunt  duximus  conquirendum et  pro  eo  ducentas  marcas  denariorum Coloniensium sibi  promittimus  nos  
daturos. Et quia ad presens paratam pecuniam non habemus, pro eisdem ducentis marcis eidem Godefrido et suis  
heredibus  redditus  viginti  marcarum  denariorum  Coloniensium  percipiendos  annis  singulis  de  Iudeis  
Frankenvordensibus in festo nativitatis Domini rationabiliter duximus obligandos ab ipso Godefrido et dictis suis  
heredibus (...).

715 CD Moenofrancofurtanus I, S. 308, Nr. 619:  Incorrupte fidelitatis tue constanciam et strennuitatis  (sic!) merita,  
quibus erga nos et sacrum imperium enitere non cessas multiformiter (...), tibi viginti quinque marcarum redditus  
apud iudeos Frankenfordenses  percipiendos  annis  singulis  in  nativitate  domini,  ita  quod percepcio  reddituum  
huiusmodi a festo nativitatis domini venturo nunc proxime ad unum annum inmediate sequentem incipiat, ac tuis  
heredibus duximus concedendas (...).

716 Ebd., S. 355f., Nr. 712:  (...) quod decimam sturarum, iudeorum nostrorum idem archiepiscopus dicebat sibi per  
aliqua annorum curricula non solutam, nos super dampnis huiusmodi volentes principi nostro predicto restaurum  
facere et compensam, eidem quinque milia marcarum Coloniensium denariorum, tribus hallensibus pro denario 
computandis, liberaliter duximus largiendas. Et quia ad presens pecuniam non habuimus in parato, sibi redditus  
quingentarum marcarum predicte monete duximus assignandum, pro quarum ducentis marcis partem ungelti ad  
nos in Frankenfurt spectantem, pro residuis vero trecentarum marcarum redditibus iudeos nostros ibidem, cum 
omni iure et utilitate (...).

717 Siehe oben, S. 111.
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Burglehen zu bestreiten oder Belohnungen zu vergeben. Am 2. August nahm der König Werner von 

Münzenberg zum Burgmann in Rödelheim auf. Zur Deckung der Kosten versprach der König, ihm 

100 Mark zu übergeben, bis zu deren Zahlung er dem Münzenberger die Juden von Königstein 

verpfändete.718 Am  5.  November  1297  ernannte  Adolf  Gerlach  von  Isenburg  zum  freien 

Reichsburgmann und wies ihn an, seinen Dienst in Sinzig zu leisten. Für seine Unkosten sollte er 

200 Mark Kölner Pfennige erhalten, wofür Adolf ihm die Judensteuern aus Gerlachs Dorf Hohingen 

übergab.719 Seinem Schwager Johann von Limburg, dessen Vater Gerlach im Jahr 1287 von Rudolf 

von Habsburg als Burgmann in Karlsmund aufgenommen worden war, erhöhte er am 23. Februar 

1297 das aus den Judensteuern von Limburg zu bestreitende Burglehen von 300 auf 400 Mark 

Silber.720

Die Motive, die hinter den Vergaben der Judenabgaben standen, decken sich sicherlich mit 

denen von Adolfs Vorgänger Rudolf. Mit der Stärkung von Burglehen sowie der Belohnung von 

Unterstützern der königlichen Herrschaft steht Adolf in einer Kontinuitätslinie mit dem Habsburger, 

wenn auch diese Vorgehensweise seltener zum Tragen kam. Im Falle der Burglehensvergabe an 

Gottfried  von  Merenburg  sollte  ein  Getreuer  Adolfs  unterstützt  und  gefördert  werden.  Die 

Belohnung  an  Gottfried  von  Eppstein  ist  vor  allem  auf  dessen  Verwandtschaft  zu  Erzbischof 

Gerhard von Mainz  zurückzuführen,  der  in  den  ersten  Jahren von Adolfs  Königtum zu dessen 

Verbündeten  zählte  und  auf  dessen  Unterstützung  Adolf  angewiesen  war.  Dass  der  König 

schließlich noch im Juli 1297 die hohe Summe von 500 Mark, davon allein 300 Mark von der 

Judensteuer, an den Mainzer Erzbischof überschrieb, zeigt die Bemühungen Adolfs, Gerhard nach 

den jahrelangen Konflikten insbesondere in Thüringen noch auf seine Seite zu ziehen.

718 Nassauisches UB I, 2, S. 694, Nr. 1174:  (...) nos nobilem virum Wernherum de Mincemberg in castrum nostrum 
Reitelnheim  conquisivimus  nobis  et  imperio  in  castrensem  promittentes  eidem  centum  marcas  denariorum  
Colonensium, tribus hallensibus pro denario quolibet computandis, occasione huiusmodi liberaliter nos daturos. Et  
quia paratam pecuniam non habemus, concedimus et volumus, quod idem Wernherus et heredes sui Judeos, qui  
apud Kuningestein se receperunt vel receperint ad manendum, tamdiu teneant et habeant titulo pignoris et servicia  
recipiant ab eisdem (...).

719 MGH Const  III,  S.  534,  Nr.  570:  (...)  nos nobilem virum Gerlacum de Isemburg nobis  et  imperio in  liberum 
castrensem acquisivimus, ita quod apud Sinczeche feodum suum castrense debeat deservire (...). Promittimus autem  
pro feodo ipso ducentas marcas denariorum Coloniensium nos sibi daturos, pro quibus lucra, que de Iudeis iam 
residentibus apud villam suam Hohingen vel quos in futurum contingerit residere ibidem potuerunt derivari, idem  
nobilis et heredes sui habeant et percipiant (...).

720 Ebd., S. 534f, Nr. 570:  (...) litteras per nobilem virum Iohannem dominum de Limpurg nostrum sororium nobis  
exhibitas vidimus, continentes eundem regem Rudolfum nobili viro quondam Gerlaco domino de Limpurg, ipsius  
Iohannis  genitori,  Iudeos in  Limpurg  pro CCC marcis  argenti,  quas ei  pro feodo castrensi  deserviendo apud  
Carlsmunt se daturum promisit,  prout  in  litteris  super  hoc  confectis  continetur  plenius,  obligasse.  Nos itaque  
Iohannem de Limpurg (...) convertimus ad eundem, sibi in augmentum sui feodi superaddentes C marcas argenti,  
quas sibi de liberalitate regia duximus largiendas, ita quod ipsos Iudeos pro CCC marcis argenti habebit obligatos  
tam diu, quosque ei per nos aut nostros in imperio successores dicte CCCC marce fuerint persolute.
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Auch eine schiedsrichterliche Tätigkeit Adolfs bei Angelegenheiten, die die Juden betrafen, 

ist überliefert. Als zentral ist seine Parteinahme für Erzbischof Gerhard in dessen Konflikten um die 

Judengüter in Mainz anzusehen.721 Der Streit, der sich noch in der Zeit Erzbischof Heinrichs von 

Isny  (1286-1288)  entzündet  hatte,  war  bereits  von  König  Rudolf  im  Sinne  des  Erzbischofs 

entschieden und die Mainzer Bürger und Juden waren mit einer hohen Strafe belegt worden, ohne 

dass dies umgesetzt worden war. Nach dem Tod Heinrichs und der Wiederbesetzung des Erzstuhls 

durch Gerhard von Eppstein im Jahr 1289 gibt es zunächst keine weiteren Nachrichten über den 

Fortgang  des  Konfliktes.  Dass  die  Unterstützung  Gerhards  in  dieser  Angelegenheit  in  Adolfs 

Wahlversprechen an zentraler Stelle erschien, zeigt die Relevanz, die sie für den Erzbischof noch 

immer besaß. Dennoch konnte Adolf keine Fortschritte im Sinne Gerhards erreichen und schloss die 

Angelegenheit im Jahr 1294 durch einen für den Erzbischof ungünstigen Vergleich ab.

Das Ergebnis zeigt,  dass Adolf wie sein Vorgänger in diesem Fall  scheiterte. Gegen den 

gemeinsamen Willen von Juden und christlichen Stadtvertretern in Mainz konnte eine Strafe nicht 

wirksam durchgesetzt werden. Adolfs Königtum stieß hier an seine Grenzen. Auch Gerlach erlitt in 

dem Streit eine schwere Niederlage und musste im Jahr 1295 der Stadtgemeinde zugestehen, die 

Juden in beliebiger Höhe besteuern zu dürfen. Ihm selbst blieb nur noch die geringe Summe von 

112 Mark Aachener Pfennige.722 Damit hatte der Erzbischof das jahrzehntelange Ringen um die 

Juden und ihre Rechte endgültig an die Stadtvertreter verloren. Diese hatten bewiesen, dass sie in 

der Lage waren, die Juden vor in ihren Augen ungerechtfertigten Forderungen von Erzbischof oder 

Reichsoberhaupt zu schützen. Somit war eine Steuerpflicht seitens der Juden für diese Dienste die 

logische  Konsequenz.  Da  sich  die  Juden  von  Mainz  die  zwischen  Gerhard  und  den  Bürgern 

getroffene Vereinbarung vom Erzbischof und dem Domkapitel bestätigen ließen, lag sie demzufolge 

auch in ihrem Interesse.723

Auch in anderen Streitfällen,  die die Juden betrafen,  wurde Adolf  als königliche Instanz 

einbezogen. Am 30. Juni 1294 bekundeten Bischof Peter von Basel, Gottfried von Merenburg – 

Adolfs Landvogt für das Elsass und Burgund – und weitere Mitglieder eines Schiedsgerichts, sie 

hätten einen Streit zwischen den Berner Bürgern und den dortigen Juden geschlichtet.724 Die Juden 

verpflichteten  sich,  den  Einwohnern  von  Bern  alle  Schulden zu  erlassen,  alle  Pfandbriefe  und 

Pfänder herauszugeben und auch in Zukunft keine Ansprüche wegen dieser Schulden zu stellen. 

Darüber  hinaus  mussten  sie  als  Strafe  dafür,  dass  sie  einen  zu  großen  Vorteil  aus  den 

721 Für die Zusammenstellung der relevanten Quellen siehe oben, S. 127f.

722 Regesten Mainz 1, 1, S. 73f., Nr. 417.

723 Ebd., S. 74, Nr. 418. So auch FALCK, Blütezeit, S. 123f.

724 CAO IV, S. 240, Nr. 1984. Vgl Urkundenregesten IV, S. 57f., Nr. 75.

168



Geldgeschäften gezogen hatten, 1000 Mark Silber an die Stadtgemeinde sowie 500 Mark Silber an 

den  Schultheißen  bezahlen.725 Adolf  wurde  von  den  Schiedsrichtern  nun  darum  gebeten,  die 

Einigung kraft  seiner  königlichen Autorität  zu bestätigen.726 Diesem Wunsch kam Adolf  am 1. 

August 1294 nach.727 In einer weiteren Angelegenheit erklärte Rheingraf Siegfried, er habe vor dem 

am 26. Juni 1296 in Frankfurt stattfindenden Königsgericht, bei dem Adolf persönlich anwesend 

war,  seine  Ansprüche  auf  den  Zoll  von  Geisenheim  aufgegeben  und  an  den  Herrscher 

zurückgegeben.  Dieser  verpfändete  ihn  daraufhin  dem Juden  Anselm von  Oppenheim,  bis  die 

Pfandsumme von 300 Kölner Mark erreicht sei. Sollten der Rheingraf oder seine Erben den Juden 

an der Nutzung der Zollstation hindern, müssten sie sich als Personen und mit ihren Besitztümern 

verantworten.728 Auch verkündete der König um das Jahr 1298 in einem nur teilweise erhaltenen 

Formular, dass der Christ, der vor seinem Gericht erschienen sei, wegen der Übergriffe des Juden 

M. von seinen Schulden bei diesem Juden gelöst  sei.729 Über dieses Ereignis können allerdings 

aufgrund des Fehlens weiterer Quellen keine Aussagen gemacht werden.

Dennoch zeugt der Beleg davon, dass der König in Streitfällen, die jüdische Gemeinden 

oder  einzelne  Juden  betrafen,  involviert  wurde.  Die  in  der  Zeit  Rudolfs  von  Habsburg  häufig 

beobachtete Rolle des Königs als Richter und Schlichter setzte sich also unter Adolf von Nassau 

fort. Auffallend ist jedoch, dass die Juden lediglich im Falle Anselms von Oppenheim eine aktive 

Rolle  bei  der  Aufklärung  und  Beurteilung  von  Streitfällen  einnahmen.  Dies  mag  an  der 

725 Ebd.: Es ist zewissene daz wir mit dem schultheizen dem rate un mit der gemeinde von Berne umbe Joelin un umbe  
alle die iuden un Judinne von Berne sin uberein kommen lieblich also das die selben Juden un iudine allesamet die  
vorgenanden (...) umbe alle die gelt die si von ir wegen in schuldig waren uncz an disen hutigen tag hant verlasen  
genczliche vri lidig un lere un sun die selben Juden un Judine in alle die brieve un alle die phender die si von in old  
von ir  wegen  hant geben wider  lidig un lere un dar zuo sun un hant  gelobt  die  selben Juden un Judine der  
Gemeinde von Berne wand si ir diche genossen hant ze genne un ze geltenne tuseng march guotes silbers Bern  
gewicht un dem Schultheizen von Berne funf hundert march silbers Bern gewiht.

726 Ebd.: (...) Daz unser herre der Romsche kunig Adolf der hohste man stete un stete mache mit sinen guoten brieven 
alle die ding un die tegdinge die hie nach geschriben stant (...).

727 Urkundenregesten IV, S. 59f., Nr. 79.

728 Nassauisches UB 1, 2, S. 716, Nr. 1210: (...) ego Syfridus comes Reni in propia persona in Frankenfurt veni (...)  
quando serenissimus dominus noster Adolfus (...) in eadem civitate eodem die personaliter iudicio regali presedit,  
teloneum  meum  in  Gisenheim  ad  manus  suas  libere  resignavi  in  hunc  modum  videlicet,  quod  Anselmo  de  
Oppenheim iudeo  ibidem teloneum,  cum de  regno michi  (!)  in  feodum sit  collatum,  sex  annis  obligaret  (...).  
Preterea idem teloneum sibi fuerat ex parte regis et nostra obligatum, prout domini et milites iudicio circumstantes  
sententialiter  asserebant,  obligando,  quod  nec  ego  Sifridus  predictus  et  mei  heredes  singuli  et  universi,  
cuiuscunque  sint  conditionis  et  nominis,  ipsum  Anselmum  et  suos  heredes  in  predicto  teloneo  nullatenus  
impediremus  nec  impedire  presumeremus  ullo  modo,  quousque in  trecentis  marcis  monete  predicte  de  eodem 
teloneo sibi fuerit satisfactum. Et si ipse Anselmus predictus vel sui heredes per me vel meos heredes in predicto  
teloneo aliqualiter fuerint impeditus, extunc, prout coram rege per sententiam obtinuit, de rebus nostris et corpore  
regia magestas sibi iudicabit.

729 Über Inhalt und Zustand der Urkunde siehe  STRUCK, Quelle, S. 87. Gedruckt Ebd., S. 104:  Ad universorum [...]  
sendentibus termi[...] purificationem [...] comparuit coram nobis [...] eundem M. iudeum [...] duximus absolve [...]  
M iudeum in [...].
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mangelhaften Überlieferungslage derartiger Urkunden liegen, möglicherweise aber auch an der im 

Vergleich zu Rudolf kurzen Herrschaftsdauer Adolfs, an seiner sehr eingeschränkten Autorität sowie 

an dem engen Radius seines Itinerars, das abgesehen von den Aktivitäten in Thüringen kaum über 

das Rheingebiet  und Südwestdeutschland hinausreichte.730 Seine größte Autorität  erlangte er am 

Mittelrhein, wo sich sein – relativ geringer – Hausbesitz befand. Daher verwundert es nicht, wenn 

sich Anselm in den Fragen um den Geisenheimer Zoll an den König wandte, während die Juden aus 

weiter  entfernten Gebieten offenbar auf die Unterstützung des Königs in Rechtsangelegenheiten 

verzichteten.

Insgesamt zeigt sich im Vergleich zur Herrschaft Rudolfs von Habsburg eine unveränderte 

Vorgehensweise des Königs in Bezug auf die Juden. Die Betätigungsfelder konzentrieren sich zum 

einen  auf  die  Vergabe  von  Burglehen  und  Belohnungen  für  geleistete  Dienste  an  königliche 

Vertraute, zum anderen auf schiedsrichterliche und richterliche Aktivitäten. Auch Adolf verfolgte 

mit der Übertragung von Judensteuern das Ziel, die begünstigten Personen zum einen enger an sich 

zu binden. Zum anderen ermöglichten diese Veräußerungen der Judensteuern, dass nicht der König 

mithilfe seiner Stellvertreter, sondern die jeweiligen Privilegierten für die tatsächliche Eintreibung 

der Gelder sorgen mussten. Da sich der König, ebenfalls in Anlehnung an die Praxis unter Rudolf, 

ein  Anrecht  zum Rückkauf  der  Steuern von den  Juden sicherte,  gingen die  Reichsrechte  nicht 

endgültig verloren. Aus Sicht der Juden konnte dies, abhängig vom lokalen Kontext, eine durchaus 

gewünschte  Bindung  an  einen  ohnehin  vor  Ort  einflussreichen  Adeligen  bedeuten.  In  anderen 

Fällen beinhaltete die Vergabe ihrer Steuern eine Bindung ohne erkennbaren Nutzen.  Dies trifft 

insbesondere auf die Frankfurter Gemeinde zu, deren Abgaben an Gottfried von Eppstein, Gottfried 

von Merenburg und den Mainzer Erzbischof Gerhard von Eppstein vergeben worden waren. Keiner 

dieser Begünstigten verfügte in Frankfurt über eine Machtbasis, die den Juden einen Vorteil etwa in 

Schutzfragen hätte  bieten können.  Die Übertragung der  Judensteuer  an nicht  vor  Ort  ansässige 

Adelige blieb daher folgenlos für eine Beziehung zwischen den neuen Inhabern des Rechts zur 

Judenbesteuerung und den Besteuerten.

Was  die  Tätigkeit  und  Bedeutung  des  Königs  als  Richter  und  Schlichter  in  Streitfällen 

angeht, änderte sich ebenfalls wenig im Vergleich zur Zeit Rudolfs. Seine königliche Autorität war 

immerhin ausgeprägt genug, dass sich die weit entfernten Berner Schiedsrichter an ihn wandten, um 

ihr Urteil bestätigen zu lassen. Dabei muss beachtet werden, dass Gottfried von Merenburg eine 

wichtige  Stütze  von  Adolfs  Herrschaft  war  und  sich  der  Kontakt  primär  durch  die 

schiedsrichterliche Tätigkeit  des Merenburgers erklärt.  Im Falle  Anselms von Oppenheim spielt 

730 Vgl. die Abbildung des Itinerars von Adolf bei MORAW, Verfassung, S. 223.
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Adolfs gefestigte Autorität am Mittelrhein die Hauptrolle für die Interaktion. Änderungen bezüglich 

des  Status  der  Juden  ergaben  sich  unter  Adolf  nicht,  wobei  er  außerhalb  seines  direkten 

Wirkungsgebietes so gut wie keine Aktivitäten entfalten konnte, die die Juden betrafen. Weder kam 

es  zu  einer  Ausweitung  oder  Verschärfung  der  Kammerknechtschaft,  noch  wurden  die  Juden 

anderweitig, etwa in ihrer Freizügigkeit, eingeschränkt.

3.2 Kontinuität oder Wandel? Albrecht von Habsburg und die Juden

Nach einer Phase der Konsolidierung von 1298 bis 1300 ist Albrechts Herrschaft vor allem durch 

nicht endende Kriegszüge geprägt.731 Die dafür erforderlichen großen Geldsummen konnten nur 

durch eine konsequente Nutzung der herzoglichen und königlichen Rechte und Güter verfügbar 

gemacht werden. Dies galt auch für die Rechte, die Albrecht an den Juden und ihren Steuern hatte. 

Dies  zeigt  sich  bereits  in  seiner  Zeit  als  österreichischer  Herzog  während  des  Aufstandes  des 

österreichischen Landadels  in  den  Jahren 1294 und 1295,  in  dem auch einige  Juden involviert 

waren. Zu den Aufständischen gehörte auch Leutold von Kuenring, welchen Albrecht im Juni 1296 

zur Unterwerfung zwingen konnte.732 In den Friedensvereinbarungen musste der Kuenringer sich 

unter anderem dazu verpflichten, die Oberhoheit Albrechts über die Juden anzuerkennen und das, 

was er den Juden genommen hatte und schuldig geblieben war, zurückzuzahlen. Dafür wurde ihm 

eine Frist von zweieinhalb Jahren eingeräumt.733 Auch hatte Leutold bei Zahlungsschwierigkeiten 

oder ungerechten Forderungen seitens der Juden ein Recht auf die Einsetzung eines Schiedsrichters, 

der in solchen Fragen vermitteln sollte.734 Leutold hatte zur Vorbereitung des Aufstandes offenbar 

Geld  von  den  Juden  geliehen  und  sie  danach  beraubt.  Albrecht  machte  in  den 

Friedensverhandlungen  deutlich,  dass  die  Juden  des  Herzogtums  zu  seinem Herrschaftsbereich 

gehörten, so wie es sein Vater bereits im Jahr 1277 in Anlehnung an das babenbergische Privileg 

von 1244 ausgedrückt hatte. Dennoch wurde Leutold eine großzügige Frist zur Zahlung eingeräumt, 

was darauf zurückzuführen ist, dass er Albrecht künftig im Kampf um die Königskrone unterstützen 

731 Zu Albrechts Königsherrschaft vgl. HESSEL, Jahrbücher.

732 LHOTSKY, Geschichte, S. 94f.

733 LICHNOWSKY, Geschichte 2, S. 287, Nr. 8:  Ich sol ouch minen herren sein Juden unschadhaft machen und sol in  
gelten, swaz ich in genomen han und swes ich in schuldik beleibe mit rehter raitunge halbez van sand Merteins tak,  
der schierst chumet, uber ein iar und halbez dar nach von der selben ceit uber ein iar (...). Siehe auch BRUGGER, 
Regesten, S. 94, Nr. 89.

734 Ebd.: (...) wer aber, daz die Juden mir zerstrenge welten sein an miner raitunge, so sol min herre einen gemainen  
man da zue senden, daz mit und in reht raitunge gescheh, und swa ich die iuden unschlagaft mach, des sol mir min  
herre gunnen.
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sollte.735 Albrecht verteidigte in dieser Angelegenheit zum ersten Mal seine Rechte an den Juden 

und bewies seinen Willen, seiner Verpflichtung zum Judenschutz nachzukommen. Damit handelte 

er natürlich auch im Interesse der Juden, die sich sicherlich selbst an Albrecht gewandt und ihn von 

den  Rechtsübertretungen  des  Kuenringers  unterrichtet  hatten.  Die  Zugehörigkeit  der 

österreichischen Juden zum Herzog wurde im Übrigen von König Adolf nicht in Frage gestellt; ihm 

hätten ohnehin die Mittel gefehlt, diese aktiv für sich zu beanspruchen. Auch als Albrecht selbst 

König  wurde und das  Herzogtum an  seinen Sohn Rudolf  kam, verblieben  die  Juden unter  der 

Herrschaft des Herzogs.736 Der Schutz des Hausguts war auch Albrecht wichtiger als die Nutzung 

der österreichischen Juden im Sinne der königlichen Kammerknechtschaft.

Der Thronstreit zwischen Adolf und Albrecht hatte für die Juden Frankens schwerwiegende 

Konsequenzen.  Begünstigt  durch  das  Machtvakuum kam es  dort  zu  den  nach  ihrem Anführer 

benannten „Rintfleischverfolgungen“, in deren Zuge etwa 3500 Juden den Tod fanden.737 In den 

christlichen  Chroniken  wird  Albrechts  Rolle  bei  der  Niederschlagung  der  Unruhen  und  der 

Bestrafung  der  beteiligten  Städte  besonders  hervorgehoben.  Die  Ellenharder  Chronik  berichtet, 

ohne das Eingreifen Albrechts hätte sich die Verfolgung auf das ganze Reich ausgedehnt.738 Der 

Verfasser  der  Continuatio  Vindobonensis erwähnt  ebenfalls,  Albrecht  habe  die  Verfolgungen 

unterbunden,  und  fügt  hinzu,  dass  er  die  Nürnberger  Bürger  für  ihre  Beteiligung  an  den 

Judenmorden mit einer hohen Geldstrafe  belegt  habe.739 Die  Continuatio Florianensis führt  die 

Handlung Albrechts genauer aus: Als Begründung für die Bestrafung der Nürnberger Bürger und 

weiterer Stadtgemeinden wird die Verletzung und Usurpation des königlichen Rechts angeführt, 

selbst über sie Gericht zu halten. Auch auf die Zugehörigkeit der Juden zur königlichen Kammer 

wird hier verwiesen.740 Eine Urkunde Albrechts vom 18. November 1298 während eines Hoftages 

in  Nürnberg  vervollständigt  das  Bild  der  Chronisten.  Dort  erneuerte  Albrecht  den  Würzburger 

Landfrieden  von  1287  und  erwähnte  in  diesem Zusammenhang  auch  die  Juden:  Diese  sollten 

735 So auch LOHRMANN, Judenrecht, S. 116f.

736 Als es in St. Pölten im Jahr 1306 zu Ausschreitungen gegen die Juden aufgrund von Hostienschändungs-vorwürfen 
kam, belagerte Rudolf die Stadt auf Drängen seines Vaters. Angelegenheiten, die die Juden betrafen, blieben auch in  
dieser Zeit Sache des Herzogs. Siehe ebd., S. 117-120.

737 Zur Rintfleischverfolgung vgl. insbesondere LOTTER, Judenverfolgung; für die Opferzahlen siehe ebd., S. 421f.

738 Ellenhardi Chronicon, MGH SS XVII, S. 139: (...) per universum regnum fuissent persecuti, si dominus Albertus  
Romanorum rex in reversione ab Aquisgrani persecutionem non sedasset.

739 Continuatio Vindobonensis, MGH SS IX, S. 721: Quem rex post magnam persecutionem Iudeorum factam depulit;  
cives vero Nurbergenses qui consenserant, in magna parte peccunie punivit.

740 Continuatio Florianensis, MGH SS IX, S. 751:  Quia vero prefatus Iudeorum persecutor hec omnia auctoritate  
propria faciebat, nec ab aliquo superiore super hiis acceperat potestatem, Albertus Romanorum rex cives dictarum  
civitatum et oppidorum magna pena pecuniaria multavit, tum quia res Iudeorum crematorum usurpaverunt, tunc  
quia Iudeos servos camere sue ipsi persecutori tradere presumpserunt.
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weiterhin unter dem Schutz des Königs verbleiben und alle alten Rechte genießen.741 Sollte jemand 

diese Rechte verletzen, müsste er sich mit Leib und Gut dem Herrscher verantworten,  der über 

beides  nach Belieben  verfügen würde.742 Ähnlich  wie  bei  dem Streit  mit  dem österreichischen 

Adeligen Leutold zeigte Albrecht auch nach den Rintfleischverfolgungen, dass er nicht gewillt war, 

die Rechtsverletzungen an den Juden hinzunehmen. Er profilierte sich zum wiederholten Mal als ihr 

Beschützer. Die deutliche Artikulierung des Anspruchs auf die Juden und deren Zugehörigkeit zur 

Machtsphäre des Königs sollte in diesem frühen Stadium seiner Königsherrschaft verdeutlichen, 

dass Albrecht nicht auf generelle Herrschaftsrechte verzichten würde. Dass ein Judenmord spürbare 

Konsequenzen nach sich zog, hatte er durch die Bestrafung der betroffenen Stadtgemeinden bereits 

unter  Beweis  gestellt.  Er  handelte  hier  im  Interesse  der  Juden,  die  sicherlich  an  den  König 

herangetreten  waren  und  um  die  Bestrafungen  gebeten  hatten.  Ebenso  waren  die  jüdischen 

Gemeinden des Rheinlandes vorgegangen, als es in den 1280er Jahren zu den so genannten Guten 

Werner-Pogromen gekommen war.

Wie Rudolf und Adolf musste auch Albrecht zunächst auf die Unterstützung der Wahlfürsten 

bauen und diese nach Kräften in ihren Partikularinteressen fördern. In Albrechts Fall betraf dies 

insbesondere den Erzbischof Wikbold von Köln, der sich im Streit mit der Stadt Dortmund befand. 

Bereits in Albrechts Wahlversprechungen an den Kölner hatte er diesem das Recht zur Besteuerung 

der Juden von Dortmund, Westhofen, Elmenhorst und Brakel zugestanden und sich lediglich das 

Anrecht auf die Erhebung von Sondersteuern vorbehalten. In der Folgezeit bemühte sich Albrecht 

in Kooperation sowohl mit den Dortmunder Juden als auch mit der dortigen Stadtvertretung und 

dem  Grafen  Eberhard  von  der  Mark,  die  Ansprüche  des  Erzbischofs  durchzusetzen.743 Die 

veränderte politische Lage, die seit dem Herbst 1300 durch den gegen den König gerichteten Bund 

der rheinischen Kurfürsten entstand, lässt sich auch an Albrechts Vorgehen in diesem Fall ablesen: 

Hatte  er  im Juli  1300 noch ein  letztes  Mandat  erlassen,  das  die  Stadtvertreter  aufforderte,  die 

Besteuerung der Juden zu unterlassen, und auf die Rechte Wikbolds verwiesen,744 befahl er am 8. 

Februar 1301 den Juden Westfalens, von nun an dem Grafen von der Mark zu gehorchen.745 Mit 

dieser Entscheidung trug er auch den realen Verhältnissen vor Ort Rechnung, da Eberhard ohnehin 

schon  vorher,  wahrscheinlich  bereits  in  der  Zeit  Rudolfs  von  Habsburg,  die  Steuern  der 

741 Nürnberger UB, S. 576, Nr. 964: Wir setzen und gepieten und wellen auch, daz alle unser Juden belieben in dem  
rehte und in dem schirme, als sie von cheisern und von chunigen an uns braht hant und herchomen sint.

742 Ebd.: Swer in daruber chein leit tete oder unreht an ir libe oder an ir gute, swer daran schuldich ist, des lip und des  
gut ist uns erteilet in unser gewalt on genade, daz wir damit tun, swaz wir wellen.

743 Für eine Übersicht der Quellen siehe oben, S. 85f.

744 Westfälisches UB VII, S. 1248, Nr. 2591.

745 UB Niederrhein III, Nr. 3.
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westfälischen Juden erhoben hatte.746 Zudem benötigte  Albrecht  den Grafen als  Verbündeten in 

seinem bevorstehenden Kampf gegen Wikbold, weshalb die – nun urkundlich bestätigte – Vergabe 

der Judensteuern an diesen auch als Belohnung für in der Zukunft zu leistende Dienste zu werten 

ist.

Der Fall zeigt überdies erneut die Schwierigkeit des Königtums, in fernen Gebieten Erlasse 

gegen  den  Willen  der  Juden  durchzusetzen,  da  sich  diese  zumeist  der  Unterstützung  ihrer 

christlichen Stadtvertretungen versichern konnten. Die Steuern der Juden waren daher kein beliebig 

verfügbares Herrschaftsinstrument,  solange der lokale  Kontext  kein tatsächliches Eingreifen des 

Königs zur Durchsetzung seiner Ansprüche zuließ. Die Absichten sowohl der Juden als auch der 

Dortmunder Bürger und des Grafen von der Mark deckten sich: Die Juden hatten kein Interesse an 

einer  Bindung an  den  Kölner  Erzbischof,  die  Bürger  versuchten  bereits  seit  der  Mitte  des  13. 

Jahrhunderts, dessen Einfluss auf die Stadt zurückzudrängen, und Eberhard war seit den 1280er 

Jahren ein Feind der Erzbischöfe, der zudem sein offenbar unter Rudolf erworbenes Anrecht auf die 

Judensteuern verteidigen wollte. Gegen diese Interessen aller vor Ort relevanten Gruppen konnten 

Ansprüche eines weit entfernten Königs nicht durchgesetzt werden.

Wie seine Vorgänger nutzte auch Albrecht sein Anrecht auf die Steuern der Juden, um es als 

Burglehen zu verleihen oder durch dessen Vergabe andere Herrschaftsträger zu belohnen und an 

sich zu binden. Hatte Albrecht in den ersten Jahren seiner Regierungszeit, bis zum Aufstand der 

rheinischen Kurfürsten,  versucht, dem Kölner Erzbischof die  Steuern der Dortmunder Juden zu 

sichern, so profitierte auch Erzbischof Gerhard von Mainz von der Wahl Albrechts. Am 3. Oktober 

1299 übertrug der König dem Mainzer 500 Pfund Haller jährlich von der Frankfurter Judensteuer. 

Diese Summe, so Albrecht, sollte Gerhard als Ausgleich für die Ausfälle der Steuern erhalten, die 

ihm  aufgrund  seines  Amtes  als  Erzkanzler  des  Reiches  zustünden.747 Die  einst  von  Adolf  an 

Gerhard vergebene Summe von 300 Mark Kölner Pfennige sollte der Erzbischof unabhängig von 

den  500  Pfund  weiterhin  bekommen.748 Selbst  nach  dem  bewaffneten  Konflikt  und  der 

vollständigen Niederlage des Erzbischofs konnte sich dieser die Abgaben der Frankfurter  Juden 

weiterhin sichern, wie in den Friedensvereinbarungen vom 21. März 1302 festgehalten wurde.749 

746 Siehe oben, S. 85.

747 MGH Const  IV, S.  73,  Nr.  95:  (...)  quingentas libras  Hallensium percipiendas annis singulis  a Iudeis  nostris  
Frankenfordensibus pro decima et iuribus eidem archiepiscopo racione cancellarie cedentibus in futurum de bonis  
Iudeorum per Germaniam seu exactionibus, quas eisdem inantea duxerimus inponendas, liberaliter assignamus.

748 Ebd.:  Salvis ante omnia ipsi archiepiscopo trecentis  marcis denariorum Coloniensium per felicis recordationis  
domini Adolfi predecessoris nostri donacionem et nostram confirmacionem ex certa sciencia subsecutam, debitis  
annuatim in Iudeis Frankenfordensibus supradictis.

749 Ebd., S. 113-116, Nr. 141: Daz ungelt und die Juden zu Franckenfurd, die sal er behalden recht, als unser breffe  
stant und kunik Adolfs, die er daruber hat, die briffe sal er auch behalden.
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Als Gerhards Nachfolger Peter von Aspelt im Jahr 1308 die Summe von 100 Mark Kölner Pfennige 

von der Frankfurter Judensteuer an Siegfried von Eppstein verpfänden wollte, gab Albrecht seine 

schriftliche Einwilligung.750 

Die Mainzer Erzbischöfe und insbesondere Gerhard wurden nicht nur durch die Frankfurter 

Judensteuer begünstigt.  Im Januar 1299 sicherte Albrecht, in Nürnberg dem königlichen Gericht 

vorsitzend,  dem  Mainzer  ein  Anrecht  auf  die  Schuldforderungen  der  während  der 

Rintfleischverfolgung getöteten Juden zu. Einschränkend sollte dies nur für die Juden gelten, die 

ohne Erben verstorben waren.751 Hier zeigen sich Parallelen zu Rudolfs Konfiskationsmandat von 

1286. So wie sich damals das Mandat Rudolfs auf die Güter der Ausgewanderten erstreckte und 

somit die in Mainz und den anderen Städten noch ansässigen Juden nicht betroffen waren, wurde 

das Urteil Albrechts nur auf diejenigen Juden bezogen, die ohne Erben verstorben waren. In allen 

anderen Fällen ist davon auszugehen, dass die Schuldscheine vererbt wurden, ohne dass Gerhard 

einen Anspruch auf diese gehabt hätte.

Stellte Albrecht im Umgang mit Gerhard insbesondere durch die expliziten Erwähnungen 

seines Vorgängers eine Kontinuitätslinie zu Adolfs Königsherrschaft her, so kehrte er in Bezug auf 

das Burglehen Johanns von Limburg zu einer rudolfinischen Regelung zurück. Dieser hatte dem 

Vater Johanns, Gerlach von Limburg, im Jahr 1287 ein Burglehen über 300 Mark Silber übergeben, 

während Adolf im Jahr 1298 die Summe um 100 Mark erhöhte.752 Dies war vermutlich aufgrund 

der verwandtschaftlichen Bindungen zwischen Johann und Adolf geschehen; Albrecht nahm darauf 

keine Rücksicht und bestätigte am 20. Oktober 1299 unter direkter Bezugnahme auf das Dokument 

Rudolfs lediglich die damals vereinbarten 300 Mark.753 Aufgrund geleisteter Dienste wurde auch 

der Abt des Klosters Fulda, Heinrich von Weilnau, mit 500 Mark Kölner Pfennige belohnt, wofür 

Albrecht  diesem  alle  Juden,  die  zu  dieser  Zeit  in  seinen  Städten  und  Festungen  lebten, 

verpfändete.754 Die  Verwaltung  des  Klosters,  welches  seit  den  Zeiten  Rudolfs  von  Habsburg 

aufgrund ständiger Kämpfe mit lokal ansässigen Adeligen unter großen Geldsorgen zu leiden hatte, 

war bereits von Rudolf am 5. November 1282 auf Graf Eberhard von Katzenelnbogen übertragen 

750 UB Frankfurt I, S. 465, Nr. 897:  (...) venerabilis Petrus archiepiscopus Maguntinus princeps noster karissimus, 
nobili viro Syfrido de Eppenstein fideli nostro dilecto, redditus centum marcarum denariorum Coloniensium de  
redditibus,  quos  apud  iudeos  nostros  in  Frankinfurt  habere  dinoscitur,  duxerit  obligandos,  nos  obligacioni  
huiusmodi nostrum adhibemus consensum voluntarium et expressum.

751 MGH  Const  IV,  S.  37,  Nr.  44:  (...)  nobis  pro  tribunali  sedentibus  in  castro  Nuerenberch  (...),  omnium 
circumstancium  applaudente  caterva  et  eciam  approbante  sentencialiter  extitit  iudicatum,  quod  venerabili  
Gerhardo  Maguntinensis  ecclesie  archiepiscopo  (...)  omnia  debita  suorum  Iudeorum  occisorum  heredes  non 
habencium cedere debeant et ipsum archiepiscopum respicere integraliter et perfecte. Vgl. auch Urkundenregesten 
IV, S. 126, Nr. 171.

752 Siehe oben, S. 137.

753 UB Wetzlar II, S. 102, Nr. 181.
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worden.755 Seit 1294 hatte Ulrich von Hanau die Vogtei über das Kloster inne.756 Die Vergabe der 

Judensteuern aus den klösterlichen Orten und Burgen trug sicher dazu bei, die finanzielle Lage des 

Klosters zu stabilisieren.

Zusammenfassend  kann  festgestellt  werden,  dass  es  auch  unter  Albrecht  zu  einer 

vielschichtigen Interaktion mit den Juden kam. Mit der Vergabe von Judensteuern als Belohnung für  

geleistete Dienste oder in Form von Burglehen folgte Albrecht seinen Vorgängern. Insbesondere der 

Fall der Verleihung der Dortmunder Judensteuer an Erzbischof Wikbold von Köln zeigt, dass sich 

Albrecht – ähnlich wie Adolf von Nassau zu Beginn seiner Regierungszeit – um die Gunst der 

Wahlfürsten bemühen musste. Für diesen Zweck wurden auch Rechte und Steuern an den Juden 

genutzt. Die Interessenlage der Juden gestaltete sich komplexer: Abhängig davon, wie einflussreich 

der  Begünstigte  vor  Ort  war,  konnten die  Juden einen  Nutzen aus  der  Vergabe  ziehen.  In  den 

meisten Fällen ist  unwahrscheinlich, dass sie einen Einfluss auf die Übertragungen ihrer Steuer 

nahmen. Eine Ausnahme stellt die Weigerung der Dortmunder Gemeinde dar, die für sie ungünstige 

Privilegierung Erzbischof Wikbolds mit  ihrer  Steuer hinzunehmen.  Die Juden agierten in dieser 

Angelegenheit  im Verbund mit  den christlichen Stadtvertretern und dem Grafen  von der  Mark. 

Dank dieser lokalen Verbindungen in einem königsfernen Gebiet konnten sie aktiven Einfluss auf 

den Prozess der Übertragung ihrer Rechte nehmen und sie schließlich verhindern.

Sowohl in seiner  Zeit  als Herzog als auch kurz nach seiner Wahl zum König profilierte 

Albrecht sich als Judenschutzherr. Sein Interesse an der konsequenten Nutzung der Judensteuern 

deckte sich mit dem Sicherheitsanspruch der Juden. Dass ihre Ansprüche auf Entschädigung für 

Übergriffe  und  Begleichung  der  Schulden  durch  Leutold  von  Kuenring  in  dessen 

Friedensvereinbarungen  mit  Herzog  Albrecht  erschienen,  war  sicherlich  auf  das  Einwirken  der 

Juden zurückzuführen. Albrecht, für den die Verletzung seines Rechtes an den Juden gleichzeitig 

eine Missachtung seiner Autorität darstellte, kam daher auch aus eigenem Interesse der Bitte der 

Juden um die Aufnahme ihrer Anliegen in die Friedensvereinbarungen nach. Der gesamte Fall zeigt 

eine  funktionierende  Interaktion  zwischen  den  Juden  und  ihrem  Schutzherren.  Dies  lässt  sich 

754 Codex Fuldensis, S. 426, Nr. 850:  (...) venerabili Heinrico, ecclesie fuldensis Abbati, principi nostro dilecto, ob 
grata servicia,  que nobis impendit hactenus et gratiora,  que nobis facient  et  impendit  (...),  quingentas marcas  
denariorum  Coloniensium,  tribus  Hallensibus  pro  denaria  computatis,  duximus  largiendas.  Et  quia  paratam 
pecuniam non habemus, universos Iudeos ad presens in suis civitatibus et municionibus residentes, et eos etiam,  
qui imposterum se recipient ad easdem, obligamus eidem tenendos tamdiu et habendos, quousque sibi de predicta  
summa pecunie per nos aut nostros in imperio successores fuerit  satisfactum. Diese Vergabe wurde 1310 von 
Heinrich VII. und 1323 von Ludwig dem Bayern bestätigt. Vgl. ebd., S. 428, Nr. 855 (1310 September 6) und S. 
433, Nr. 865 (1323 August 18).

755 Ebd., S. 417f., Nr. 842.

756 Hessisches UB. II, 1, S. 541, Nr. 746. Zu den Konflikten zwischen dem Kloster und den in der Region ansässigen 
Adligen vgl. DEMANDT, Hessen, S. 339f.
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angesichts der hohen Opferzahl der Rintfleischverfolgungen nur bedingt von den darauf folgenden 

Aktionen  Albrechts  sagen.  Durch  den  Kampf  mit  Adolf  von  Nassau  gebunden,  fehlten  dem 

Königtum im Jahr  1298 die  Mittel,  um die  Ausschreitungen in  Franken  rasch  zu  unterbinden. 

Gemäß der chronikalen Überlieferung scheint Albrecht nach seiner in Aachen vollzogenen Krönung 

jedoch so entschieden in Franken aufgetreten zu sein, dass dadurch ein Fortschreiten oder sogar 

Ausbreiten der Judenmorde auf andere Regionen verhindert werden konnte. Albrecht bestrafte die 

beteiligten  Bürger  von  Nürnberg,  Rothenburg  und  weiteren  Städten  und  er  legte  ihnen  hohe 

Geldbußen auf. Auch wenn diese Gelder sicherlich nicht an die Juden, sondern an den König selbst, 

als  Ausgleich für durch die  Morde verursachte  Steuerausfälle,  gingen,  war  eine  Bestrafung der 

Judenmörder natürlich im Interesse  der  Überlebenden.  Diese  konnten immerhin erreichen,  dass 

Albrecht auf dem Nürnberger Hoftag die Juden des Reiches explizit  in seinen Schutz aufnahm. 

Damit  stellte  er  sich  in  eine  Traditionslinie  mit  Kaiser  Friedrich  II.  Dies  stellt  zugleich  eine 

Neuerung  gegenüber  der  Herrschaftszeit  Rudolfs  dar,  welcher  lediglich  die  päpstlichen 

Schutzurkunden  gegen  den  Ritualmordvorwurf  erneuerte,  ohne  einen  eigenen,  reichsweiten 

Judenschutz zu formulieren. 

Die Verfügung über  die  Schuldbriefe  der Juden ähnelt  jedoch dem Vorgehen Rudolfs  in 

dessen Beschlagnahmung der Judengüter aus dem Jahr 1286. An einem prinzipiellen Recht des 

Reichsherrschers auf die Juden, sowohl auf ihre Steuern als auch in bestimmten Fällen auf ihre 

Besitztümer, ließ auch Albrecht keine Zweifel. Dies bedeutete jedoch auch im Jahr 1299 keinesfalls 

eine Rechtlosigkeit der Juden, da nur die Schuldbriefe von erbenlos Verstorbenen an Erzbischof 

Gerhard vergeben wurden. Die Juden, die im Besitz von vererbten Schuldbriefen waren, wurden 

von Albrechts Urteil nicht betroffen.

Insgesamt decken sich die Interaktionen Albrechts mit den Juden inhaltlich weitgehend mit 

denen Rudolfs. Der Reichsherrscher beharrte auf dem zumindest theoretisch geäußerten Anspruch 

auf  alle  Juden  des  Reiches.  Dieser  Anspruch  musste  allerdings  in  konkreten  Fällen  auch 

durchgesetzt  werden.  In  königsnahen  Gebieten,  insbesondere  in  der  Wetterau  mit  der  großen 

Gemeinde  in  Frankfurt,  war  dies  möglich.  In  weiter  entfernten  Gebieten  konnten  die  Juden 

aufgrund der königlichen Schwäche und wegen ihrer Kontakte zu lokalen Herrschaftsträgern die 

Vergaben ihrer Rechte verhindern, wenn diese ihren Interessen zuwiderliefen.

Der königliche Anspruch auf die Juden des Reiches zog auch Pflichten wie den Judenschutz 

nach sich. Dieser Verantwortung versuchte Albrecht nach Möglichkeit nachzukommen. Er zeigte 

dies sowohl als Herzog von Österreich als auch als neu gekrönter König. Verhindern konnte er die 

Rintfleischverfolgungen  nicht,  jedoch beendete  er  sie,  sorgte  für  die  Bestrafung der  Täter  und 
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sicherte den Juden im Zusammenhang mit der Erneuerung des Würzburger Landfriedens erneut 

seinen Schutz zu. Primär hatte er dabei die Steuern der Juden sowie die Wahrung seiner Autorität 

und  seiner  Königsrechte  im  Blick.  Dass  es  unter  seiner  Herrschaft  zu  keinen  weiteren 

flächendeckenden  Verfolgungen  kam,  kann  seinem  entschlossenen  Durchgreifen  nach  den 

Rintfleischpogromen zugeschrieben werden.
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4. Zwischen Schutz und Vertreibung – Juden und Herrschaft in Westeuropa

Abschließend stellt sich die Frage, inwieweit die Beziehungen Rudolfs von Habsburg und der Juden 

in  einem  europäischen  Zusammenhang  zu  sehen  sind.  Bei  der  überwiegenden  Zahl  der 

Interaktionen stehen reichspolitische  Interessen  im  Vordergrund,  die  nicht  auf  äußere  Einflüsse 

zurückzuführen  sind.  Die  Vergabe  von Judensteuern  als  Burglehen etwa  begründet  sich  in  der 

Notwendigkeit, die Königsmacht nach ihrem Verfall im Interregnum zu stärken und Königsgut auch 

militärisch  abzusichern.  Auch  die  Übertragung  der  Steuern  einzelner  Gemeinden  an  Rudolfs 

Getreue zur Belohnung für geleistete Dienste ist als Vorgang zu klassifizieren, der wichtig war, um 

im Reich selbst für stabilere Verhältnisse zu sorgen und den Handlungsspielraum des Königs durch 

die Bindung der Landesherren zu vergrößern. Inwiefern Rudolfs Konzept von den Juden als servi  

camere regis von europäischen Faktoren beeinflusst war, muss offenbleiben. Dennoch lassen sich 

einige Gemeinsamkeiten im Verständnis Rudolfs und weiterer europäischer Könige finden, ohne 

dass die Terminologie der Juden als servi camere regis übereinstimmen muss.

Rudolf sah die Juden und ihre Steuern als Teil  seiner Herrschaftsrechte an. Dies belegen 

sowohl  seine  1286  getätigte  Aussage,  die  Juden  würden  mit  Leib  und  Gut  seiner  Kammer 

angehören,  als  auch  die  weiteren  Vergaben  der  Judensteuern,  die  er  als  Burglehen  und 

Begünstigungen verlieh. Der Begriff des servus ist in diesem Zusammenhang so zu verstehen, dass 

die  Juden  bei  Bedarf  vom  König  besteuert  werden  konnten,  eine  Übertragung  dieses 

Herrschaftsrechts allerdings auch möglich war.  Auch hier dient die Urkunde von 1286 über die 

Güter der ausgewanderten Juden als zentraler Beleg: Rudolf erwähnte die übrigen Herrscher, an 

welche die Judenrechte verliehen worden waren. Insofern unterscheidet sich das Verständnis des 

Königs nur unwesentlich von dem der Herrscher von England und Frankreich, die die Juden und 

ihre  Abgaben  ebenfalls  als  Teil  ihrer  Herrschaftsrechte  verstanden,  ohne  die  Juden  als 

Kammerknechte zu bezeichnen.757 Dort kam es allerdings kaum zu einer Verleihung dieser Rechte 

an andere Herrschaftsträger, wie Rudolf sie im Regnum als erster Reichsherrscher in großem Maße 

vornahm.758

757 Vgl. hierzu PATSCHOWSKY, Rechtsstellung, S. 351: „In Frankreich also wurde der König Herr der Juden, ohne daß 
man ihn so nannte; in Deutschland nannte man ihn so, ohne daß er es immer war.“

758 Für England gibt es nur wenige Hinweise auf die Vergabe der königlichen Rechte an Dritte. Anzuführen wäre an 
dieser Stelle das Beispiel der Gemeinden von Marlborough, Gloucester, Worcester und Cambridge, die im Jahr 
1275 auf  Befehl  der Königinmutter Eleonore von der  Provence ausgewiesen wurden. Die Vertreibung wird sie 
allerdings  kaum  gegen  den  Willen  Eduards  angeordnet  haben.  Vgl.  zu  dieser  Angelegenheit  MENTGEN, 
Vertreibungen, S. 21 und S. 30-34.
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Der  wesentliche  Unterschied  liegt  in  den  praktischen  Konsequenzen,  die  sich  aus  dem 

Anspruch  der  Könige  ergaben.  War  die  Herrschaftskonsolidierung  in  England  und  Frankreich 

ohnehin  weiter  fortgeschritten  und  kaum  vergleichbar  mit  dem  Reich,759 wurde  seit  dem 

ausgehenden 12. Jahrhundert auch zur Kontrolle und Dokumentierung der jüdischen Geldgeschäfte 

ein effektiv arbeitendes Verwaltungssystem aufgebaut, mit dem zugleich die Finanzkraft der Juden 

abgeschätzt werden konnte. Die Etablierung eines solchen zentralen Organs zur besseren Nutzung 

der jüdischen Steuern war im Regnum nicht vorhanden und wäre in einer vergleichbaren Form auch 

nicht gegen die Interessen der regionalen und lokalen Herrscher durchzusetzen gewesen. 

Unabhängig davon, dass Rudolf  die Juden in der überwiegenden Zahl der Urkunden als 

servi titulierte oder andere Konstruktionen benutzte, um ein Zugehörigkeitsverhältnis der Juden zu 

ihm auszudrücken,  hatte  der  Status des  servus nicht  immer konkrete  Auswirkungen.  Die Juden 

konnten sich in mehreren Fällen erfolgreich gegen Verfügungen des Königs zur Wehr setzen, indem 

sie  auf  die  Unterstützung lokaler  Herrschaftsträger  zurückgriffen.  „Königliche Kammerknechte“ 

waren die  Juden nur dort,  wo der König über ausreichenden Einfluss verfügte, indem er selbst 

anwesend war – dies gilt vor allem für Österreich –, oder über Stellvertreter, die eine effektive 

Königsherrschaft gewährleisten konnten, was insbesondere in der Wetterau der Fall war. Abgesehen 

von  diesen  beiden  Gebieten  kollidierte  Rudolfs  Interesse  an  den  Juden  entweder  mit  den 

Ansprüchen anderer Herrscher – etwa der Erzbischöfe von Mainz, Köln und Trier – oder scheiterte 

aufgrund  der  weiten  Entfernung  der  jeweiligen  Judengemeinden  zum König.  Dies  gilt  für  die 

Gemeinden  von  Nordhausen  und  Goslar,  aber  auch  für  die  von  Nürnberg  und  Mainz,  wo die 

Königsherrschaft nicht stark genug ausgeprägt war, um eine effektive Nutzung der Judenrechte und 

-steuern  durchzusetzen.  Die  rheinischen  Erzbischöfe  hatten  sich  ohnehin  bereits  vor  der 

Regierungszeit Rudolfs die Rechte auf die Juden gesichert und bezeichneten diese als ihre servi.760 

Wenn Konrad von Hochstaden seine Rechte an den Kölner Juden gleichzeitig als Lehen des Reiches 

titulierte,  drückte er  damit aus, dass der König durchaus ein prinzipielles Recht auf die Kölner 

Juden hatte. Dennoch wäre es aufgrund der faktischen Machtverteilung für Rudolf nicht möglich 

gewesen, solche Rechte gegenüber den Erzbischöfen durchzusetzen.

Die Kammerknechtschaft,  wie  sie  sich in  der  Zeit  Rudolfs  im Regnum ausprägte,  kann 

allerdings nicht nur auf ein fiskalisches Verhältnis reduziert werden. Keinesfalls waren die Juden in 

der Auffassung des Königs reine Finanzobjekte und Leibeigene. Vielmehr beinhaltete der Status des 

759 Für einen Vergleich der Verwaltungsstrukturen des Reichs zur Zeit Rudolfs mit weiteren europäischen Regionen 
siehe MORAW, König.

760 FISCHER, Stellung, S. 11-23, gibt diverse Beispiele, in denen die Sicht der Erzbischöfe von Köln und Mainz auf „ihre 
Juden“ und damit verbunden ein eindeutiges Anspruchsrecht deutlich werden. Dennoch war auch den Erzbischöfen 
klar, dass sie die Rechte an den Juden „nur“ als Reichslehen besaßen, vgl. oben das Beispiel Köln, S. 157.

180



servus gleichzeitig  auch ein Schutzverhältnis.761 Auf  seine  Verpflichtung wiesen  die  Juden den 

König in einigen Fällen hin, wenn ihre Rechte durch Dritte verletzt worden waren. Dies gilt sowohl 

in  lokalen  Sonderfällen,  wie  der  Gefangennahme  der  Bopparder  Judengemeinde,  als  auch  im 

Zusammenhang  mit  den  Guten  Werner-Verfolgungen,  als  die  rheinischen  Juden  Rudolf  dazu 

aufforderten, die Mörder zu bestrafen. Dass es überhaupt zu den Pogromen kam, begründet sich 

durch die weitgehende Machtlosigkeit Rudolfs im Mittel- und Niederrheingebiet. Flächendeckende 

Pogrome wären in dieser Form etwa in England und Frankreich gegen den Willen des Königs kaum 

möglich gewesen, da der Herrschaftsausbau dort weiter fortgeschritten war als im Reich. Aufgrund 

der strukturellen Gegebenheiten war im Gegensatz dazu eine komplette Ausweisung der Juden aus 

dem Reich gegen den Willen der Fürsten nicht  durchzusetzen;  unabhängig davon gab es keine 

diesbezüglichen Bestrebungen Rudolfs, eine solche durchzuführen.

Insgesamt  kann  der  Status  der  Juden  im  Reich  wie  folgt  beschrieben  werden:  Die 

Kammerknechtschaft  begründete  ein  enges  Verhältnis  zwischen  dem  Reichsoberhaupt  und  den 

Juden, welches auf beiderseitigem Interesse beruhte. In einer Urkunde aus Rudolfs Herrschaftszeit 

bezeichneten  sich  die  Juden  selbst  als  servi,  um  ihre  Verbindung  zum  König  explizit 

auszudrücken.762 In  weiteren Fällen ist  ein  offensichtliches  Interesse der  Juden erkennbar,  vom 

König als Kammerknechte tituliert zu werden. Dies trifft vor allem auf Situationen zu, in denen 

andere  Herrschaftsträger  Ansprüche  oder  Vorwürfe  an die  Juden richteten.  Im Sinne der  These 

Abulafias  wurde  ein  Angriff  auf  die  Juden  zugleich  als  Angriff  auf  die  Rechte  des  Königs 

verstanden.763 Daher profitierten die Juden von ihrem Status als Kammerknechte. Der Aspekt des 

Schutzverhältnisses  wird  erneut  in  der  Herrschaftszeit  Albrechts  von  Habsburg  offensichtlich. 

Dieser nahm im Jahr 1298 die gesamten Juden des Reiches explizit in seinen Schutz auf. Damit 

stellte  er  sich  in  eine  Traditionslinie  mit  Kaiser  Friedrich  II.,  der  die  reichsweite 

Kammerknechtschaft im Jahr 1235, auf Wunsch der Juden, als Schutzinstrument begründet hatte. 

Sie lag in der Zeit Rudolfs und darüber hinaus in beiderseitigem Interesse, denn der König wahrte – 

neben  den  finanziellen  Vorteilen  –   ein  Herrschaftsrecht.  Die  Juden  hingegen  hofften  von  der 

Autorität  des  Königs  zu  profitieren,  wobei  in  ihrem Verständnis  das  Königtum  als  Institution 

ohnehin eine bedeutende Rolle spielte. Dieses sehr facettenreiche Verhältnis zwischen den Juden 

und dem König ähnelt in seiner Vielfalt dem ursprünglichen Konzept Kaiser Friedrichs II. von 1235 

deutlich  stärker  als  den  eher  starren  Rahmenbedingungen jüdischen  Lebens  in  Frankreich  und 

England.  Friedrich  artikulierte  die  Kammerknechtschaft,  um  die  Juden  gegen  den 

761 Diesen Aspekt betonte bereits FISCHER, Stellung, S. 3-7. 

762 Siehe die Privilegienbestätigung der Goslarer Gemeinde, oben S. 28.

763 ABULAFIA, Servitude, S. 691, bezieht sich vor allem auf Beispiele der Iberischen Halbinsel.
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Ritualmordvorwurf zu schützen und deutlich zu machen, dass Angriffe auf die Juden gegen das 

Interesse des Herrschers waren.  Auch der  finanzielle  Aspekt spielte  eine Rolle,  denn die Juden 

sollten nicht nur geschützt, es sollten auch Ansprüche weiterer Landesherren beziehungsweise des 

Papstes auf Rechte an den Juden zurückgewiesen werden.764 Entscheidend für die Beurteilung der 

Kammerknechtschaft in diesem frühen Stadium ist die Tatsache, dass die Juden den Kaiser selbst 

um die Ausfertigung der Urkunde baten. Bedenkt man, dass sich die Juden auch in der Zeit Rudolfs 

in  einem  Fall  als  Kammerknechte  bezeichneten  und  wiederholt  den  Schutz  durch  den  König 

einforderten,  kann  trotz  einiger  Unterschiede  durchaus  eine  Kontinuitätslinie  vom Staufer  zum 

Habsburger gezogen werden.

Unabhängig davon, ob Rudolf in seiner Sicht auf die Juden als Kammerknechte von anderen 

europäischen Herrschern beeinflusst war oder sich primär auf Kaiser Friedrich bezog, sind negative 

Auswirkungen der Kammerknechtschaft für die Juden nur in Ausnahmefällen erkennbar. Die Guten 

Werner-Pogrome konnten primär deshalb stattfinden, weil es dem Herrscher an Macht fehlte, nicht 

an der Absicht, die Juden zu schützen. Anders verhält es sich mit der Freizügigkeit. Dieses Recht 

hängt nicht direkt mit dem Konzept der Kammerknechtschaft, die in Friedrichs Urkunde fassbar 

wird,  zusammen.  Dass  Rudolf  diesen  Aspekt  dennoch  mit  dem  Status  der  Juden  als  servi 

verknüpfte,  weist  in  diesem  Fall  auf  einen  Wandel  hin,  der  höchstwahrscheinlich  von  der 

französischen Sicht auf die Juden beeinflusst wurde. Rudolf artikulierte in seinen Mandaten von 

1286 ein Verständnis der Beziehungen zwischen dem König und den Juden, das den Verhältnissen 

in Frankreich ähnelte: Das Statut von Melun, welches im Jahr 1230 von König Ludwig IX. und den 

französischen Landesherren erlassen worden war, beschränkte die Freizügigkeit der Juden, die ohne 

die Erlaubnis des jeweiligen Herren dessen Territorium nicht verlassen durften. Dies war auch der 

Kernpunkt von Rudolfs Ausführungen. Auch wenn eine direkte Beeinflussung nicht nachweisbar 

ist,  kann  angenommen  werden,  dass  Rudolf  oder  seine  Kanzlei  durch  die  Kontakte  zu  König 

Philipp IV.  von Frankreich von den  rechtlichen Beziehungen der  französischen Juden zu ihren 

jeweiligen Landesherren Kenntnis hatten. Dennoch bleibt der Befund, dass Rudolf lediglich in einer 

einzigen Situation einen derartigen Anspruch formulierte, der zudem wenig erfolgreich war. Von 

einer konsequenten „Politik“ kann also keinesfalls gesprochen werden. Dass die Freizügigkeit im 

Reich umstritten war, steht dagegen außer Frage. Dabei kann jedoch kein einheitliches Vorgehen 

beobachtet werden, vielmehr war die Freizügigkeit Gegenstand lebhafter Diskussionen. Hierin liegt 

ein grundsätzlicher Unterschied zu den westeuropäischen Königreichen,  in denen der Status der 

Juden klar definiert war und den Königen unter weitgehendem Ausschluss der Landesherren die 

764 Zu den Hintergründen der  Privilegienausstellung vor allem im Hinblick auf  die  kirchlichen Ansprüche auf  die 
Juden siehe DIESTELKAMP, Vorwurf, S. 25f. 
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Verfügungsgewalt über Rechte und Steuern garantierte. In England beispielsweise unterstanden die 

Juden und ihre Steuern nahezu zu allen Zeiten dem König allein. Auch die  archae, in denen die 

jüdischen Finanzgeschäfte dokumentiert wurden, unterlagen der königlichen Gewalt. In Frankreich 

hatte  der  König  zwar  nur  die  Kontrolle  über  die  Juden  der  Krondomäne,  konnte  diese  jedoch 

unbeschränkt  ausüben.  Aufgrund  der  diffusen  Herrschaftsverhältnisse  im  Reich  war  es  kaum 

möglich, den Status der Juden exakt zu definieren, ohne den diversen Einzelinteressen Rechnung zu 

tragen. Die Infragestellung der jüdischen Freizügigkeit in der Zeit Rudolfs hatte letztendlich keine 

Konsequenzen für die Juden. Zu einem generellen Verbot der Freizügigkeit sollte es nicht kommen, 

auch  sind  für  die  Zeit  Adolfs  von  Nassau  und Albrechts  von Habsburg  keine  diesbezüglichen 

Überlegungen  von  königlicher  Seite  fassbar.  Dass  den  Juden  nach  der  Vertreibung  ihrer 

Glaubensgenossen aus Frankreich die prinzipielle Gefahr durchaus bewusst war, belegt hingegen 

die  Wormser  Gemeindeversammlung  von  1306/1307,  in  der  konkrete  Maßnahmen  etwa  gegen 

übertriebenen  Wucher  vereinbart  wurden,  um  sich  gegenüber  der  christlichen 

Mehrheitsbevölkerung weniger angreifbar zu machen.765 

Die  Wucherproblematik,  die  für  die  Vertreibungen  der  Juden  aus  den  französischen 

Regionen sowie aus England eine zentrale Rolle spielte, kam im Regnum, abgesehen von dem eben 

erwähnten Beispiel, das immerhin 15 Jahre nach Rudolfs Tod liegt, kaum zum Tragen.766 Rudolf 

hielt sich an die seit dem Rheinischen Städtebund übliche Regelung, den jüdischen Zinssatz auf 

43,3 Prozent pro Jahr zu begrenzen und ihn nicht etwa freizugeben, wie es unter König Ottokar II. 

von  Böhmen  geschehen  war.  Auch  bestrafte  Rudolf  in  einem  Fall  einen  Juden,  der  diese 

Zinsbeschränkung übertreten hatte.767 Für ein generelles Verbot der Geldleihe gegen Zinsnahme, 

wie sie in Frankreich seit Ludwig IX. und in England seit dem  Statutum de Judeismo von 1275 

durch Edward I. forciert wurde, sind keine Hinweise zu finden; selbst eine einschlägige Diskussion 

etwa der für solche Bestrebungen stets verantwortlich gemachten Bettelorden fehlt weitgehend. Die 

einzige  Ausnahme,  nämlich  die  Äußerungen  des  Dominikaners  Thomas  von  Aquin  in  seiner 

Antwort  auf  die  Frage  der  Herzogin  von Brabant,  wie  unter  anderem mit  der  Problematik  zu 

verfahren sei, durch die Zinsen der Juden zu Geld zu kommen, betraf zwar eine Region, die zum 

Reich gehörte. Die große Entfernung zu den zentralen Landschaften des Regnum verhinderte aber 

offenbar eine weitere tiefgehende Beschäftigung mit diesem Thema.768

765 Vgl. zu dieser Versammlung BARZEN/GÜNTZEL, Vertreibungen, S. 249f. sowie künftig BARZEN, Takkanot. 

766 CLUSE, Wuchervorwurf, S. 160, stellt fest, dass „im Bereich der deutschen Lande (...) der jüdische Geldhandel erst 
im 15. Jahrhundert zu einer häufigen Begründung für Vertreibungen“ wurde.  

767 Siehe oben, S. 146.
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Rudolf selbst unterhielt, insbesondere über seinen Vertrauten, den Franziskaner Heinrich von 

Isny,  enge  Kontakte  zu  den  Bettelorden,  ohne  dass  hier  negative  Auswirkungen für  die  Juden 

erkennbar wären. Heinrich zeigte weder als Bischof von Basel noch als Erzbischof von Mainz ein 

Interesse daran, die Juden in besonderer Form zu exkludieren oder gar zu dämonisieren. Als Rudolf 

dem Erzbischof die Gebiete Thüringen und Meißen im Jahr 1287 zur Verwaltung übertrug, wurde 

die Pflicht zum Schutz der Juden explizit in der Übertragungsurkunde festgeschrieben. In seiner 

gesamten  Handlungsweise  kann  Heinrich  aufgrund  seines  großen  Einflusses  als  Beispiel  dafür 

gelten, dass die Bettelorden zumindest auf Reichsgebiet keinesfalls eine konsequent antijüdische 

Linie verfolgten. Auch in den Chroniken und Annalen der Colmarer Dominikaner finden sich keine 

diesbezüglichen Passagen. Die Flucht und Gefangennahme Meirs etwa werden dort in neutralen 

Worten differenziert wiedergegeben. 

Aus  jüdischer  Sicht  ist  eine  von  europäischen  Faktoren  hervorgerufene  Interaktion  mit 

Rudolf  nur  in  Einzelfällen  nachweisbar.  Die  Privilegienbestätigungen  resultierten  aus  lokalen 

Nöten, die die Hinzuziehung des Königs erforderten. Als die Juden Regensburgs den König um die 

Erneuerung  ihrer  Rechte  baten,  taten  sie  es,  weil  die  lokalen  Herrschaftsträger  sie  aus  dem 

lukrativen Handelsgeschäft verdrängen wollten, nicht weil es externe Gründe für die Gefährdung 

des  Handelsprivilegs  gab.  Der  Komplex  um  die  Ritualmordbeschuldigungen  stellt  die  große 

Ausnahme dar. Diese Vorwürfe hatten eine europäische Dimension, von der die Juden des Reiches 

nicht ausgenommen waren. Auf welcher Ebene die Vorstellungen der christlichen Bevölkerung über 

die  Juden  als  Ritualmörder  transportiert  wurden,  ist  nicht  auf  Quellenbasis  nachzuvollziehen. 

Beeinflussungen von außen müssen aber vorausgesetzt  werden.  Die Juden versuchten mit  einer 

doppelten Strategie, den Vorwürfen entgegenzutreten, indem sie sowohl den Papst und Albertus 

Magnus als auch den König zur Bestätigung der Bulle Innozenz’ IV. bewogen. Sowohl die höchste 

weltliche  als  auch  die  wichtigsten  geistlichen  Personen  nahmen  die  Juden  also  erfolgreich  in 

Anspruch,  was  einer  insbesonere  von  Jeremy  Cohen  skizzierten  klaren  Frontstellung  zwischen 

christlichen Autoritäten und Juden widerspricht.769 Dass die Juden insbesondere mit den Päpsten 

Gregor X. und Nikolaus IV. – wegen der Bitte  um die  Freilassung Meirs von Rothenburg – in 

Kontakt traten, zeigt überdies, dass auch sie über europaweite Netzwerke verfügten.

768 CLUSE, Wuchervorwurf, S. 159, sieht im Gegenteil in den wenigen Zeugnissen und auch im Schreiben Thomas‘ von 
Aquin eher die Tendenz zur Rechtfertigung der jüdischen – durch Wucher gewonnenen – Abgaben an die Herrscher.  
Thomas selbst kritisiert zwar die jüdische Geldleihe, stellt jedoch die prinzipielle Existenz der Juden innerhalb der 
christlichen Mehrheitsgesellschaft ebensowenig in Frage wie beispielsweise sein Lehrer Albertus Magnus. Vgl. zu 
Thomas‘ Positionen den Juden gegenüber beispielsweise BERG, Thomas, sowie dagegen COHEN, Letters, S. 364-390.

769 Vgl. oben, S. 6. 
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Auch  wenn  nur  selten  eine  direkt  nachvollziehbare  europäische  Dimension  bei  den 

Interaktionen zwischen Rudolf und den Juden nachgewiesen werden kann, war das Regnum nicht 

isoliert  von äußeren Einflüssen.  Die Kammerknechtschaft,  die  als  Konzept  Friedrichs II.  weiter 

existierte, wurde, was die Freizügigkeit betrifft, von den französischen Verhältnissen beeinflusst. 

Während der Wucherproblematik lediglich eine untergeordnete Relevanz zukam, war die Angst vor 

Ritualmordvorwürfen, die sich nur aufgrund antijüdischer Stimmungen entfalten konnten, aktuell 

und wurde durch eine zunehmende Dämonisierung der Juden begünstigt, die sich nicht einzig im 

Regnum, sondern vorrangig in anderen Regionen Europas verbreitete. Insbesondere die Bettelorden 

–  von  der  Forschung  für  die  Verschlechterung  des  Verhältnisses  zwischen  Juden  und  Christen 

verantwortlich gemacht  –  zeigten  zur  Zeit  Rudolfs  keine diesbezüglichen Aktivitäten,  was  sich 

primär  an  der  Rolle  Heinrichs  von  Isny,  aber  auch  an  der  Beglaubigung  der  Schutzurkunde 

Innozenz’ IV. durch Albertus Magnus belegen lässt.

Die Königsherrschaft Rudolfs ist also als eine Epoche des lebhaften Austausches zwischen 

Juden  und  Christen  zu  werten.  Dabei  spielte  der  lokale,  nicht  unbedingt  der  europäische 

Zusammenhang die  entscheidende Rolle  für  die  Ausgestaltung des  Verhältnisses  zwischen dem 

König und den jüdischen Gemeinden des Reiches. Die völlig unterschiedlichen Strukturen der hier 

erwähnten  drei  Königreiche  schufen  jeweils  andere  Rahmenbedingungen,  in  denen  Juden  und 

Könige agieren konnten. Die Zersplitterung des Reichs, von Jordan als Topos klassifiziert, war eine 

reale  Gegebenheit,  welche  eine  großflächige  Vertreibung  zumindest  in  dieser  Zeit  unmöglich 

machte.770 Wenn Jordan ausführt, dass nicht England und Frankreich als strukturell ähnliche Gruppe 

zu betrachten sind, sondern eher Deutschland und Frankreich, dann übersieht er, dass sowohl der 

französische König als auch die Herrscher der übrigen Regionen des französischen Königreichs in 

ihren jeweiligen Gebieten ohne Einmischung über die Juden entscheiden konnten. Gerade dies war 

– das haben die Einzelstudien der vorliegenden Arbeit deutlich gezeigt –  im Prinzip niemandem im 

Regnum möglich.

Auch  Adolf  von  Nassau  und  Albrecht  von  Habsburg  zeigten  sich  offenbar  weitgehend 

unbeeindruckt von den Vorkommnissen im westeuropäischen Raum, obwohl  beide Könige über 

umfangreiche  Kontakte  zu  den  Höfen  Englands  und  Frankreichs  verfügten  und  somit    auch 

Kenntnisse  vom dortigen  Umgang mit  den  Juden erwerben konnten.  Adolf  hatte  sich  während 

seiner gesamten Herrschaftszeit mit dem englisch-französischen Konflikt auseinanderzusetzen, in 

770 JORDAN,  Regalian Rights, S. 1f.,  argumentiert konkret gegen die Auffassung von Fritz  BACKHAUS,  der in seinem 
Aufsatz Judenfeindschaft und Judenvertreibung im Mittelalter: Zur Ausweisung der Juden aus dem Mittelelbraum 
im 15. Jahrhundert (1987) die These vertritt,  wonach die Zersplitterung des Reichs großflächige Vertreibungen 
verhindert hätte.
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dem er mit dem englischen König verbündet war.771 Die europäische Komponente spielte in Adolfs 

Herrschaft  auch  deshalb  eine  wichtige  Rolle,  weil  ihm  seine  Kontakte  zum  einen  eine  große 

Geldmenge einbrachten und weil die Hochzeitsbemühungen mit Eduard seinen Status erhöhten. Auf 

die Juden des Reichs hatten die Beziehungen des Nassauers aber anscheinend keine Auswirkungen; 

ein Umschwenken Adolfs auf die Positionen Eduards oder Philipps im Umgang mit den Juden ist 

nicht zu erkennen. Dass sich Adolf stärker an der Königsherrschaft Rudolfs orientierte, verwundert 

nicht, wenn man bedenkt, dass ihm mit Graf Eberhard von Katzenelnbogen einer der wichtigsten 

Berater  Rudolfs  zur  Seite  stand,  der  zudem  mit  dessen  Positionen  und  Aktionen  den  Juden 

gegenüber bestens vertraut war. 

Auch  in  der  Herrschaftszeit  Albrechts  lassen  sich  keine  negativen  Einschnitte  in  den 

Rahmenbedingungen für jüdisches Leben im Reich feststellen, obwohl der Habsburger wie seine 

Vorgänger über intensive Beziehungen nach Frankreich und England verfügte. Insbesondere mit 

Philipp IV. stand er in kontinuierlichem Kontakt, der noch zu Lebzeiten Adolfs begann.772 Dies 

führte sogar zu einem Heiratsbündnis, denn Albrechts Sohn Rudolf ehelichte 1300 mit Blanche von 

Frankreich  eine  Halbschwester  Philipps.  Wegweisend  für  die  Juden  waren  aber  gerade  nicht 

Albrechts Beziehungen nach Frankreich, sondern sein entschlossenes Eingreifen zur Beendigung 

der  Rintfleischpogrome  und  seinem  darauf  folgenden  Bekenntnis  zum  Schutz  der  Juden  vor 

Verfolgungen.  Damit  stellte  er  sich  noch klarer  und eindeutiger  als  sein  Vater  oder  Adolf  von 

Nassau in eine Kontinuitätslinie mit dem letzten Stauferkaiser. 

Stellt die zweite Hälfte des 13. Jahrhunderts also eine Umbruchszeit in negativem Sinne 

dar? Betrachtet man lediglich die Reichsgeschichte, so ist diese Frage zu verneinen. Wäre an dieser 

Stelle  die  Geschichte  der  Juden  Frankreichs  oder  Englands  in  ihrer  gesamten  Tiefe  erforscht 

worden, würde man sicher zu einem anderen Ergebnis kommen. Zwischen den 1280er Jahren und 

1306 sorgten die Vertreibungen aus beiden Königreichen dort für ein Ende der Präsenz jüdischen 

Lebens. Aufgrund der völlig verschiedenen Grundvoraussetzungen in den hier betrachteten Reichen 

771 Der Konflikt  entzündete sich ab 1294 im Wesentlichen an lehnsrechtlichen Fragen der englischen Besitzungen 
innerhalb des französischen Königreichs. Adolf und weitere Herrschaftsträger des Reichs, wie Graf Eberhard I. von 
Katzenelnbogen  und  Erzbischof  Siegfried  von  Köln,  verbündeten  sich  –  motiviert  durch  umfangreiche 
Geldzahlungen Eduards – mit dem englischen König. Auch die Hochzeit einer Tochter Eduards mit einem Sohn 
Adolfs wurde in Betracht gezogen. Bis zu seinem Tod stand Adolf mit Eduard in konstantem Austausch, ebenso wie  
mit  dem französischen  König,  von  dem er  möglicherweise  ebenfalls  Geld  empfing.  Die  ambivalente  Haltung 
Adolfs  in  diesem  Konflikt  hat  ihm  in  der  älteren  Forschung  jede  Menge  Kritik  wegen  „ehrlosem  Verhalten 
eingebracht. Vgl. beispielsweise  HENTZE, England, S. 114: „Wegen [der] Untreue gegen seinen Bundesgenossen, 
den  englischen  König  (...)  verdient  K.  Adolf  von  unserm  Standpunkt  aus  die  schwersten  Vorwürfe.“  Adolfs 
Vorgehen  gegenüber  den  beiden  anderen  Königen  wird  in  der  neueren  Forschung  eher  unter  pragmatischen 
Gesichtspunkten gesehen. Siehe GERLICH, Adolf, S. 21-33.

772 Da der Nassauer mit Eduard verbündet war, lag ein Bündnis seines Gegenspielers Albrecht mit Philipp nahe. Vgl. 
HESSEL, Jahrbücher, S. 74-86. 
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kann also die Frage nach der Bedeutung des ausgehenden 13. Jahrhunderts für das jüdische Leben 

in Westeuropa nicht einheitlich beantwortet werden.
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